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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/241: Halbwertzeit - Mückenstiche ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gemeinsame Pressemitteilung:

Gronau/Münster, 10. Dezember 2019

Abseilaktion vor Uranmüllzug bei Münster

- Uranmüllzug von Urananreicherungsanlage Gronau erneut gestoppt

- spontane Mahnwachen in Gronau, Ochtrup und Burgsteinfurt

- "Uranmüllexporte von Gronau nach Russland einstellen"



Der heutige Uranmüllzug mit 600 t abgereichertem Uranhexafluorid (UF6)
aus der Urananreicherungsanlage (UAA) Gronau/Westfalen Richtung Russland
wurde am Dienstag (10.12.19) zwischen Münster-Häger und Münster-Kinderhaus
durch eine Abseilaktion von der Brücke der A1 erneut aufgehalten. Die
Polizei stoppte daraufhin den Uranzug kurz vor 12 Uhr im Bahnhof von
Altenberge und ist vor Ort. Ein Kletterteam der Polizei ist um 13 Uhr
eingetroffen. Um 13.20 Uhr wurde die Aktion beendet.

Anti-Atomkraft-Initiativen kündigten allerdings weitere Protestaktionen
gegen den Uranmüllexport nach Russland an. Um 14.15 Uhr passierte der
Sonderzug den Münsteraner Hauptbahnhof und fuhr Richtung Hamm weiter.

Dienstagvormittag gab es spontane Mahnwachen in Gronau, Ochtrup und
Burgsteinfurt, wo der Uranzug ebenfalls zehn Minuten mitten im Bahnhof
stand. AtomkraftgegnerInnen fordern ein Ende der Uranmüllexporte von
Gronau nach Russland. Für den Nachmittag wurden weitere spontane
Mahnwachen entlang der Bahnstrecke angekündigt, u. a. um 14.30 Uhr am
Bahnhof von Unna sowie um 16 Uhr in Ennepetal am Bahnhof.

Bereits beim letzten Uranmülltransport von Gronau nach Russland Mitte
November stoppten AtomkraftgegnerInnen den Uranzug bei Burgsteinfurt im
Münsterland mit einer Abseilaktion für mehr als sieben Stunden. Auch in
Russland werden neue Proteste geplant. Rund 54.000 Menschen haben dort
bereits eine Online-Petition von Greenpeace Russland gegen die
Uranmüllexporte unterschrieben. Gestern unterstützte der Ko-Vorsitzende
der russischen Umweltorganisation Ecodefense, Vladimir Slivyak, die
Mahnwachen in Münster und in Unna.




Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://www.laka.org

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/673: Klimakampf und Kohlefront - gespaltene Zungen ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 9. Dezember 2019

COP 25 | BUND: 

Mit Datteln 4 droht klimapolitisches Armutszeugnis der Bundesregierung



Am heutigen Montag erklärte Jochen Flasbarth, Staatssekretär im
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Nukleare Sicherheit, in
Madrid, dass das umstrittene Steinkohlekraftwerk Datteln 4 entgegen der
Empfehlung der Kohlekommission ans Netz gehen soll. Hierzu sagt Olaf Bandt,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Wir sind auf der Weltklimakonferenz, es geht um ambitionierteren
Klimaschutz und die Bundesregierung plant zeitgleich Datteln 4 in Betrieb
zu nehmen. Das wäre ein Armutszeugnis und untergräbt einmal mehr die
Glaubwürdigkeit dieser Bundesregierung in Sachen Klimaschutz. Der deutsche
Kohleausstieg darf nicht mit der Inbetriebnahme eines Kohlekraftwerks
konterkariert werden. Datteln 4 darf nicht ans Netz.

Mit Datteln 4 würde die Bundesregierung den Kohlekompromiss begraben. Der
mühsam ausgehandelte Konsens zwischen Wirtschaft, Gewerkschaften, Anwohnern
und Umweltverbänden sowie die von der Bundesregierung angekündigte 
Eins-zu-eins-Umsetzung der Kommissions-Empfehlungen wären damit vom Tisch.

Wir erwarten, dass die Bundesregierung Wort hält und Uniper sich von seinem
Skandal-Projekt endgültig verabschiedet. Das wäre volkswirtschaftlich
allemal preiswerter als das Kraftwerk mit aller Gewalt ans Netz zu bringen.

Der sich jetzt abzeichnende Gesetzesentwurf darf so nicht vom Kabinett
beschlossen werden. Wir rufen die beteiligten Ministerien auf, dringend
nachzubessern und den Kohlekompromiss eins zu eins umzusetzen."



Hintergrund zu Datteln 4: Datteln 4 würde jährlich bis zu 8,4
Millionen Tonnen CO2 ausstoßen. Der Kohlekompromiss vom Januar sieht vor,
das bis heute nicht fertig gestellte Kraftwerk gegen eine Entschädigung
nicht in Betrieb zu nehmen. Die Bundesregierung hat bis heute kein
Kohleausstiegsgesetz vorgelegt, aber scheint neue Kohlekraftwerke ans Netz
gehen zu lassen. Seit 2007 bemüht sich der Kraftwerksbetreiber E.ON bzw.
Uniper, das Kraftwerk Datteln 4 durchzusetzen. Schon mehrfach war der
Kohlemeiler aufgrund der Klagen des NRW-Landesverbandes des BUND und von
Anwohnerinnen und Anwohnern juristisch gescheitert. Auch derzeit verfügt
der Bau wegen der noch anhängigen BUND-Klagen weder über eine
rechtskräftige planungsrechtliche Grundlage noch eine bestandskräftige
Bau- und Betriebsgenehmigung.



Informationen zu Datteln 4 finden Sie unter: 

www.bund-nrw.de/publikationen/detail/publication/bund-hintergrund-steinkohlenkraftwerk-datteln-4

Weitere BUND-Informationen zur COP finden Sie unter:

www.bund.net/cop25

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/672: Klimakampf und Kohlefront - wir fordern mehr ... (AufBäumen)


AufBäumen - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

+++ Klimaaktivist*innen stören den Betrieb bei RWE Zentrale in Köln
+++ RWE soll enteignet werden +++ Energieproduktion soll vergesellschaftet
werden +++



Köln - Zeitgleich mit den Klimaverhandlungen in Madrid und kurz
nach den erfolgreichen Blockaden von Kohleinfrastruktur in der Lausitz
durch das Bündnis Ende Gelände hat die Gruppe AufBäumen vor dem RWE
Hauptsitz in Köln Junkersdorf demonstriert und zivilen Ungehorsam
geleistet.

Nach der gemeinsamen Tanzdemo mit Fridays for Future haben hunderte
Menschen mit vielfältigen Aktionen den Betrieb gestört. Die
Aktivist*innen versuchten in die Nähe des Gebäudes zu gelangen, wurden
aber mit unverhältnismäßiger Gewalt der Polizei daran gehindert. Dies
geschah unter dem Motto: "Enteignungsparty - (Ab) heute gehört der
Laden uns."

"Der notwendige gesellschaftliche Wandel ist nur ohne
profitorientierte Großkonzerne wie RWE möglich. Der Energiesektor muss
entprivatisiert und demokratisiert werden, um ein wirklich nachhaltiges
und soziales Wirtschaften zu ermöglichen. Deswegen handeln wir jetzt und
enteignen RWE", so Pressesprecher Dominic da Silva Cordeiro von
AufBäumen.

Die ungehorsamen Aktionen finden im Rahmen der Kampagne 
"RWE ENTEIGNEN-ENERGIEPRODUKTION VERGESELLSCHAFTEN" statt. Diese Kampagne fordert eine
Enteignung des Energieriesens RWE, nachdem dieser selbst Jahrzehnte lang
die Häuser von Menschen enteignete um Kohle abzubauen und Profite zu
maximieren.

"Auf die Bedürfnisse der Menschen - sowie die immer weiter
voranschreitende Klimakrise - nahm und nimmt RWE keine Rücksicht. Wir
sehen Energieversorgung als Grundbedürfnis an, nicht als Ware. Deshalb
sollten alle Menschen Zugang zu Energie bekommen und mitentscheiden
können, wie diese produziert und verteilt wird", so Paula Moser,
Pressepsrecherin von AufBäumen.

Die Energieproduktion muss dabei ökologisch stattfinden und den
Bedürfnissen der Anwohnenden, Mitarbeitenden und Verbrauchenden
angepasst sein. Die Enteignung ist der erste notwendige Schritt hin zu
einem energiedemokratischen und klimagerechten System.


Social Media:

aufbaeumen.net

facebook.com/gegenKohle

twitter.com/aufbaumen

flickr.com/aufbaeumen

 * 

Quelle:

AufBäumen

E-Mail: aufbaeumen-presse@riseup.net

Internet: https://aufbaeumen.net
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1494: Berlin - Texte zur Kunst, Autofiktion heute, Gespräch, 24.01.2020


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Januar 2020

Fr 24.1.m 19:30 Uhr

Texte zur Kunst

Autofiktion heute

7 EUR / erm. 4 EUR



Mit Violaine Huisman, Isabelle Graw, Dirk von Lowtzow, Jackie Thomae
und Brigitte Weingart

Aus Anlass der Ausgabe »Literatur« wird »Texte zur Kunst« die
aktuelle Konjunktur der »Autofiktion« diskutieren. Ist diese
tatsächlich ein neues literarisches Genre oder ist sie zuvor bereits
im Gewande der Autobiographie aufgetreten? Gemeinsam mit den
Autorinnen Violaine Huisman und Jackie Thomae werden Isabelle Graw,
Brigitte Weingart und Dirk von Lowtzow die Praxis des autofiktionalen
Schreibens beleuchten und hinterfragen, wie es Kunstschaffenden im
Medium der Schrift gelingt, schwierige familiäre oder soziale
Verhältnisse zu verhandeln. Was ist das für ein »Ich«, auf das wir in
ihren Büchern treffen - und was genau unterscheidet es vom
traditionellen, um Authentizität bemühten Subjekt des Bekenntnisses?

In englischer Sprache

Eine Veranstaltung in Kooperation mit »Texte zur Kunst«

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Januar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8508: Stuttgart - Inge Utzt, Reisende Frauen vom 4. bis ins 20. Jahrhundert, 18.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Freitag, 18.01.19, 19.30 Uhr

Zweimal die ganze Welt umrundet - Reisende Frauen vom 4. bis ins
20. Jahrhundert

Inge Utzt

Vortrag



Auftaktveranstaltung der 58. Stuttgarter Antiquariatsmesse und der
33. Antiquaria Ludwigsburg Es waren oft Fernweh, Abenteuerlust und
Wissensdurst, weswegen Frauen auf Reisen gingen. Andere hatten
familiäre, religiöse oder politische Gründe, ihre Heimat zu
verlassen. Die erste bekannte Reisende, die einen Bericht aus eigener
Feder hinterlassen hat, war die Klosterfrau Etheria, die um 380 auf
Pilgerfahrt nach Konstantinopel ging; "Peregrinatio Etheriae" wurde
erst 1884 entdeckt. Um diese Zeit begab sich die Krankenschwester
Kate Marsden zu den "Aussätzigen nach Sibirien" und Lady Florence
Dixie nach Patagonien. Alexandra David-Neel überquerte zur
Erforschung tibetischer Kultur den Himalaya und Ella Maillart nahm
ihre Katze mit nach Südindien. Die Wienerin Ida Pfeiffer hat wohl den
Rekord aufgestellt: Sie machte sich Mitte des 19. Jahrhunderts als
Witwe auf den Weg und umkreiste zweimal die Erde. Frauen reisten
natürlich häufig in Männerkleidung, manche schworen auf "einen guten
festen Rock". Die Schilderungen aus weiblicher Sicht unterscheiden
sich durchaus von denen der männlichen Reisenden, Berichte über das
"orientalische Frauenleben" gibt es etwa nur von Frauen. Leider sind
ihre Reisebücher immer noch nicht so bekannt, wie sie es verdient
hätten. Die Stuttgarter Antiquarin Inge Utzt, seit langem auf Werke
von und über Frauen spezialisiert, stellt die "Ladies on Tour" vor
und liest aus deren Veröffentlichungen.

Veranstalter: Stuttgarter Antiquariatsmesse und der Antiquaria
Ludwigsburg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





LATEINAMERIKA/113: 25. Weltklimagipfel in Madrid - Indigene Vertreter erneut enttäuscht


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

COP25 in Madrid: Indigene Vertreter erneut enttäuscht



Vertreterinnen und Vertreter indigener Völker, die von überall auf
der Welt nach Madrid gereist waren, zeigen sich enttäuscht vom 25.
Weltklimagipfel. "Von den politischen Verhandlungen des Gipfels waren
indigene Vertreterinnen und Vertreter weitgehend ausgeschlossen",
moniert Eliane Fernandes Ferreira, Brasilien-Koordinatorin der
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) vor Ort in Madrid. Über den
Global Indigenous Peoples' Caucus, der die Indigenen bei der UNO
repräsentiert, könnten sie zwar beraten und kommentieren. "Auf die
tatsächlichen Entscheidungen, die massive Auswirkungen auf ihre
Gemeinschaften haben können, haben die Indigenen aber keinen
Einfluss."

"Die Regierungsvertreter dürfen nicht für uns sprechen und
entscheiden, da wir diejenigen sind, die wissen, was auf unseren
Territorien geschieht", erklärt auch Nara Baré, indigene Vertreterin
des Baré Volkes. "Indigene Völker leben oft in besonders fragilen
Ökosystemen wie dem Amazonas oder der Arktis," ergänzt Fernandes.
"Sie haben Jahrtausende lange Erfahrung in der Pflege dieser
Ökosysteme und sind sehr aktive Klimaschützer." Ihre Expertise
während der Verhandlungen zu ignorieren sei ein strategischer Fehler.

Indigene Völker seien unmittelbar von den schlimmsten Auswirkungen
des Klimawandels betroffen, zugleich sei die Kultur vieler Völker
stark mit ihrem bedrohten Lebensraum verknüpft. "Die Verbindungen
zwischen Sprache, Tradition und Umwelt sind eng. Wenn die angestammte
Umgebung verschwindet oder sich radikal verändert, werden auch die
dort verwurzelten Kulturen und Völker verschwinden", befürchtet
Fernandes. "Das wäre ein unwiederbringlicher Verlust für die Vielfalt
unserer Welt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/361: Religiöse Vielfalt im Nahen Osten - 90 Prozent der Christen geflüchtet oder vertrieben


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Religiöse Vielfalt im Nahen Osten

90 Prozent der Christen geflüchtet oder vertrieben



In Deutschland und Europa bereiten sich viele Christen in Frieden und
Freiheit auf das Weihnachtsfest vor. "Christliche Gemeinschaften
besonders in islamisch geprägten Ländern werden dieses wichtige Fest
hingegen nicht in Frieden begehen können", befürchtet Dr. Kamal Sido,
Nahostreferent der Gesellschaft für bedrohte Völker. "In Syrien und
dem Irak, die seit Jahren von Chaos und Bürgerkriegen erfasst sind,
fühlen sich die wenigen verbliebenen Christen immer unsicherer - und
auch andere nicht-muslimische Volksgruppen wie Yeziden, Mandäer oder
Baha'i stehen unter Druck." Fehlende Staatsordnung und marodierende
islamistische Milizen seien die Hauptgefahren für Christen in diesen
Ländern.

Im Sommer 2019 lebten im Irak weniger als 150.000 Christen -
verglichen mit 1,5 Millionen, bevor die USA 2003 einmarschierten.
"Innerhalb von einer Generation schrumpfte die christliche
Bevölkerung also um 90 Prozent", erklärt Sido. "Das gleiche Phänomen
zeigt sich in Syrien: Mitte des Jahres 2017 gab es schätzungsweise
unter 500.000 syrische Christen, verglichen mit mehr als 1,5
Millionen vor Beginn des Konflikts im Jahr 2011." Diese
Massenauswanderung der Christen habe ihren Höhepunkt zwischen 2017
und 2018 erreicht.

Nach der Zerschlagung des sogenannten Islamischen Staates (IS) im
Norden und Osten Syriens durch die von Kurden angeführten Syrischen
Demokratischen Kräfte (SDF) hatte sich die Situation für religiöse
Minderheiten in Teilen Syriens und Iraks zunächst verbessert. "Durch
den völkerrechtswidrigen Einmarsch der Türkei in Nordsyrien und die
wiederholten Luftangriffe des NATO-Landes auf kurdische Stellungen im
Irak sind nun viele Schläferzellen des IS aktiv geworden", so der
Nahostexperte. Bombenanschläge mit vielen zivilen Opfern hätten
wieder zugenommen.

Während die Türkei radikale sunnitische Milizen unterstütze und
finanziere, erhielten schiitische Milizen Hilfe vom Iran. "Diese
Gruppen sind zwar untereinander verfeindet; einig sind sie sich
jedoch bei der Verfolgung von Christen, Yeziden, Mandäern, Baha'i und
Juden", erklärt Sido. "In Syrien betrachten die von der Türkei
unterstützen sunnitischen Islamisten selbst die muslimische kurdische
Bevölkerung als Feinde des Islam, weil die meisten Kurden das
Scharia-Recht strikt ablehnen." All das führe zu Flucht und
Auswanderung.

Durch die fortgesetzte Unterdrückung und Verfolgung, gezielte
Entführung und Ermordung von Christen im Irak und in Syrien sei das
christliche Leben in diesen Ländern stark bedroht. Viele Christen
sprächen von einem neuen Genozid. "Sie erwarten von den großen
christlichen Kirchen in Deutschland, Europa und Amerika mehr Beistand
und Solidarität. Es braucht Druck auf die Politik, damit endlich
konkrete Konzepte für eine friedliche Lösung auf den Tisch kommen",
meint Sido. "Nur dann wird sich die Lage der Christen und anderer
Volksgruppen in der Region verbessern und die Flucht und Auswanderung
enden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





PREIS/087: Der Leuchtturm des Nordens 2019 verliehen (Flüchtlingsrat Schleswig-Holtstein)


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 10. Dezember 2019

"Der Leuchtturm ist ein Sinnbild für einen Ort der Sicherheit, für einen
sicheren Hafen"

Der Leuchtturm des Nordens 2019 - Der Preis des Landesflüchtlingsrates ging
an die schleswig-holsteinischen SEEBRÜCKEN-Initiativen.



Am Internationalen Menschenrechtsstag vergibt der Flüchtlingsrat
Schleswig-Holstein e.V. seit 2005 einmal jährlich den Leuchtturm des
Nordens - den Preis für herausragendes Engagement in der
Flüchtlingssolidaritätsarbeit.

In diesem Jahr ging die Auszeichnung an die schleswig-holsteinischen
SEEBRÜCKEN-Initiativen. Die Preisverleihung fand statt am Dienstag, den
10.12.2019, im Rahmen der Veranstaltung des AMIF-Netzwerks "Aktive Kommunen
als Hoffnungsträger künftiger Flüchtlingspolitik?" in Kiel.

Die Laudatio auf die Preisträger*innen hielt Frau Parinaz Mehranfer vom
Zentrum für Empowerment und interkulturelle Kreativität, Kiel. Die Laudatio
auf die Preisträger*innen des Leuchtturms des Nordens wird traditionell von
den Vorjahresprämierten gehalten.

"Der Leuchtturm ist ein Sinnbild für einen Ort der Sicherheit, für einen
sicheren Hafen der angesteuert werden kann, wenn man in einen Sturm gerät
und Schutz sucht", erklärt Parinaz Mehranfer und rückt die Betroffenheit
der Geflüchtete ins Zentrum: "Jedes Jahr, jede Stunde und jede Minute
suchen Menschen Schutz und Sicherheit. Sie begeben sich in eine völlig
unabsehbare Situation und nehmen gefährliche Wege in Kauf."

Als SEEBRÜCKEN haben sich unter dem Eindruck der in Transitländern,
insbesondere in Libyen, in Wüsten und auf offenen Meeren durch europäische
Abschottung verursachten Flüchtlingstragödien bundesweit lokale
bürgerschaftliche Initiativen zusammengeschlossen. Sie protestieren gegen
die nationale und europäische opferreiche Abschottungspolitik und
engagieren sich in Städten und Gemeinden dafür, dass diese sich als
aufnahmebereit für Geflüchtete erklären.

"Wir möchten darauf aufmerksam machen, dass die Normalisierung
zivilgesellschaftlichen Engagements keinesfalls darüber hinwegtäuschen
darf, dass der Schutz von Menschenrechten Staatsraison und damit auf
europäisches Handeln und das Handeln jedes einzelnen Staates angewiesen
ist", erklärt Julian Schröder für die SEEBRÜCKE Kiel, dass ihr Engagement
keinesfalls als Entlassung des Staates aus seiner grundrechtlichen
Verpflichtung der Flüchtlingsaufnahme und Schutzgewährung verstanden werden
darf.

Inzwischen haben sich bundesweit 130 Städte und Kreise bis dato zu solchen
Sicheren Häfen erklärt [1]. Die schleswig-holsteinischen SEEBRÜCKEN-Initiativen 
hatten und haben durch ihre engagierte Öffentlichkeits- und Lobbarbeit, 
insbesondere gegenüber Bürgermeister*innen, Landrät*innen und lokalen 
Politik-Vertreter*innen, einen erheblichen Anteil an diesem Erfolg.

"Uns als SEEBRÜCKEN Schleswig-Holstein gibt es erst seit gut einem Jahr. 12
Kommunen, Landkreise und Städte in Schleswig-Holstein sind schon 'Sicherer
Hafen'. Diesen Absichtserklärungen sollten bald konkrete
Aufnahmemöglichkeiten für aus Seenot Gerettete folgen. Daran wollen wir in
Zukunft arbeiten und mit den Verantwortlichen auf kommunaler und
Landesebene sprechen", kündigt Saschsa Letje von der SEEBRÜCKE Kiel an.

"Nicht nachvollziehbar ist es, wenn das für die kommunale Aufnahme von
Geflüchteten zustimmungspflichtige Bundesinnenministerium solche
Aufnahmeinitiativen nicht durchwinkt", klagt Martin Link, Geschäftsführer
beim Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein und wundert sich: "Mit Verweis auf
das Veto der konservativen Bundestagsfraktionen sieht sich der Minister
hier nicht handlungsfähig!" Es überrasche schon sehr, dass Innenminister
Seehofer - anders als von ihm gewohnt - seine Richtlinienkompetenz an
dieser Stelle dem politischen Willen eines Teils des Bundestages
unterordnet.

Die SEEBRÜCKEN-Initiativen setzten gerade wo es in der Politik zunehmend en
vouge erscheint, die Zugänge für Schutzsuchende immer enger zu schnüren,
deutliche Zeichen dafür, dass die Gesellschaft die menschenrechtliche
Zuständigkeit der Flüchtlingsaufnahme nicht allein auf die nationale Ebene
schieben kann. "Für die Tragödien auf den Fluchtwegen stellen sich Staat
und Gesellschaft die gleichen Herausforderungen. Die SEEBRÜCKEN engagieren
sich dafür, dass dieser humanitäre Verantwortung auch vor Ort in Städten
und Gemeinden entsprochen werden kann und muss", begründet Link die
Entscheidung seines Vereins für die diesjährigen Preisträger*innen.

Das Thema Kommunale Aufnahmeprogramme wird die flüchtlingspolitische
Diskussion in der anstehenden Zukunft nicht unwesentlich kennzeichnen. Zur
Veranstaltung "Aktive Kommunen als Hoffnungsträger künftiger
Flüchtlingspolitik?" hat Dr. Danielle Gluns von der Universität Hildesheim
eine bundesweite Untersuchung zur Wirksamkeit von kommunalen
Aufnahmeprogrammen für Geflüchtete vorgestellt. Norbert Scharbach, Leiter
der Abteilung für Integration und Zuwanderung im Kieler Innenministerium,
hat aus ministerieller Sicht einen Beitrag über den Stellenwert von
Aufnahmeprogrammen in der Landespolitik halten.

Der syrische Oud-Spieler Nedal Aldaiekh hat für die musikalische Begleitung
der Veranstaltung gesorgt.

Der undotierte Preis "Leuchtturm des Nordens" wird vom Flüchtlingsrat
Schleswig-Holstein e. V. seit 2005 alljährlich an Personen oder Gruppen
vergeben, die sich in herausragender Weise um die in Schleswig-Holstein
Schutz und Zukunft suchenden Flüchtlinge verdient gemacht haben.


Anmerkung:

seebruecke.org/startseite/sichere-haefen-in-deutschland/

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Sophienblatt 82-86, 24114 Kiel
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ADVENT/133: Adventskalender - für den 13. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Freitag, den 13. Dezember

[image: Adventskalender 13. Tür - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Und dann verschwinden,

plötzlich und schnell,

nicht mehr zu finden,

mit Mann und Fell.

zum 13. Dezember 2019
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8830: Und morgen, den 13. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.12.2019 bis zum 14.12.2019 +++
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Die Wolken grau,

die Erde naß,

Jean-Luc ist schlau

und kriecht ins Faß.
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INFOPOOL / EUROPOOL / MEINUNGEN





STANDPUNKT/079: Green Deal der EU ist Betrug an Mensch und Umwelt (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
12. Dezember 2019

Green Deal der EU ist Betrug an Mensch und Umwelt



Zum sogenannten "Green Deal" von Ursula von der Leyen erklärt Patrik
Köbele, Vorsitzender der DKP: "Dieser sogenannte "Green Deal" ist ein
Betrug an Mensch und Umwelt. Frau von der Leyen führt mit ihrer
Kommission das weiter, was ihre gesamte politische Laufbahn prägt:
Banken und Konzerne werden zu Lasten der Arbeiter, Angestellten, Rentner
und Arbeitslosen subventioniert. Umweltschutz dient dabei nur als
Vorwand. Den Verursachern der Umweltzerstörung, der Automobil- und
Energieindustrie sollen Milliarden Euro Steuergelder zugeschoben werden,
damit sie ihre Profite erhalten können. Ein Zauberwort heißt
E-Mobilität, daran können beide verdienen, die Umweltschädigung wird nur
verlagert. Und auch bei der Zielsetzung der sogenannten CO2-Neutralität
der EU darf man sicher sein, dass ein Hauptmittel die Verlagerung der
Emissionen in ärmere Länder sein wird. Die sogenannte CO2-Grenzsteuer
ist in diesem Zusammenhang nichts anderes als die Fortsetzung der
neokolonialen Ausbeutung mit anderen Mitteln. Dieser Green Deal muss
bekämpft werden. Die DKP fordert das Verursacherprinzip. Das heißt zum
Beispiel, die notwendige Verkehrswende muss mit den Profiten der
Automobilindustrie finanziert werden, die Energiewende mit denen der
Energiekonzerne."

Essen, 12. Dezember 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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INFOPOOL / EUROPOOL / REDAKTION





PARTEIEN/395: Brexit - trendierte Wahl ... (SB)


Brexit - trendierte Wahl ...



Heute wählen die Menschen in Großbritannien und Nordirland ein neues
Unterhaus. Die Demoskopen prognostizieren einen Sieg der regierenden
Konservativen, die mit einer absoluten Mehrheit von rund 30 der
insgesamt 650 Sitze die Pläne von Premierminister Boris Johnson zum
schnellstmöglichen Austritt des Vereinigten Königreichs aus der
Europäischen Union umsetzen könnten. Doch wegen des britischen
Mehrheitswahlrechts, demzufolge der Kandidat oder die Kandidatin mit
den meisten Stimmen - bei einem großen Teilnehmerfeld häufig weit
weniger als 50 Prozent - das Mandat automatisch erhält, kann man sich
auf die landesweiten Prozentzahlen der Wahlforscher nicht verlassen.
Schaffen es die Brexit-Gegner bei den Sozialdemokraten,
Liberaldemokraten, Grünen und schottischen Nationalisten, die eigene
Parteiverbundenheit zurückzustellen - wozu die jeweiligen Vorsitzenden
dringend geraten haben - und ihre Stimmen dem Kandidaten oder der
Kandidatin zu geben, der/die die meisten Chancen hat, den lokalen
Vertreter der Tories zu schlagen, dann ist es durchaus möglich, daß
die Konservativen die Mehrheit verfehlen und es zu einer von Labour
geführten Minderheitsregierung unter dem Vorsitz von Jeremy Corbyn
kommt.

Doch ein Sieg Corbyns, der Galionsfigur der sozialdemokratischen
Linken in Großbritannien, ist genau das, was das Establishment in
Großbritannien - wozu das Militär, die Tories, die Konzernmedien und
sogar der Blair-Flügel bei Labour gehören - unbedingt verhindern will.
Nicht zuletzt wegen des Vorwurfs, Antisemitismus in den Reihen der
Sozialdemokraten zu dulden, machen sowohl die Boulevardpresse als auch
die seriösen Zeitungen wie Times und Guardian Corbyn das Leben zur
Hölle. Angetrieben wird die medien- und wahltechnisch höchst
schädliche Antisemitismus-Debatte bei den Sozialdemokraten von der
israelischen Botschaft in London und zionistischen Kreisen innerhalb
der Partei selbst, denen Corbyns jahrelanger Einsatz für die Rechte
der Palästinenser ein Dorn im Auge ist. Diese Kreise torpedieren seit
nunmehr fünf Wochen den laufenden Wahlkampf der eigenen Parteiführung
und bereiten sich auf einen Putsch gegen Corbyn nach der von ihnen
erhofften Wahlniederlage vor, wie der vom Politblog Guido Fawkes
veröffentlichte Mitschnitt eines Telefongesprächs zwischen Labours
gesundheitspolitischem Sprecher Jon Ashworth und seinem Tory-Freund
und Politberater Greig Baker enthüllte.

Die Führungsrolle bei der Diffamierungskampagne gegen Corbyn spielen
die Zeitungen und Fernsehsender des australischen Medienzaren Rupert
Murdoch, der seit mehr als 40 Jahren als Intimus u. a. von Ronald
Reagan, Margaret Thatcher, Tony Blair und Donald Trump wie keine
zweite Person die Politik in seinem Heimatland, in den USA und in
Großbritannien in Richtung neoliberaler Raubtierkapitalismus treibt.
Am 7. Dezember wartete Murdochs Massenblatt The Sun mit der
Gruselgeschichte auf, Corbyn sei die Spinne im Zentrum eines
linksextremistischen Netzwerks, das Großbritannien in einen
steinzeit-kommunistischen Überwachungsstaat verwandelt wolle. Als
Quelle der brisanten Informationen wurde ein nicht namentlich
genanntes - und vermutlich nicht einmal existierendes - ehemaliges
Mitglied des britischen Geheimdiensts angegeben.

Die Einseitigkeit der Berichterstattung zugunsten von Johnsons Tories
und zuungunsten von Corbyn und Labour ist bei dieser Wahl so krass
gewesen, daß das Thema der New York Times am 11. Dezember einen
Artikel wert war. "Überraschend" stellten die NYT-Reporter Adam
Satariano und Amie Tsang fest, daß die Hauptquelle der "fake news",
die den britischen Wahlkampf 2019 überschwemmt haben, doch nicht in
Wladimir Putins Rußland, sondern in der Parteizentrale der
Konservativen sitzt, wo Dominic Cummings für Johnson die Hilfestellung
Steve Bannons für Donald Trump im Jahr 2016 zu reproduzieren versucht -
 unter anderem durch den Einsatz zweier Computernerds aus Neuseeland,
der beiden Mitzwanziger Sean Topham und Ben Guerin, die durch das
gezielte Plazieren von Falschinformationen in den sozialen Netzwerken
den Konservativen um Scott Morrison maßgeblich zum unerwarteten Sieg
bei den australischen Parlamentswahlen im vergangenen Mai verholfen
haben sollen.

Wie das funktioniert, konnte man am 9. Dezember gut beobachten. An
diesem drittletzten Tag vor der Wahl verursachte der stets flappsig
agierende Johnson in einem spontanen Stehinterview mit Joe Pike den
PR-technischen Super-GAU, den seine Berater seit Wochen befürchtet
hatten. Als der Reporter des privaten Fernsehsenders ITV den
Premierminister mit dem Bild eines kranken Jungen, der wegen
Überfüllung in der Notaufnahme des Zentralkrankenhauses von Leeds auf
Decken auf dem Fußboden liegen mußte, zu konfrontieren versuchte,
weigerte sich Johnson, das Foto anzusehen, das an diesem Tag die
Titelseite der Zeitung Daily Mirror als Indikator eines maroden
Gesundheitssystems schmückte, steckte vor laufender Kamera Pikes
Mobiltelefon in die eigene Tasche und erzählte, wie in Großbritannien
alles besser werde, sobald "der Brexit endlich erledigt" sei.

Der Mißgriff Johnsons und seine fehlende Sensibilität für das
Schicksal des kranken Jungen hat in den sozialen Medien
Großbritanniens einen allgemeinen Schrei der Empörung ausgelöst. Also
mußten der Schaden begrenzt und die laufenden Wahlkampfnarrative in
andere Bahnen gelenkt werden. In Windeseile kursierten Berichte bei
Twitter und Facebook, das peinliche Bild aus dem Krankenhaus von Leeds
sei extra von der Mutter des Jungen gestellt worden, um den Tories im
Wahlkampf zu schaden. Als Quelle dieser Angaben, die von mindestens
fünf konservativen Politikern weitergetwittert wurden, galt zunächst
die Facebook-Seite einer Krankenhausmitarbeiterin. Später meldete sich
diese Frau beim Guardian und erklärte, die Angaben auf ihrer
Facebook-Timeline stammten nicht von ihr, unbekannte Täter hätten ihr
Mobiltelefon gehackt und unter ihrem Namen die Fehlinformationen in
Umlauf gebracht.

Doch damit nicht genug. Noch am selben Tag hatte die konservative
Wahlkampfleitung den Gesundheitsminister Matt Hancock zum Krankenhaus
in Leeds geschickt, um zu demonstrieren, daß die Tories doch ein Herz
für kranke Kinder haben. Am Eingang der Klinik wurde Hancock von
Passanten und Krankenhausbesuchern wegen der Misere im britischen
Gesundheitssystem beschimpft. Kurz darauf verbreitete sich die
Nachricht - nicht zuletzt dank des Twitter-Feeds der
Chefkorrespondentin der Nachrichtenredaktion des staatlichen Rundfunks
BBC Laura Kuenssberg mit ihren 1,1 Millionen Followern - bei der
Ankunft am Krankenhaus sei ein Referent Hancocks von einem
Labour-Parteiaktivisten geschlagen worden. Später dokumentierten
Fersehbilder der lautstarken Begegnung jedoch, daß es nicht einmal im
Ansatz zu Handgreiflichkeiten gekommen war.

Inzwischen sieht sich Kuenssberg selbst mit dem Vorwurf der gezielten
Wahlmanipulation zugunsten der Konservativen und ihres bevorzugten
Gesprächspartners Boris Johnson konfrontiert. Am Nachmittag des 11.
Dezember berichtete Kuenssberg, die im Auto irgendwo unterwegs war,
live von den letzten fieberhaften Stunden des Wahlkampfes. Nach einer
kurzen Diskussion mit der Moderatorin im BBC-Hauptstadtstudio in
London über die schlechten Wetteraussichten - kalt und naß - die
möglichen Auswirkungen auf die Wahlbeteiligung - viele ältere Menschen
könnten zu Hause bleiben - gab sich Kuenssberg plötzlich als absolute
Insiderin und behauptete, sie habe aus internen Parteikreisen, die
erste Einblicke in die Briefwahlzettel genommen hätten, erfahren, daß
die Zustimmung für Labour in deren traditioneller Hochburg im
deindustrialisierten Norden Englands, wo viele Menschen 2016 für den
Brexit stimmten und die Konservativen den Sozialdemokraten zahlreiche
Sitze abzunehmen beabsichtigen, "düster" sei.

Vor dem Wahltag auch nur die geringste Information über die Briefwahl
preiszugeben, ist in Großbritannien gesetzlich verboten. Das weiß
natürlich auch Laura Kuenssberg, die jeden Vorwurf des Fehlverhaltens
empört von sich weist. Ob die Realität mit der von ihr weitergegebenen
"Einschätzung" übereinstimmt, oder ob die Absolventin der George
Washington University in der US-Hauptstadt nur Propaganda für die
Tories machte, muß sich noch herausstellen. Jedenfalls scheint das
schlechte Wetter die Menschen nicht vom Urnengang abzuhalten.
Medienberichten zufolge haben sich den ganzen Tag über vor den meisten
Wahllokalen ungewöhnlich lange Schlangen gebildet, der Andrang sei
noch nie so groß gewesen. Die nächsten Stunden werden zeigen, ob
Lügenbaron Johnson und seine Brexiteer-Klique doch noch verlieren.

12. Dezember 2019
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TREFF/775: Mönchengladbach - Ingeborg Gleichwohl, Acht Philosophinnen und ihr Leben, ab 15.01.20


Stadt Mönchengladbach

Denken aus Leidenschaft: Leben und Werk bedeutsamer

Philosophinnen



Die Philosophie, eine von Männern beherrschte Domäne? Es gab zu jeder
Zeit auch Frauen, die eine Liebe zur Weisheit verband. In dem Buch:
"Denken aus Leidenschaft: Acht Philosophinnen und ihr Leben" werden
diese Frauen porträtiert. Vom Mittelalter bis in diese Zeit führt ihre
Geschichte. Der weibliche Blick auf die Welt ist stets ein anderer.
Ein Buch, das zum Denken anregt, vor allem aber dazu, die eigenen
Gedanken ernst zu nehmen. Zu den Philsophinnen zählen unter anderem
Christine de Pizan, Edith Stein, Simone Weil und Martha Nussbaum.
Ausgewählte Textpassagen des Buches "Denken aus Leidenschaft: Acht
Philosophinnen und ihr Leben " von Ingeborg Gleichwohl bilden die
Grundlage für den VHS-Kurs ab Mittwoch, 15. Januar, jeweils 16 bis
17.30 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, und
sind Ausgangspunkt um darüber hinaus auch den eigenen Blick auf die
Welt zu überdenken.

Entgelt: 28 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.12.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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TREFF/774: Bielefeld - Erzählführung. Lisbeths erster Tag in der Spinnerei, 15.12.19


Stadt Bielefeld

Erzählführung: Lisbeths erster Tag in der Spinnerei



Bielefeld (bi). Die Geschichte der Ravensberger Spinnerei erleben
Interessierte am Sonntag, 15. Dezember, in einer Erzählführung durch
die Dauerausstellung des Historischen Museums. Protagonistin der
Erzählung ist die Arbeiterin Lisbeth, die 1980 am Bielefelder Bahnhof
ankam und von der Fabrik angeworben wurde. Dr. Katja Kosubek erzählt
die Geschichte des Mädchens und wie sie die Arbeit in der Fabrik
erlebte. Die öffentliche Führung startet um 11.30 Uhr.

Weitere Infos unter www.historisches-museum-bielefeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.12.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFFEN/208: Berlin - Gedankenflieger, Philosophieren mit Kindern, Was bedeutet Freiheit? 24.01.2020


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Januar 2020

Fr 24.1., 09:00 Uhr

Junges Literaturhaus Reihe o Gedankenflieger Berlin

»Philosophieren mit Kindern«

Mit Isabell Köster

Eintritt: frei



Was bedeutet Freiheit? Bin ich so frei, wie ich mich fühle - oder
fühle ich mich unfreier, als ich in Wirklichkeit bin? Je mehr man
darüber nachdenkt, desto mehr Fragen ergeben sich. Zum Glück sind wir
nicht allein damit, sondern können unsere Gedanken teilen und uns
darüber verständigen - beim Philosophieren mit den
Gedankenfliegern! Diesmal lädt die Kulturwissenschaftlerin Isabell
Köster Grundschüler*innen spielerisch dazu ein, gemeinsam ihren
Gedankenfreien Lauf zu lassen zum Thema Freiheit. Ein eigens
hergestelltes Magazin mit vielen Anregungen und Lektüretipps regt
dazu an, auch nach der Veranstaltung weiter zu philosophieren.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Literaturhaus Hamburg und
der Bundeszentrale für politische Bildung

Nur für Schulklassen

Altersempfehlung: Für Grundschulklassen

Anmeldung: ericke@literaturhaus-berlin.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Januar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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MELDUNG/415: Ein Höhepunkt der Malerei zwischen den Kriegen (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 11.12.2019

Ein Höhepunkt der Malerei zwischen den Kriegen



Das Martin von Wagner Museum ist wieder um ein bedeutendes Gemälde
reicher: Die "Junge Frau mit Tulpenvase" stammt von Karl Hofer, der in den
1920-iger Jahren zu den bedeutendsten deutschen Malern zählte.

Es ist das Jahr der großen Neuzugänge für das Martin von Wagner Museum. Im
Sommer gelang der Coup, das Bildnis des Renaissancearchitekten Sebastiano
Serlio von Bartolomeo Passerotti - das wertvollste Bild, das jemals für
das Universitätsmuseum angekauft worden ist - für die Gemäldegalerie zu
erwerben. Jetzt kann sich die Sammlung erneut über prominenten Zuwachs
freuen.

Ein privater Spender hat das Gemälde "Junge Frau mit Tulpenvase" von Karl
Hofer (1878-1958) gestiftet. Es ist um 1924/25 datiert, dies gilt als die
qualitativ beste Phase im Schaffen dieses herausragenden Vertreters der
deutschen Malerei zwischen den beiden Weltkriegen. Ein bestimmtes Motiv
weist unverkennbar in die mittleren 1920-iger Jahre: Die weibliche Figur -
es ist Hofers Modell Martha - trägt einen modischen Bubikopf. Das 106
Zentimeter hohe und 90 Zentimeter breite Gemälde ist erst einmal
öffentlich gezeigt worden, 2012 im Rahmen einer Karl-Hofer-Werkschau der
Kunsthalle Emden.

Bis zu 500.000 Euro Marktwert

"Unsere relativ kleine Sammlung moderner Kunst ist um ein herausragendes
Werk bereichert worden", freut sich Damian Dombrowski, Direktor der
Neueren Abteilung des Martin von Wagner Museums: "Die 'Junge Frau mit
Tulpenvase' ist kompositionell, koloristisch und maltechnisch von einer
seltenen Stimmigkeit, das Bild hat absolut museale Qualität. Hofer hat
eine ganze Reihe halbfiguriger Akte mit Blumen geschaffen, aber dies ist
vielleicht seine ausgereifteste Komposition dieses Typs." Die Provenienz
lasse sich bis zum Erstbesitzer zurückverfolgen, der das Werk 1925 vom
Künstler erworben hat. Sein Marktwert liege bei 400.000 bis 500.000 Euro,
so Dombrowski.

Innerhalb der künstlerischen Tendenzen der Weimarer Republik vertrat Hofer
eine eigenständige Position. Schon früh war der Maler in zahlreichen
Museen vertreten; seine Werke verbreiteten sich auch in den USA, wo er
1928 an einer Kunstausstellung in Philadelphia teilnahm. "Wenige Jahre
später hätte man ihn vielleicht nicht mehr dorthin eingeladen", meint
Dombrowski: "Die individuelle Poesie und die gestalterische Souveränität,
die unser neues Bild auszeichnen, sollten sich in den 30er Jahren wieder
verlieren. Der Charakter vollendeter Meisterschaft, des Angekommenseins
auf einem einmaligen Höhepunkt schöpferischer Kraft, macht diesen
Neuzugang so wertvoll."

Weiterer Deutsch-Römer im Museum

Zwischen 1903 und 1908 war Hofer in Rom, wo er sich die Basis für seine
Malerei entwickelte. Von dem Kunstkritiker Julius Meier-Graefe wurde Hofer
als "neuer Deutscher Römer" bezeichnet. Das Martin von Wagner Museum der
Universität Würzburg, nach einem der bekanntesten Deutsch-Römer benannt,
nennt bereits eine Kollektion von Gemälden deutsch-römischer Maler sein
Eigen. Für Dombrowski daher ein idealer Platz für den Neuzugang, der ab
sofort in der Gemäldegalerie des Museums besichtigt werden kann.


Martin von Wagner Museum der Universität Würzburg,

Südflügel der Residenz, 2. Stock

Öffnungszeiten: Montag bis Samstag 10 bis 13.30 Uhr, 

Sonntag vierzehntäglich 10 bis 13.30 Uhr 

(im Wechsel mit der Antikensammlung)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 11.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9756: Berlin - »Primordial Cities Initiative«, 12.-20.12.2019/7.1.-29.2.2020


Fraunhofer-Gesellschaft, 09.12.2019

»Primordial Cities Initiative« - Kunst und Wissenschaft gemeinsam für
die Stadt der Zukunft



Das Projekt »Primordial Cities« des international bekannten Philosophen
und Konzeptkünstlers Jonathon Keats orientiert sich an den ersten
Lebensgemeinschaften auf unserer Erde - den sogenannten
Stromatolithen-Städten, bewohnt von primitiven Mikroben. Gemeinsam mit dem
Fraunhofer-Institut für Bauphysik IBP, basierend auf dessen Forschungsarbeit
und der Erfahrung der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler entwickelte
der Experimentalphilosoph ein innovatives Stadtszenario, das unter
Berücksichtigung des Klimawandels städtebauliche Konzepte völlig neu denkt
und revolutioniert. Ab dem 12. Dezember ist das Projekt im STATE Studio in
Berlin in einer Ausstellung zu besichtigen.

Klimaforscher prognostizieren, dass der Meeresspiegel bis zum Jahr 2100
mindestens doppelt so stark steigen könnte, wie bisher vermutet. Die
globale Erwärmung wird jedoch nicht nur das Polareis schmelzen, die Ozeane
vergrößern und so ganze Landstriche mit all ihren Städten im Meer
versinken lassen, vielmehr werden die steigenden Temperaturen auch die
urbanen Wärmeinseln verstärken und so die Menschen in Großstädten und
Megametropolen immens belasten. Um diesen Problemen entgegenzuwirken,
haben sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Fraunhofer IBP
unter der Leitung des international bekannten Philosophen und
Konzeptkünstlers Jonathan Keats in den letzten Monaten mit einem gänzlich
neuen Ansatz für neue, ultra-resiliente Architektur und städtische
Infrastruktur beschäftigt. Dieser Ansatz orientiert sich an den ersten
Lebensgemeinschaften auf unserem Planeten - den Stromatolithen.

Stromatolithen sind biogene Sedimentgesteine, die durch Einfangen und
Bindung von Sedimentpartikeln oder Fällung gelöster Stoffe infolge des
Wachstums und Stoffwechsels von Mikroorganismen in einem Gewässer
entstanden sind. Das Besondere an ihnen ist, dass sie in Schichten wuchsen
und organische Substanz mit Sediment kombinierten. Die unteren Schichten
wurden Schritt für Schritt »geopfert«, um zur Basis für neue Ebenen der
lebenden Materie zu werden. Das Prinzip dieser sogenannten
Stromalithen-Städte könnte laut Keats extrem gefährdete Metropolen wie
Shanghai oder Manhattan dauerhaft retten und zudem einer der Hauptursachen
für Treibhausgas-Emissionen im Bereich Bauen und Wohnen entgegenwirken,
nämlich dem weit verbreiteten Einsatz energieintensiver Klimatisierung.

Die Initiative »Primordial Cities« entstand im Rahmen des Fraunhofer
»Artist in Lab«-Programms am Fraunhofer-Institut für Bauphysik IBP und
wurde von Prof. Gunnar Grün, Leiter der Abteilung Energieeffizienz und
Raumklima, und seinen Kolleginnen und Kollegen begleitet. Das Fraunhofer
IBP war durch seine Forschungsarbeiten und Kompetenzen im Bereich
Stadtplanung und Klimawandel prädestiniert dafür, die philosophischen
Ansätze von Keats durch reale technologische Entwicklungen zu
unterstützen, beispielsweise durch die Konstruktion besonders
anpassungsfähiger Gebäude. So wurden schließlich auch Keats' Entwürfe
durch die Ergebnisse des Sonnenlichtsimulators am Fraunhofer IBP oder
durch Computermodellierungen der Fraunhofer-Forscherinnen und -Forscher
beeinflusst und untersucht.

Ziel der »Primordial Cities Initiative« ist es, mit Unterstützung von
wissenschaftlicher Methodik eine architektonische Vision in die
Öffentlichkeit zu bringen, gemeinsam über diese nachzudenken und zu
diskutieren, politische Entscheidungen und Konsequenzen anzustoßen und
gleichzeitig eine Kultur der mutigen und phantasievollen Planung zu
fördern.

Das Fraunhofer IBP ist neben diesem Innovationsprojekt auch in dem vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten,
zukunftsweisenden Projekt »Stadtklima im Wandel« vertreten - oder bringt
seine Forschungskompetenzen im ATTRACT-Projekt »Städtephysikalische
Modellierung« sowie bei »Bauphysikalische Gestaltung urbaner Oberflächen
für nachhaltige Lebens- und Umweltqualität in Städten«, kurz BUOLUS, ein.

Leistungsstarke Stadtklimamodelle - ein Forschungsfeld für das
Fraunhofer IBP

Unter dem Dach des BMBF-Förderprojekts »Stadtklima im Wandel« erprobten
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Fraunhofer IBP zwischen
Juni 2016 und Juni 2019 die Anwendung des leistungsstarken
Stadtklimamodells PALM-4U - samt Validierung und Prüfung der
Praxistauglichkeit. Mit diesem Modell ist eine Skalierung von einzelnen
Gebäuden über ganze Quartiere bis hin zu Großstädten wie Berlin möglich.

Typische stadtklimatische Fragestellungen wie Wind- oder thermischer
Komfort - inklusive ihrem Einfluss auf das Innenraumklima von Gebäuden -
lassen sich beispielsweise über das Modell beantworten. Simulationen zur
Schadstoffausbreitung können durchgeführt und Einflüsse aus dem
Bewegungsverhalten einzelner Personen bewertet werden. Im Teilprojekt
UseUClim erprobten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bereits erste
praktische Anwendungen des Stadtklimamodells und vermittelten den
beteiligten Praxispartnern - den Umweltämtern der Stadt Chemnitz, Dresden
und Leipzig sowie den Stadtplanern der Sweco GmbH - in zwei
Schulungsphasen den Umgang mit den Modell-Prototypen. Bereits zu diesem
Zeitpunkt war allen Beteiligten klar, welches Potenzial in der Integration
von Stadtklimamodellen in die Planungspraxis steckt.

Seit Oktober 2019 hat daher die zweite Phase begonnen: In dem Konsortium
ProPolis sollen nun unter anderem die Anwendungsmöglichkeiten von PALM-4U
erweitert werden, eine innovative und intuitive Nutzeroberfläche zur
Verfügung gestellt sowie Schulungs-, Support- und Serviceangebote
entwickelt und getestet werden.

Im Rahmen des geplanten Förderprojekts des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie (BMWi) UCARe4Citizen beschäftigt sich ein
Projektteam des Fraunhofer IBP mit der Darstellung von Modellergebnissen
in Verbindung mit dreidimensionalen Geodaten und Stadtmodellen (GIS) durch
Augmented Reality (AR). Dank einer interaktiven Kommunikationsplattform
soll so der Dialog mit Kommunen, Bürgern und Planern verbessert werden.
Moderne Visualisierungstechniken und intuitiv bedienbare Endgeräte
schaffen die Voraussetzungen dafür, dass geplante Maßnahmen mitsamt ihren
stadtbauphysikalischen Auswirkungen erfahrbar gemacht werden können: Durch
das immersive Erleben des Stadtklimamodells können hier auch Effekte wie
starke Windlasten, Überhitzungen und Schadstoffbelastungen unmittelbar
erfasst werden. Ziel ist es, dank der Digitalisierung der Prozessketten
eine neue Form der Bürgerbeteiligung im urbanen Planungskontext zu
ermöglichen.

Das vor kurzem gestartete ATTRACT-Projekt »Städtephysikalische
Modellierung« um Dr. Afshin Afshari soll das in den letzten Jahrzehnten
erworbene theoretische Verständnis und die empirischen Möglichkeiten zur
Vorhersage von urbanen Hitzeinseln in die Praxis bringen und so das
nachhaltige Management von Städten verbessern. Dazu wird in die
Modellierung das vollständige städtische Mikroklima einbezogen. Es wird
von zahlreichen Einflüssen wie beispielsweise Gebäuden,
Straßenoberflächen, Wasserflächen und Vegetation, anthropogenen
Aktivitäten - besonders aber vom Verkehr - geprägt. Im Fokus der
Forscherinnen und Forscher steht die Entwicklung von Modellen, die eine
Abschätzung von mindestens drei städtischen Faktoren ermöglichen:
thermische Außenbedingungen, Energieverbrauch der Gebäude und
Luftverschmutzung. Ein weiteres Ziel des Projekts ist die frühzeitige
Einbeziehung und Zusammenarbeit aller Beteiligten wie Architekten,
Stadtplaner, Ingenieure und Bauunternehmer, um eine effektive Gestaltung
und Planung nachhaltiger Städte zu erreichen. Zudem wollen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Anwendungen zur Unterstützung der
energiepolitischen Entscheidungsfindung in Städten anhand einer vorherigen
Bewertung der Auswirkungen von groß angelegten Nachrüstungen, neuen
Mindestanforderungen an die Energieeffizienz, von Fernwärmesystemen oder
Tarifänderungen entwickeln.

In dem vom Fraunhofer IBP koordinierten BMBF-Forschungsvorhaben BUOLUS
(Bauphysikalische Gestaltung urbaner Oberflächen für nachhaltige Lebens-
und Umweltqualität in Städten) wird im Verbund von kommunalen und
wissenschaftlichen Einrichtungen, von Stadtplanern und -entwicklern, von
Bauunternehmen und Baustoffherstellern das bauphysikalische Wirkpotenzial
urbaner Oberflächen, die sich in Siedlungen, Infrastruktur, Grünanlagen
und Gebäuden finden, ganzheitlich bewertet und erschlossen sowie
technologisch erweitert und praxistauglich erprobt.

Ziel ist es, neue Möglichkeiten, Verfahren, Systeme oder Materialien zur
Verbesserung der Resilienz von Städten zu untersuchen. Das Projekt
orientiert sich dabei stark am tatsächlichen kommunalen Bedarf, den dort
vorhandenen Fragestellungen und drängenden Problemen.

Öffnungszeiten Ausstellung

12 Dezember - 20 Dezember & 7 Januar - 29 Februar,

Die - Fr, 12 - 19 Uhr, Sa 12 - 17 Uhr.

Weitere Informationen unter:

http://www.ibp.fraunhofer.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 09.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KUNST

Stell dir vor es ist Kunst und keiner sieht hin



Diesen Sommer sorgte der in der Tagespresse geäusserte Verdacht,
das Kunsthaus Zürich stelle ein fälschlicherweise dem italienischen
Renaissancemaler Tizian zugeschriebenes Gemälde aus, für einigen
Wirbel im bürgerlichen Kulturbetrieb. Ereignisse wie dieses
verdeutlichen, dass die Bourgeoisie in der Kunst nichts als die
Repräsentation von Reichtümern zu sehen imstande ist.


(agkkzh) Wer im madrilenischen Museo Reina Sofia vor der
Guernica steht, diesem Ölgemälde von allein schon imposanter Grösse,
kommt nicht umhin, die Schrecken der faschistischen Bombardements
während des spanischen Bürgerkriegs am eigenen Leib zu spüren. Im
Angesicht dieses sinnlichen Erlebnisses, dem Mitgefühl mit den Opfern
des Bombenterrors und der Solidarität mit Allen, welche den
faschistischen Kräften Widerstand leisteten und heute noch leisten,
gerät die Frage nach Authentizität und Autorenschaft des Werks
unweigerlich in den Hintergrund. Im Augenblick der Betrachtung ist das
Gemälde von der Betrachterin vereinnahmt, Teil ihrer Realität
geworden, durch ihre Rezeption verändert und so zu ihrem persönlichen
Werk geworden. Im Moment der Betrachtung ist die Vorstellung, dass
dieses Gemälde jemandes Eigentum ist, schlicht Absurd.

Trotz der Absurdität dieser Vorstellung ist Kunst in der bürgerlichen
Gesellschaft Privateigentum und als solches eine Repräsentation von
Reichtum. An diesem Punkt wird auch die Frage nach Authentizität und
Autorenschaft eines Gemäldes relevant. Während für die Betrachterin
allein ihre emotionale Reaktion auf das Werk massgebend ist und es im
Prinzip keine Rolle spielen sollte, wer wann die Farbe auf die
Leinwand aufgetragen hat, so spielt für die Besitzerin dessen Wert die
zentrale Rolle. Dieser Wert konstituiert sich mitunter dadurch, dass
es sich um ein Original handelt. Wird der Wert allein darin gesehen,
findet eine Art künstlicher Verknappung statt, aufgrund derer sich der
Wert erhalten kann. Denn von Wert ist nicht die Idee, sondern allein
das Material, dessen Authentizität einfach festgestellt werden kann.
Nun gab und gibt es diverse Momente, in denen der bürgerliche
Kulturbetrieb diese Vorstellungen herauszufordern versuchte und noch
versucht.


Kunst ab Fliessband

Die New Yorker Factory, Wirkungsstätte des US amerikanischen Künstlers
Andy Warhol, war in den 1960er Jahren Schauplatz einer Kampfansage an
das bürgerliche Verständnis von Echtheit in der Kunst. Warhol kreierte
Vorlagen seiner Werke, die er im Anschluss per Siebdruck beliebig oft
kopieren konnte und stellte sich so in die fordistische Tradition der
Fliessbandproduktion. Infolgedessen gestaltet es sich für KäuferInnen
von Kunstobjekten schwierig, einen "echten" Warhol zu erstehen. Müsste
man dazu die Druckvorlage kaufen? Und ist das erste Exemplar, welches
gedruckt wurde, wertvoller als das Zweiundvierzigste? Warhol spielte
bewusst mit diesen Fragen. So schuf er das Werk Thirty Are Berter Than
One. Dieses zeigt 30 Mal Leonardo Da Vincis Mona Lisa, was, nach
Werktitel Warhols, dem Original definitiv überlegen sei, da die
Quantität an Mona Lisen massiv erhöht wurde. Oft wählte Warhol simple,
aus der Werbung bekannte, Motive für sein Schaffen. Dies kann, in
Verbindung mit seiner Fliessbandproduktion, durchaus als Kritik am
hyperkapitalistischen Zeitgeist verstanden werden.


Möbel für die Massen

Gut 40 Jahre vor den Bestrebungen Warhols, dem bourgeoisen
Kulturbetrieb den sprichwörtlichen Spiegel vorzuhalten, betrieb die in
Weimar gegründete Architektur- und Designschule Bauhaus Anstrengungen,
Kunst und Design für die breite Bevölkerung verfügbar und
erschwinglich zu machen. Im Rahmen von Architektur und Gestaltung
sollte die Form der Funktion untergeordnet werden, Effizienz und
Nützlichkeit standen im Vordergrund, verschnörkelte Aufmachung war
verpönt. Infolgedessen wurde die industrielle Herstellung von
funktionalen, langlebigen und bezahlbaren Gebrauchsgegenständen
propagiert, deren Ästhetik sich auf ebendiesen Eigenschaften
begründet. Prominentes Beispiel ist der von Marcel Breuer entworfene,
allein aus Stahlrohren und Leder bestehende, Freischwinger. Auch hier
ist die Frage nach dem Original müssig, da die Stühle aus einfachen
Materialen industriell gefertigt wurden und so, aufgrund hoher Anzahl,
als Investitionsobjekt uninteressant sein sollten.


Subversion an Hausfassaden

In der Gegenwart ist der britische Streetart-Künstler Banksy, dessen
wahre Identität der Öffentlichkeit unbekannt ist, Beispiel eines
Kunstschaffenden, der die bürgerlichen Vorstellungen des Kunstbetriebs
immer wieder in Frage zu stellen weiss. Seine Graffitis erstellt er
mit der Schablonenmethode. So sind diese, ähnlich Warhols Werken, im
Prinzip beliebig oft reproduzierbar. Eines seiner bekanntesten Sujets,
das Balloon Girl, zeigt ein kleines Mädchen, welches einen
herzförmigen Ballon davonfliegen lässt. Als Streetart-Künstler, der in
der breiten Öffentlichkeit Anklang findet, schafft es Banksy, der
Frage nach dem privaten Eigentum von Kunstobjekten ein neues Gewicht
zu geben. Da er nicht im Besitz des Objekts, auf dem er sein Werk
erstellt, ist, kann er dieses auch nicht verkaufen. Tatsächlich liegt
der Tatbestand der Sachbeschädigung vor, wenn Banksy seinem Handwerk
nachgeht. Implizit stellt jedes Werk seines Schaffens die
Eigentumsverhältnisse im öffentlichen Raum infrage. Zudem nimmt Banksy
oft Projekte in Angriff, welche explizit die Heuchelei und Absurdität
des bürgerlichen Kunstmarkts aufzeigen. So wurden an einem
Souvenirstand im New Yorker Central Park vor einigen Jahren Banksy
Originale auf Leinwand zum Spottpreis von 60 Dollar pro Stück zum
Verkauf angeboten. Die Aktion fand gerade mal einen Käufer. Das Werk
per se scheint überhaupt keinen finanziellen Wert zu haben, die
KäuferInnen in den Auktionshäusern zahlen allein für den Namen.


Kritik bleibt wirkungslos

Anhand der erwähnten Beispiele wird ersichtlich, dass es durchaus
ExponentInnen des bürgerlichen Kulturbetriebs gibt, welche diesem
gegenüber eine kritische Haltung einnehmen. Trotzdem zeigt sich, dass
die Bestrebungen der aufgezählten Akteure keine Reformation des
Kulturbetriebs zur Konsequenz hatten. Mittlerweile erzielen die Werke
Warhols, trotz hoher Quantität, astronomische Summen auf den
Kunstmärkten. Dasselbe gilt für Objekte des Bauhauses. Betreffend der
Graffitis von Banksy werden, ohne das Einverständnis des Künstlers,
Häuserfassaden abmontiert und in Auktionshäuser verfrachtet. In diesen
Fällen gibt es keine rechtliche Handhabe, welche dies verhindern
könnte, da Banksy nie im Besitz der von ihm bemalten Fassaden war. Es
geht sogar soweit, dass der Kunstmarkt mit Subversion kokettiert und
sich selbst als Förderer von kritischen Inhalten inszeniert, obwohl
das Endziel, die Rendite, zu jedem Zeitpunkt klar ersichtlich bleibt.
Jeglicher, aus dem Inneren der kapitalistischen Kunstproduktion
stammenden, Kritik wird durch gnadenlose Vermarktung die Zähne
gezogen. Diese Praxis des internationalen Kunsthandels ist an Zynismus
wohl kaum zu überbieten. Auf die Spitze getrieben wird das Ganze in
Form von extraterritorialen Zollfreilagern. Gemäss Vermutungen der New
York Times seien in solchen Einrichtungen mehr als 1.2 Millionen
Gemälde, darunter ungefähr tausend Picassos (es handelt sich um den
Urheber der Eingangs erwähnten Guernica), fernab den Blicken der
Bevölkerung eingelagert. An diesem Beispiel wird der Charakter, den
die Kunst in der kapitalistischen Gesellschaft annimmt, am
deutlichsten, nämlich den eines reinen Investitionsobjekts.


Kunst jenseits kapitalistischer Verwertungslogik

Am Beispiel des bürgerlichen Kulturbetriebs zeigt sich, dass eine
Reformation von Innen keine Perspektive darstellt. Solange kulturelles
Schaffen privat angeeignet werden kann, wird die Kunst im wesentlichen
blosse Investitionsobjekte schaffen. Dies geht bis zu dem Punkt, an
dem Gemälde, der Öffentlichkeit unzugänglich, in Zollbunkern ihr
Dasein fristen. Ein Verständnis von Kultur als etwas unabdingbar mit
dem Menschsein Verknüpftes, als etwas, was uns möglicherweise erst zu
Menschen werden lässt und daher allen zugänglich sein muss, findet
keinen Platz in der kapitalistischen Kulturvorstellung. Die
revolutionäre Perspektive erhält so einen weiteren Aspekt der
Dringlichkeit. Ein revolutionäres Bestreben legitimiert sich nicht
allein dadurch, der Ausbeutung und Unterdrückung der
ArbeiterInnenklasse ein Ende zu bereiten, sondern auch um einer
Gesellschaft willen, in der die Kultur von ökonomischen Zwängen
befreit ist und so letztlich den Menschen als kulturelles Wesen ernst
nimmt und in seiner Entwicklung unterstützt.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 98, September/Oktober 2019, Seite 16

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1951: Neues Geld, altes Denken


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 24 | 25. November 2019

Neues Geld, altes Denken

von Ulrich Busch



Mit der Nominierung von Christine Lagarde als Präsidentin der Europäischen
Zentralbank (EZB) haben nicht wenige Politiker, Ökonomen sowie Bürgerinnen
und Bürger in den Euro-Staaten die Erwartung verknüpft, dass nun der
Zeitpunkt für eine Wende in der Geldpolitik gekommen sei. Insbesondere in
Deutschland bestand die Hoffnung, dass die unter Mario Draghi erfolgten
Maßnahmen einer ultralockeren Geldpolitik, die unter dem Begriff
Quantitative Easing (QE) firmieren, jetzt zurückgeführt werden und
sich die EZB wieder auf ihre "eigentliche Aufgabe", die Einhaltung der
Preisniveaustabilität, konzentrieren würde. Inzwischen ist die
Amtsübernahme von Frau Lagarde erfolgt. Von einer Korrektur der
geldpolitischen Linie ist bisher jedoch keine Rede, eher von deren
dezidierter Fortsetzung. Dies wirft die Frage auf: Warum hält die EZB an
ihrer Strategie fest, obwohl sie damit doch ganz offensichtlich ihr Mandat
überschreitet, zumindest aber extrem dehnt, wenn nicht überdehnt?

Die Antwort hierauf ist nicht einfach und trägt aus heutiger Sicht durchaus
hypothetische Züge: Einerseits kann es nicht ausgeschlossen werden, dass
die Volkswirtschaften Europas - oder der Welt - derzeit auf eine größere
Rezession zusteuern. Damit würde eine Finanzkrise einhergehen, die
womöglich zu ähnlichen Verwerfungen führt, wie die letzte Krise. Der EZB
wäre in diesem Fall der Vorwurf zu machen, dass ihre lockere Geldpolitik
"die Saat für die nächste Finanzkrise gelegt" habe, wie die
Börsenzeitung am 31. Oktober schrieb. Dies ist aber nur ein Aspekt
der Problematik. Ein anderer ist darin zu sehen, dass es ganz wesentlich
der EZB und der Politik Mario Draghis zu verdanken ist, dass letztlich alle
Volkswirtschaften der Euro-Zone das tiefe Tal der Krise verlassen konnten
und auch die wirtschaftlich schwächsten, unter ihnen Länder wie
Griechenland und Portugal, an der Finanz- und der Staatsschuldenkrise nicht
komplett gescheitert sind. Die EZB hat eingegriffen, als die Politik der
Staaten politisch kläglich versagt hat [1]. Und sie hat durch ihr
couragiertes Eingreifen "den Laden", das heißt die Euro-Zone,
zusammengehalten und den Euro als kollektive Währung gerettet. Dass dies
nicht ohne Nebeneffekte und Nachwirkungen abging, versteht sich von selbst.
Insbesondere hat die EZB ihr Ziel, die Inflationsrate "unter, aber nahe
zwei Prozent" zu halten, dadurch verfehlt. Dies aber nicht, wie von
zahlreichen Kritikern prognostiziert, weil die Inflation höher ausgefallen
wäre, sondern umgekehrt, wegen einer zu geringen Inflation: Der
durchschnittliche Anstieg des Preisniveaus in der Eurozone betrug während
Draghis Amtszeit nur 1,2 statt der gewünschten 1,9 Prozent.

Damit ist ein dritter Aspekt angesprochen: Ist es noch zeitgemäß, die Rolle
der EZB auf die Einhaltung einer einzigen Kennziffer, der
Preisniveaustabilität, zu reduzieren oder sollte die Zentralbank nicht
vielmehr proaktiv auf den Märkten in volkswirtschaftlicher Verantwortung
agieren? Die EZB ist mit den Folgen der letzten Krise nur deshalb fertig
geworden, weil sie ihr Mandat überschritten und durch den Ankauf von
Anleihen im Umfang von 2.650.000.000.000 Euro faktisch eine laut EU-Vertrag
(Art. 123) verbotene monetäre Staatsfinanzierung vorgenommen hat. Indem sie
nun daran festhält und diese Politik ausdrücklich nicht als
Notmaßnahme infolge der Finanzkrise, sondern als neue geldpolitische
Normalität betrachtet, vollzieht sie einen Paradigmenwechsel. Dies muss
betont werden, denn ein derart grundlegender Wechsel in der Strategie und
Arbeitsweise der Zentralbank ist nicht alle paar Jahre zu beobachten,
sondern stellt vermutlich ein Jahrhundertereignis dar. Der Übergang von der
bisherigen alten zu der nunmehr angestrebten neuen Rolle der Zentralbank
erfolgt auch nicht in einem Schritt. Er ist vielmehr ein mehrstufiger
Prozess, der sich über viele Jahre hinzieht. Zuletzt war es die 
US-amerikanische Notenbank, die eine solche Neujustierung ihrer Tätigkeit und
damit eine volkswirtschaftliche Aufwertung ihrer Stellung vorgenommen hat.
Auch die Bank of England hat inzwischen einen ähnlich gravierenden
Wandlungsprozess vollzogen. Nun folgt auch die EZB diesem Beispiel und
agiert auf den Finanzmärkten und gegenüber den Staaten als zentraler Akteur
mit einer gewachsenen volkswirtschaftlichen Verantwortung. Begonnen hat
dieser Prozess einer Neuausrichtung der Geldpolitik bereits unter 
Jean-Claude Trichet. Unter der Präsidentschaft von Mario Draghi und dem Druck
der Umstände im Gefolge der Finanzkrise von 2007/08 aber hat er sich
beschleunigt, so dass die EZB heute nicht mehr dieselbe Bank ist wie 1998,
als sie ihre Arbeit aufgenommen hat.

Das ganze Ausmaß des jetzt vollzogenen Wechsels in der Geldpolitik, der die
monetäre Staatsfinanzierung, ebenso aber auch die Nullzinspolitik und
Negativzinsen auf Guthaben, möglich gemacht hat und wodurch die EZB für die
19 Staaten der Euro-Zone zum Kredit- und Geldgeber letzter Instanz ("lender
of last resort") geworden ist, erschließt sich erst, wenn man die zuvor
stattgefundenen geldpolitischen Umbrüche und Zäsuren mitbetrachtet. Gemeint
sind insbesondere die Einführung des Goldstandards durch den Peel'schen
Bankakt 1844 in England, die Modifizierung desselben im Abkommen von
Bretton Woods 1944 und dessen endgültige Aufhebung durch die Aufkündigung
der Einlösungspflicht von US-Dollar in Gold 1971, womit der bis dato für
alle Währungen bestandene Goldgehalt obsolet geworden ist. Da diese
paradigmatischen Änderungen bis heute politisch und theoretisch nicht
vollständig verarbeitet worden sind, fällt es vielen Menschen schwer, die
jetzigen Neuerungen richtig einzuordnen. Ein Beispiel dafür bietet 
Peter-Joachim Hering im Blättchen 23/2019 [2].

Tatsache ist, dass sich mit jeder Zäsur nicht nur die Geldpolitik radikal
verändert hat, sondern auch das Geld selbst. 1844 war Geld identisch mit
Gold, und alle Banknoten, Papierzettel, Scheidemünzen et cetera waren nur
Gold-Substitute. 1944 wurde die Bindung des Geldes an das Gold durch den
Gold-Devisen-Standard erheblich modifiziert, aber noch nicht definitiv
aufgehoben. Für alles umlaufende Geld galt ein Goldgehalt und die
Zentralbanken hatten die Möglichkeit, nationale Währungen über den 
US-Dollar gegen Gold zu tauschen. 1971 aber war es damit vorbei, mit der 
Gold-Dollar-Konvertibilität ebenso wie mit dem Goldgehalt der Währungen. Dieser
wurde bald darauf, für die D-Mark wie für die meisten Währungen der Welt
1996, offiziell aufgehoben. De facto war er das schon seit 1971. Seitdem
ist das Geld nicht mehr an Gold gebunden, und seine Emission, sein Umlauf,
sein Wert und Preis, seine Stabilität und so weiter entwickeln sich
unabhängig davon.

Aber, so wie es in der Politik die sogenannten "Alt-68er" gibt, die
ungeachtet seither stattgefundener Entwicklungsprozesse an ihren
althergebrachten Ansichten festhalten, so gibt es in der Geldtheorie die
"Alt-44er". Diese beharren unbeirrt aller Paradigmenwechsel und Zäsuren in
der Geldpolitik auf den Grundsätzen von 1844, insbesondere auf dem Diktum,
wonach "Geld von Natur Gold" ist - und alles andere "falsch". So aber lässt
sich heute weder das Verhältnis von Zentral-, Geschäfts- und Nichtbanken
begreifen noch die Geldschöpfung via Kredit aus "dem Nichts". Und folglich
auch nicht der Paradigmenwechsel, der sich gegenwärtig in der Geldpolitik
der EZB vollzieht und der bei "Alt-44ern" und anderen Dogmatikern auf
Unverständnis und Kritik stößt. Vielleicht gelingt es Christine Lagarde,
die Vorzüge ihrer Geldpolitik überzeugender zu vermitteln, als dies ihrem
Vorgänger vergönnt war. In ihrer ganzen Tragweite verstehen wird man die
Neuausrichtung der Geldpolitik aber nur, wenn man sich von den
paradigmatischen Schranken alter und überholter Theorien frei macht.


Anmerkungen:

[1] https://das-blaettchen.de/2018/06/die-ezb-im-kreuzfeuer-ungerechtfertigter-kritik-44585.html

[2] https://das-blaettchen.de/2019/11/irren-oekonomen-50189.html
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SPD-Finanzminister Scholz stellt Freibrief für Spekulanten aus

Von Peter Schwarz

12. Dezember 2019



Zwei Tage nach der Wahl der neuen Führungsspitze der SPD hat
Bundesfinanzminister Olaf Scholz einen finalen Gesetzesentwurf zur
Besteuerung von Finanzgeschäften in Europa vorgelegt, der die Behauptung,
die SPD habe einen Linksruck vollzogen, anschaulich widerlegt.

Die Pläne zur Besteuerung von Finanzgeschäften gehen bis auf die
Finanzkrise 2008 zurück. Seither versprach die SPD, eine Steuer auf
spekulative Geschäfte einzuführen. Durch eine Abgabe auf den Handel mit
Derivaten, Devisen und Aktien sollten Finanzspekulationen eingedämmt und
die Banken an der Finanzierung der Krisenfolgen beteiligt werden. Allein
der deutsche Staatshaushalt hatte 70 Milliarden Euro, die er in die Rettung
der Banken steckte, unwiederbringlich verloren.

2012 stimmte die SPD, die damals in der Opposition saß, einer
Grundgesetzänderung zu, um die Verabschiedung des Europäischen Fiskalpakts
zu ermöglichen. Auf dem Fiskalpakt beruhten die Spardiktate, die den
Lebensstandard der Arbeiterklasse in Griechenland, Portugal, Irland und
anderen EU-Ländern dezimierten. Die SPD knüpfte ihre Zustimmung zum
Fiskalpakt an die Bedingung, dass eine EU-weite Finanztransaktionssteuer
eingeführt werde.

Ein erster Vorschlag der EU-Kommission für eine solche Abgabe, die den
Handel mit Aktien und Anleihen mit 0,1 Prozent und den Handel mit Derivaten
mit 0,01 Prozent besteuern und jährlich 57 Milliarden Euro einbringen
sollte, war 2011 am Veto der deutschen und anderer Regierungen gescheitert.

Nach neunjährigen Verhandlungen hat Scholz nun einen neuen Gesetzentwurf
vorgelegt, der zunächst für zehn EU-Länder gelten soll. Er lässt die großen
Spekulanten völlig ungeschoren und besteuert lediglich Aktienkäufe mit 0,2
Prozent. Das sind beim Kauf von Aktien im Wert von 1000 Euro gerade einmal
zwei Euro.

Der Handel mit Derivaten (eine Art Finanzwette), die Spekulation mit
Währungen und Rohstoffen, der Hochfrequenzhandel, der selbst aus minimalen
Gewinnmargen hohe Profite erzielt, und andere ebenso riskante wie
gewinnbringende Geschäfte, die zusammen rund 90 Prozent der
Finanztransaktionen ausmachen, bleiben völlig steuerfrei.

Und auch für die Steuer auf Aktienkäufe gibt es zahlreiche Ausnahmen. So
sollen nur Aktien von Unternehmen besteuert werden, die mehr als eine
Milliarde Euro wert sind. In Deutschland sind das gerade einmal 145. Auch
Börsengänge von Unternehmen, die sich frisches Kapital beschaffen, werden
von der Steuer ausgenommen. Scholz verspricht sich von der neuen Steuer für
den deutschen Fiskus zusätzliche Einnahmen von lediglich 1,5 Milliarden
Euro.

Selbst die Frankfurter Allgemeine, die sonst bei jeder
Steuererhöhung auf Profite und Vermögen den Untergang des Abendlandes
herannahen sieht, spottet: "Das ist übrig geblieben von dem einstigen
Vorhaben, die Verursacher der Finanzkrise zur Kasse zu bitten. Eine
Aktiensteuer von 0,2 Prozent, von der Hochfrequenzhändler ausgenommen
werden. Wenn Scholz künftig von Spekulanten spricht, muss sich jeder mit
ein paar Aktien und Fonds im Depot eher angesprochen fühlen als die im
Millisekundentakt handelnden Algo-Trader oder die außerbörslichen
Derivate-Händler, an die der Finanzminister sich nun doch nicht
herantraut."

Und die ebenso konservative Welt schreibt: "Was ursprünglich als Abgabe
geplant war, um Börsenspekulation einzudämmen und große Akteure an den
Kosten von Bankenkrisen zu beteiligen, soll nun als Aktiensteuer für
Kleinanleger kommen. ... Nicht nur Transaktionen, die Währungen und
Staatsanleihen umfassen, sollen verschont bleiben - beides sind beliebte
Objekte der Finanzspekulationen."

Scholz, der als Vertreter des rechten Parteiflügels gilt, war zwar beim
Mitgliedervotum über die neue SPD-Spitze dem Duo Norbert Walter-Borjans und
Saskia Esken unterlegen, das etwas linkere Töne angeschlagen hatte. Doch
bereits auf dem Parteitag [1], der die neue Führung endgültig bestätigte,
beschworen Walter-Borjans und Esken die Einheit mit Scholz und seinen
Anhängern und rückten von ihrer Kritik an der Großen Koalition ab. Dass
Scholz nur zwei Tage danach einen Freibrief für Spekulanten ausstellt,
zeigt, dass sich am politischen Kurs der SPD überhaupt nichts geändert hat.

Die Partei spielt seit zwei Jahrzehnten die führende Rolle bei der
Umverteilung von Vermögen und Einkommen von unten nach oben. Die Regierung
Gerhard Schröders, des letzten sozialdemokratischen Bundeskanzlers, senkte
die Körperschaftssteuer für Kapitalgesellschaften von 40 auf 25 Prozent,
den Spitzensteuersatz auf einbehaltene Gewinne von 56 auf 38,6 Prozent und
den Spitzensteuersatz auf private Einkünfte von 53 auf 42 Prozent. Die
Steuer auf Beteiligungsgewinne, die vorher bis zu 53 Prozent betragen
hatte, schaffte sie vollständig ab. Gleichzeitig erhöhte sie die
Mehrwertsteuer, die von der Masse der Bevölkerung getragen wird, von 16 auf
19 Prozent, schuf mit den Hartz-Gesetzen einen riesigen Niedriglohnsektor
und bereitete mit ihrer Rentenreform der Ausbreitung von Altersarmut den
Weg.

Unter CDU-Bundeskanzlerin Angela Merkel setzten sozialdemokratische Finanz-
und Arbeitsminister diesen Kurs fort. Franz Müntefering erhöhte das
Renteneintrittsalter auf 67 Jahre. Peer Steinbrück senkte die
Körperschaftssteuer für Kapitalgesellschaften um weitere zehn Prozent und
warf den Banken, die sich in der Finanzkrise verzockt hatten,
Milliardenbeträge in den Rachen.

Der Rechtsruck der SPD hat seine Ursache darin, dass der erbitterte globale
Konkurrenzkampf eine immer schärfere Ausbeutung der Arbeiterlasse
erfordert. Die Unterstützung des Kapitalismus, den die SPD immer verteidigt
hat, lässt sich nicht mehr mit sozialen Kompromissen verbinden. Je mehr
sich der Klassenkampf verschärft, desto entschiedener vertritt die SPD die
Interessen der Banken und der Großkonzerne. Der Führungswechsel im
Willy-Brandt-Haus ändert daran nichts.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/12/10/spde-d10.html
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OSSIETZKY/1080: Gekürzte Menschenwürde


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 23 vom 30. November 2019

Gekürzte Menschenwürde

von Georg Rammer



Ein Vater muss sich vor Gericht verantworten, weil er seinen Sohn
immer wieder verprügelt hat. Er rechtfertigt die drastische
Prügelstrafe damit, dass er seine Erziehungsziele nur auf diesem Weg
durchsetzen kann. Der Richter weist in seinem Urteil auf Paragraph
1631 BGB hin, der solche Methoden für unzulässig erklärt. Jedoch
erlaubt er dem Mann, sein Kind im Sinne der Erziehungsziele weiterhin
zu prügeln, da die Strafe im Prinzip erforderlich und geeignet sei;
allerdings dürfe er keinen Stock verwenden und müsse den nackten
Hintern aussparen, denn dies würde gegen die grundgesetzlich
garantierte Würde des Menschen verstoßen.

Diesen Richter gibt es sicher nur in meiner bösen Phantasie.
Allerdings verfuhren die RichterInnen des Ersten Senats des
Bundesverfassungsgerichts (BverfG) unter seinem neuen Vorsitzenden
Stephan Harbarth bei ihrem Urteil hinsichtlich der
Verfassungsmäßigkeit der Kürzung von Hartz-IV-Leistungen genau nach
dem skizzierten Muster. Werfen wir einen Blick in die Pressemitteilung
des BverfG vom 5. November - einen Blick, der nicht nur auf die
juristische Korrektheit achtet, also nicht durch eine deformation
professionelle getrübt ist.

Zuallererst fällt auf, zu welchen juristisch verklausulierten
Spitzfindigkeiten das BverfG greifen muss, um einen logischen Bruch zu
überbrücken. Der entsteht dadurch, dass das BverfG in einem früheren
Urteil vom 9. Februar 2010 einen Anspruch auf Leistungen zur
"Sicherstellung eines unabweisbaren [...] Bedarfs" verlangt hatte, der
"zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums [...]
zwingend zu decken ist". Das Sozialstaatsprinzip sichere "jedem
Hilfebedürftigen diejenigen materiellen Voraussetzungen zu, die für
seine physische Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am
gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unerlässlich
sind". Für den Ersten Senat gilt das heute anscheinend nicht mehr.

Dass alle Sozialverbände und Sachkundigen, die mit den
Lebensbedingungen von Menschen in Armut vertraut sind, auch die
geltenden Hartz-IV-Sätze für vollkommen unzureichend halten, dass also
die ständig zitierten Grundgesetz-Artikel 1 (Würde des Menschen) und
20 (Sozialstaatsprinzip) missachtet werden, spielt im Urteil keine
Rolle. Um wieviel Prozent darf das Existenzminimum gekürzt werden, das
gerade noch ein Leben in Würde sichern soll? Ist das Ergebnis dann
eine gekürzte Menschenwürde? Wie schon beim Hartz-IV-Urteil 2010
versäumt das BverfG, die Exekutive darauf hinzuweisen, dass
Grundrechte nicht nur bei Jubiläen zu feiern, sondern auch zu
verwirklichen sind. Der soziale Rechtsstaat verlangt zwingend einen
gerechten sozialen Ausgleich und eine faktische Geltung der
Grundrechte für alle. Wie groß darf die Kluft zwischen Arm und Reich
werden? Können alle Menschen die Grundrechte in Anspruch nehmen? Die
nachweisbare systematische Benachteiligung aufgrund der sozialen Lage
beweist das Gegenteil.

Die Kürzung des Existenzminimums ist ein Unding. Das Gericht muss zur
Legitimation des Widerspruchs zu verbalen Verbiegungen und Tricks
greifen. Geradezu inflatorisch verwendet der Senat spekulative, vage
Formulierungen wie "kann sich der Gesetzgeber auf plausible Annahmen
stützen, kann davon ausgehen, genügt die Annahme, gesetzgeberische
Annahme, hinreichend tragfähig, erscheint jedenfalls plausibel". Das
soll ein höchstrichterliches Urteil zur Sicherung der Menschenwürde
sein? Man meint, das Unbehagen zu spüren, eine Praxis legitimieren zu
müssen, die nicht dem Grundgesetz entspricht. Man fragt sich, was der
folgende Kernsatz zur Rechtfertigung der Sanktionen besagt: "Doch
genügt die Annahme, die Sanktion trage zur Erreichung ihrer Ziele bei,
den verfassungsrechtlichen Anforderungen, weil der Gesetzgeber
jedenfalls von einer abschreckenden ex ante-Wirkung dieser
Leistungsminderung ausgehen kann."

Einen ähnlichen verbalen Eiertanz muss das Gericht vollführen, wenn es
die willkürliche Festsetzung der Höhe der Sanktionen zu begründen
versucht: Eine Kürzung des Regelbedarfs um 30 Prozent ist mit der
Menschenwürde zu vereinbaren, um 60 Prozent aber nicht? Das klingt
nach: "Darf es etwas mehr sein?" Der Vorsitzende Harbarth verbrämt die
fragwürdige Kürzung des Existenzminimums poetisch: "Der Gesetzgeber
darf also von Menschen verlangen, dass sie die Brücke in die
Erwerbsarbeit beschreiten. Wenn er das im Bereich des grundrechtlich
geschützten Existenzminimums sanktioniert, darf er aber nicht zu weit
gehen" (BNN, 6.11.2019). Das ist die höchstrichterliche
Rechtfertigung des früheren Vizechefs der Unionsfraktion Stephan
Harbarth, dessen Partei für die Hartz-IV-Gesetze gestimmt hat. Auch
Katrin Göring-Eckardt begrüßt das Urteil; sie war als
Fraktionsvorsitzende der Grünen in der Regierungszeit von SPD und
Grünen daran beteiligt, die umstrittenen Hartz-IV-Reformen gegen
innerparteiliche Widerstände durchzusetzen.

Damit sind wir beim Kern des Problems angelangt: Ein ungerechtes und
in der Konsequenz menschenfeindliches System von Gesetzen auf der
Grundlage der neoliberalen Agenda 2010 der Koalition aus SPD und
Grünen kann keine Gerechtigkeit und keine Würde hervorbringen. Nicht
nur die Sanktionen, das ganze Gesetz hat repressiven Charakter. Es
weist den Menschen die Schuld an ihrer Lage zu. Hartz IV ist
beschlossen worden, um Menschen in Jobs im Niedriglohnsektor zwingen
zu können und um die Arbeitslosenhilfe auf Sozialhilfeniveau zu
drücken. Eine solche Politik erzeugt nicht Integration, sondern
Ausschluss; sie kommt nicht ohne Strafen aus. Und auch nicht ohne
Erzeugung von Ressentiments und Vorurteilen gegen die Opfer des
neoliberalen Umbaus. Diesem Menschenbild - wir erinnern uns an die
unsägliche Hetze von Politikern, an "Parasiten" und "Minderleister"
und "spätrömische Dekadenz" - wird durch das Urteil nichts
entgegengesetzt. Im Gegenteil. Aber Sanktionen sind genauso "geeignet,
erforderlich und verhältnismäßig" (Kriterien aus dem Urteil) wie die
Prügelstrafe in dem von mir konstruierten Eingangsbeispiel. Eine
Politik und eine Rechtsprechung, die der Menschenwürde und den
wirtschaftlich-sozialen Menschenrechten gerecht werden will, muss
nicht nur die Sanktionen, sondern muss Hartz IV abschaffen.
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MELDUNG/1994: Deutschlandfunk Kultur - Spielzeug, Gefährten der Kindheit, 14.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Gefährten der Kindheit

Eine Lange Nacht über Spielzeug

Von Katharina Palm

Lange Nacht

Samstag, 14. Dezember 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Viele Menschen wollen sich auch als Erwachsene nicht von ihrem
Lieblingsspielzeug aus Kindertagen trennen. Mal ist es ein Teddy, eine
Puppe oder das Feuerwehrauto. Es hängen so viele Erinnerungen und
Emotionen daran. Wie viel Glück und Leid wurde damit geteilt!
Spielzeug gab es schon in der Steinzeit. Meist wurde die Welt der
Erwachsenen nachgeahmt. Genderbilder und Ideologien spielen hierbei
eine wichtige Rolle. Der soziale Status ließ sich schon immer auch am
Spielzeug ablesen. Erst Ende des 18. Jahrhunderts kam pädagogisches
Spielzeug auf den Markt, von Friedrich Fröbel entwickelt. In dieser
"Langen Nacht" geht es um die Spielzeuge der frühen Kindheit und die
Frage, ob Teddybär und Barbie wirklich amerikanische Erfindungen sind.
Was war eigentlich das erste Plüschtier im Weltall?

 * 
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MUSIK/3073: BR-KLASSIK - Beethoven-Großprojekt zum 250. Jubiläum, 14.12.2019 - 10.07.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Großprojekt zum 250. Jubiläum für Einsteiger und Experten

Beethoven bewegt BR-KLASSIK



Mit einem Großprojekt würdigt BR-KLASSIK Ludwig van Beethovens 250.
Geburtstag über ein ganzes Jahr hinweg. Unter der Überschrift
"Beethoven bewegt BR-KLASSIK" lädt das Klassikprogramm des BR auf
immer wieder neue, auch überraschende Weise alle ein, den Komponisten
und seine wunderbaren Werke für sich persönlich zu entdecken.

Von Dezember 2019 bis zum offiziellen 250. Jahrestag des Taufdatums
Ludwig van Beethovens am 17. Dezember 2020 bietet BR-KLASSIK
bayernweit spannende Konzerte mit Sophie Pacini und anderen Künstlern,
neue digitale Medienangebote - darunter ein exklusiver Podcast mit
Igor Levit -, einen Kreativwettbewerb für Kinder unter der
Schirmherrschaft von Anne-Sophie Mutter sowie Highlights im
Hörfunkprogramm, im Fernsehen und in den digitalen Kanälen YouTube,
Instagram, Facebook, Twitter und br-klassik.de.

"Das Projekt Beethoven bewegt BR-KLASSIK zeigt eindrucksvoll, wie
 vielfältig und kreativ sich der öffentlich-rechtliche Kulturauftrag
 im digitalen Zeitalter erfüllen lässt. In Hörfunk und Fernsehen,
 mit unseren digitalen Angeboten und mit vielen Konzerten werden
 Menschen weit über Bayern hinaus an die Musik des großen
 Komponisten herangeführt. Ob Erwachsene oder Kinder: Dass sie sich
 von Beethoven faszinieren lassen, ihm auf die Spur kommen, seine
 Musik genießen - diese Hoffnung verbinde ich mit Beethoven bewegt
 BR-KLASSIK."

 BR-Intendant Ulrich Wilhelm



"Dieses Jubiläum hat eine herausragende kulturelle Relevanz. Mit
 Beethoven bewegt BR-KLASSIK bieten wir neues Hören, Erleben,
 Kennenlernen und Beleuchten eines der innovativsten Komponisten
 überhaupt. Wir möchten Einsteigern einen einfachen Zugang zu
 Beethoven und klassischer Musik ermöglichen und für
 Klassik-Experten mit innovativen Angeboten zu Beethoven
 aufwarten."

 BR-KLASSIK-Programmbereichsleiter Oswald Beaujean



Als prominenter Projektbotschafter mit Entdeckermentalität begleitet
der Sternekoch Alexander Herrmann Beethoven bewegt BR-KLASSIK. Er fand
erst vor wenigen Jahren zur klassischen Musik, ist ein begeisterter
Fan geworden und möchte, dass sich mehr Menschen der Faszination der
Klassik öffnen, ihr womöglich erliegen.

Ein Koch auf der Suche nach dem Besonderen, dem Besten! Das ist der
fränkische Starkoch Alexander Herrmann, der quer durch Bayern reist
und sich von spannenden Betrieben und nachhaltig hergestellten,
regionalen Produkten inspirieren lässt. Was der Sternekoch dabei alles
aufgabelt, serviert er in der gleichnamigen Erfolgssendung
"Aufgegabelt" im Bayerischen Fernsehen.

 "Klassische Musik, wie übrigens auch die Sterneküche, erschließt
 sich nicht einfach so. Man muss sich herantasten, sich öffnen und
 ein wenig mit den 'Spielregeln' vertraut machen. Dann aber erlebt
 man die Faszination des Verstehens, die Musik und ihren
 Genuss."

 Sternekoch und Projektbotschafter Alexander Herrmann

Unter dem Motto "Alexander entdeckt Beethoven" findet Herrmanns
Leidenschaft für klassische Musik im Programm von BR-KLASSIK ihren
Platz. Ab Januar 2020 wird er zusammen mit Klassikexperten in Radio-
und Onlineformaten das Wichtigste über Beethoven lernen und dabei auch
das Crowdwissen der vielen bayerischen Klassikfans anzapfen.
Beethoven-Hauskonzerte mit Sophie Pacini u.a.

Der offizielle Start von Beethoven bewegt BR-KLASSIK ist der 14.
Dezember 2019. Für dieses Wochenende hat die Beethoven Jubiläums GmbH
in ganz Deutschland aufgerufen, Hauskonzerte zu veranstalten. Und
tatsächlich finden in Wohnzimmern, Vereinsräumen oder Ladenlokalen
Konzerte, Lesungen oder Performances zum Thema Beethoven statt.
BR-KLASSIK beteiligt sich an der Aktion mit drei Hauskonzerten und hat
dafür das Lux Trio gewinnen können: Das südkoreanische Klavier-Trio
hat sich 2018 beim ARD-Musikwettbewerb den 3. Platz erspielt.

Als exklusive Aktion für BR-KLASSIK-Fans ist außerdem Pianistin und
ECHO-Klassik-Preisträgerin Sophie Pacini zwischen Januar und Juni 2020
Stargast der BR-KLASSIK-Hauskonzerte. Sechsmal wird BR-KLASSIK
exklusive Beethoven-Hauskonzerte mit der jungen Pianista verschenken,
sechsmal kommt Beethoven so zu den Menschen nach Hause, dass ihnen
dies sicher lange in Erinnerung bleiben wird.


Die 32 Klaviersonaten mit Igor Levit

Am 7. Januar 2020 startet "32 x Beethoven: Ein Klavierpodcast mit Igor
Levit und Anselm Cybinski". Dabei spricht der Pianist Igor Levit ganz
subjektiv und assoziativ über die 32 Klaviersonaten von Ludwig van
Beethoven und illustriert diese spontan mit Klangbeispielen. Levit
erklärt dabei viel über Beethoven, über das Klavierspiel an sich und
alles über Beethovens Klaviersonaten. Im Hörfunk wird die Sendung
immer dienstags ausgestrahlt; der Podcast ist außerdem in der
Audiothek der ARD, dem BR-KLASSIK Podcast Center sowie allen gängigen
Musikstreaming-Diensten abrufbar.


Beethoven Mystery XXL - Der Kreativwettbewerb für
Kinder

Der Wettbewerb unter der Schirmherrschaft der großen Geigerin
Anne-Sophie Mutter, von BR-Intendant Ulrich Wilhelm und Prof. Dr.
Michael Piazolo, Bayerischer Kultusminister, richtet sich an Kinder
zwischen 6 und 12 Jahren. Die Aufgabe: Eine kreative Geschichte, ein
Video oder einen Comic zu gestalten und über das Anmeldeformular an
BR-KLASSIK zu senden. Beiträge können bis zum 15. September 2020
eingereicht werden, die besten Einsendungen werden am 15. Dezember
2020 im BR-Funkhaus im Rahmen einer feierlichen Preisverleihung
prämiert.


Beethoven On Tour

Auf seinen Fahrten mit der Postkutsche von Bonn nach Wien machte
Beethoven gerne an verschiedenen Orten in Bayern Station. Deshalb sind
die BR-KLASSIK-Moderatoren Annekatrin Hentschel und Maximilian Maier
für "Beethoven On Tour" vom 11. bis 21. Juni 2020 quer durch Bayern zu
genau diesen Orten unterwegs. Dabei treffen sie Künstler und
Künstlerinnen, Beethoven-Begeisterte und solche, die es hoffentlich
bald werden. Außerdem besuchen sie sechs besondere Konzerte, die
Beethovens Musik in den unterschiedlichsten Facetten präsentieren.
"Beethoven On Tour" wird vor Ort, im Radio und online erlebbar sein.
Drei dieser Konzerte werden live im Hörfunk und auf dem
Streaming-Portal br-klassik.de/concert übertragen. Ein BR-Kamerateam
begleitet diese Reise, und am 1. November 2020 wird die frisch
produzierte TV-Dokumentation über "Beethoven On Tour" im BR Fernsehen
ausgestrahlt.


Große musikalische Momente und digitale Highlights

Ein ganzes Jahr lang wird Beethoven BR-KLASSIK bewegen, nicht zuletzt
im Radio- und Fernsehprogramm und auf br-klassik.de/concert.

Eine Auswahl der Highlights im Überblick:

• Am 16. Dezember überträgt BR-KLASSIK das Konzert zum Auftakt des
Beethovenjahrs aus Bonn live im Radio und im Videostream.

• In der Adventszeit 2019 verkürzen die Rätsel-Videos des
Beethoven-Adventskalenders, die auf br-klassik.de, bei Facebook und
Twitter zu sehen sind, die Wartezeit bis zum Weihnachtsfest. Zu
gewinnen gibt es hochwertige Preise, darunter Musikinstrumente für
Anfänger, CDs, Digitalradios und Konzertkarten.

• Am 24. Dezember 2019 startet die Beethoven-Hörbiografie "Freiheit
über alles" von Jörg Handstein mit Udo Wachtveitl als Erzähler.

• Am 4. März 2020 können sich die Klassikfans auf ein Sonderkonzert
mit Chen Reiss im Rahmen der Musica Antiqua-Reihe in Nürnberg freuen,
das im Radio und Video-Livestream übertragen wird.

• Die drei Konzerttermine des Symphonieorchesters des Bayerischen
Rundfunks (BRSO) mit Anne-Sophie Mutter am 5.,6. und 7. März 2020
werden live im Radio- und Videostream ausgestrahlt.

• Am 3. April 2020 wird das Konzert des BRSO mit der "Missa Solemnis"
live im Radio- und Videostream gesendet. Das Konzert wird zusätzlich
live im Fernsehen bei ARD-alpha ausgestrahlt.

• Am 10. Juli 2020 stehen bei Klassik am Odeonsplatz alle Zeichen auf
Beethoven. Das Konzert des BRSO mit Beethovens 7. Sinfonie wird in
Hörfunk, im Videostream bei br-klassik.de/concert und im BR-Fernsehen
live übertragen.

• In der zweiten Jahreshälfte 2020 wird der österreichische
Schauspieler und Sänger Max Müller ("Die Rosenheim-Cops") unter dem
Motto "Beethoven, persönlich" unter anderem Geschichten aus Beethovens
Jahren in Wien erzählen.

 * 
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SPORTMEDIZIN/352: Gehirnerschütterungen im Sport - Veränderte Gestik der Betroffenen unterstützt die Diagnose (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 09.12.2019

Gehirnerschütterungen im Sport: Veränderte Gestik der Betroffenen unterstützt die Diagnose



Beim Sport, insbesondere bei Kontaktsportarten wie American Football,
Eishockey oder Fußball, kommt es häufig zu Gehirnerschütterungen. Passiert
ein solcher Unfall bei Wettkampf oder Training, ist die Diagnose der
Verletzung nicht immer einfach. Eine aktuell publizierte Studie von Dr.
Ingo Helmich liefert Hinweise auf ein Diagnosekriterium. Helmich konnte
nachweisen, dass sich die Gesten von Sportler*innen mit und ohne
Gehirnerschütterung unterscheiden.

Seit Christoph Kramers Blackout im Finale der Fußball-WM 2014 haben die
Diskussionen über die Problematik von Gehirnerschütterungen im Sport
zugenommen. Im Vordergrund steht dabei die korrekte Diagnose. Symptome
nach sportbedingten Gehirnerschütterungen liegen häufig vor, sind jedoch
nicht immer eindeutig. Forscher*innen der Abteilung Neurologie,
Psychosomatik und Psychiatrie des Instituts für Bewegungstherapie und
bewegungsorientierte Prävention und Rehabilitation konnten jetzt die
Vermutung belegen, dass das nonverbale Verhalten bzw. Gesten dabei helfen,
zusätzliche Informationen über den Gesundheitszustand von Athlet*innen zu
erfahren, insbesondere im Hinblick auf mögliche Symptome einer
Gehirnerschütterung.

Das Team um Dr. Ingo Helmich verglich in einer Studie die Gesten von
Sportler*innen mit und ohne Gehirnerschütterung. Die vorliegenden
Ergebnisse zeigen, dass sich das nonverbale Verhalten bzw. die Gesten
symptomatischer Athlet*innen nach Gehirnerschütterung von denen ohne
Gehirnerschütterung unterscheidet. Symptomatische Athlet*innen führen
häufiger sogenannte Motion Quality Presentation Gestures aus; diese Gesten
liefern Informationen zu den motorisch-sensorischen Erfahrungen eines
Athleten oder einer Athletin in Bezug auf den Vorfall der
Gehirnerschütterung.

Im Hinblick auf das nonverbale Verhalten bzw. Gesten konnte die Studie
eindeutige Unterschiede zwischen Personen mit und ohne Gehirnerschütterung
nachweisen. Im Sinne einer verbesserten Diagnostik können Gesten als
Verhaltensmarker von sportbedingten Gehirnerschütterungen eingesetzt
werden, so die Interpretation der Forscher*innen.


Die Studie wurde am 4. Dezember 2019 publiziert im Journal of Science and
Medicine in Sport https://twitter.com/_JSAMS: "Symptoms after sport-related
concussions alter gestural functions".

https://doi.org/10.1016/j.jsams.2019.11.013

Weitere Infos zum Thema im Forschungsnewsletter 3/2019 der Deutschen
Sporthochschule.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.jsams.2019.11.013

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.gehirnerschuetterungimsport.com

http://www.dshs-koeln.de/aktuelles/forschung-aktuell/archiv/nr-32019/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution532
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STUDIE/551: Einfluss von Apps auf das Ernährungsverhalten und auf die Gesundheit (idw)


Universität Konstanz - 09.12.2019

Apps verbessern Ernährungsverhalten und die Gesundheit

Studie an der Universität Konstanz bescheinigt Ernährungs-Interventionen
mittels Smartphone-Apps eine positive Wirkung



Weltweit sind rund zwei Milliarden Menschen übergewichtig oder adipös. Da
Übergewicht sowohl mit körperlichen als auch psychischen Gesundheitsfolgen
und enormen wirtschaftlichen Kosten verbunden ist, gilt es als eines der
größten Gesundheitsprobleme unserer Zeit. Psychologinnen und Psychologen
der Universität Konstanz sowie des Deutschen Instituts für
Ernährungsforschung sind in einer Überblicksarbeit zum Ergebnis gekommen,
dass mobile Interventionen mittels Smartphone-Apps hier gute Dienste
leisten können. Ihre Überblicksarbeit, die die aktuell verfügbaren
Einzelstudien im Bereich Ernährung einschließt, bescheinigt den
untersuchten Apps insgesamt einen positiven Effekt auf das
Ernährungsverhalten, Körpergewicht sowie auf verschiedene körperliche
Gesundheitsindikatoren wie Cholesterinwerte. Die Studie wird im
Wissenschaftsjournal Obesity Reviews vorgestellt.

Die Vorteile der App-basierten mobilen Interventionen sind zahlreich

Apps, die von Menschen genutzt werden, die ihr Ernährungsverhalten ändern
möchten, arbeiten häufig mit Bildern und Informationen. Die User machen
beispielsweise ein Foto von ihrem Essen oder protokollieren dieses mittels
App, die dann beispielsweise Rückmeldung über die Kalorien und Nährstoffe
gibt. Die Vorteile der App-basierten mobilen Interventionen sind zahlreich
- einschließlich der Möglichkeit, im "realen Leben" und in "Echtzeit"
einzugreifen sowie viele Personen direkt zu erreichen. Schließlich gibt es
weltweit mehr als fünf Milliarden Smartphones. Gleichzeitig besitzen
App-basierte Interventionen das Potenzial, durch die Interaktivität auf
individuelle, zielgruppenspezifische Bedürfnisse der User einzugehen.

In den Arbeitsgruppen Psychologische Diagnostik und Gesundheitspsychologie
von Prof. Dr. Britta Renner sowie Allgemeine und Biologische Psychologie
von Prof. Dr. Harald Schupp wurden 41 wissenschaftliche
Interventionsstudien ausgewertet, die Ernährungs-Apps auf ihre
Effektivität hin untersucht haben. Über die Einzelstudien wurden rund
6.300 Frauen und Männer in die Meta-Analyse eingeschlossen. Die
Altersspanne reicht von 14 bis 68 Jahren mit einem Durchschnittsalter von
41 Jahren. "Es hat sich gezeigt, dass App-basierte mobile Interventionen
effektiv sind, sowohl um Ernährungsverhalten zu verändern, als auch um
Gewicht zu reduzieren und ernährungsbezogene Gesundheitsparameter zu
verbessern", fassen die Autoren zusammen.

Bei Patienten wie bei gesunden Usern wirksam

Die Apps waren sowohl bei Patienten als auch bei gesunden Usern wirksam -
und so für eine breite Gesundheitsförderung in ganz unterschiedlichen
User-Gruppen. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben sich auch
die von den rund 30 verschiedenen Apps genutzten Strategien zur
Verhaltensänderung ihrer User angeschaut. Obwohl das optische
Erscheinungsbild der Apps durchaus unterschiedlich ist, nutzen diese im
Wesentlichen nur vier verschiedene Strategien zur Verhaltensänderung:
Ziele setzen, Feedback geben, soziale Unterstützung bereitstellen und
Wissen vermitteln. Das gilt sowohl für die auf dem Markt verfügbaren
kommerziellen als auch die im wissenschaftlichen Kontext entwickelten
Apps, die sich in ihrer Wirksamkeit nicht systematisch unterscheiden.

Die Studie zeigt, dass mobile Interventionen ein hohes Potential haben,
aber dass gleichzeitig die Möglichkeiten der mobilen Technologie noch bei
weitem nicht ausgeschöpft sind.


Faktenübersicht:

- Originalpublikation: 

Karoline Villinger, Deborah R. Wahl, Heiner Boeing,
Harald T. Schupp, Britta Renner: The effectiveness of app-based mobile
interventions onnutrition behaviours and nutrition-related health
outcomes: A systematic review and meta-analysis. Obesity Reviews

DOI: https://doi.org/10.1111/obr.12903

- Meta-Analyse mit rund 6.300 Frauen und Männern basierend auf 41
Einzelstudien bescheinigt Interventionen durch Apps auf dem Smartphone
eine positive Wirkung

- Beteiligte Arbeitsgruppen an der Universität Konstanz: Psychologische
Diagnostik und Gesundheitspsychologie von Prof. Dr. Britta Renner und
Allgemeine und Biologische Psychologie von Prof. Dr. Harald Schupp

- Finanziell unterstützt durch das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) sowie die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1282
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DEMENZ/467: Straßenverkehr - Verwirrtes Fahren (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2019

Straßenverkehr

Verwirrtes Fahren

von Dirk Schnack



Ab wann sollte ein Mensch mit Demenz nicht mehr Auto fahren?
Krankenschwester und Erziehungswissenschaftlerin Antje Holst,
Mitarbeiterin im Kompetenzzentrum Demenz in Schleswig-Holstein, über
eine schwer zu beantwortende Frage.


Auto fahren verbinden viele Menschen mit Freiheit und
Unabhängigkeit. Besonders in ländlichen Regionen ist ein Auto oft
unverzichtbar, um am Berufs- und Alltagsleben teilhaben zu können.
Auto zu fahren bedeutet aber auch, Verantwortung zu übernehmen: Für
sich selbst, die Mitfahrer und die anderen Beteiligten im
Straßenverkehr. Was passiert, wenn im Alter das Seh- und Hörvermögen
abnimmt, die Reaktionsfähigkeit nachlässt und eine demenzielle
Veränderung die Fahrtauglichkeit zusätzlich einschränkt?

Laut Statistik liegt bei Fahrern im Alter zwischen 70 und 75 Jahren
kein erhöhtes Unfallrisiko vor, dieses steigt aber deutlich im Alter
von 75+ und einer Fahrleistung von weniger als 3000 Kilometern im Jahr
an ("Ich fahre nur noch zum Arzt, keine weiten Strecken mehr ...").
Bei der Altersgruppe der über 90-Jährigen liegt das Unfallrisiko pro
gefahrenem Kilometer über dem der Fahranfänger und steigt mit
Multimorbidität und Demenz nochmals deutlich an.

Typische Fahrfehler bei Demenz sind das Nichteinhalten der Spur bzw.
Fehler beim Spurwechsel, fehlende Geschwindigkeitsanpassung,
unsicheres und fehlerhaftes Verhalten an Kreuzungen / Kreisverkehren,
Vorfahrtsfehler, Fehlinterpretation von Lichtsignalen oder das
Übersehen von Verkehrszeichen.

Studien und praktische Fahrtests haben gezeigt, dass bei beginnender
Demenz die Fahreignung oft noch in hohem Maße vorhanden ist. In
Begutachtungs-Leitlinien zur Kraftfahrereignung wird daher kein
grundsätzliches Fahrverbot bei leichter Demenz gefordert. Die
Fahreignung, das heißt die generelle Befähigung zum Führen eines
Kraftfahrzeugs, ist zu diesem Zeitpunkt in der Regel noch gegeben. Im
Verlauf der Erkrankung treten zunehmende Beeinträchtigungen der
geistigen Leistungsfähigkeit auf. Sie betreffen besonders die Bereiche
Gedächtnis, Aufmerksamkeit, Wahrnehmung, Konzentration, Orientierung
und Urteilsfähigkeit. Davon wird die Fahreignung unterschiedlich, in
der Regel abhängig vom Stadium der Erkrankung, beeinflusst.

Auch wenn die Mehrzahl der Autofahrer mit Demenz die Fahrtätigkeit
innerhalb der ersten drei Jahre der Erkrankung einstellt, ist davon
auszugehen, dass ein relevanter Anteil der Betroffenen zunächst weiter
aktiv am Straßenverkehr teilnimmt. Typische Symptome bei Menschen mit
Demenz in Bezug auf die Verkehrssicherheit sind gesteigerte
Tagesschläfrigkeit, nachlassende Aufmerksamkeitssteuerung,
verlangsamte Entscheidungsfindung, verlangsamte und unsichere
Orientierung und räumliche Wahrnehmung, reduziertes Urteilsvermögen
sowie reduzierte Selbstreflexion und Affektsteuerung und deutlich
verminderte Ressourcen bei komplexen Situationen.

Festzuhalten bleibt aber: In Deutschland gibt es keine gesetzlichen
Regelungen, die einem Menschen mit Demenz generell das Autofahren
verbieten.

Zur Rolle der behandelnden Ärzte: Im Rahmen der Anamnese sollten
Fragen zur Fahrsicherheit regelhaft gestellt werden und zu
entsprechender Information und Beratung führen. Schon bei der
Diagnosestellung muss darüber aufgeklärt werden, dass die
Fahrtauglichkeit bei einer fortschreitenden Demenz nicht mehr
gewährleistet ist. Angehörige oder die Straßenverkehrsbehörde darf der
Arzt nur dann über eine mögliche Fahruntüchtigkeit in Kenntnis setzen,
wenn der Patient sein Einverständnis dazu erteilt und den Arzt von
dessen Schweigepflicht entbindet. Der Erhalt der Patientenautonomie
und die auf Vertrauen beruhende Arzt-Patienten-Beziehung stehen
hierbei im Vordergrund.

Ist der Patient allerdings nicht einsichtig und will trotz
schwerwiegender Bedenken und umfassender Aufklärung weiterhin mit dem
Auto am Straßenverkehr teilnehmen, kann der Arzt unter bestimmten
Voraussetzungen die Schweigepflicht brechen und die
Fahrerlaubnisbehörde einschalten.

Unter Beteiligung von Hausärzten, Angehörigen und Patienten sowie
eines interdisziplinären Expertengremiums wurde in einem
Forschungsprojekt des Instituts für Allgemeinmedizin der Universität
Düsseldorf (ifam) eine Vorgehensempfehlung zur Überprüfung der
Fahrtauglichkeit bei Demenz für den hausärztlichen Praxisalltag
entwickelt. Das Forschungsprojekt wurde von der Deutschen Alzheimer
Gesellschaft e.V. gefördert.

Fazit: Demenz stellt alle Beteiligten vor besondere Herausforderungen.
Wünschenswert wäre eine offene, frühzeitige und kontinuierliche
Kommunikation über die Diagnose und deren Einfluss auf die betroffenen
Lebensbereiche. 


Info

Die Vorgehensempfehlung des ifam liegt in einer Kurz- und in einer
Langfassung vor. Ferner stehen weitere Arbeitshilfen und Vordrucke für
die Hausarztpraxis zur Verfügung.

(Download: https://www.familien-medizin.org/familienmedizin/autofahren-und-demenz/).

Weitere Informationen unter 

www.demenz-sh.de und das Infoblatt Nr. 19 unter 

www.deutsche-alzheimer.de


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 11/2019
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RHEUMA/299: Lücken in der rheumatologischen Versorgung im ländlichen Raum (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2019

Rheuma

Besser gut sortiert

von Stephan Göhrmann



Rheumatische Erkrankungen sind in Deutschland weit verbreitet. Eine
frühzeitige Indikation und Medikation kann die Symptome je nach Form
der Erkrankung zurückdrängen. Dazu ist eine gute Vorsortierung
notwendig. Die Rheuma-Liga Schleswig-Holstein e. V. macht auf Lücken
in der rheumatologischen Versorgung im ländlichen Raum aufmerksam.


Steife und geschwollene Gelenke, schmerzende Knochen, Muskeln
und Sehnen - viele Erwachsene kennen diese Beschwerden und bei vielen
von ihnen verschwinden diese im Laufe des Tages wieder. Bei manchen
Menschen in Deutschland verschwinden sie jedoch nicht. Unter ihnen
befinden sich auch Kinder und Jugendliche. Sie sind Teil von insgesamt
17 Millionen Menschen, die an rheumatischen Erkrankungen leiden. Denn
anders als oft vermutet, sind rheumatische Erkrankungen perse keine
Krankheiten, die ausschließlich ältere Menschen betreffen.

Unter dem Motto "Rheuma ist jünger als du denkst" wurde am
diesjährigen Weltrheumatag am 12. Oktober über die Erkrankungen, die
umgangssprachlich unter dem Sammelbegriff "Rheuma" zusammengefasst
werden, aufgeklärt. Bedarf an besserer Aufklärung ist laut Rheuma-Liga
Schleswig-Holstein e. V. (RLSH) im Norden vorhanden. "Der Wissensstand
in der Bevölkerung ist nach wie vor niedrig ausgeprägt", sagte Gerda
Fröhlich, Vorstandsmitglied der RLSH. Das liegt nicht zuletzt an der
Vielseitigkeit rheumatischer Erkrankungen. In der Internationalen
statistischen Klassifikation der Krankheiten und verwandter
Gesundheitsprobleme (ICD-10-GM) wird zwischen 200 und 400 einzelnen
Erkrankungen unterschieden. Sie unterscheiden sich im Beschwerdebild,
dem Verlauf und der Prognose stark voneinander. Deshalb sind
Erkrankungen im rheumatischen Formenkreis schwer zu überblicken und
schwer zu diagnostizieren und die Zahl der Betroffenen ist schwer zu
schätzen.

"Rheuma wird von verschiedenen Stellen unterschiedlich aufgefasst",
begründet Dr. Ulrich Schwab, Vizepräsident der RLSH und selbst
Rheumatologe in Kiel, die unterschiedlichen Fallzahlen. Die Arthrose
ist mit zehn Prozent die am häufigsten vertretene nicht-entzündliche
rheumatische Erkrankung. Die entzündliche Erkrankungsform tritt bei
ein bis zwei Prozent der Bevölkerung auf.

Die Dunkelziffer wird jedoch wesentlich höher eingeschätzt.
Rheumatische Erkrankungen werden durch eine veränderte Abwehrsituation
hervorgebracht, weswegen eine Untersuchung des Abwehrsystems wichtig
ist. Symptome wie etwa schmerzende Gelenke treten erst in einem späten
Stadium der Erkrankung auf. Bis der Patient zum Arzt geht, kann daher
viel Zeit vergehen. "Die Wahrnehmung des Körpers und der Wissensstand
sind von Mensch zu Mensch unterschiedlich. Manche bemerken bereits
kleinste Veränderungen am Körper und gehen zum Arzt. Andere messen den
Beschwerden am eigenen Körper nicht die Bedeutung zu, wie sie nötig
wäre", erklärte Schwab. Es kann vorkommen, dass Betroffene zwei bis
drei Jahre mit Rheuma leben, bevor es diagnostiziert wird. Dabei ist
eine frühe Diagnose wichtig. Je nach Krankheitsbild kann eine
frühzeitige medikamentöse Behandlung die Symptome gänzlich beseitigen.

"Rheuma ist ein schwieriges Krankheitsbild, Patienten benötigen mehr
Zeit und die Behandlung ist deutlich länger und deutlich
kostspieliger", sagte Schwab. In der Kieler Gemeinschaftspraxis, in
der er tätig ist, nimmt ein Patient durchschnittlich eine Stunde in
Anspruch. Die richtige medikamentöse Einstellung der Patienten sei
wichtig, mit ihr steht oder fällt der Behandlungserfolg. Je nach
rheumatischer Erkrankung könne damit zumindest eine Verbesserung der
Lebensqualität erreicht werden. Diagnose, medikamentöse Einstellung,
Folgeuntersuchungen - dies kostet Zeit.

Umso wichtiger ist ein funktionierendes Verfahren des Vorsortierens
der verschiedenen involvierten Stellen. In der Regel kommt der Patient
über den behandelnden Hausarzt zum Facharzt. Mit der Überweisung kann
der Patient schneller bei einem Facharzt aufgenommen werden als auf
direktem Weg.

Eine gängige Methode ist das Überleitungsfax. Der Hausarzt kann damit
erste Einschätzungen und Symptome an den Fachkollegen weitergeben. Der
Rheumatologe kann sich so bereits vorab ein Bild von dem Patienten
machen.

Terminservicestellen hält Schwab für die schlechteste Variante der
Überweisung. Hier werden die Patienten mit jeder rheuma-ähnlichen
Symptomatik an Fachärzte verteilt. Dopplungen bei den Terminvergaben
sind Schwab zufolge keine Seltenheit, was die Rheumatologen weiter
belaste. Ein Viertel der Patienten seien gut beim Facharzt aufgehoben,
drei Viertel nicht. "Das ist keine Auswahl, das ist eine Katastrophe",
so Schwab. Für die beste aller möglichen Überweisungsmöglichkeiten
hält er engagierte Hausärzte, die einen Blick für rheumatische
Erkrankungen haben und gut vernetzt sind.

Der direkte Draht zwischen Hausarzt und Rheumatologe hat durchaus
Vorteile. Während eines kurzen Telefonats kann der Hausarzt dem
Rheumatologen vorab die Beschwerden schildern. "Bei Akutfällen kann
noch am selben Tag ein Termin beim Rheumatologen vergeben werden", so
Schwab.

Selbst nach einer guten Vorsortierung durch den Hausarzt gestalten
sich die weitere Untersuchung und Folgeuntersuchungen durch den
Facharzt in einem Flächenland wie Schleswig-Holstein oft schwierig.
Vereinzelt muss ein Patient bis zu 60 Kilometer zum nächsten
Rheumatologen auf sich nehmen. Die RLSH beobachtet zwar eine steigende
Zahl an Rheumatologen. Diese sei jedoch weiterhin zu gering, um eine
rheumatologische Versorgung flächendeckend sicherzustellen. Schwab
begründete die geringe Zahl von Rheumatologen mit der vergleichsweise
niedrigen Bezahlung in Schleswig-Holstein: "Wer Rheumatologe werden
möchte, wandert nach Hamburg ab." Die in Schleswig-Holstein
niedergelassenen Kollegen binden sich nach seiner Beobachtung an
Kliniken.

Anfang Texteinschub

35 Ortsgruppen der Rheuma-Liga gibt es in Schleswig-Holstein. Sie sind
Ansprechpartner für Hausärzte wie Betroffene und arbeiten eng mit
Fachärzten zusammen. Schmerztherapeuten und Orthopäden sind
ebenfalls involviert. Die RLSH organisiert Veranstaltungen, verbreitet
Informationsbroschüren, vermittelt Sprechstunden und organisiert
Funktionstrainings, die von den Kostenträgern übernommen werden und
auch an junge Rheumatiker gerichtet sind.

Ende Texteinschub

Lücken in der rheumatologischen Versorgung zeigen sich vor allem an
Schleswig-Holsteins Westküste. Mit 35 Ortsvereinen ist die RLSH in der
Fläche vertreten und dort ein fester Bestandteil in der Betreuung. Im
ländlichen Raum organisiert der Landesverband einmal im Jahr mobile
Anlaufstellen. 1500 Menschen konnten in Reihenuntersuchungen auf
erhöhte Entzündungswerte untersucht werden. Bei einem tiefergehenden
Untersuchungsbedarf konnten die Fachärzte direkt Folgetermine in ihren
Niederlassungen ausmachen. Die Erstuntersuchungen in den mobilen
Anlaufstellen erweisen sich jedoch als zeitintensiv. "Viele Menschen,
die dort hinkommen, haben entweder bereits eine diagnostizierte
rheumatische Erkrankung oder sie wurde vorher ausgeschlossen und die
Menschen wollen sich abermals davon überzeugen, nicht erkrankt zu
sein", so Schwab.

Besonders problematisch stuft Fröhlich die Versorgung im ländlichen
Raum und den nordfriesischen Inseln ein. "Pellworm hat nicht einmal
einen Hausarzt", gibt sie zu bedenken. Eine Erstuntersuchung könne so
nicht gewährleistet werden. Im September fuhr die RLSH samt Fachärzten
mit dem "Rheuma-Schiff " die Nordseeinseln an. Die Versorgung sei dort
besonders prekär. Von 500 Untersuchungen wiesen zehn Prozent teils
schwere Symptome rheumatischer Erkrankungen auf. Doch solche Aktionen
helfen nur kurzfristig. Wegen fehlender Strukturen sind Folgetermine
oft nicht möglich. "Von den Inseln aus sind die Wege zum nächsten
Rheumatologen zu lang. Das führt dazu, dass die Betroffenen die
Medikamente untereinander teilen oder die Medikamente selbstständig
absetzen, nachdem die Packung leer ist", warnt die RLSH.


Info

In Deutschland weist die Deutsche Rheuma-Liga e. V. seit 2004 zum
Weltrheumatag unter wechselnden Themen auf die Lebenssituation
Betroffener hin. Mit dem Motto "Rheuma ist jünger als du denkst" lag
der diesjährige Schwerpunkt auf jungen Rheumatiker.
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INITIATIVE/122: Entwicklungshilfe - Einsatz am Kilimanjaro (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2019

Entwicklungshilfe

Einsatz am Kilimanjaro

von PM/RED



Chefarzt Dr. Robert Keller leistete zwei Wochen Entwicklungshilfe
und bringt die minimalinvasive Chirurgie in die Savanne Ostafrikas, in
einem Krankenhaus am Fuße des Kilimanjaro.


Wird Dr. Robert Keller über seine Arbeit in Tansania befragt,
fallen ihm die sechs Jungen ein. Im Staub sitzen sie auf der Straße
und spielen zusammen - mit einer einzigen Murmel. "Was wirklich Armut
heißt, konnte ich an solchen Szenen beobachten. Und trotzdem habe ich
selten so viel Freude und Zuneigung erlebt wie in den zwei Wochen in
Afrika", erzählt der Chefarzt der Klinik für Chirurgie in Bad
Segeberg. Keller ist eigentlich keiner, der sich in seiner Funktion in
Entwicklungsprojekten engagiert oder sich anderweitig als Arzt in die
Dritte Welt begibt. "Ich war bisher immer der Meinung, es wäre ein
Tropfen auf den heißen Stein, wenn ich mich in einem Projekt
engagieren würde. Diese Meinung hat sich geändert. Ich habe hier
erfahren, wie nachhaltige Hilfe möglich ist."

Auf eigene Kosten hat Keller zwei Wochen in der afrikanischen Savanne
Tansanias verbracht und den dortigen Kollegen die minimalinvasive
Chirurgie vermittelt. Der Kontakt lief über Dr. Ali Kombo, der 2019 in
seiner Klinik hospitiert hat, und seinen alten Doktorvater, Prof.
Norbert Guldner aus Lübeck. Der Afrikafan lebt seit mehreren Jahren
teilweise auf dem Kontinent. Hier im Norden Tansanias, zwischen
afrikanischen Bergen und dem Kilimanjaro, liegt eine Klinik einsam in
der Savanne. 2007 startete man hier als Krankenstation für Schwangere.
Unter der Initiative der Österreicherin Dr. Christina Wallner und
ihrer Tochter Cornelia, die in Lübeck praktiziert hat, ist bis heute
ein Komplex gewachsen, zu dem neben der Klinik mit diversen
Fachrichtungen ein Waisenhaus, mehrere Schulen und Ausbildungsstätten
sowie zahlreiche soziale Projekte gehören. 280 Menschen arbeiten hier
und versorgen die gesamte Region mit Medizin und Bildung. Africa Amini
Alama heißt der gemeinnützige Verein der Medizinerinnen, dessen
Deutschlandvertretung in Lübeck angesiedelt ist.

Kellers Aufnahme in der Einrichtung beginnt blutig. Als er im Sommer
2019 im Health Center Momella ankommt, bereiten die Massai dem
deutschen Arzt ein traditionelles Fest. Dazu gehört der gemeinsame
Genuss von frischem Rinderblut. Doch Keller macht dabei eine gute
Figur, wird schnell integriert und macht sich an die Arbeit - jedoch
mit Verzögerung. "Zunächst saß ich drei Tage nur herum und wartete. Es
kamen keine Patienten. Das lag allerdings daran, dass man sich in der
Klinik doch erst an mich gewöhnen wollte. Danach ging es richtig los."
Acht Operationen à 30 Minuten liefen dann Tag für Tag. Die
afrikanischen Kollegen lernten schnell. Hernie, Leber- und
Eierstockzysten, Blinddarm, Gallensteine, die einbestellten und von
einem westeuropäischen Gastroenterologen bereits vor Monaten
diagnostizierten Patienten reihten sich ein, denn es sprach sich
herum, dass "der deutsche Doktor" da ist. Wo vorher keine Operationen
dieser Art vorgenommen wurden, waren es nun über 40 Eingriffe in nur
zwei Wochen.

Für Safaris und Sightseeing blieb Keller kaum Zeit. Nur ein kurzer
Trip mit einem Massai in die atemberaubende Natur Ostafrikas und die
Übernachtung in einer der urtümlichen Lodges für Touristen wollte er
nicht missen. Ansonsten lernte er in den zwei Wochen die weiteren
sozialen Einrichtungen kennen. Besonders nachhaltig beeindruckte ihn
das Waisenhaus. Wer keine Eltern mehr hat oder unter zwölf
Geschwistern zu kurz kommt, darf hier bleiben und ist gut versorgt.
"Das führt bei einigen Einheimischen zu Neid und Missgunst, die sich
in Gewalt gegen die Kinder äußert, denn den jungen Menschen hier geht
es gut. Sie haben zu essen, Kleidung, ein solides Dach über dem Kopf
und werden ausgebildet", berichtete Keller. Ihn begeisterte die
Grundschule mit angeschlossener Berufsausbildung in verschiedenen
Professionen. Und er legte selbst Hand an, reparierte die defekte
Schulglocke.

Nach 14 Tagen fuhr der Viszeralchirurg mit zahlreichen traditionellen
Geschenken nach Hause zurück. Reich an persönlichen Erlebnissen, hatte
sich seine Einstellung zur Dritten Welt gewandelt. "Ich empfinde es
als einen nachhaltigen Gewinn, meine Fähigkeiten einzubringen und den
Nutzen für die Menschen so schnell sehen zu können, wie ausgeprägt sie
die Hilfe zur Selbsthilfe umsetzen", sagte der Chirurg. Innerlich
plant er schon die nächste Reise zum Kilimanjaro. (PM/Red)

 * 

Info

Africa Amini Alama bedeutet "Ich glaube an Afrika". Die
Wienerin Dr. Christina Wallner gründete die Einrichtung 2007 als
Versorgungsstation für Schwangere. Heute können Patienten in den
Fachrichtungen Zahnmedizin, Augenheilkunde, Innere und Gynäkologie,
Chirurgie sowie Naturheilkunde versorgt werden. Es kamen mehrere
Grundschulen, Ausbildungseinrichtungen für Maurer, Mechatroniker und
Tischler sowie das Waisenhaus hinzu. www.africaaminialama.com


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 11/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201911/h19114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10271: Lübeck - 5. Kammerkonzert. Werke von Beethoven, 27.1.2020


THEATER LÜBECK

5. Kammerkonzert

Werke von Beethoven

Violine C. Johnson

Violoncello H.-C. Schwarz

Klavier T. Toda-Schwarz

Konzert 27.01.2020, 19.30 Uhr, Rathaus Lübeck, Audienzsaal



Im Jahr 2020 steht das Jubiläum eines der bekanntesten Komponisten der
Musikgeschichte an: Ludwig van Beethoven wurde vor 250 Jahren in Bonn
geboren. Als kammermusikalischer Auftakt zum Beethoven-Jahr stehen
zwei stilbildende Sonaten und ein Klaviertrio auf dem Programm des 5.
Kammerkonzerts: Zunächst erklingt Beethovens Cellosonate Nr. 2 g-Moll
op. 5/2, die der Komponist 1796 in Berlin verfasst hat. Zusammen mit
ihrem Schwesterwerk op. 5/1 sind dies die ersten Sonaten, in denen das
Cello eine gleichberechtigte Rolle neben dem Klavier einnimmt. Ihr
schließt sich Beethovens Violinsonate Nr. 8 G-Dur an, die 1802 im
Rahmen eines Dreierzyklus entstand, mit dem Beethoven erklärtermaßen
stilistisches Neuland betreten wollte. Nach der Pause erklingt
Beethovens Klaviertrio op. 70/2. Johann Friedrich Reichardt hörte das
Trio am Silvestertag 1808 mit dem Komponisten selbst am Flügel und
geriet über das Werk ins Schwärmen: »worin ein so himmlischer
kantabler Satz vorkam, wie ich ihn von ihm noch nie gehört, er hebt
und schmilzt mir die Seele, so oft ich daran denke.«

Kurzfristige Programmänderungen vorbehalten.

Die Reihe Kammerkonzerte wird gefördert durch die Heinz und Erika
Wiggers Stiftung.

Ludwig van Beethoven (1770-1827)

Sonate für Violoncello und Klavier Nr. 2 g-Moll op. 5/2

Sonate für Violine und Klavier Nr. 8 G-Dur op. 30/3

Klaviertrio Es-Dur op. 70/2

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Dezember 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9251: Aus aller Welt - 12.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indisches Parlament verabschiedet umstrittenes Einbürgerungsgesetz

Nach dem Unterhaus hat auch das indische Oberhaus einem umstrittenen
Staatsbürgerschaftsgesetz zugestimmt, das Muslime aus Afghanistan,
Bangladesch und Pakistan von der Einbürgerung ausschließt.
Innenminister Amit Shah begründete dies damit, daß Muslime in den
drei Nachbarländern gar nicht bedroht würden. Gegner der Novelle
bemängeln, daß das Gesetz gegen den Verfassungsparagraphen 14
verstoße und drohen mit einer Klage vor dem Obersten Gerichtshof des
Landes.

12. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9251: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Beziehungsstreit in München

Die Münchner Polizei hat in einer Wohnung im Stadtteil Hasenberg die
Leiche einer 21jährigen Frau entdeckt. Die Staatsanwaltschaft
beantragte laut Behördenangaben Haftbefehl gegen einen 26 Jahre alten
Münchner, der seine frühere Freundin im Streit erstochen haben soll.
In seiner Wohnung fanden Beamte ein blutverschmiertes Küchenmesser,
das als mögliche Tatwaffe in Frage kommt. Eine Bekannte hatte der
Polizei am Mittwochabend den Tod der Frau gemeldet. Der Beschuldigte
hatte ihr zuvor eine Sprachmitteilung geschickt, in der er angab,
eine Frau getötet zu haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9248: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ankara kündigt für den Fall von US-Sanktionen Gegenmaßnahmen an

Wegen des umstrittenen Kaufs russischer Raketenabwehrsysteme vom Typ
S-400 drohen die USA dem NATO-Mitglied Türkei mit Sanktionen. Nun
kündigte der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu an, daß Ankara die
Luftwaffenbasis Incirlik und die Radarstation Kürecik in der
Südtürkei für das US-Militär schließen werde, sollte Washington
Strafmaßnahmen gegen die Türkei wegen des Rüstungsgeschäfts mit
Rußland verhängen. Wenn die USA sich uns gegenüber negativ verhalten,
werden wir das definitiv erwidern, betonte Cavusoglu laut einem
Bericht der Deutschen Presse-Agentur. Einem Sprecher des türkischen
Präsidenten Recep Tayyip Erdogan zufolge werden mögliche
US-Sanktionen keinen Einfluß auf Ankaras Pläne zur Aufstellung der
russischen Raketenkomplexe haben. Die S-400 werden von unserem
Militär kontrolliert und eingesetzt, zitierte die Nachrichtenagentur
RIA Novosti den Sprecher Ibrahim Kalin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9250: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Immer mehr Menschen in Deutschland von Armut betroffen

Der Vorsitzende der Linksfraktion, Dietmar Bartsch, bezeichnete die
Ergebnisse des neuen Armutsberichts des Paritätischen Verbandes als
dramatisch. Fast 14 Millionen Menschen in Deutschland sind demnach
von Armut betroffen. Wenn in unserem Land nicht einmal mehr Arbeit
oder Bildung davor schützen, in Armut zu fallen, ist das ein
Offenbarungseid, sagte Bartsch in einer Pressemitteilung seiner
Partei. Ungleichheit und soziale Spaltung zwischen armen und reichen
Regionen, zwischen Stadt und Land können die Demokratie gefährden,
warnte Parteichefin Katja Kipping in einem Gespräch mit der
Nachrichtenagentur AFP. Die Linken-Chefin forderte eine Umverteilung
und einen garantierten Schutz aller vor Armut.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9248: Tragisches und Kurioses - 12.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Archäologen finden seltene Büste von Ramses II.

Archäologen haben bei Grabungsarbeiten südlich von Kairo eine
außergewöhnliche Statue des legendären Pharaos Ramses II. freigelegt.
Wie das ägyptische Ministerium für Altertümer mitteilte, handelt es
sich bei dem seltenen Fund um den oberen Teil einer 105 Zentimeter
großen Statue von Ramses II. aus rosafarbenem Granit, in dem das
Symbol "Ka" aus der altägyptischen Mythologie eingraviert worden sei.
Nach ägyptischen Vorstellungen wurde die Lebenskraft "Ka" als
geistige Verkörperung des Verstorbenen in einer Statue verewigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8333: Aus Forschung und Technik - 12.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neuer Glonass-Navigationssatellit im All

Rußland hat sein globales Navigationssatellitensystem (Glonass)
erweitert. Am Mittwoch brachte eine Sojus-2.1b-Trägerrakete den 28.
Glonass-Satelliten in die vorgesehene Umlaufbahn. Der Start erfolgte
vom Militärkosmodrom Plessezk in der Oblast Archangelsk im Nordwesten
des Landes. Wie die Nachrichtenagentur Tass unter Berufung auf
Angaben des Verteidigungsministeriums berichtete, wird der Satellit
von der Titow-Bodenstation der Luft- und Weltraumstreitkräfte in
Krasnosnamensk nahe Moskau gesteuert. Der Telemetriekontakt sei
stabil und alle Bordsysteme aktiv, teilte das Ministerium mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8347: Aus aller Welt - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Moskau weist zwei deutsche Diplomaten aus

Die Regierung in Moskau hat in einem expliziten Akt der Revanche zwei
deutsche Botschafter des Landes verwiesen. Sie müßten binnen sieben
Tagen Rußland verlassen, erfuhr der deutsche Botschafter von Geyr am
Donnerstagmorgen im russischen Außenamt. Vergangene Woche hatte die
Bundesregierung zwei russische Diplomaten zu in Deutschland
unerwünschten Personen erklärt. Der Anlaß ist die Ermordung des
Georgiers Khangoshvili am 23. August in Berlin. In dem Zusammenhang
wurde ein russischer Staatsbürger festgenommen, der sich in der Sache
nicht geäußert hat. Dienste in Deutschland halten es für nicht
ausgeschlossen, daß staatliche Stellen der Russischen Föderation oder
der Teilrepublik Tschetschenien den Auftrag für die Ermordung des von
Präsident Putin nicht ohne Grund als Banditen, Mörder und Terroristen
bezeichneten Mannes erteilt haben. Eine Sprecherin des Berliner
Außenamts machte am Donnerstag deutlich, daß man sich weitere
Schritte vorbehält, sollten die Ermittlungen der
Generalbundesanwaltschaft zu dem Mord zu Erkenntnissen führen. Laut
Bundesregierung kooperiert Rußland bei den Ermittlungen unzureichend.
Der Kreml-Sprecher Peskow hat die von deutscher Seite erhobenen
Vorwürfe als unzutreffend und die Ausweisung der russischen
Diplomaten als grundlos bezeichnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8302: Medizin und Gesundheitswesen - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Die Medizin setzt auf 3D-Druck

Die Zeiten, in denen der 3D-Druck für irgendwelche Spielereien
verwendet wurde, sind vorüber. Gerade bei der Herstellung von
Medizinprodukten, vor allem der Orthetik und Prothetik, ist diese
Technologie eine hervorragende Möglichkeit. Schließlich ist der
3D-Druck ein Fertigungsverfahren, das sehr gut auf individuelle
Bedürfnisse zugeschnitten werden kann. Laut Deutschem Ärzteblatt
werden die Kosten für Prothesenpaßteile oder Orthesen, die im
3-D-Druck-Verfahren hergestellt werden, bereits von einigen
Krankenkassen übernommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8335: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Gießener Ärztin Kristina Hänel erneut verurteilt

Die Gießener Allgemeinmedizinerin Kristina Hänel ist vor dem
örtlichen Landgericht erneut mit dem Versuch gescheitert, nicht für
ihren Internetauftritt bestraft zu werden. Dort hatte sie ihre
Patientinnen über Schwangerschaftsabbrüche informiert. Das
Landgericht Gießen milderte nur die gegen Hänel im November 2017
verhängte Geldstrafe von 6000 auf 3500 Euro ab. Der Fall wird auch
nicht, wie von Hänels Anwälten gefordert, dem Europäischen
Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt. Das damalige Urteil war im
vergangenen Jahr vom Oberlandesgericht Frankfurt bestätigt worden.
Das Landgericht Gießen befaßte sich erneut mit dem Fall, weil der
Bundestag nach der von Hänel angestoßenen, bundesweiten Debatte im
März Paragraf 219a dahingehend geändert hatte, daß Ärztinnen und
Ärzte zwar darüber informieren dürfen, daß sie
Schwangerschaftsabbrüche vornehmen, aber nicht darüber aufklären
dürfen, welche Methode sie dabei anwenden. Letzteres wird nach wie
vor als unzulässige Werbung für Schwangerschaftsabbrüche gewertet.
Hänel und ihre Anwälte sehen darin eine verfassungswidrige Verletzung
der Berufs- und die Meinungsfreiheit sowie eine Einschränkung des
Grundrechts der betroffenen Frauen auf Informationsfreiheit. Deswegen
will Hänel auch wegen der jüngsten Gerichtsentscheidung in Revision
gehen. Die Gießener Richter selbst hatten den Widerspruch im
reformierten Paragrafen 129a eingeräumt, wonach Auskünfte über
Schwangerschaftsabbrüche zwar erlaubt sind, Informationen über die
Methoden aber nicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8257: Sprache, Kunst und Medium - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Ein seit 22 Jahren verschwundenes Klimt-Gemälde gefunden?

Ein vor fast 23 Jahren während Renovierungsarbeiten aus der
Ricci-Oddi-Galerie im norditalienischen Piacenza gestohlenes Gemälde
des österreichischen Jugendstilmalers Gustav Klimt hat das Grundstück
möglicherweise nie verlassen.

Wie der österreichische Kurier am 11. Dezember berichtete, stießen
Gärtner bei Aufräumarbeiten auf ein Versteck hinter einer Eisentür in
einer efeuüberwucherten Außenmauer des Museums.

Das Gemälde "Porträt einer Frau", das in einem schwarzen Plastiksack
steckte, soll in gutem Zustand sein. Um das seit Februar 1997
verschwundene Werk auf seine Echtheit zu prüfen, hat eine auf
Kunstdelikte spezialisierte Carabinieri-Einheit das Bild übernommen.

Die städtische Galerie teilte mit, sie werde den Fund nicht
kommentieren, bevor die Authentizität des Gemäldes gesichert oder auch
verworfen sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8324: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Repräsentantenhaus billigt Pläne für die Space Force

Das Repräsentantenhaus in Washington hat am Mittwoch (Ortszeit) die
Etablierung von Weltraumstreitkräften gebilligt, die als sechste
Teilstreitkraft neben Heer, Marine, Luftwaffe, Marineinfanteriekorps
und Küstenwache treten soll. Die Zustimmung des Senats wird in den
kommenden Tagen erwartet. Bislang war die Space Force bei der
Luftwaffe angesiedelt. Sie soll laut Gesetzentwurf der Durchsetzung
der Interessen der USA im Weltraum dienen, Aggressionen im und aus
dem All abwehren und in der Umlaufbahn Operationen durchführen.
Kommandeur des Space Command bei der Luftwaffe ist John Raymond. Er
betonte, Hauptaufgabe der neuen Streitkraft sei die Abschreckung.
Vordringlich sollten jedoch nicht Waffen ins All gebracht werden,
sondern Luftwaffenangehörige für den Kampf im Weltraum ausgebildet
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8338: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Ramelow erwartet von demokratischer Opposition Gestaltungskompetenz

Der geschäftsführende Ministerpräsident von Thüringen, Bodo Ramelow
(Die Linke), will sich spätestens Ende Februar im Amt bestätigen
lassen. An einer parlamentarischen Mehrheit fehlen der rot-rot-grünen
Koalition vier Sitze. Am Donnerstag sagte Ramelow in einer
Regierungserklärung den Oppositionsparteien CDU und FDP zu, daß seine
Minderheitsregierung deren Vorschläge ohne Vorurteil prüfen werde.
Auf die AfD, welche bei der Landtagswahl im Oktober nach Der Linken
zweitstärkste Kraft geworden war, setzt keine der etablierten
Parteien. Ramelow sucht die Zusammenarbeit nur mit der demokratischen
Opposition. Er betonte, im Freistaat sei Opposition künftig mit
Gestaltungskompetenz verbunden, auf Augenhöhe mit der
Regierungskoalition.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8307: Tragisches und Kurioses - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Düsseldorfer "Macheten-Mann" zu Geldstrafe verurteilt

Weil er im Düsseldorfer Hofgarten das Zelt eines Obdachlosen
abgebrochen und mit einer Machete zerschnitten hatte, muß ein Rentner
800 Euro Strafe zahlen.

Wie der Kölner Express berichtete, hatte eine Richterin des
Amtsgerichts den 75 Jahre alten Mann wegen vorsätzlicher
Sachbeschädigung verurteilt. Dieser konnte nicht glaubhaft machen, daß
er das Zelt erst nach mehrtägiger Beobachtung für unbewohnt und
herrenlos gehalten hatte, bevor er zur Tat geschritten sei.

Zwar ist das Zelten in der öffentlichen Anlage nicht erlaubt, aber das
rechtfertigt doch nicht den Abriß der bescheidenen Unterkunft. Ein
anderer Rentner, der bezeugte, daß das Zelt von einem Obdachlosen
bewohnt war, hatte den unheimlichen Übergriff fotografiert.

Der Angeklagte war bereits vor Monaten unangenehm aufgefallen, weil er
mit einer Machete Unterholz, Büsche und Bäume bearbeitet hatte, um
mögliche Verstecke, in die sich angeblich Homosexelle zurückgezogen
hätten, zu zerstören. Diesen Aktivitäten verdankte er auch seinen 
Spitznamen als Macheten-Mann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8336: Arbeit, Soziales und Familie - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Volksinitiativen für preiswerten Wohnraum in Hamburg starten

In Hamburg werden im Januar die beiden Volksinitiativen "Boden &
Wohnraum behalten - Hamburg sozial gestalten!" und "Neubaumieten auf
städtischem Grund - für immer günstig" starten. Sie wurden vom
Landesvorstand Der Linken, Gilbert Siegler, mit Unterstützung der
Hamburger Mietervereine auf den Weg gebracht. Die erste Initiative
will erreichen, daß die Privatisierung städtischer Grundstücke
vollständig verboten wird. Bauunternehmen können die Grundstücke nur
im Rahmen des Erbbaurechts für 70 bis 100 Jahre pachten. Die zweite
Volksinitiative zielt darauf ab, daß auf städtischem Grund nur noch
Sozialwohnungen gebaut werden. Deren Kaltmieten dürfen die Mietsätze
des 1. Förderwegs im Sozialen Wohnungsbau oder entsprechender
Nachfolgeregelungen nicht überschreiten. Zur Zeit wären diese rund
6,60 Euro je Quadratmeter. Ein Inflationsausgleich von maximal zwei
Prozent im Jahr soll zulässig sein. Die Sozialbindung soll nicht mehr
aufgehoben werden können. Für die Initiativen werden 10.000
Unterschriften benötigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8313: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Klimaschutzindex: Kein Land erreicht Ziele

Die UN-Klimakonferenz in Madrid bringt es an den Tag. Zwar kann die
Hälfte der rund 60 Länder, die für 90 Prozent der weltweiten
Treibhausgase verantwortlich sind, einen Rückgang ihrer Emissionen
verzeichnen, doch fällt dieser zu gering aus. Das zeigt auch der von
der Umweltorganisation Germanwatch in Zusammenarbeit mit dem Climate
Action Network (CAN) und dem New Climate Institute erstellte
Klimaschutzindex. Wie Euronews meldete, ließen die Umweltschützer
erneut die ersten drei Plätze unbesetzt, da kein Land in der Lage
war, das Ziel von 1,5 Grad zu erreichen. Die größten Bemühungen im
Kampf gegen den Klimawandel machte Schweden, gefolgt von Dänemark und
Marokko. Schlußlicht waren erstmals die USA. Deutschland machte zwar
vier Plätze gut und landete auf Rang 23, liegt aber noch immer hinter
Staaten wie Indien oder Brasilien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8324: Märkte und Finanzen - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington will Europa zur Aufgabe von Nord Stream 2 zwingen

Die US-Wirtschaft möchte ihr unter hohem Aufwand gefördertes,
besonders umwelt- und klimaschädliches Fracking-Gas nach Europa
exportieren, doch dort bezieht man preiswert Erdgas unter anderem aus
Rußland. Im nächsten Jahr könnte die zweite Erdgasleitung durch die
Ostsee fertiggestellt werden. Nord Stream 2 soll parallel zur
bestehenden Pipeline Nord Stream ohne Umweg über Polen oder die
Ukraine noch mehr Erdgas von Rußland direkt nach Greifswald in
Mecklenburg-Vorpommern fördern, von wo aus es nach Westeuropa
weitergeleitet werden kann. Gewissermaßen in letzter Minute vor
Fertigstellung von Nord Stream 2 versucht die US-Regierung das
europäische Projekt aufzuhalten. Das Repräsentantenhaus in Washington
beschloß am Mittwoch, gegen die Unternehmen, welche die
Ostseepipeline verlegen, und gegen Einzelpersonen Sanktionen zu
verhängen. In wenigen Tagen dürfte der Senat folgen, so daß die
Unterschrift von Präsident Trump unter dem Gesetz erwartet werden
kann. Die US-Regierung will zudem die nach Südeuropa führende
Pipeline Turkish Stream verhindern.

Bundesaußenminister Maas kommentierte die Entwicklung mit der
Bemerkung, die europäische Energiepolitik werde nicht in den USA
entschieden. Eingriffe von außen und Sanktionen mit
extraterritorialer Wirkung lehne man grundsätzlich ab. In diesem
Sinne äußerte sich auch eine Sprecherin des
Bundeswirtschaftsministeriums.

In Nord Stream 2 werden rund zehn Milliarden Euro investiert. An der
Finanzierung sind neben dem federführenden russischen Energiekonzern
Gazprom die Unternehmen OMV, Wintershall Dea, Engie, Uniper und Shell
beteiligt. Für Nord Stream 2 setzen sich weiterhin die
Deutsch-Russische Außenhandelskammer und der Ostausschuß der
deutschen Wirtschaft ein. Die Agentur Interfax gab den russischen
Vize-Außenminister Gruschko mit den Worten wieder, die USA wollten
sich mit den Sanktionen Vorteile im Gasgeschäft verschaffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8336: Aus Forschung und Technik - 12.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Vorinstallierte Apps oftmals ein Ärgernis

Viele der vorinstallierten Apps sind ärgerlich. Es gibt kaum ein
neues Smartphone, auf dem sie nicht zu finden sind. Und oftmals
lassen sie sich nicht deinstallieren, so daß etwa bestimmte soziale
Netzwerke einen ständig mit Meldungen traktieren können. Eine
Umfrage im Auftrag der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen ergab
dpa zufolge, daß nicht weniger als 92 Prozent der Smartphone-Nutzer
unerwünschte Apps (Bloatware) von ihrem Gerät löschen wollen, es aber
nicht können. Bleibt oft nur die Option, die unerwünschten Apps zu
deaktivieren. Immerhin arbeitet die App dann nicht mehr unbemerkt im
Hintergrund. Und installierte Updates der App werden entfernt, was
Speicherplatz auf dem Gerät freiräumt.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/696: Vom Staubkorn zum Planeten - Rätsel um Kollisionsbarriere gelöst (idw)


Universität Duisburg-Essen - 10.12.2019

Vom Staubkorn zum Planeten - Rätsel um Kollisionsbarriere gelöst



Planeten entstehen in der rotierenden Gas- und Staubwolke um einen jungen
Stern. Dort stoßen Staubpartikel zusammen und wachsen so zu riesigen
Gesteinsbrocken. Unklar war bislang, wie das funktionieren kann. Denn sind
die Teilchen ein Millimeter oder größer, prallen sie voneinander ab.
Physiker der Universität Duisburg-Essen (UDE) scheinen das Rätsel gelöst
zu haben. Sie haben in Experimenten nachgewiesen, dass die kollidierenden
Staubkörner sich elektrisch aufladen und deswegen aneinander haften. Über
diese Erkenntnisse berichtet Nature Physics* in seiner aktuellen
Ausgabe.

"Mehl bleibt an der Wand hängen, Sand nicht", erklärt Astro-Physiker Prof.
Gerhard Wurm alltagsnah, wie man sich die Kollisionsbarriere von Teilchen
vorstellen muss. Diese "Bouncing Barrier" in der Planetenentstehung treibt
die Wissenschaft seit Jahrzehnten um. "Unbestritten ist, dass die
Staubkörner, die in der protoplanetaren Scheibe zusammenstoßen, niemals
direkt zu Aggregaten wachsen können, die größer als ein Millimeter sind.
Dennoch kann hieraus in Millionen von Jahren ein Planet mit einem Ausmaß
von 10.000 km werden. Wie geht das?"

Die Idee der UDE-Physiker: Elektrische Ladung könnte Haftung geben.
Dadurch dass die Staubaggregate immer wieder kollidieren, laden sie sich
verschiedentlich auf und ziehen sich dann gegenseitig an.

"Ob das tatsächlich möglich ist, haben wir systematisch und in vielen
Experimenten im Fallturm in Bremen untersucht. Die Partikelwolke haben wir
durch millimetergroße Glaskugeln dargestellt und die Kugeln dann
miteinander stoßen lassen", sagt Wurm. "Es war, wie wir vermutet haben:
Sie haben sich positiv und negativ aufgeladen und bei den kleinen
Geschwindigkeiten auch so stark, dass sie um mehrere Zentimeter gewachsen
sind."

Allein auf die Experimente wollte sich das achtköpfige Team jedoch nicht
verlassen. Also überprüfte die Arbeitsgruppe von Professor Dietrich Wolf
(Theoretische Physik) das Ganze durch Simulationen. Nach fast zwei Jahren
Forschung steht für die UDE-Physiker nun fest: Beweis erbracht -
Elektrische Ladung überwindet die Kollisionsbarriere! "Wir sind sicher,
eine Lücke in der Planetenentstehung geschlossen zu haben", ist Professor
Wurm überzeugt. "Noch sind aber viele Fragen offen, etwa wie groß die
Aggregate am Ende werden können oder welche Rolle die
Mineralzusammensetzung und die verschiedenen Temperaturen in den Gas- und
Staubscheiben dabei spielen."


Originalpublikation:

Electrical charging overcomes the bouncing barrier in planet formation',

Nature Physics, veröffentlicht am 09.12.2019,

DOI: 10.1038/s41567-019-0728-9

https://www.nature.com/articles/s41567-019-0728-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 10.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/380: Grönlands Eispanzer schrumpft immer schneller (idw)


Technische Universität Dresden - 10.12.2019

Grönlands Eispanzer schrumpft immer schneller - Geodäten der TUD werten
Satellitendaten für internationale Studie aus



Grönland verliert siebenmal schneller Eis als in den 1990er Jahren. Das
ist das Ergebnis einer neuen Studie, die heute, 10. Dezember 2019, bei
"Nature" veröffentlicht wurde und das bisher umfassendste Bild des
grönländischen Eisverlusts zeichnet. Demnach hat Grönland seit 1992 3,8
Billionen Tonnen Eis verloren - genug, um den globalen Meeresspiegel um
10,6 Millimeter zu erhöhen. Die Eisverlustrate ist von 33 Milliarden
Tonnen pro Jahr in den 1990er Jahren auf zuletzt 254 Milliarden Tonnen pro
Jahr gestiegen.

Hinter der Analyse steht ein Team von 96 Polarforschern aus 50
internationalen Wissenschaftseinrichtungen, darunter auch die TU Dresden.
Für die Vergleichsstudie "Ice Sheet Mass Balance Inter-Comparison Exercise
(IMBIE)" führten die Forscher insgesamt 26 verschiedene Erhebungen durch,
um Änderungen des Grönländischen Eisschilds zu berechnen. Dabei wurden
Daten von elf verschiedenen Satellitenmissionen verwendet.

Wissenschaftler der Professur für Geodätische Erdsystemforschung an der TU
Dresden werteten dafür die Daten der Satellitenmission GRACE (Gravity
Recovery and Climate Experiment) aus den Jahren 2003 bis 2016 aus. "GRACE
beobachtet kleinste Änderungen der Gravitationskraft", erklärt Dr. Andreas
Groh. "Diese entstehen, wenn Massen in bestimmten Gebieten zu- oder
abnehmen. Aus diesen Beobachtungen können wir auch auf die Änderungen der
Eismassen in Grönland schließen."

"Die unterschiedlichen Messverfahren, die in der Studie zusammengeführt
werden, liefern übereinstimmende Ergebnisse. Wir können also die
Eismassenverluste Grönlands zuverlässig quantifizieren. Diese tragen ca.
22 Prozent zum derzeitigen globalen Meeresspiegelanstieg bei und bewirken
auch, dass sich der Anstieg beschleunigt", ergänzt Prof. Martin Horwath.

Eine Milliarde Tonnen entspricht der Masse von einem Kubikkilometer
Wasser. Nimmt kontinentales Eis um 100 Milliarde Tonnen ab, steigt der
Meeresspiegel im globalen Mittel um 0,28 Millimeter.

Die Professur für Geodätische Erdsystemforschung forscht schwerpunktmäßig
zu den kontinentalen Eisschilden in Antarktika und Grönland und deren
Wechselwirkung mit der festen Erde und dem Ozean. Dafür nutzen die
Wissenschaftler neben den Daten moderner Satellitenmissionen die
Ergebnisse eigener Feldmessungen.


Pressemitteilung des IMBIE-Projektes mit Bild- und Videomaterial:

http://imbie.org/news/press/media-pack-2019

Passwort: bearpolar

Originalpublikation:

"Mass balance of the Greenland Ice Sheet from 1992-2018"

DOI: 10.1038/s41586-019-1855-2

Weitere Informationen unter:

https://tu-dresden.de/bu/umwelt/geo/ipg/gef

https://data1.geo.tu-dresden.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, 10.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/872: Der internationale Druck auf die Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung nimmt zu


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Dezember 2019

Der internationale Druck auf die Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung nimmt zu



Zur Anzeige gegen deutsche Rüstungsfirmen vor dem Internationalen
Strafgerichtshof erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Der Druck auf die Bundesregierung für eine restriktive
Rüstungsexportpolitik nimmt zu: Die beim Internationalen
Strafgerichtshof gestellte Anzeige gegen Rüstungsfirmen, die
ursächlich an den Verletzungen des humanitären Völkerrechts im Jemen
beteiligt sind, wirft ein dunkles Licht auf die deutsche
Genehmigungspraxis. Denn unumstritten ist, dass im Jemen durch
grausame Waffen und den Beschuss von Infrastruktur wie Krankenhäusern
die Zivilbevölkerung seit Jahren leidet. Durch die Berichte der
Vereinten Nationen ist das auch allgemein bekannt.

Auch in Italien und Großbritannien gab es aus der Zivilgesellschaft
Klagen gegen Rüstungsfirmen, die nach Saudi-Arabien exportieren. In
Großbritannien hatte im Juni 2019 ein Gericht Rüstungsexporte nach
Saudi-Arabien für rechtswidrig erklärt.

In Deutschland hat erst kürzlich das Verwaltungsgericht Frankfurt den
Rüstungsexportstopp gegen Saudi-Arabien aufgrund des Mordes an dem
Journalisten Khashoggi für unzulässig erklärt, weil das Land bereits
zum Zeitpunkt der Genehmigung die Menschenrechtskriterien nicht
erfüllt hatte.

Letztlich muss auch in Deutschland eine Exportgenehmigung endlich
gerichtlich kontrolliert - und nicht nur Genehmigungen ausgesetzt
werden können.

Wir fordern daher mit unserem Rüstungsexportkontrollgesetz seit langem
sowohl eine Begründungspflicht für Exportgenehmigungen als auch die
Einführung eines Verbandsklagerechts.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1976: Armutszeugnis für die Bundesregierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Dezember 2019

Armutszeugnis für die Bundesregierung



Zum Armutsbericht des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes erklären Sven
Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik, und Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn,
Sprecher für Arbeitsmarktpolitik:

Es ist ein Armutszeugnis für ein reiches Land wie Deutschland, wenn
jeder sechste Mensch in Armut leben muss. Trotz des leichten Rückgangs
der Armutsgefährdung ist klar: Die Armut in Deutschland stagniert seit
Jahren auf zu hohem Niveau. Die Ergebnisse des Berichts sind ein
klarer Handlungsauftrag für die Bundesregierung. Sie muss nun endlich
am großen Rad gegen Armut drehen, statt im Klein-Klein zu verharren.
Die Maßnahmen dafür liegen auf der Hand.

Wir brauchen eine Kindergrundsicherung, die vor allem Alleinerziehende
und Familien mit geringem Einkommen stärkt. Der Dschungel an
verschiedenen Leistungen muss gelichtet werden. Wir brauchen eine
Kindergrundsicherung, die automatisch ausgezahlt, nicht versteuert und
nicht auf Sozialleistungen angerechnet wird. Die Regelsätze bei Hartz
IV müssen deutlich steigen, denn sie sind so sehr auf Kante genäht,
dass am Ende des Monats oft nur der Gang zur Tafel bleibt.

Außerdem fordern wir eine Garantierente, die allen Menschen ein
würdevolles Leben im Alter ermöglicht. Außerdem muss das UN-Ziel,
extreme Armut bis 2030 gänzlich zu beseitigen, kraftvoll angepackt
werden: Ein nationaler Aktionsplan gegen Wohnungs- und
Obdachlosigkeit, an dem alle Akteure zu beteiligen sind, ist dringend
geboten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1880: Ausweisung deutscher Diplomaten aus Russland nicht gerechtfertigt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Dezember 2019

Ausweisung deutscher Diplomaten aus Russland nicht gerechtfertigt



Zur Ausweisung von zwei deutschen Diplomaten aus Russland erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
David Wadephul:

"Die Ausweisung ist grundlos und ungerechtfertigt. Sie bedeutet eine
erhebliche Belastung der deutsch-russischen Beziehungen. Dies
geschieht gerade in einer Phase, in der an einer Verbesserung der
Beziehungen gearbeitet wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BILDUNG/941: Bildungssystem endlich sozial gerecht gestalten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Dezember 2019

Bildungssystem endlich sozial gerecht gestalten



"Deutschland verpasst die Chance, das Bildungssystem endlich sozial
gerecht zu gestalten", erklärt Birke Bull-Bischoff zum aktuellen
Bildungsfinanzbericht des Bundesamtes für Statistik. Die
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Die öffentlichen Bildungsausgaben liegen seit 2010 konstant bei
4,1 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt. Merkels Ziel der Steigerung der
Bildungsausgaben auf zehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts wird unter
den Teppich gekehrt. Davon sollten sieben Prozent in Bildung und drei
Prozent in Forschung fließen. bis heute: Fehlanzeige. Auch mit einem
Anteil von 7,1 Prozent Bundesbeteiligung an den öffentlichen
Bildungsausgaben bekleckert sich der Bund nicht mit Ruhm (im
Vergleich: Länder 71,4 Prozent, Gemeinden 21,5 Prozent im Jahr 2015).
Deutschland verspielt seine Zukunftschancen, wenn sich die Zuständigen
in den Ländern und im Bund nicht endlich zusammenreißen und an einem
Strang ziehen für ein modernes gutes Bildungssystem für alle. Die
strukturelle Unterfinanzierung muss endlich gemeinsam beseitigt
werden. Wir müssen in gute Bildung investieren - und zwar jetzt! Das
Pochen auf Zuständigkeiten, Kleinstaaterei-Gehabe und die fehlende
Einsicht der Bundesregierung und eines Großteils der Länder, dass die
Zustände nur gemeinsam bewältigt werden können, lähmt.

DIE LINKE fordert eine deutlich bessere Grundfinanzierung für Bildung.
Wir fordern, dass die Kooperationsmöglichkeiten zwischen Bund und den
Ländern für den gesamten Bildungsbereich verbessert werden. Dazu muss
das Kooperationsverbot zwischen Bund und Ländern komplett aufgehoben
und eine Gemeinschaftsaufgabe Bildung im Grundgesetz verankert werden.
Wir fordern ein bundesweites Bildungsrahmengesetz, das
Gleichwertigkeit und Vergleichbarkeit in der Bildung sichert, auch um
das Auseinanderdriften der Bildungsergebnisse der Bundesländer zu
stoppen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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EUROPA/1769: Katja Kipping zum Klimaplan der EU-Kommission


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Katja Kipping zum Klimaplan der EU-Kommission 



Zum vorgestellten Klimaplan der EU-Kommission erklärt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Frau von der Leyen knüpft mit ihrem Green Deal sprachlich an ein
politisches Projekt an, mit dem der amerikanische Präsident Franklin
D. Roosevelt durch massive Investitionen und die Regulierung des
Marktes das Gesellschaftsmodell der USA auf neue Füße gestellt hat.

Eine mindestens ebenso tiefgreifende Transformation der EU brauchen
wir jetzt, hin zu einer sozial und ökologisch nachhaltigen Union.
Roosevelts New Deal war nur möglich, weil die Beschäftigten
protestiert und gestreikt haben. Wir sehen jeden Freitag, dass auch
die Menschen in der EU für eine gerechte und ökologische EU
demonstrieren.

Was Frau von der Leyen da bietet, ist aber leider ein
Etikettenschwindel. Nichts deutet darauf hin, dass sie bereit ist,
sich mit Konzernen anzulegen. Die strenge Regulierung des Marktes -
ein Kernstück des New Deal - lässt sich bisher nicht erkennen.
Zusammen mit einer unklaren Finanzierung ist der Leyen-Deal ein
Luftschloss ohne konkrete Wirkung."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Bundesgeschäftsstelle
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GESUNDHEIT/1147: Wahlfreiheit in der Pflege sicherstellen statt perfide Unterstellungen verbreiten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Dezember 2019

Wahlfreiheit in der Pflege sicherstellen statt perfide Unterstellungen verbreiten



"Die Äußerungen von Jens Spahn über familiäre Verantwortung sind purer
Zynismus. Hinter seinem perfiden Gerede steckt die Absicht, finanziell
Bessergestellte zu schonen, statt diese in eine solidarische
Finanzierung der Pflege einzubeziehen", kommentiert Pia Zimmermann,
Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, die aktuellen
Aussagen des Bundesgesundheitsministers zur Finanzierung der Pflege.
Zimmermann weiter:

"Wer so tut, als wollten Familien vorhandenes Vermögen schonen, wenn
sie Eigenanteile in der Pflege kritisieren, verkennt die finanzielle
Überlastung von Menschen mit Pflegebedarf. Und Herrn Spahn ist gewiss
auch bekannt, dass knapp 40 Prozent der Menschen mit Pflegebedarf über
gar kein Vermögen verfügen oder sogar verschuldet sind. Und auch bei
den übrigen Menschen mit Pflegebedarf ist im Allgemeinen deutlich
weniger auf der Habenseite als im Bundesdurchschnitt.

DIE LINKE tritt dafür ein, dass Menschen unabhängig von der Größe des
Geldbeutels frei wählen können, wo und wie sie gepflegt werden. Das
funktioniert nur mit einer Solidarischen Vollversicherung in der
Pflege. Wenn Besserverdienende und Vermögende zur Finanzierung dieser
sozialpolitischen Aufgabe endlich angemessen herangezogen werden, ist
eine Vollversicherung sozial gerecht und bedeutet eine Umverteilung
von oben nach unten. Der Bundesgesundheitsminister sollte erst mal
einen Vorschlag für eine ausgewogene Finanzierung der Pflege vorlegen,
statt Menschen mit Pflegebedarf und ihre Familien immer weiter zu
belasten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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RECHT/604: Paragraph 219a endlich streichen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Dezember 2019

219a endlich streichen



"Alles auf Anfang: Die erneute Verurteilung von Kristina Hänel war
angesichts der Gesetzeslage zu erwarten. Das macht es nicht weniger
bitter. Vor zwei Jahren hat sich mit dem ersten Prozess gegen die
Gießener Ärztin eine Bewegung gegen den Paragraphen 219a entwickelt,
die fast seine Streichung erreicht hat. Gescheitert ist dieses Ziel
letztlich an der SPD, der die GroKo wichtiger war als eine konsequente
Haltung für Frauenrechte. Ihre Reform des 219a war einzig und allein
dazu da, einen Deckel auf den Konflikt zu packen", erklärt Cornelia
Möhring, stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, zur heutigen Verurteilung der Gießener Ärztin
Kristina Hänel wegen Verstoßes gegen den Paragraphen 219a
Strafgesetzbuch. Möhring weiter:

"Es war absehbar, dass es mit der Neuregelung keine Rechtssicherheit
geben wird. Alle Befürchtungen haben sich bewahrheitet, das zeigt
nicht nur der heutige Déjà-vu-Prozess gegen Hänel, sondern auch das
Urteil gegen die Berliner Frauenärztin Bettina Gaber, das vor Kurzem
bestätigt wurde.

219a muss gestrichen werden. Das war vor zwei Jahren die einzig
richtige Forderung und das ist sie heute. Das sollte die SPD mal mit
in ihre Nachverhandlungen mit der Union aufnehmen. Meine Solidarität
und Hochachtung für die Ausdauer und Beharrlichkeit, mit der Kristina
Hänel diesen Kampf weiter kämpft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Dezember 2019
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WIRTSCHAFT/2211: Nord Stream 2 - Klare Kante gegen US-Sanktionen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Dezember 2019

Nord Stream 2: Klare Kante gegen US-Sanktionen



"Die Bundesregierung muss sich unverzüglich mit allen diplomatischen
Mitteln, aber auch mit deutlichen Gegenmaßnahmen gegen die
Sanktionsdrohungen der USA wegen Nord Stream 2 zur Wehr setzen. Dabei
muss sie auch Strafzölle der Europäischen Union gegen LNG-Gas aus den
USA einfordern", kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des
Bundestagsausschusses für Wirtschaft und Energie und
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die gestern im
US-Repräsentantenhaus beschlossenen Sanktionen gegen Firmen, die am
Bau der Ostseepipeline Nord Stream 2 beteiligt sind. Ernst weiter:

"Die US-Sanktionen sind unvereinbar mit dem Völkerrecht. Deutschland
und die EU können ihre eigene Energiepolitik so gestalten, wie sie das
für richtig halten. Die an Nord Stream 2 beteiligten Firmen haben sich
nichts zuschulden kommen lassen. Sie müssen darauf vertrauen können,
dass Deutschland sie jetzt nicht im Stich lässt.

Das Vorgehen der USA zeigt wieder einmal, dass Europa und Deutschland
sich von den USA außen-, außenwirtschafts- und sicherheitspolitisch
emanzipieren müssen. In einer sich herausbildenden multipolaren
Weltordnung müssen die EU und Deutschland flexibel sein, also themen-
und interessenspezifisch mit wechselnden Partnern agieren, statt sich
weiterhin in Nibelungentreue gegenüber den USA zu üben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Dezember 2019
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BUNDESTAG/9257: Heute im Bundestag Nr. 1407 - 12.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1407

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 09.49 Uhr

1. Bestandsschutz für Kunstrasenplätze

2. Gefährdungslage weiter hoch

3. Anpassungsstrategie an den Klimawandel

4. FDP fordert Reformen für bessere Bildung

5. Aufstiegsfortbildungsförderung erweitern

6. Gesetzlicher Anspruch auf Weiterbildung



1. Bestandsschutz für Kunstrasenplätze

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Sollte es entsprechend einem Gutachten der
Europäische Chemikalienagentur (ECHA) zu einem Verbot des als
Füllstoff (Infill) bei Kunstrasenplätzen verwendete
Kunststoffgranulats kommen, um den Austrag von Mikroplastik in die
Umwelt zu verringern, braucht es aus Sicht von Sportverbänden und
Kommunalvertretern Bestandsschutz und lange Übergangsfristen für
vorhandene Sportanlagen. Das wurde während der Sitzung des
Sportausschusses am Mittwoch deutlich. Die ECHA prüft derzeit, welche
Auswirkungen eine mögliche Beschränkung des Einsatzes von
Mikroplastik-Granulat hätte, das unter anderem als Füllmaterial für
Kunstrasen genutzt wird. Sie wird der Europäischen Kommission im
Frühjahr 2020 ihre Ergebnisse vorlegen. Die Kommission wird dann
eigenen Angaben zufolge prüfen, ob die Bedingungen für eine
Beschränkung für Mikroplastik im Rahmen der REACH-Verordnung erfüllt
sind. Eine Beschränkung kann dann laut EU-Kommission ein Verbot sein
oder auch andere Vorgaben, um die umweltschädlichen Auswirkungen von
Mikroplastik zu minimieren.

Ein unmittelbares Verbot wäre aus Sicht des deutschen Fußball-Bundes
(DFB) "absolut unverhältnismäßig", sagte DFB-Generalsekretär Friedrich
Curtius vor dem Ausschuss. Er plädierte für einen Bestandsschutz und
Übergangsfristen von zwölf bis 15 Jahren. Ein Vorgehen "mit Augenmaß"
sei nötig. Ansonsten könne der Spielbetrieb in Deutschland nicht
fortgesetzt werden. Derzeit sei die Verunsicherung in den Vereinen
riesig, sagte Curtius. Die Verantwortlichen brauchten
Planungssicherheit und müssten wissen, "was erlaubt ist und was
nicht". Die Politik ist aus Sicht des DFB hier in der Verantwortung,
da der Sportstättenbau in aller Regel in der öffentlichen Hand liege,
sagte Curtius. In die gleiche Richtung gingen auch die Forderungen des
Vertreters des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB), Andreas
Silbersack.

Uwe Lübking vom Deutschen Städte- und Gemeindebund konstatierte eine
erhebliche Verunsicherung bei den Kommunen. Zugleich kritisierte er,
dass es keine aktuelle Sportstättenstatistik gebe - man daher nicht
wisse, um wie viele Plätze es geht. Ohne ausreichende
Übergangsfristen, so Lübking, sei davon auszugehen, dass eine Kommune,
die vor zwei Jahren eine Kunstrasenanlage mit einer Nutzung von
mindestens zwölf Jahren gebaut hat, und nun nach kurzer Zeit für eine
Umrüstung erhebliche finanzielle Mittel bereitstellen müsste, dazu
vielfach nicht in der Lage sein werde.

Jutta Katthage vom Bundesinstitut für Sportwissenschaften (BISp)
sagte, der Austrag von synthetischen Füllstoffen aus
Kunststoffrasensystemen könne unter anderem durch Auffangsysteme,
bestimmte Maßnahmen bei der Platzpflege und dem Einsatz mineralischer
oder organischer Füllstoffe reduziert werden. Die Verwendung
unverfüllter Kunststoffrasensysteme sei ebenfalls denkbar.

Es werde eine Innovationsoffensive für Kunstrasenplätze benötigt,
sagte Eckhard Weidner vom Fraunhofer-Institut für Umwelt-,
Sicherheits- und Energietechnik. Es brauche Alternativen für die
Einfüllgranulate und den sich abreibenden Kunststoffrasen, die sich in
der Umwelt schadlos verhielten. Die Anforderungen an Bau und Rückbau
müssten langfristige Umweltaspekte stärker berücksichtigen, forderte
er. Zudem würden Rückhaltesysteme benötigt, die zu den aufgetragenen
Materialien passen, sagte Weidner. Die ultimative Lösung bezüglich der
Alternativen für die Einfüllgranulate gebe es bislang aber noch nicht,
sagte er.

Tilmann Heuser, Geschäftsführer des Umweltverbandes BUND, betonte, es
gehe nicht um ein Verbot von Kunstrasenplätzen. Es müsse aber
vermieden werden, dass das verwendete Granulat in der Umwelt landet.
Um eine Lösung zu finden, sei ein koordiniertes Vorgehen nötig, sagte
er.

Professor Franz Brümmer von der Universität Stuttgart sagte, es seien
Einflüsse von Mikrogranulat auf Wasser- und Bodenqualität zu
verzeichnen. Es müssten daher alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden,
um den Austrag in die Umwelt einzuschränken. Für neue Sportplätze
müsse sehr genau geprüft werden, welche Chemikalien und welche Stoffe
sich darin befänden, damit man "mit einem guten Gewissen" von einem
nachhaltigen und zukunftsfähigen Kunstrasensystem sprechen könne,
sagte Brümmer.

 * 

2. Gefährdungslage weiter hoch

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Wie die Bürger, Unternehmen, aber auch die
Verwaltung in Deutschland hinsichtlich der digitalen Souveränität
aufgestellt sind, dazu gaben die Sachverständigen bei einer
öffentlichen Anhörung des Ausschusses Digitale Agenda zum Thema
"IT-Sicherheit von Hard- und Software" unterschiedliche Einschätzungen
ab. Bei der Expertenbefragung unter Leitung von Hansjörg Durz (CSU)
ging es am Mittwoch vor allem um den Ist-Zustand der IT-Struktur
Deutschlands, gesetzgeberischen Handlungsbedarf und Sicherheitslücken.
"Cyberangriffe können schwerwiegende Folgen für Wirtschaft, Staat und
Gesellschaft haben, sodass die digitale Souveränität Garant für die
staatliche Souveränität wird", sagte Durz zu Beginn der Anhörung.

Arne Schönbohm (Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik,
BSI) sagte, insgesamt sei die Gefährdungslage weiter hoch. Hacker
verfügten weltweit über 900 Millionen verschiedene Angriffsprogramme.
Das Ziel müsse angesichts wachsender globaler technologischer
Abhängigkeiten sein, Risiken zu minimieren. Technologische
Souveränität sei eine Voraussetzung für mehr Cybersicherheit.
"Entscheidend ist, die Soft- und Hardware getrennt zu betrachten",
sagte Schönbohm. Er plädiere für einen holistischen Ansatz, der nicht
nur Produkte, sondern auch Prozesse betrachte, um Risiken zu
verringern. Schönbohm sprach sich weiter dafür aus, Prüfverfahren und
Techniken europaweit zu harmonisieren.

Michael Waidner (Fraunhofer-Institut für Sichere
Informationstechnologie) betonte, dass Deutschland in einem
Ländervergleich gut dastehe, auch was die Forschung und die Wirtschaft
angehe. Wenn allerdings absolut gefragt werde, wie sicher die IT sei,
dann komme man zu dem Ergebnis "angreifbar" und alle ständen schlecht
da, sagte er. Besonders problematisch sei, dass es auf Anbieter-Seite
keine internationalen Player in Europa gebe. In Bezug auf
Infrastrukturen fehle etwa eine Verschlüsselungsinfrastruktur, merkte
Waidner an. Er verwies auch auf den "eklatanten Mangel" im Bereich
Aus- und Weiterbildung von Fachkräften.

Isabel Skierka (European School of Management and Technology GmbH)
verwies darauf, dass China derzeit massiv in die eigene IT-Sicherheit
investiere. In Deutschland und Europa sei man in vielen Bereichen sehr
abhängig von Technologien ausländischer Hersteller. Abschottung sei
nicht der richtige Weg. "IT-Sicherheit ist die notwendige Bedingung
für digitale Souveränität", sagte die Sachverständige. Sie plädierte
dafür, Schlüsseltechnologien und Kompetenzen in Deutschland und Europa
massiv zu stärken und die regulatorischen Anforderungen an
IT-Sicherheit zu verbessern, deren Einhaltung die Hersteller dann
nachweisen müssten.

Für Oliver Harzheim von der Vodafone GmbH lag der Schlüssel in
Investitionen in die digitale Bildung und Infrastruktur. Hemmschwellen
müssten abgebaut und das Bewusstsein der Masse müsste gesteigert
werden, um digitale Souveränität sicherzustellen. Die technische
Infrastruktur sei "die Lebensader der digitalen Gesellschaft", sodass
es mehr wettbewerbsfähige Lösungen, auch bei der IT-Sicherheit geben
müsse. Das europäische Cloud-Projekt GAIA X gehe in eine richtige
Richtung, weitere Initiativen müssten nun folgen, sagte Harzheim

Auf den Umstand, dass jeder Einzelne für die Ausübung von digitaler
Souveränität mitverantwortlich sei, verwies auch Klaus Landefeld
(Eco-Verband der Internetwirtschaft). "Es können nicht nur die
Betreiber von Diensten und der Staat in der Verantwortung stehen",
sagte Landefeld. Die Anwendung, Wissen und der Umgang seien "gelebte
digitale Souveränität" und alle, nicht nur die Betreiber kritischer
Infrastrukturen, hätten eine abstrakte Verpflichtung, die
IT-Sicherheit zu erhöhen. Zudem könne nicht hingenommen werden, dass
staatliche Stellen sogenannte backdoors offen hielten. Dies könne
Gefahren für alle nach sich ziehen, sagte Landefeld.

Ninja Marnau vom CISPA Helmholtz Center for Information Security
schätzte die Gesamtsituation als "besorgniserregend" ein. Das
Langfrist-Ziel sei, europäische Hersteller für zentrale
Infrastrukturen zu haben, mittelfristig könne die Kontrolle von
Technologien und eine risikoabhängige Bewertung wiederhergestellt
werden. Murnau sprach sich auch für eine "sektorübergreifende
Regulierung von IT- und Digitalprodukten" aus, die sich auf
Hersteller, Betreiber und auch Nutzer erstrecken könne. Um informierte
Nutzer zu haben, brauche es zudem umfassende Bildungsstrategien
zwischen Bund und Ländern über die gesamte Lebenszeit von Menschen
hinweg, sagte die Sachverständige.

Frank Rieger (Chaos Computer Club e.V.) forderte, dass technologische
Souveränität auch unter widrigen Umständen gelten müsse. "Wir leben in
einer Welt, in der Technologie als Machtmittel eingesetzt wird", sagte
er. Ein Problem sei, dass Deutschland und Europa schon ein Stück ihrer
digitalen Souveränität verloren hätten, da das Problem zu spät erkannt
wurde und es keine diesbezügliche Industriepolitik gab. Viele
Unternehmen seien an ausländische Investoren verloren worden. Rieger
sprach sich für gesetzliche Regelungen aus, die es einfacher machen,
die Sicherheit von Systemen zu überprüfen. Auch plädierte er dafür,
dass das BSI unabhängig werden solle.

 * 

3. Anpassungsstrategie an den Klimawandel

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die von der Bundesregierung 2008 beschlossene
"Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel" ist aus Sicht der
Klimawissenschaftlerin Daniela Jacob "gut und sinnvoll". Das machte
Jacob, Direktorin des Climate Service Centers Germany, am
Mittwochabend während einer öffentlichen Sitzung des Parlamentarischen
Beirats für nachhaltige Entwicklung deutlich. Insbesondere im Bereich
der interministeriellen Zusammenarbeit sei die Anpassungsstrategie
"extrem wertvoll und gut funktionierend", befand sie. Gestärkt werden
müsse jedoch der "cross-sektorale Ansatz" ebenso wie die
Datentransparenz.

Mit Blick auf die internationale Klimaentwicklung betonte Jacob, Hitze
und Dürre würden ebenso zunehmen wie Starkregen. Derzeit befände sich
die Welt auf dem Weg zu einer Vier-Grad-Erwärmung bis zum Ende des
Jahrhunderts. Es müsse geschaut werden, "ob unsere Infrastruktur dafür
ausgelegt ist". Die Straßen sowie die Wasser- und Energienetze seien
mit den Daten von vor 50 Jahren angelegt worden. Jetzt gebe es aber
andere Variabilitäten. "Das heißt, wir müssen uns auf das einstellen,
was sich schon verändert hat und das bei der Erneuerung der
Infrastruktur mitdenken", sagte Jacob. Ansonsten werde die
Infrastruktur künftig immer häufiger ausfallen. Die Anpassung sei
machbar "und billiger, als das Risiko in die Zukunft zu verschieben",
urteilte sie.

Jacob machte weiterhin deutlich, dass es keine Region in der Welt
gebe, in der die extremen Wetterereignisse weniger geworden sind.
Keine Aussage könne man dazu machen, ob sich die tropischen
Wirbelstürme verändert hätten. Die Regenmenge, die diese mit sich
brächten habe sich aber erhöht. Festzustellen sei auch, dass extreme
Wetterereignisse an einem Ort länger verbleiben als früher.

Diese Einschätzung teilte auch Markus Schröder von der Deutschen
Vereinigung für Wasserwirtschaft. Der verlangsamte Jetstream führe zu
stehenden Wetterlagen und damit auch zu länger anhaltenden
Dürreperioden oder Regenfällen. Während es Möglichkeiten gebe, durch
städtebauliche Maßnahmen den Starkregen in Städten zu beherrschen, wie
es in Holland gelinge, mache ihm die Dürre größere Sorgen, sagte
Schröder. Städte würden durch Begrünung klimatisiert, sagte der
Wasserexperte. Was es derzeit dort an Begrünung gibt, werde künftig
nicht ausreichen, befand er.

"Wir müssen die Städte stärker als System verstehen", lautete seine
Forderung. Bislang liefen die fachlichen Planungen eher nebeneinander.
"Wir Wasserwirtschaftler kommen dann meistens erst am Ende", sagte er.
Wasserwirtschaft müsse aber im Planungsprozess weiter nach vorne
gerückt werden. "Die Städte der Zukunft werden wassersensibel sein."

 * 

4. FDP fordert Reformen für bessere Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Leistungen der Schüler in Deutschland haben sich
laut der im Dezember 2019 veröffentlichten PISA-Studie 2018 im
Vergleich zur PISA-Studie 2015 in allen Bereichen verschlechtert. In
Naturwissenschaften und Mathematik auf das Niveau von 2003, beim Lesen
auf den Wert von 2009. Deutschland belegt damit einen Platz im
Mittelfeld und ist weit entfernt von Bildungsvorreitern wie Estland,
Finnland oder Japan. Das schreibt die FDP-Fraktion in einem Antrag
(19/15767).

Die Abgeordneten sind der Ansicht, dass das deutsche Bildungssystem
"aus der Zeit gefallen" sei, da es 16 verschiedene Schulsysteme gibt.
Es werde aber nicht sichergestellt, dass die Schulbildung in ganz
Deutschland von höchster Qualität ist. Deutschland stehe in Konkurrenz
mit Asien oder Nordamerika und müsse sich als Gesamtstaat an der
Weltspitze orientieren.

Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung unter anderem auf, eine
Strategie zu entwickeln, wie der Anteil der Bildungsinvestitionen als
Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP) so angehoben werden kann, dass
Deutschland künftig unter den TOP 5 der OECD-Staaten liegt. Zudem soll
nach Ansicht der FDP die Bundesregierung auf die Länder einwirken,
dass bundesweit einheitliche, hochwertige und verbindliche
Bildungsstandards für alle Fächer des Hauptschulabschlusses, der
Mittleren Reifen und des Abiturs entwickelt werden und bundesweite
Abschlussprüfungen in allen zentralen Fächern eingeführt werden.

 * 

5. Aufstiegsfortbildungsförderung erweitern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Auch wenn der von der Bundesregierung vorgelegte
Gesetzentwurf zur vierten Novellierung des
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (AFBG) durch
Leistungsverbesserungen dazu beitragen soll, die Attraktivität und die
individuelle Förderung beruflicher Aufstiegsfortbildung deutlich zu
verbessern, zeigt sich, dass insbesondere Schülerinnen und Schüler der
so genannten praxisintegrierten Ausbildung zur staatlich anerkannten
Erzieherin oder Erzieher von dieser Form individueller Förderung zu
weiten Teilen ausgeschlossen bleiben. Das schreibt die Fraktion Die
Linke in einem Antrag (19/15774).

Die Fraktion fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf
vorzulegen, um im Rahmen der Novellierung des AFBG dafür zu sorgen,
dass alle Formen der Erzieherausbildung, insbesondere die integrierte
Form der Ausbildung, einschließlich ihrer ausbildungsimmanenten
Praxisphasen förderfähig werden.

 * 

6. Gesetzlicher Anspruch auf Weiterbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zuzur Änderung
des Aufstiegsfortbildungsgesetzes geht aus Sicht der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen zwar in die richtige Richtung, ist jedoch nicht weit
genug gesteckt. Das schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/15803). Die Grünen wollen Fortbildung mit einem gesetzlichen Recht
auf Weiterbildung für alle unterlegen. Neben der
Weiterbildungsmaßnahme muss nach Ansicht der Abgeordneten vor allem
auch der Lebensunterhalt finanziert werden können. Parallel zur
Möglichkeit, im Studium beim Bachelor und Master unterstützt zu
werden, müsse dies auch für Qualifikationen im beruflichen System
möglich werden. Gleichwertigkeit akademischer und beruflicher Bildung
sei erst dann gegeben, wenn sowohl die Maßnahme als auch der
Lebensunterhalt auch für die berufliche Weiterbildung und den
berufsbildenden Karriereweg gewährleistet ist.

 * 
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Deutscher Bundestag
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 18.15 Uhr

1. Mehr Mehrheitsentscheidungen in EU



1. Mehr Mehrheitsentscheidungen in EU

Europa/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die früheren Mitglieder des Europäischen Parlaments
Elmar Brok (CDU) und Jo Leinen (SPD) haben sich am Mittwochnachmittag
im Europaausschuss für einen Übergang zu qualifizierten
Mehrheitsentscheidungen in ausgewählten Politikbereichen der EU
ausgesprochen. "Wo es keine Mehrheitsentscheidungen gibt, funktioniert
die Europäische Union nicht", urteilte Brok in dem rund zweistündigen
öffentlichen Fachgespräch. In elementaren Bereichen wie der Außen- und
Sicherheitspolitik sowie der Haushaltspolitik sei die Gemeinschaft
entscheidungsunfähig, obwohl der Vertrag von Lissabon die Anwendung
von Mehrheitsbeschlüssen durchaus vorsehe. Diese müssten jedoch vom
Europäischen Rat einstimmig beschlossen werden, was die Staats- und
Regierungschefs der 28 Mitgliedstaaten aber in der Regel verhinderten.

Jo Leinen sagte, es sei "ein Armutszeugnis erster Klasse, dass die EU
in entscheidenden Fragen wie Menschenrechten und Demokratie nicht mit
einer Stimme spricht". Er betonte, ohne Mehrheitsentscheid hätte es
den Europäischen Binnenmarkt, der mit seinen hohen Umwelt- und
Verbraucherschutzstandards eine Erfolgsgeschichte sei, nie gegeben.
Mit Blick auf das Agieren Chinas und der USA sowie die
Herausforderungen durch Digitalisierung und Klimawandel konstatierte
er: "Der Mehrheitsentscheid muss in der EU zur Standardmethode in
Bereichen werden, in denen die Mitgliedstaaten allein nicht
handlungsfähig sind."

Der frühere Präsident des Europäischen Parlaments, Martin Schulz
(SPD), bezeichnete den Willen zum gemeinsamen Handeln als
überlebensnotwendig für die EU. Den Staats- und Regierungschefs, die
den Europäischen Rat seiner Ansicht nach de facto zu einem Organ der
EU gemacht und das Einstimmigkeitsprinzip so "durch die Hintertür"
wiedereingeführt hätten, warf er vor: "Das Problem sind Sie." Indem
die Staatenvertreter in Brüssel in erster Linie ihre nationalen
Interessen verträten, relativierten sie die Effizienz der
Gemeinschaftsmethode.

Schulz sprach sich demgegenüber für eine "effiziente Föderalisierung"
der Europäischen Union aus, bei der Kompetenzübertragungen auch
Mehrheitsentscheide nach sich ziehen sollten. Auf der anderen Seite
müsse aber auch ein Rücktransfer von Kompetenzen in die
Mitgliedstaaten zugelassen werden, da nicht alles sinnvollerweise auf
EU-Ebene entschieden werden müsse.

Aus der Unionsfraktion kam überwiegend Zustimmung für diese
Positionen, jedoch verwies Detlef Seif (CDU) auf "eigene Interessen
und Konzepte" in den Mitgliedstaaten, die berücksichtigt werden
müssten. Er halte es daher für "eher gefährlich, mit aller Gewalt am
System herumzurütteln".

Harald Weyel (AfD) urteilte, Mehrheitsentscheidungen würden
Fehlentscheidungen "nur noch effizienter durchsetzen". Gemeinsame
Sozialkassen und Transaktionssteuern seien außerdem mit der Verfassung
nicht vereinbar.

Andrej Hunko (Die Linke) sagte, seine Fraktion könne sich
Mehrheitsentscheide im Bereich der Steuerpolitik sowie der Arbeits-
und Sozialpolitik vorstellen, weniger jedoch bei der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP). Er verwies auf die
Russlandsanktionen der EU, die seine Fraktion kritisch sieht. Außerdem
sei es gut gewesen, dass die EU auf Druck einiger Mitgliedstaaten
zurückhaltend auf die "verfassungswidrige Anerkennung" des
venezuelanischen Gegenpräsidenten reagiert habe.

Carl-Julius Cronenberg (FDP) hingegen befürwortete gerade im Bereich
der GASP Mehrheitsentscheide und lobte die neue EU-Kommission dafür,
dass sie dieses Instrument in Zukunft ausbauen wolle. Franziska
Brantner (Grüne) nannte Mehrheitsentscheide insbesondere in der
Steuerpolitik und zur Vermeidung von Steueroasen und
Steuerhinterziehung notwendig, jedoch würde dies von den
Nationalstaaten bisher kaum unterstützt.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1405

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 17.40 Uhr

1. Bilanz zum Kompetenzzentrum Tourismus

2. AfD-Antrag zu Denkmal abgelehnt

3. Antrag zu Kinderrechten gescheitert

4. FDP will Neuregelung der Adoption

5. Regelungen zu Gebrauchsmustern



1. Bilanz zum Kompetenzzentrum Tourismus

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Das "Kompetenzzentrum Tourismus des Bundes" hat in
den vergangenen zwei Jahren der Gewinnung künftiger Fachkräfte für die
Branche ein besonderes Augenmerk gewidmet. Als weitere Schwerpunkte
nannte der Leiter Heinz-Dieter Quack am Mittwoch im Tourismusausschuss
den Erfahrungs- und Meinungsaustausch durch ein Online-Panel sowie
Sammlung und Bereitstellung branchenspezifischer Informationen nicht
zuletzt über Förderprogramme, die auf Bedürfnisse des Reisesektors
zugeschnitten sind. Das Kompetenzzentrum nahm seine Tätigkeit im Mai
2018 auf und verfügt mittlerweile über 3,5 Vollzeitstellen. Es soll im
Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums Perspektiven des Tourismus
in Deutschland bis 2030 erkunden.

Quack wies darauf hin, dass die Tourismuswirtschaft "mit großen
Schritten" einem "deutlichen Fachkräftemangel" entgegengehe. Es fehle
zwar nicht an Studenten des Faches an Hochschulen, wohl aber an jungen
Menschen, die eine praktische Ausbildung in Gastronomie, Hotellerie
oder anderen Zweigen des Sektors anstrebten. So könnte es für
Restaurants insbesondere im ländlichen Raum demnächst schwierig
werden, qualifizierte Köche oder Köchinnen zu finden. Unter dem Motto
"Richtig gemacht" hat das Kompetenzzentrum deshalb in den Jahre 2018
und 2019 eine "Imagekampagne" zur Nachwuchswerbung lanciert. Dabei
wurden Videoclips über die sozialen Netzwerke speziell an die
Zielgruppe der 16- bis 20-Jährigen adressiert. Im vergangenen Jahr
seien 20 Millionen, in diesem Jahr 13 Millionen Zugriffe auf diese
Videos gezählt worden, sagte Quack.

Seit dem 9. Dezember dieses Jahres ist der "Digitale Förderwegweiser"
des Kompetenzzentrums im Internet abrufbar. Er umfasst derzeit rund
500 Förderprogramme der Länder, des Bundes und der Europäischen Union
für die Tourismuswirtschaft. Nach den Worten Quacks haben Unternehmen
der Branche damit erstmals eine Handhabe, sich einen schnellen und
umfassenden Überblick über Förderangebote zu verschaffen, die auf ihre
jeweils aktuellen Bedürfnisse zugeschnitten sind.

Ebenfalls im Internet verfügbar ist seit einiger Zeit die
"Kompetenz-Cloud" des Zentrums als eine Plattform, um fachbezogene
Kenntnisse in der Tourismuswirtschaft zu teilen. Quack sprach von
einem "Container", der nach und nach mit Wissen befüllt werde.
Registrierte Nutzer könnten dort nach Bedarf eigene Daten einstellen
wie auch sich daraus bedienen. Es fehle der Branche nicht an
Informationen, sie seien nur ungleich verteilt, sagte Quack.

Über das "Online-Panel" ist das Kompetenzzentrum derzeit mit rund 400
Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern vor allem mittelständischer
Unternehmen der Tourismuswirtschaft vernetzt. Sie werden mehrfach im
Jahr nach ihrer Einschätzung jeweils aktueller Branchenthemen befragt.

Unter dem Titel "Leistungssteigerung und Innovationsförderung im
Tourismus", abgekürzt "LIFT", hat das Zentrum erstmals einen
Wettbewerb für Unternehmensgründer ausgeschrieben und vor wenigen
Tagen abgeschlossen. Eingereicht wurden 162 Geschäftsideen, prämiert
zunächst elf. Der verfügbare Fördertopf von 1,5 Millionen Euro sei
damit für dieses Jahr ausgeschöpft, sagte Quack.

 * 

2. AfD-Antrag zu Denkmal abgelehnt

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion ist mit ihrem Antrag zur Errichtung
eines Denkmals für die Opfer des Sozialismus beziehungsweise
Kommunismus in Berlin im Kulturausschuss gescheitert. Der Ausschuss
lehnte den Antrag (19/14765) am Mittwoch ohne Aussprache mit den
Stimmen aller anderen Fraktionen ab. Der Bundestag wird am Freitag
gemeinsam mit einem Antrag der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und
SPD (19/15778), die sich ebenfalls für den Bau eines solchen Denkmals
aussprechen, über den AfD-Antrag beraten und abstimmen.

Bereits Anfang November hatte der Bundestag einen Antrag der
Koalitionsfraktionen (19/10613) zum Gedenken an die Friedliche
Revolution in der ehemaligen DDR vor 30 Jahren und an die Opfer des
SED-Regimes angenommen. In diesem Antrag wird die Bundesregierung
unter anderem aufgefordert, dem Bundestag bis Ende 2019 ein Konzept
für ein Denkmal zur Erinnerung an die Opfer der kommunistischen
Gewaltherrschaft vorzulegen.

 * 

3. Antrag zu Kinderrechten gescheitert

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe hat in seiner Sitzung am Mittwochnachmittag einen Antrag
abgelehnt, mit dem sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen anlässlich
des 30. Jahrestages der Verabschiedung der UN-Kinderrechtskonvention
dafür einsetzt, "Kinderrechte weltweit zu schützen und zu
verwirklichen" (19/13553). Die Fraktion verlangt darin unter anderem,
Verletzungen von Kinderrechten systematisch zu erfassen, aufzuarbeiten
sowie "gendersensitiv" aufzuschlüsseln, um damit eine "empirisch
fundierte und zielführende Kinderrechtspolitik zu schaffen". Weitere
Forderungen zielen auf eine verbindliche Umsetzung der
kinderrechtlichen Verpflichtungen aus den Nationalen Aktionsplan
Wirtschaft und Menschenrechte und eine Verankerung von Kinderrechten
im Grundgesetz.

In der Aussprache im Ausschuss plädierten Vertreter der
Grünen-Fraktion noch einmal entschieden für die Aufnahme von
Kinderrechten ins Grundgesetz. Zudem solle sich die Bundesregierung
zusammen mit anderen europäischen Staaten international stärker für
Kinderrechte einsetzen. "Wir diskutieren über eine feministische
Außenpolitik, aber es braucht auch eine Außenpolitik, die die
massivsten Verletzungen von Kinderrechten wie Hunger, Krieg sowie
Umwelt- und Klimakatastrophen bekämpft", betonte ein Abgeordneter.

Gegen die Forderung, Kinderrechte in der Verfassung festzuschreiben,
sprachen sich Abgeordnete der Fraktionen von Union, FDP und AfD aus.
So erklärte ein Unionsmitglied, es bedürfe weder der Verankerung im
Grundgesetz noch des Antrags der Grünen, um Kinderrechte zu stärken.
Kinderrechte würden von der Bundesregierung zu Recht längst als ein
"Querschnittsaufgabe" aufgefasst. Die AfD wies die Forderung nach
einer Grundgesetzänderung ebenfalls zurück, da diese zu stark die
Rechte der Eltern zugunsten des Staates einschränke. "Kindern sind
bereits über die Grundrechte geschützt", argumentierte ein Vertreter
der AfD. Die FDP bezeichnete das Anliegen zudem als "Symbolpolitik".
Kinderrechte seien viel besser über konkrete Gesetze zu stärken, als
über den Weg einer Grundgesetzänderung, betonte ein Vertreter der
Fraktion. Damit drohe vielmehr die Gefahr, das Grundgesetz zu
"verwässern".

Grundsätzliche Sympathie insbesondere für die Forderungen der Grünen
ließ hingegen die SPD erkennen. Aber auch sie signalisierte letztlich,
die Vorlage ablehnen zu wollen. Stattdessen verwies ein Vertreter der
Fraktion auf einen Referentenentwurf aus dem Bundesjustizministerium,
der die Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz vorsehe. Die Linke
schließlich begrüßte die Vorlage der Grünen. Viele der darin
enthaltenen Punkte seien zu unterstützen, so eine Vertreterin der
Fraktion. Dabei hob sie insbesondere die Forderung nach einem
"unbürokratischen und zügigen" Familiennachzug hervor.

In der anschließenden Abstimmung lehnte der Ausschuss die Vorlage mit
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und AfD ab. Linksfraktion und Bündnis
90/Die Grünen votierten für eine Annahme des Antrags, während die FDP
sich enthielt.

 * 

4. FDP will Neuregelung der Adoption

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Nichteheliche Lebensgemeinschaften und Ehe sollen
nach dem Willen der FDP bei der Adoption eines Kindes gleichstellt
werden. Die Fraktion hat einen entsprechenden Antrag zur Änderung des
Bürgerlichen Gesetzbuches vorgelegt (19/15772). Daneben solle der
Bundestag die Bundesregierung auffordern, das Bürgerliche Gesetzbuch
dahingehend zu ändern, dass die Einzeladoption auch für einen
Ehepartner zulässig wird.

Die gemeinsame Adoptionsmöglichkeit für Paare an das Kriterium des
Bestehens einer Ehe anzuknüpfen, sei nicht mehr zeitgemäß, heißt es in
dem Antrag. Es sei im Sinne der betroffenen Kinder geboten, Paaren in
nichtehelicher Lebensgemeinschaft zu ermöglichen, wie Ehegatten
gemeinsam zu adoptieren. Dies betreffe über Stiefkindadoptionen hinaus
auch die gemeinsame Adoption fremder Kinder. Ferner sei es auch
Ehegatten zu ermöglichen, als Einzelperson zu adoptieren.

Der Antrag steht am 12. Dezember 2019 zusammen mit einem Gesetzentwurf
der Bundesregierung, mit dem die Stiefkindadoption durch eine Person
zugelassen wird, die mit dem Elternteil in einer verfestigten
Lebensgemeinschaft lebt (19/15618), auf der Tagesordnung des
Bundestages. Beide Vorlagen sollen anschließend zur federführenden
Beratung in den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz überwiesen
werden.

 * 

5. Regelungen zu Gebrauchsmustern

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Sicherheit gewerblicher Schutzrechte ist Thema
eines Antrags der FDP-Fraktion (19/15760). Nach dem Willen der
Antragsteller soll der Bundestag die Bundesregierung auffordern, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, der regelt, dass auch angemeldete, aber noch
nicht veröffentlichte, Gebrauchsmusteranträge als neuheitsschädlicher
Stand der Technik gelten. Dafür solle sich die Bundesregierung auch
auf europäischer Ebene einsetzen.

Wie es in dem Antrag heißt, gilt bei Gebrauchsmustern im Gegensatz zu
Patentanmeldungen, die vorher angemeldet wurden, aber erst an oder
nach dem Anmeldungstag veröffentlicht werden, eine noch nicht
veröffentlichte Anmeldung nicht als ein für die Patentanmeldung
neuheitsschädlicher Stand der Technik. Daher sei der Fall, dass ein
Patent angemeldet wird, welches den selben Inhalt wie eine
unveröffentlichte Gebrauchsmusteranmeldung hat, denkbar. Diese
Unterscheidung zwischen unveröffentlichten Gebrauchsmusteranmeldungen
und unveröffentlichten Patentanmeldungen scheine unter
Berücksichtigung des Regelungszwecks nicht sinnvoll.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1404

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 16.20 Uhr

1. Scholz verteidigt Finanztransaktionssteuer

2. Schutz von Menschenrechtsverteidigern

3. Unterstützung für Mittelstand



1. Scholz verteidigt Finanztransaktionssteuer

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) hat die
bisher erzielten Fortschritte in der europäischen Finanzpolitik
hervorgehoben und seinen jüngst vorgestellten Plan zur Einführung
einer Finanztransaktionssteuer in Deutschland und weiteren
europäischen Staaten verteidigt. In einer von der Vorsitzenden Bettina
Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung des Finanzausschusses am
Mittwoch verwies Scholz auf "entscheidende Fortschritte" bei der
ESM-Reform. Es werde einen Backstop für das Bankenabwicklungsregime
geben, falls dessen Fondsmittel nicht ausreichen würden. Damit werde
ein Stück zusätzliche Sicherheit geschaffen. Auch bei der Bankenunion
sieht Scholz Fortschritte. Notwendig sei ein europäisches
Insolvenzrecht, weil Gläubiger sonst in den einzelnen Ländern
unterschiedlich behandelt würden. Die Banken in Europa würden immer
noch zu hohe Bestände an Staatsanleihen der eigenen Länder halten,
kritisierte Scholz, der sich dafür aussprach, auch Anleihen anderer
Länder in die Bestände zu nehmen. Auf die Frage der CDU/CSU-Fraktion,
ob er damit Eurobonds, also gemeinsame Anleihen von Euroländern,
einführen wolle, erklärte Scholz, er plane keine Eurobonds, sondern
die Banken würden Lösungen finden müssen.

Zur Finanztransaktionssteuer sagte der Minister, man bewege sich in
einem europäischen Geleitzug. Der Plan des Ministers sieht vor, auf
Aktientransaktionen von inländischen Unternehmen, deren
Marktkapitalisierung über eine Milliarde Euro beträgt, eine Steuer von
0,2 Prozent zu erheben. Andere Wertpapiere wie Derivate sollen von der
Steuer nicht erfasst werden. Der Ertrag von rund 1,5 Milliarden Euro
jährlich soll laut Beschlüssen der Koalition zur Finanzierung der
Grundrente beitragen. Scholz zeigte sich überzeugt, dass sein
Vorschlag in der Praxis funktionieren werde und kein Börsenplatz
beeinträchtigt werden würde. Zur Aufteilung der Steuer unter den
bisher neben Deutschland teilnehmen wollenden Ländern Österreich,
Belgien, Frankreich, Griechenland, Italien, Portugal, Slowakei,
Slowenien und Spanien sagte Scholz, er rechne mit einer Verständigung.

Die CDU/CSU-Fraktion erklärte in der Diskussion mit dem Minister, der
Name Finanztransaktionssteuer passe nicht mehr. Aktionärssteuer wäre
der richtige Ausdruck. Die Fraktion verlangte, Belastungen der
Aufwendungen für die Altersvorsorge mit Aktien zu vermeiden. Zwar sei
eine Verschonung der Pensionsfonds von der Steuer in der Planung
enthalten, aber auch Einzelpersonen, die mit Aktien für das Alter
vorsorgen wollten, müssten verschont werden. Die SPD-Fraktion
unterstützte dagegen den Vorschlag des Finanzministers. Sie wies
darauf hin, dass solche Anlagen zur Altersvorsorge für einen sehr
langen Zeitraum erfolgen würden und die Steuer von 0,2 Prozent nur
einmalig zu entrichten sei.

Die AfD-Fraktion bezeichnete den Begriff Finanztransaktionssteuer als
"riesengroßen Etikettenschwindel", da zum Beispiel der
Hochfrequenzhandel nicht erfasst werde. Stattdessen werde der Versuch
unternommen, den deutschen Sparer abzukassieren. Die Linksfraktion
fragte, warum es keine ambitionierte Lösung auf deutscher Ebene gebe.
Die jetzt nach französischem Vorbild ins Auge gefasste Lösung spare
Derivate vor allem deshalb aus, weil die französischen Banken mit
diesen Papieren vollgepumpt seien. Auf Fragen der FDP-Fraktion nach
dem Beitrag dieser Steuer zur Finanzmarktstabilität erklärte Scholz,
er gehe davon aus, dass diese Steuer einen Beitrag dazu leisten werde.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte das Thema "Greenfinance" auf
europäischer Ebene angesprochen. Dazu erklärte Scholz, er sei froh
darüber, dass Atomenergie nicht zu den nachhaltigen Finanzanlagen
gezählt werde.

 * 

2. Schutz von Menschenrechtsverteidigern

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf einen
besseren Schutz für Menschenrechtsverteidiger. In einem Antrag
(19/15782) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung unter anderem
auf, der Diffamierung und Kriminalisierung von
Menschenrechtsverteidigern auf nationaler wie auf internationaler
Ebene entgegenzutreten und etwa häufiger und schneller humanitäre Visa
für bedrohte Aktivisten zu erteilen. Außerdem sollen die deutschen
Auslandsvertretungen systematisch Daten über die Lage von
Menschenrechtsverteidigern und zum Zustand der Zivilgesellschaft
"mittels einer intersektionalen Perspektive" erheben, "sodass
Menschenrechtsverletzungen an Frauen, Kindern, indigenen Gruppen,
Angehörigen von Minderheiten und marginalisierten Bevölkerungsgruppen
in ihrer Mehrdimensionalität erfasst werden". Die so ermittelten Daten
sollen aus Sicht der Grünen in die asyl- und abschieberelevanten
Lageberichte des Auswärtigen Amts aufgenommen werden.

 * 

3. Unterstützung für Mittelstand

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Unterstützende Maßnahmen für den Mittelstand bei der
digitalen Transformation stehen im Fokus der Antwort (19/14791) auf
eine Kleine Anfrage (19/14205) der AfD-Fraktion. Darin erklärt die
Bundesregierung beispielsweise, dass sowohl 26
Mittelstand-4.0-Kompetenzzentren eingerichtet worden seien als auch
das Netzwerk ausgebaut werde. Die Initiative "IT-Sicherheit in der
Wirtschaft" sei mit fünf Millionen Euro (per Haushaltsgesetz 2019)
ausgestattet worden. Die weitere Finanzplanung schreibe diese
Finanzierungshöhe fort, erklärt die Bundesregierung weiter.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1404 - 11. Dezember 2019 - 16.20 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9253: Heute im Bundestag Nr. 1403 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1403

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 15.20 Uhr

1. Förderung von Forschung und Entwicklung

2. FDP fordert WTO-Klage gegen China

3. Trainings im Digitalzentrum in Ruanda
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1. Förderung von Forschung und Entwicklung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die Zukunft des Forschungs- und
Entwicklungsstandorts Deutschland ist am Mittwoch Gegenstand im
Ausschuss für Bildung und Forschung gewesen. Anlass waren das als
Unterrichtung vorliegende "Gutachten zu Forschung, Innovation und
technologischer Leistungsfähigkeit Deutschland 2019" (19/8400) sowie
der Fortschrittsbericht zur Hightech-Strategie 2025 (19/13030)

"Deutschland ist immer noch eine starke Forschungsnation", sagte der
Vertreter der CDU/CSU und unterstrich, dass Deutschland im Jahr 2018
rund 3,1 Prozent seines Bruttoinlandsprodukts für Forschung und
Innovation ausgegeben habe. Ziel sei es, in 2025 sogar 3,5 Prozent
dafür aufzuwenden. Er betonte, dass viele Empfehlungen des aktuellen
Gutachtens der unabhängigen Expertenkommission Forschung und
Innovation (EFI), das einmal im Jahr erstellt wird, bereits angegangen
worden seien. Er nannte unter anderem die steuerliche
Forschungsförderung für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und die
Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen. Außerdem betonte er,
dass zwischen Bund und Länder eine Vereinbarung geschlossen worden
sei, für den Pakt für Forschung und Innovation (PFI), den
Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken und den Qualitätspakt Lehre
bis 2030 insgesamt 160 Milliarden bereitzustellen. Zudem habe die
Bundesregierung bei der Strategie zu Künstlichen Intelligenz (KI) den
Nutzen für Mensch und Umwelt in den Mittelpunkt gestellt.

Ein Vertreter der AfD fragte, ob die Fördermaßnahmen zur KI-Strategie
wirklich zielgerichtet seien, was auch die Abgeordneten der SPD und
von Bündnis 90/Die Grünen aufgriffen. Sie fragten, ob zwölf geplante
KI-Zentren nicht zu viel seien, und ob es nicht sinnvoll sei, diese
Zentren dort zu konzentrieren, wo es auch bereits entsprechende
wirtschaftliche Strukturen gebe. Michael Meister (CDU),
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesministerium für Bildung
und Forschung, räumte in seinem späteren Statement diese Befürchtungen
aus und sagte, dass die Forschungszentren nahe Wirtschaftszentren
geplant seien, also dort, wo die Forschung dann auch zur Anwendung
kommen könnte. "Es sollen keine Zentren auf der grünen Wiese gebaut
werden", sagte Meister. Auf die Frage der Abgeordneten, ob es
überhaupt möglich sei, so wie geplant Hundert KI-Professoren zu
finden, gab der Staatssekretär an, dass die erste KI-Professur im
Januar 2020 in Tübingen starten werde und man daran arbeite, in den
kommenden fünf Jahren 30 Professuren besetzen zu können.

Der Vertreter der FDP sorgte sich vor allem um die Gründungsraten bei
Forschung- und Entwicklung. Diese seien zu gering,
Start-up-Unternehmen hätten in Deutschland große Probleme an Kapital
zu kommen. Der Staatssekretär verwies darauf, dass das Programm
"Existenzgründungen aus der Wissenschaft" (EXIST) ausgebaut und die
Mittel in 2019 fast verdoppelt worden seien. So sollen innovative
Gründungskonzepte an Universitäten und in der Wissenschaft gestärkt
werden.

Die Vertreterin der Linken, stellte den Sinn der weiteren Förderung
von Blockchain in Frage. Bisher sei Blockchain nur als eine einzige
Technologie zur Anwendung gekommen, nämlich bei der Kryptowährung.
Staatssekretär Meister machte deutlich, dass die Bundesregierung in
dieser Zukunftstechnologie einen "interessanten Ansatz" sehe, räumte
aber ein, dass die Einschätzung zu den Chancen der Technologie, "einem
Blick in die Glaskugel" gleichkäme.

 * 

2. FDP fordert WTO-Klage gegen China

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fordert ein entschlossenes Vorgehen
gegen die Handelspolitik Chinas. In einem Antrag (19/15764) plädieren
die Abgeordneten dafür, dass die Bundesregierung die EU-Kommission zu
einer multilateralen Klage gegen China vor der Welthandelsorganisation
WTO auffordert. So solle die "Gesamtheit der chinesischen Verstöße
gegen WTO-Regeln" aufgearbeitet werden. Im Rahmen bilateraler
Gespräche bei europäischen und internationalen Partnern solle für die
Unterstützung einer solchen gemeinsamen Klage geworben werden.
Außerdem sollten Verfahren so geändert werden, dass China nicht länger
als Entwicklungsland gilt.

China missachte eine Vielzahl an Welthandelsregeln, begründen die
Abgeordneten ihren Vorstoß. Damit sei bisher viel zu nachsichtig
umgegangen worden.

 * 

3. Trainings im Digitalzentrum in Ruanda

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das im Rahmen der Digitalen Agenda der
Bundesregierung aufgebaute Digitalzentrum in Ruanda bietet ihren
Angaben zufolge bereits laufend eine Vielzahl von Trainings zu
digitalen Programmen, digitalem Unternehmertum und Projektmanagement
an. Auch seien Ansprechpartnerstrukturen für deutsche, internationale
und afrikanische Unternehmen und Investitionen im Digitalbereich
etabliert worden, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/15628) auf eine Kleine Anfrage (19/14207) der AfD-Fraktion. Im
Rahmen der sogenannten #SmartKigaliChallenge habe das Digitalzentrum
außerdem gemeinsam mit seinen Regierungspartnern im Rahmen eines
Ideenwettbewerbs innovative Lösungen im Bereich Smart Cities prämiert
und weiterentwickelt.

 * 

4. Nutzung digitaler Innovationen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) In Burkina Faso wird nach Angaben der
Bundesregierung gegenwärtig ein Pilotprojekt zur Nutzung der neuen
TruBudget Blockchain Plattform TruBudget als nationalem Instrument der
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) durchgeführt. Die Plattform wurde nach
Angaben der KfW Entwicklungsbank entwickelt, um geberfinanzierte
Projekte in der EZ noch effizienter und wirksamer zu gestalten. Auch
die Brasilianische Entwicklungsbank (BNDES) habe TruBudget bereits in
ihr IT-System integriert, schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/15629) auf eine Kleine Anfrage (19/14210) der AfD-Fraktion
zur Nutzung von digitalen Innovationen für nachhaltige Entwicklung.

Des Weiteren habe das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in einem ersten Schritt gemeinsam
mit dem ghanaischen Digitalministerium und der ghanaischen
Datenschutzbehörde die Erarbeitung einer nationalen Strategie zur
verantwortungsvollen Nutzung von Künstlicher Intelligenz (KI)
vereinbart. Die Implementierung solle durch das neue Vorhaben
"Künstliche Intelligenz für Alle - FAIR Forward" der Deutschen
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) unterstützt
werden, einer Maßnahme im Rahmen der nationalen KI-Strategie der
Bundesregierung.

 * 

5. Ausstattung des Abrüstungsbeauftragten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Beauftragten der Bundesregierung für Fragen der
Abrüstung und Rüstungskontrolle stehen keine zusätzliche Ausstattung,
keine eigenen Haushaltsmittel und kein zusätzliches Personal zur
Verfügung. Das geht aus der Antwort (19/15607) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/14730) hervor, in der die Bundesregierung unter
anderem auf eine frühere Antwort (19/2270) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion verweist.

 * 

6. Atomabkommen mit Brasilien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Rahmen des deutsch-brasilianischen Abkommens
"über Zusammenarbeit auf dem Gebiet der friedlichen Nutzung der
Kernenergie vom 18. November 1975" werden keine Aktivitäten des
Brennstoffkreislaufs und damit Uranexploration wahrgenommen. Das
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/15615) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14390). In der
laufenden Legislaturperiode habe es auch keine bilateralen
Konsultationen der Bundesregierung mit Brasilien auf Grundlage dieses
Abkommens gegeben. "Solche sind derzeit auch nicht vorgesehen."

Für sämtliche Aktivitäten des Kernenergiekreislaufes in Brasilien sei
die staatseigene Firma "Indústrias Nucleares do Brasil" zu 100 Prozent
als Staatsmonopol zuständig. "Eine Beteiligung von deutschen
Einrichtungen und Unternehmen auf dem Gebiet der Prospektion,
Gewinnung und Aufbereitung von Uranerzen ist der Bundesregierung
aktuell nicht bekannt."

 * 

7. Treffen mit Joshua Wong

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung betont, dass eine "offizielle
Wahrnehmung" Joshua Wongs im Auswärtigen Amt bei dessen Besuch in
Berlin nicht stattgefunden habe. Stattdessen habe Außenminister Heiko
Maas (SPD) den Wortführer der Proteste in Hongkong im September am
Rande einer gesellschaftlichen Veranstaltung einer deutschen Zeitung
getroffen, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/14956) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14097). Zu der von den
Abgeordneten erfragten Bewertung der Aktivitäten der "Bild"-Zeitung im
Zusammenhang mit den Protesten in Hongkong heißt es: "Die
Bundesregierung respektiert die Meinungs- und Pressefreiheit und
kommentiert daher weder die Inhalte einzelner Berichterstattungen noch
bewertet sie die Pressearbeit einzelner Medien oder Journalisten."

 * 
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1. Expertenstreit um Tegel-Schließung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Der Geschäftsführer der Flughafen Berlin Brandenburg
GmbH, Engelbert Lütke-Daldrup, hält die Kapazität des zukünftigen
Hauptstadtflughafens BER mit 44 Millionen Passagieren pro Jahr für
"durchaus auskömmlich" und sieht einen Parallelbetrieb des BER mit dem
Flughafen Tegel "aus rechtlichen und physikalischen Gründen" als
unmöglich an. Das machte Lütke-Daldrup am Mittwoch während einer
öffentlichen Anhörung des Verkehrsausschusses, der Anträge der
FDP-Fraktion (19/13101) und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/14826) zugrunde lagen, deutlich. Es gebe am BER zwei voneinander
unabhängige Start- und Landebahnen, zudem werde die
Flughafeninfrastruktur im Terminalbereich und bei den
Flugbetriebsflächen schrittweise ausgebaut, sagte er.

Der Luftverkehrsrechtsexperte Elmar Giemulla hält hingegen die
Schließung des Flughafens Tegel für rechtswidrig. Der Konsensbeschluss
aus dem Jahr 1996, in dem die Länder Berlin, Brandenburg und der Bund
vereinbart hätten, dass Tegel sechs Monate nach Eröffnung des BER
schließen müsse, ziele auf eine mit dem BER verbundene angemessene
Kapazitätserweiterung ab, die es seiner Auffassung nach aber nicht
gebe, sagte Giemulla. Der Honorarprofessor für Luftverkehrsrecht an
der TU Berlin sagte weiter, es gehe nicht darum, den Flughafen Tegel
in seinem jetzigen Umfang zu erhalten. Vielmehr müsse er als Ergänzung
zum Hauptstadtflughafen BER betrachte werden, der Regierungsflüge,
Geschäftsflieger oder das Flugaufkommen bei Großereignissen
mitaufnehmen könnte, befand Giemulla.

Ralph Beisel, Hauptgeschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Verkehrsflughäfen (ADV), forderte hingegen, am Konsensbeschluss
festzuhalten, der eine "Ein-Flughafen-Lösung" für Berlin vorsehe. Es
gelte den Weg mutig weiterzugehen, auf den man sich mehrfach
verständigt habe. So könne der BER gestärkt werden, sagte Beisel. Das
gebietet aus seiner Sicht auch der Vertrauensschutz gegenüber den
Anwohnern und Nachnutzern. Dank der zwei Start- und Landebahnen sei
für ausreichende Kapazität "luftseitig" gesorgt, befand der
ADV-Vertreter. Der vorgelegte Masterplan, auf den er vertraue, gehe
zudem auf das zu erwartende Wachstum bei den Passagierzahlen ein.

Auf den Vertrauensschutz bezog sich auch Klaus Dietrich von der
Bürgerinitiative "Tegel endlich schließen". Es sei geregelt, dass
Tegel dann schließt, wenn der BER eröffnet ist. Da laut Flughafen-Chef
Lütke-Daldrup die Kapazität ausreichend sei, gebe es keine Begründung,
Tegel offen zu halten.

Rainer Teschner-Steinhardt, Leiter des Umwelt- und Naturschutzamtes
beim Bezirksamt Neukölln von Berlin, verwies darauf, dass Tegel im
Grunde nie deutsches Planungsrecht durchlaufen habe, da der Flughafen
von den Alliierten errichtet und betrieben worden sei. Man müsse daher
von einer "fiktiven Planfeststellung" sprechen, bei der es die
benötigten Beteiligungsverfahren nicht gegeben habe, sagte der
Bezirksamts-Vertreter. Wolle man nun den Flugverkehr in Tegel
modifizieren, brauche es ein neues Planfeststellungsverfahren.
Problematisch sei aber auch, dass für einen ständigen Parallelbetrieb
die verschiedenen Flugrouten angepasst werden müssten, was langwierig
sei und große Konsequenzen für den Luftraum hätte.

Die Beuth-Hochschule für Technik in Berlin ist ein Nachnutzer der
Flächen des Flughafens Tegel und wartet nun nach Aussage ihres
Präsidenten Werner Ullmann seit 2012 auf die Tegel-Schließung. Mit
12.5000 Studenten sei die Beuth-Hochschule für Technik ein großer
Player in der deutschen Wissenschaftslandschaft, insbesondere im
MINT-Bereich, sagte Ullmann. Schon seit langem sei durch den Berliner
Senat das Flächendefizit der Hochschule anerkannt. Würde Tegel als
Flughafen weiterbetrieben, könnten wichtige Studiengänge nicht mehr
angeboten werden, betonte der Hochschulpräsident.

Der Rückfall des Flughafengeländes an Berlin sei ein Geschenk für die
Stadt, befand Philipp Bouteiller, Geschäftsführer der Tegel Projekt
GmbH, die das Gelände für innovative Forschungsprojekte erschließen
möchte. Die "Urban Tech Republic" etwa befasse sich mit
Zukunftsentwicklungen in Städten. Bouteiller lehnte eine Offenhaltung
des Flughafens ab. Es sei falsch, dem Gestern hinterher zu laufen,
befand er.

Flughafenplaner Dieter Faulenbach da Costa sprach sich hingegen für
die Offenhaltung von Tegel in den kommenden vier bis fünf Jahren aus.
Der BER sei von Beginn an ein Engpassszenario, kritisierte er. Daher
brauche es die Alternative Tegel. Faulenbach da Costa nannte den
Konsensbeschluss von 1996 falsch, da man sich damit für den Bau eines
Regionalflughafens am Standort Schönefeld und gegen einen modernen
Großflughafen in Sperenberg entschieden habe.

 * 

2. Steuergestaltungen sind mitzuteilen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Grenzüberschreitende Steuergestaltungen müssen ab
2020 den Behörden mitgeteilt werden. Der Finanzausschuss beschloss am
Mittwoch unter Leitung der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP)
den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur
Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender
Steuergestaltungen (19/14685, 19/15117), nachdem zuvor 14
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD zu dem
Entwurf beschlossen worden waren. Zahlreiche Änderungs- und
Entschließungsanträge von Oppositionsfraktionen wurden abgelehnt. Für
den Gesetzentwurf in der vom Finanzausschuss geänderten Fassung
stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD, dagegen stimmten
die Fraktionen von AfD und FDP. Linksfraktion und Fraktion Bündnis
90/Die Grünen enthielten sich.

Das Gesetz sieht eine Pflicht zur Mitteilung von grenzüberschreitenden
Steuergestaltungsmaßnahmen für sogenannte Intermediäre vor. Würden
diese jedoch von ihrer Verschwiegenheitsverpflichtung als
Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer,
Steuerbevollmächtigter oder vereidigter Buchprüfer
(Berufsgeheimnisträger) nicht entbunden, gehe die Mitteilungspflicht
auf den Nutzer der Steuergestaltung selbst über, wird in dem
geänderten Gesetzentwurf erläutert. Die Mitteilung soll gegenüber dem
Bundeszentralamt für Steuern erfolgen. In einem weiteren Schritt
sollen die deutschen Finanzbehörden die erlangten Informationen zu
grenzüberschreitenden Steuergestaltungen mit Finanzbehörden der
anderen Mitgliedstaaten der EU automatisch austauschen.

Mit den Änderungsanträgen wurden auch andere steuerliche Sachverhalte
geändert. So wurde die Verlustverrechnungsmöglichkeit bei Einkünften
aus Termingeschäften und aus dem Ausfall von Kapitalanlagen im
Privatvermögen beschränkt. Verluste aus Termingeschäften wie dem
Verfall von Optionen können nur mit Gewinnen aus Termingeschäften und
mit Erträgen aus sogenannten Stillhaltergeschäften ausgeglichen
werden. Die Verlustreduzierung ist auf 10.000 Euro begrenzt. Nicht
verrechnete Verluste können allerdings auf die Folgejahre vorgetragen
werden.

Eine ähnliche Regelung gibt es für Totalverluste zum Beispiel wegen
der Ausbuchung wertloser Wirtschaftsgüter. Die Regelungen sollen nach
Ablauf von zwei Jahren evaluiert werden, um zu verhindern, dass mit
der Verlustberücksichtigung neue steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten
eröffnet werden können. Während die FDP-Fraktion die Begrenzung der
Verlustverrechnung als falsch bezeichnete, wäre es der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen lieber gewesen, wenn es bei der Ursprungsfassung
geblieben wäre. Denn zunächst hatte die Regierung der
Verlustverrechnung in diesen Fällen einen Riegel vorschieben wollen.

Außerdem wurde beschlossen, die Umsatzgrenze für die Beantragung der
Inanspruchnahme der sogenannten Istversteuerung bei der Umsatzsteuer
von 500.000 auf 600.000 Euro anzuheben, was von der FDP-Fraktion
ausdrücklich begrüßt wurde.

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßte, dass eine nationale Anzeigepflicht für
Steuergestaltungen entfalle. Diese sei auch nicht notwendig. Eine
"überbordendene Meldeflut" werde vermieden. Auch mit der vorgesehenen
Erstellung einer "Whitelist" könne die Zahl der Meldungen reduziert
werden. Die SPD-Fraktion wiederum hätte es besser gefunden, auch
nationale Gestaltungen in die Meldepflicht einzubeziehen. Insgesamt
sei aber ein "hervorragendes Gesetz" entstanden.

Dagegen befürchtet die AfD-Fraktion ein Anwachsen der Bürokratie. Es
handele sich um ein ungeheuer komplexes Thema, das selbst Experten
nicht übersehen könnten. Möglich seien bis zu 100.000 Meldefälle. Auch
die FDP-Fraktion erwartet Unruhe und Unsicherheit angesichts einer
Vielzahl von unpräzisen Rechtsbegriffen.

Linksfraktion und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bezeichneten es
übereinstimmend als falsch, rein auf Deutschland beschränkte
Steuergestaltungen bei der Meldepflicht außen vor zu lassen. Die Höhe
der Bußgelder bei Verstößen gegen die Meldepflicht wurde als zu
niedrig bezeichnet.

 * 

3. Weg frei für neue Meisterpflicht

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat die Wiedereinführung
der Meisterpflicht in zwölf Gewerken auf den Weg gebracht. Mit den
Stimmen von allen Fraktionen außer den Grünen votierten die
Abgeordneten in ihrer Sitzung am Mittwoch für einen entsprechenden
Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD zur Änderung der
Handwerksordnung (19/14335) in geänderter Fassung. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen enthielt sich.

Die jüngsten Änderungen betreffen vor allem Übergangsfristen,
beispielsweise für Mischbetriebe - also etwa Fliesenleger, die auch
mit Fliesen handeln und somit bei Handwerkskammer und Industrie- und
Handelskammer Mitglied sind. Dies erklärte ein Vertreter der
Unionsfraktion im Ausschuss. Er verteidigte zudem die Auswahl der
Gewerke, die im Einklang mit Europarecht und in Abstimmung mit den
Kammern erfolgt sei. Eine Vertreterin des Koalitionspartners SPD sagte
mit Blick auf einen Antrag der Linksfraktion (19/10154), die Novelle
werde nicht die letzte gewesen sein. Man müsse über Aspekte wie die
Tarifbindung diskutieren, habe aber nicht alles in diese erste
Gesetzesreform mit hineinnehmen können.

Die AfD-Fraktion plädierte erneut für ihr Ansinnen, alle Gewerke unter
Meisterzwang zu stellen beziehungsweise mindestens die, die dies
wollten. Aus der FDP-Fraktion hieß es, die Logik der Auswahl
erschließe sich nicht, vor allem nicht bei Aspekten des
Kulturgüterschutzes. Ein Vertreter der Linksfraktion sagte, der
Gesetzentwurf sei ein Schritt in die richtige Richtung, werde aber
nicht reichen, um dem Fachkräftemangel zu begegnen. Man müsse die
Tarifbindung stärken. Auch die Grünen erklärten, die Initiative sei
richtig, löse allerdings bei ihnen keine Euphorie aus - der
Fachkräftemangel werde nicht behoben.

Ein Vertreter der Bundesregierung verteidigte die Auswahl mit den
Worten, man sei verfassungsrechtlich bis ans Mögliche gegangen.

Die Abgeordneten lehnten eine Vielzahl von Änderungsanträgen und
weiteren Anträgen (19/4633, 19/10154, 19/10628) sowie einen
Gesetzentwurf (19/11120) der Oppositionsfraktionen ab. Ein dem
angenommenen Gesetzentwurf gleichlautender Entwurf der Bundesregierung
(19/14974) wurde für erledigt erklärt.

 * 

4. Nein zu Rekommunalisierungswünschen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Bauausschuss hat sich gegen
Unterstützungsmaßnahmen zu weitreichenden Rekommunalisierungsvorhaben
ausgesprochen. Die Abgeordneten lehnten in ihrer Sitzung am Mittwoch
einen Antrag der Linksfraktion (19/10755) ab, der vorsieht, Gemeinden
mit einem Rekommunalisierungsgesetz unter die Arme zu greifen.
Rekommunalisierungsprozesse sollten auf Basis einer neu zu gründenden
Anstalt öffentlichen Rechts neu geregelt werden. Die Kreditanstalt für
Wiederaufbau(KfW) solle außerdem Projekte in öffentlich-privater
Partnerschaft nicht mehr über ein spezielles Kreditprogramm fördern,
sondern stattdessen Kommunen bei Rekommunalisierungsvorhaben zinsfreie
Darlehen zur Verfügung stellen. Der Wind habe sich gedreht sei den
Privatisierungswellen der Nachwendejahre, begründete eine Vertreterin
der Linken den Vorstoß.

Von der Fraktion CDU/CSU hieß es, man setze auf die kommunale
Selbstverwaltung statt auf Bevormundung. Ein SPD-Abgeordneter
erklärte, der Antrag sei in vielen Punkten überholt, etwa weil
Projekte öffentlich-privater Partnerschaft schon lange nicht mehr im
Fokus von Förderungen stünden. Die AfD-Fraktion erklärte ebenfalls,
Kommunen wüssten selbst am besten, wo welcher Handlungsbedarf besteht.
Vertreter von FDP und Grünen äußerten sich ähnlich.

Für den Antrag stimmten nur die Antragsteller, die Fraktion der Grünen
enthielt sich.

 * 

5. AfD: Afrikanischen Binnenmarkt fördern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung in
einem Antrag (19/15737) auf, die afrikanischen Staaten im Rahmen der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit stärker dabei zu unterstützen, einen
gemeinsamen Binnenmarkt zu schaffen. Dabei solle auch die deutsche
Privatwirtschaft einbezogen werden.

Sowohl auf kontinentaler als auch auf regionaler Ebene entstehe in
Afrika eine "synergetische Dynamik, die sich aus dem Willen der
Afrikaner speist, ihre Entwicklung durch eine selbstbestimmte Politik
voranzutreiben", schreiben die Abgeordneten. Eine entsprechende
Unterstützung von deutscher Seite zur Schaffung eines funktionierenden
afrikanischen Binnenmarktes ist ihrer Ansicht nach somit von zentraler
Bedeutung "nicht nur in Hinblick auf die Entwicklung in Afrika,
sondern auch, um Migrationsströme und Abwanderung von Fachkräften aus
Afrika zu unterbinden".

 * 

6. Erste Digitalprojekte für Frauen gefördert

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Nach Angaben der Bundesregierung hat das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) im Rahmen der sogenannten #eSkills4Girls-Initiative bereits in
den Aufbau digitaler Kompetenzen von Mädchen und Frauen in Südafrika,
Mosambik und Kamerun investiert. Auch die erste Programmierakademie
Ruandas für Frauen sei schon unterstützt worden, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/14963) auf eine Kleine Anfrage
(19/14444) der AfD-Fraktion zum Stand der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten". Für weitere Informationen
verweist sie auf die Homepage der Initiative unter
www.eskills4girls.org sowie die Internetseiten des BMZ.

 * 
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1. Grünes Licht für Waffenrechtsnovelle

2. Gesetzentwurf zur Vergleichsmiete

3. Unzureichende Versorgung für Obdachlose

4. Grünen-Anträge abgelehnt



1. Grünes Licht für Waffenrechtsnovelle

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den Weg für die von der
Regierungskoalition geplanten Änderungen beim Waffenrecht frei
gemacht. Mit den Stimmen der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion votierte
das Gremium am Mittwochvormittag für den Regierungsentwurf des
"Dritten Waffenrechtsänderungsgesetzes" (19/13839) in modifizierter
Fassung. Dagegen stimmten die AfD- und die FDP-Fraktion, während sich
die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen enthielten. Die
Vorlage steht am Freitag zur abschließenden Beratung auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums.

Mit der Neuregelung soll eine EU-Richtlinie umgesetzt werden, die die
Kennzeichnungsanforderung für Schusswaffen und deren wesentliche Teile
erweitert. Ferner fordert sie laut Bundesregierung von den
Mitgliedstaaten, eine umfassende Rückverfolgbarkeit aller Schusswaffen
und ihrer wesentlichen Teile sicherzustellen.

Um zu verhindern, dass Extremisten legal in den Besitz von
Schusswaffen gelangen können, soll künftig Mitgliedern
verfassungsfeindlicher Vereinigungen die Waffenerlaubnis auch dann
verweigert beziehungsweise entzogen werden, wenn die betreffende
Vereinigung nicht verboten ist. Die Waffenbehörden werden
verpflichtet, bei jeder Zuverlässigkeitsüberprüfung eine Regelanfrage
an den Verfassungsschutz zu richten, der wiederum die Waffenbehörden
auch über nachträglich begründete Bedenken gegen die Zuverlässigkeit
zu informieren hat.

Weitere Regelungen betreffen etwa den Bedürfnisnachweis für den Erwerb
beziehungsweise fortbestehenden Besitz von Schusswaffen. Ferner sollen
unter anderem die Länder bei der Errichtung von Waffenverbotszonen
nicht mehr auf kriminalitätsbelastete Orte beschränkt sein.

Die CDU/CSU-Fraktion sprach von einem "guten Ergebnis" einer langen
Debatte über die Novelle. Sie hob zugleich hervor, dass die
Neuregelung zu einem Gewinn für die Sicherheit in Deutschland führen
werde.

Die SPD-Fraktion bekräftigte das Ziel, Verfassungsfeinde möglichst
weitgehend zu entwaffnen. Sie betonte zugleich, dass es gelungen sei,
den Interessen von Sportschützen gerecht zu werden.

Die AfD-Fraktion kritisierte, dass sich große Teile der Vorlage auf
politischem Aktionismus begründeten. So bestehe für die vorgesehene
Regelanfrage beim Verfassungsschutz keine Notwendigkeit.

Die FDP-Fraktion bemängelte, dass keine Alternativen zur Regelanfrage
erwogen worden sein. Auch wandte sie sich mit Hinweis auf eine etwaige
Zunahme anlassloser Personenkontrollen gegen die Regelung zu
Waffenverbotszonen.

Die Fraktion Die Linke unterstrich die Notwendigkeit, Waffenbesitz bei
Rechtsextremisten einzudämmen. Mit Blick auf die Regelung zu
Waffenverbotszonen nannte sie es wichtiger, individuelle Waffenverbote
stärker zum Tragen kommen zu lassen.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verwies darauf, dass es sowohl bei
Rechtsextremisten als auch bei Dschihadisten Bestrebungen gebe, sich
zu bewaffnen. Sie begrüßte zudem die Regelanfrage als gut und richtig.

 * 

2. Gesetzentwurf zur Vergleichsmiete

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD nahm der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz auf seiner
73. Sitzung am Mittwoch den Regierungsentwurf eines Gesetzes an, mit
dem der Betrachtungszeitraum für die ortsübliche Vergleichsmiete von
vier auf sechs Jahre verlängert werden soll (19/14245). Wie es in dem
Entwurf heißt, werden dadurch kurzfristige Schwankungen des
Mietwohnungsmarktes geringere Auswirkungen auf die ortsübliche
Vergleichsmiete haben. Auf Wohnungsmärkten mit stark steigenden
Angebotsmieten werde dies zu einem gedämpften Anstieg führen. Ein
Antrag der Grünen zum besseren Schutz der Mieter vor steigenden Mieten
(19/14369) wurde abgelehnt.

In der Debatte verteidigten Abgeordnete der Koalitionsfraktionen den
Entwurf als guten Kompromiss und Teil eines Paketes zum Schutz des
Mietwohnungsmarkts. Während die Unionsfraktion solide Leitplanken im
Mietrecht sieht, sich aber gegen eine immer stärkere Regulierung auf
Kosten des Wohnungsneubaus aussprach, verdeutlichte die SPD, dass es
ihrer Meinung nach weiteren Handlungsbedarf gebe. Die Grünen halten
den Gesetzentwurf nicht für ausreichend, um dessen Ziele zu erreichen.
Kritik kam auch von den anderen Oppositionsparteien.

Erneut von der Tagesordnung abgesetzt wurden gegen den Widerstand der
Oppositionsfraktionen Gesetzentwürfe von AfD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen zum Thema Netzwerkdurchsetzungsgesetz
(19/81,19/204, 19/218, 19/5950). Vor allem aus der FDP kam heftige
Kritik, die Fraktion warf der Koalition vor, über Jahre hinweg die
Willensbildung zu diesem Thema zu verweigern. Vertreter von CDU/CSU
und SPD wiesen den Vorwurf zurück und verwiesen auf einen
bevorstehenden eigenen Gesetzentwurf und die am 12. Dezember auf der
Tagesordnung des Bundestages stehende Plenardebatte zu dem Thema.

as Gremium, das unter der Leitung seines stellvertretenden
Vorsitzenden Heribert Hirte (CDU) tagte, lehnte zwei Anträge der AfD
zu den Themen "Freiheit im Internet - Bürgerrechte stärken" (19/10172)
und "Upload-Filter verhindern, Freiheit der Meinungsäußerung
gewährleisten" (19/9969) sowie einen Antrag der FDP zur Durchsetzung
der Unwirksamkeit eines Abtretungsverbots auf europäischer Ebene
(19/15044) ab.

Die Abgeordneten beschlossen die Einbeziehung eines Gesetzentwurfs der
Fraktion Die Linke zur Stärkung der Kinderrechte im Grundgesetz
(19/10622) in einer von den Grünen beantragten und bereits
beschlossenen öffentliche Anhörung zu dem von der Fraktion vorgelegten
Gesetzentwurf (19/10552). Ein Termin für die Anhörung wurde nicht
festgelegt. Beschlossen, aber nicht terminiert, wurde eine öffentliche
Anhörung zu dem gemeinsamen Gesetzentwurf der Fraktionen FDP, Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen zur Einfügung des Merkmals sexuelle
Identität in Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes (19/13123).

Anträge der AfD zur Durchführung von Anhörungen zu Gesetzentwürfen der
Fraktion zur Aufhebung des Nutzungszwangs im elektronischen
Rechtsverkehr mit den Gerichten (19/13735), zur Änderung des
Grundgesetzes zum Schutz der Bargeldnutzung (19/14761) und zur
Änderung des Strafgesetzbuches - Gesetz zur strafrechtlichen
Harmonisierung von Paragraf 252 Strafgesetzbuch (19/14764) wurden
abgelehnt.

 * 

3. Unzureichende Versorgung für Obdachlose

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Die medizinische Versorgung von Obdachlosen ist nach
Einschätzung von Gesundheits- und Sozialexperten unzureichend.
Bestehende Hilfseinrichtungen für Betroffene seien unterfinanziert und
auf ehrenamtliches Engagement angewiesen, erklärten die Experten am
Mittwoch bei einem Fachgespräch im Gesundheitsausschuss des
Bundestages. Nach Ansicht der Fachleute müssen Finanzierung und
Versorgungsstrukturen deutlich verbessert werden.

Die aus Peru stammende Kinderchirurgin Jenny De la Torre Castro, die
sich mit ihrer Stiftung um Obdachlose in Berlin kümmert, schilderte
die Verzweiflung der Betroffenen und die Ausweglosigkeit aus dem
Obdachlosen-Teufelskreis. Viele Obdachlose hätten keinen Zugang zur
Regelversorgung und kämen mit oft schweren Krankheiten und
Verletzungen in Rettungsstellen, um anschließend gleich wieder auf der
Straße zu landen.

Betroffene litten unter offenen Beinen, Knochenbrüchen, Läusen,
Hautkrankheiten oder Bronchitis, aber auch unter psychischen
Erkrankungen und Angststörungen. Hinzu kämen Drogen und Alkohol.
Manche Obdachlose seien hoch verschuldet und auf der Suche nach Hilfe
mit der Bürokratie überlastet. Auch in Obdachlosenheimen sei die
Situation oft sehr schwierig. Die Ärztin versicherte nach langjähriger
Erfahrung, kein Mensch sei freiwillig auf der Straße.

Sabine Bösing von der BAG Wohnungslosenhilfe sagte, die meisten
Obdachlosen seien auf umfassende medizinische Hilfe angewiesen, da sie
unter schwierigsten Umständen lebten. Wichtig seien Angebote, um
Betroffenen den Weg zurück in die Regelversorgung zu ermöglichen.
Obdachlose könnten keine Zusatzleistungen kaufen oder Zuzahlungen
entrichten. Auf der Straße hätten Obdachlose ein deutlich höheres
Sterberisiko.

Auch Bernhard Gibis von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV)
sagte, die Regelversorgung sei für Obdachlose nicht gemacht. Um
Betroffenen zu helfen, seien zahlreiche Ärzte ehrenamtlich im Einsatz.
In manchen Bundesländern gebe es mobile Einheiten zur Versorgung von
Wohnungslosen. Die Betroffenen bräuchten aber nicht nur medizinische
Hilfe, denn viele hätten außerdem unterschiedlichste soziale Probleme.

Wichtige Hilfsangebote für Obdachlose werden von kirchlichen
Sozialverbänden organisiert. Kai-Gerrit Venske von der Berliner
Caritas sprach von einem anwachsenden Problem. Wichtig seien der
Ausbau von niedrigschwelligen Hilfsangeboten und deren gesicherte
Finanzierung. Ein Problem sei die Bezahlung von Medikamenten in
Ambulanzen. Für psychisch kranke und suchtkranke Obdachlose müsse
ferner die Unterstützung ausgebaut werden.

 * 

4. Grünen-Anträge abgelehnt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochmorgen zwei
Anträge der Grünen abgelehnt. Ein Antrag der Fraktion zum
Vorsorgeprinzip als Innovationsmotor (19/9270) wurde mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen, der FDP und der AfD gegen die Stimmen von
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke abgelehnt.

In dem Antrag forderten die Grünen die Bundesregierung auf,
klarzustellen, "dass das Vorsorgeprinzip an sich und sein
Verfassungsrang auf EU-Ebene nicht in Frage gestellt werden dürfen".
Das Vorsorgeprinzip verpflichte zu einem "vorausschauenden und
verantwortlichen Umgang mit Lebensgrundlagen", sagte eine Vertreterin
der Fraktion. Es gebe jedoch die Sorge, dass das Prinzip mehr und mehr
in Frage gestellt und geschwächt werde. Von der Bundesregierung
erwarte die Fraktion daher ein klares Bekenntnis zum Vorsorgeprinzip.

In der Diskussion im Ausschuss betonte eine Vertreterin der
CDU/CSU-Fraktion, dass das Prinzip für die Union nicht zur Disposition
stehe. Eine Vertreterin der SPD sagte, dass das Vorsorgeprinzip nicht
auf Innovationen reduziert werden dürfe. Kritik kam auch von der
AfD-Fraktion. Die FDP-Fraktion sagte, die Verengung auf das
Vorsorgeprinzip stelle "einen zu geringen Innovationsmotor" dar. Man
sehe eine schleichende Aushöhlung des Vorsorgeprinzips und damit auch
des Verbraucherschutzes, sagte hingegen ein Vertreter der Linken.

Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag der Grünen zum Thema 30 Jahre
Grünes Band (19/14382). Dagegen stimmten CDU/CSU, SPD, AfD und FDP,
die Linke enthielt sich. Darin hatte die Fraktion die Bundesregierung
aufgefordert, das gesamte Grüne Band in Deutschland als "Nationales
Naturmonument" auszuweisen und so "den Erhalt und weiteren Ausbau zu
unterstützen". Das Ziel sei der vollständige Lückenschluss, damit ein
durchgehender Lebensraumverbund ohne Störungen entstehen könne, führte
eine Vertreterin der Fraktion den Antrag aus. Dies umfasse auch, dass
"Gedenk-, Erinnerungs- und Lernorte entlang des Grünen Bandes"
unterstützt werden sollen.

Grundsätzliche Unterstützung für das Vorhaben kam von allen
Fraktionen, viele äußerten jedoch den Wunsch nach einer
interfraktionellen Initiative. Ein Vertreter der CDU betonte, dass es
bei den konkreten Vorhaben in den betroffenen Bundesländern
erheblichen Diskussionsbedarf gebe, der, ebenso wie kommunale Belange,
stärker berücksichtigt werden müsse. Ein Vertreter der AfD kritisierte
die Sprache des Antrags als "geschichtsvergessen" und sagte, dass so
"Familien ein zweites Mal enteignet werden könnten." Ein Vertreter der
SPD-Fraktion lobte den Antrag als "tolles Projekt für Naturschutz und
plädierte dafür, das Anliegen interfraktionell zu klären. Dem schloss
sich eine Vertreterin der FDP-Fraktion an. Wenn solch ein Projekt
massiv vorangetrieben werde, gebe es die Sorge, dass Sofortmaßnahmen
für andere Anliegen wie etwa der Schutz des Waldes darunter leiden
könnten, sagte ein Vertreter der Linken-Fraktion.

 * 
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1. AfD fordert Verwundetenabzeichen

Verteidigung/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion fordert die Einführung eines
Verwundetenabzeichen in der Bundeswehr. In einem entsprechenden Antrag
(19/15736) spricht sie sich dafür aus, dass dieses Abzeichen an
Soldaten verliehen wird, die körperliche oder seelische Verwundung bei
Gefechten mit Angehörigen einer gegnerischen Streitkraft, durch
feindliche Handlungen in Auslandseinsätzen oder bei Einsätzen gegen
Feinde der Bundesrepublik Deutschland erleiden. Nach dem Willen der
AfD soll das Verwundetenabzeichen rückwirkend bis zum 3. Oktober 1990
vergeben werden.

Die AfD begründet ihre Initiative mit den besonderen Herausforderungen
und den Gefahren des Soldatenberufs. So seien allein während der
Einsätze in Afghanistan zwischen 2002 und 2018 56 deutsche Soldaten
gefallen und 125 verwundet worden. Die Risiken in Auslandseinsätzen
führten aber nicht nur zu körperlichen Schädigungen, sondern auch zu
seelischen. Allein 2018 seien in 274 Fällen einsatzbedingte psychische
Erkrankungen bei Soldaten diagnostiziert worden.

Die Fraktion verweist darauf, dass Orden, Medaillen und Abzeichen ein
fester Bestandteil der militärischen Kultur seien. Durch ihre
Verleihung ehrten Staat und Gesellschaft die Leistungs- und
Einsatzbereitschaft ihrer Soldaten.

 * 

2. Versicherte in der Rentenversicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) In der gesetzlichen Rentenversicherung waren Ende
2017 rund 26,2 Millionen Beschäftigte versichert, die eine deutsche
Staatsangehörigkeit hatten. Weitere 1,9 Millionen Beschäftigte hatten
eine Staatsangehörigkeit eines EU-Auslandes, 1,2 Millionen
Beschäftigte kamen aus den übrigen Ländern Europas. Aus Afrika kamen
190.000 Beschäftigte, aus Amerika knapp 94.000 Beschäftigte und die
Staatsangehörigkeit eines asiatischen Landes besaßen 490.000
Beschäftigte. Diese Zahlen nennt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14806) auf eine Kleine Anfrage (19/13645) der AfD-Fraktion.

 * 

3. Kurzarbeit und Qualifizierung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das SGB III (Drittes Buch Sozialgesetzbuch) kennt
kein Instrument "Transformationskurzarbeitergeld" und die
Bundesregierung plant auch nicht die Einführung desselben. Das
schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/14961) auf eine Kleine
Anfrage (19/14351) der AfD-Fraktion. Das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales prüfe jedoch derzeit, inwieweit in die Regelungen zum
Bezug von Kurzarbeitergeld ein Anreiz zur Nutzung von Zeiten der
Kurzarbeit für Qualifizierungen der Beschäftigten aufgenommen werden
kann, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

4. Ausgaben für Hartz IV

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/15598)
zur Entwicklung der Ausgaben im SGB II (Zweites Buch Sozialgesetzbuch)
für den Zeitraum 2005 bis 2019 gestellt. Darin fragt sie unter anderem
nach der Zahl der Regelleistungsberechtigten und deren
Staatsangehörigkeit.

 * 

5. Organisierter Sozialleistungsmissbrauch

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/15623)
zum organisierten Sozialleistungsmissbrauch im SGB II (Zweites Buch
Sozialgesetzbuch) gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem nach Zahl und Art der Tatbestände und nach dem finanziellen
Schaden für die Jobcenter.

 * 
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BUNDESTAG/9249: Heute im Bundestag Nr. 1399 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1399

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.50 Uhr

1. Gesetz zur Erfüllung von Sorgfaltspflichten

2. Kampagne für Nachhaltigkeitsziele

3. Wertpapiergeschäft vereinzelt aufgegeben

4. Probleme der Nullzinspolitik

5. FDP fragt nach Schäden durch Biber

6. Abgrenzung von Strommengen



1. Gesetz zur Erfüllung von Sorgfaltspflichten

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat den "Entwurf eines Gesetzes
zur Durchführung der Verordnung (EU) 2017/821 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur Festlegung von Pflichten
zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für
Unionseinführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus
Konflikt- und Hochrisikogebieten sowie zur Änderung des
Bundesberggesetzes (19/15602) vorgelegt. Der Entwurf lege insbesondere
die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe als zuständige
Behörde fest, erklärt die Bundesregierung dazu. Darüber hinaus würden
vor allem Befugnisse bei Datenübermittlungen und beim Austausch
zwischen Behörden definiert und geklärt. Grundsätzlich diene der
Gesetzentwurf der Regelung einer nationalen Umsetzung der erwähnten
EU-Verordnung, die ein einheitliches System für das Erfüllen von
Sorgfaltspflichten bei Rohstoff-Lieferketten zum Ziel habe.

Insgesamt entstehen dem Entwurf zufolge Kosten für sieben Planstellen
bei der Bundesanstalt mit Personalkosten von insgesamt etwa 620.000
Euro pro Jahr. Dazu kämen jährliche Sachausgaben in Höhe von 450.000
Euro. Der Nationale Normenkontrollrat erklärt in einer Stellungnahme,
keine Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen zu erheben.

 * 

2. Kampagne für Nachhaltigkeitsziele

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die fast ausschließlich digitale
Informationskampagne www.dieglorreichen17.de soll nach Angaben der
Bundesregierung einer breiteren Öffentlichkeit die globalen
Nachhaltigkeitsziele und deren Bedeutung für die Zukunft des Planeten
nahebringen. Im zweiten Jahr der Kampagne solle insbesondere mit
"motivierenden Best-Practice-Videos und interaktiven Elementen ein
Umdenken in der Bevölkerung" erreicht werden, schreibt die Regierung
in einer Antwort (19/15606) auf eine Kleine Anfrage (19/15095) der
AfD-Fraktion.

Mit der Entwicklung und Umsetzung der Kampagne habe das
Bundespresseamt seine Rahmenvertragsagenturen nach den geltenden
Vertragsbestimmungen betraut. So habe die Medienagentur Zum goldenen
Hirschen GmbH die Kampagne entwickelt. Die bisher entstandenen und
abgerechneten Kosten für die Entwicklung und Umsetzung abzüglich der
Einnahmen durch die Rabattierung beliefen sich auf rund 1,211
Millionen Euro.

 * 

3. Wertpapiergeschäft vereinzelt aufgegeben

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Einige Finanzinstitute haben ihr
Wertpapierdienstleistungsgeschäft aufgrund der erhöhten
regulatorischen Anforderungen durch die EU-Finanzmarktrichtlinie MiFID
II eingeschränkt beziehungsweise das Angebot eingestellt. Dies teilt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15293) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/14678) mit. Bei diesen
Wertpapierdienstleistungsunternehmen handele es sich aber um
Institute, die das Wertpapiergeschäft bisher nur in geringem Umfang
angeboten hätten, heißt es in der Antwort unter Berufung auf Angaben
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

 * 

4. Probleme der Nullzinspolitik

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Nullzinspolitik der Europäischen Zentralbank
(EZB) ursächlich für die Ertragsprobleme der Banken ist, will die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15498) erfahren. Außerdem
soll die Regierung erläutern, welche Position sie hinsichtlich einer
europäischen "Bad Bank" vertritt.

 * 

5. FDP fragt nach Schäden durch Biber

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15643) nach durch Biber verursachten Schäden. Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen wie sich die Population der
Biber in Deutschland in den letzten zehn Jahren entwickelt hat und wie
die Bundesregierung den Erhaltungszustand der Art bewertet. Auch fragt
die Fraktion, wie hoch die Schäden beispielsweise durch Fraßschäden,
Uferabbruch oder forstwirtschaftliche Schäden ausfallen und in welchen
Regionen Deutschlands besonders bedeutende Schäden festgestellt
wurden.

 * 

6. Abgrenzung von Strommengen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15695) für Abgrenzungen bei der Weiterleitung von
Strommengen. Die Abgeordneten möchten wissen, wie Empfänger von
Drittstrommengen abgegrenzt werden, also Empfänger von
EEG-privilegierten Strommengen, die allerdings selbst nicht
privilegiert sind. Zur Begründung verweisen sie auf unklare Begriffe
im entsprechenden Gesetz. Die Rechtslage führe zu Unsicherheiten bei
Unternehmen.

 * 
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BUNDESTAG/9248: Heute im Bundestag Nr. 1398 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1398

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.05 Uhr

1. Projekte im Bereich Big Data

2. 3D-Druck für Medizinprodukte interessant

3. Bessere Lebensbedingungen für Zecken

4. Studie zum Rauchverhalten

5. Flüchtlingslager auf griechischen Inseln

6. Identifizierung anonymer Internetnutzer

7. Koordinierung der Seenotrettung



1. Projekte im Bereich Big Data

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung fördert Projekte zur Nutzung von
"Big Data" in der Gesundheitsversorgung. Derzeit würden drei Projekte
für ein Jahr gefördert, die das Ziel verfolgen, Konzepte für den
nutzenbringenden Einsatz von Big-Data-Anwendungen zu erarbeiten, heißt
es in der Antwort (19/14805) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/13752) der AfD-Fraktion.

Die Projekte sind ausgerichtet auf die Bereiche Dermatologie, Seltene
Erkrankungen und die Erstbehandlung von verletzten Unfallopfern.

 * 

2. 3D-Druck für Medizinprodukte interessant

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der Bundesregierung bietet der 3D-Druck
für viele Industriebereiche interessante Lösungsansätze. Das gelte
auch für Medizinprodukte, insbesondere die Orthetik und Prothetik,
heißt es in der Antwort (19/14799) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/14240) der FDP-Fraktion.

Der 3D-Druck sei ein flexibles, einfach individualisierbares und damit
auch für Einzelstücke und Kleinserien geeignetes Fertigungsverfahren.
Von einzelnen Krankenkassen würden die Kosten für Prothesenpassteile
oder Orthesen, die im 3D-Druck-Verfahren hergestellt werden, bereits
übernommen.

Damit der industrielle 3D-Druck im Bereich der Medizinprodukte nicht
nur für sehr individuelle Anfertigungen eingesetzt und in die
medizinische Versorgung integriert werden könne, bedürfe es jedoch
noch weiterer Forschung und Entwicklung im additiven
Fertigungsverfahren.

 * 

3. Bessere Lebensbedingungen für Zecken

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Wissenschaftler gehen davon aus, dass sich die
Lebensbedingungen für Zecken hierzulande aufgrund der milderen
Temperaturen verbessern. Aus einer Studie des Umweltbundesamtes (UBA)
gehe hervor, dass Zecken der Gattung Hyalomma von Wirtstieren, etwa
Zugvögeln, nach Deutschland eingeschleppt werden könnten, heißt es in
der Antwort (19/15614) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/15089) der Grünen-Fraktion.

Zecken breiten sich den Angaben zufolge in Europa weiter nach Norden
aus, treten in größeren Höhenlagen auf und können bei milden
Temperaturen auch im Winter durchgängig aktiv sein. 2007 sei erstmal
eine Zecke der Gattung Hyalomma in Deutschland nachgewiesen worden.
Diese Zecken gelten als Überträger des gefährlichen
Krim-Kongo-Fieber-Virus.

Schildzecken übertragen die Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME) und
die Borreliose. Hauptüberträger beider Infektionen ist der Gemeine
Holzbock, der zu den Schildzecken zählt. Gegen FSME steht eine Impfung
zur Verfügung, die Borreliose wird im Frühstadium mit Antibiotika
bekämpft.

 * 

4. Studie zum Rauchverhalten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15579) nach Details einer Studie zum Rauchverhalten der
Deutschen. Nachdem in der ersten Studie zwischen 2016 und 2019 sowohl
der Tabakkonsum als auch die Benutzung von E-Zigaretten und
Tabakerhitzern untersucht worden sei, würden mit der zweiten Studie
ausschließlich die sogenannten neuartigen Produkte untersucht.

Die Abgeordneten wollen mehr wissen über das Studiendesign und die
Fördermittel für die Untersuchung.

 * 

5. Flüchtlingslager auf griechischen Inseln

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viele Migranten
sich nach Kenntnis der Bundesregierung zurzeit in den
Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln befinden. Auch erkundigt
sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/15625) danach, wie die
Bundesregierung die Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen auf
den griechischen Inseln sowie auf dem griechischen Festland
einschätzt. Ferner fragt sie unter anderem, welche Unterstützung die
Bundesregierung bisher im Bereich der Aufnahme und Unterbringung von
Migranten in der Türkei und in Griechenland leistet.

 * 

6. Identifizierung anonymer Internetnutzer

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie aus Sicht der
Bundesregierung "die Verantwortlichen für Gewalt, Hass und Hetze im
Netz aus der Anonymität des Internets herausgeholt werden" können.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/15582) unter
anderem danach, wie aus Sicht der Bundesregierung konkrete Maßnahmen
zur beschleunigten und erleichterten Identifizierung anonymer
Internetnutzer aussähen.

 * 

7. Koordinierung der Seenotrettung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Europäische Koordinierung der Seenotrettung" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15601). Wie die
Fraktion darin ausführt, hat Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU)
mit seinen Amtskollegen aus Italien, Frankreich und Malta eine
Übergangslösung zur Verteilung aus Seenot geretteter Migranten aus dem
zentralen Mittelmeer vereinbart. Wissen wollen die Abgeordneten,
welche konkreten Maßnahmen Italien, Frankreich, Malta und Deutschland
nach dieser Einigung jeweils ergreifen werden, um die Aufnahme von aus
Seenot geretteter Migranten zu organisieren, untereinander zu
koordinieren und gemäß den Bestimmungen der Einigung umzusetzen. Auch
fragen sie unter anderem, welche Maßnahmen die Bundesregierung
ergreifen wird, um weitere Mitgliedstaaten zur Mitarbeit bei der
Aufnahme von aus Seenot geretteten Migranten zu überzeugen.

 * 
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BUNDESTAG/9247: Heute im Bundestag Nr. 1397 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1397

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.50 Uhr

1. Digitale Experimentierfelder

2. Digitalkarte Rettungspunkte Forst

3. Digitalisierung bei Kühlschränken

4. Managementpläne für Braunbären

5. Fangquoten für Dorsch und Hering

6. Angriff auf Wissenschaftsfreiheit

7. Umsetzung von BAföG-Online



1. Digitale Experimentierfelder

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten"
ist das strategische Dach aller wichtigen digitalpolitischen Maßnahmen
der Bundesregierung und wird in regelmäßigen Abständen aktualisiert.
Informationen über den Stand der jeweiligen Maßnahmen können im
Webauftritt der Regierung unter www.bundesregierung.de öffentlich
eingesehen werden, erläutert die Bundesregierung in einer Antwort
(19/14772) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14281) zum
Stand digitaler Experimentierfelder in der Landwirtschaft.

 * 

2. Digitalkarte Rettungspunkte Forst

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten"
ist das strategische Dach aller wichtigen digitalpolitischen Maßnahmen
der Bundesregierung und wird in regelmäßigen Abständen aktualisiert.
Informationen über den Stand der jeweiligen Maßnahmen können im
Webauftritt der Regierung unter www.bundesregierung.de öffentlich
eingesehen werden, erläutert die Bundesregierung in einer Antwort
(19/14718) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14313) zum
Stand der digitalen Karte "Rettungspunkte Forst".

 * 

3. Digitalisierung bei Kühlschränken

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten"
ist das strategische Dach aller wichtigen digitalpolitischen Maßnahmen
der Bundesregierung und wird in regelmäßigen Abständen aktualisiert.
Informationen über den Stand der jeweiligen Maßnahmen können im
Webauftritt der Regierung unter www.bundesregierung.de öffentlich
eingesehen werden, erläutert die Bundesregierung in einer Antwort
(19/14771) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14280) zum
Stand der Digitalisierung bei Verpackungen und Kühlschränken.

 * 

4. Managementpläne für Braunbären

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15596) mit den Managementplänen für Braunbären. Nachdem
seit 13 Jahren wieder ein Braunbär in der deutsch-österreichischen
Grenzregion gesichtet worden sei, wollen die Abgeordneten von der
Bundesregierung wissen, welche Gebiete für Braunbären als Lebensraum
in Deutschland überhaupt geeignet sind.

 * 

5. Fangquoten für Dorsch und Hering

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die von der EU derzeit festgelegten Fangquoten für
Dorsch und Hering gefährden nach Ansicht der AfD-Fraktion die
Ostseefischer und bringen Einschränkungen für den Angeltourismus mit
sich. Die Abgeordneten wollen deshalb in einer Kleinen Anfrage
(19/15588) von der Bundesregierung unter anderem wissen, inwieweit der
Bund zu Gunsten der Fischer Hilfsprogramme auflegt und die
Rahmenbedingungen für ein Abwrackprämienprogramm für Fischkutter
schafft.

 * 

6. Angriff auf Wissenschaftsfreiheit

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AfD-Fraktion fragt in ihrer Kleinen Anfrage
(19/15638) nach der Haltung der Bundesregierung zu den "fortgesetzten
Angriffen auf die Wissenschaftsfreiheit an deutschen Hochschulen". Sie
möchte gerne wissen, ob die Bundesregierung die Beobachtung des
Deutschen Hochschulverbandes und der Konrad-Adenauer-Stiftung teilt,
nach der die Wissenschaftsfreiheit in Deutschland zunehmend gefährdet
sei. Auch interessiert die Abgeordneten, ob die Bundesregierung eine
Haltung zu den Vorgängen um eine Vorlesung des Wirtschaftsprofessors
und Mitbegründers der AfD, Bernd Lucke, an der Hamburger Universität
hat, der dort als "Nazischwein" niedergebrüllt wurde und seine
Vorlesung nicht abhalten konnten.

Die AfD-Fraktion unterstreicht, dass die Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/11752) erneut bekräftigt habe, sich weltweit für
die Wissenschaftsfreiheit einzusetzen, aber bisher keine Bedrohung der
Wissenschaftsfreiheit in Deutschland sehe, obwohl sich nach Ansicht
der Fragesteller Hinweise darauf mehrten. Daher fragt die Fraktion
nun, auf welche Erkenntnisse sich die Bundesregierung stützt, als sie
angegeben habe, keine Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit zu sehen,
wenn sie keine Erhebungen über den Grad der Wissenschaftsfreiheit an
deutschen Hochschulen durchführe.

Die Kleine Anfrage ist eine Nachfrage auf die Antwort zur Kleinen
Anfrage der Fraktion der AfD auf Drucksache (19/2533).

 * 

7. Umsetzung von BAföG-Online

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Nach der Umsetzung der Digital-Strategie der
Bundesregierung erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15423). Konkret wollen die Abgeordneten wissen, wie es um
die Maßnahme "BAföG-Online" steht. Sie fragen die Bundesregierung
unter anderem, ob bereits die genaue Umsetzungsplanung erarbeitet
wurde und ob die Ist-Analyse abgeschlossen ist.

 * 
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BUNDESTAG/9246: Heute im Bundestag Nr. 1396 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1396

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Unterstützung für Opfer der SED-Diktatur

2. AfD-Antrag zu Schwellenländern abgelehnt

3. FDP fordert Ausrüstung mit Kampfdrohnen

4. Realisierung des Cyber Innovation Hub

5. FDP fragt nach Beratungsleistungen

6. Linke fragt nach Reduktionszielen



1. Unterstützung für Opfer der SED-Diktatur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Forderung
nach Einrichtung der Funktion eines Beauftragten der Bundesregierung
für SED-Opfer. Während der Sitzung am Mittwochmorgen verabschiedeten
die Abgeordneten einstimmig die Beschlussempfehlung, eine
entsprechende Petition der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur
und Medien mit dem zweithöchsten Votum "zur Erwägung" zu überweisen
sowie sie den Fraktionen des Bundestags zur Kenntnis zu geben.

Die Petentin begründet ihre Forderung unter anderem damit, dass sich
SED-Opfer unter Einsatz ihres Lebens und ihrer Gesundheit der
Wiedervereinigung Deutschlands gewidmet hätten, aber noch heute unter
gravierenden Nachteilen litten. Anlaufstellen für die SED-Opfer gebe
es nicht, beklagt die Petentin. Derzeit seien zwei von ihr
angestrengte Entschädigungsverfahren an unterschiedlichen Gerichten
anhängig, heißt es in der Petition. Vor dem Hintergrund der
selbstgemachten Erfahrungen mit den Schwierigkeiten bei der
Beanspruchung von Leistungen für Opfer von SED-Unrecht brauche es
einen entsprechenden Beauftragten bei der Bundesregierung, dessen
Aufgabe primär in der Beratung von Antragstellern bestehen solle,
verlangt die Petentin.

Der Petitionsausschuss macht in der Begründung zu seiner
Beschlussempfehlung deutlich, dass die Würdigung und Rehabilitierung
der Opfer der SED-Diktatur für ihn ein sehr wichtiges Anliegen
darstelle. Gleiches gelte auch für alle Beauftragten der
Bundesregierung für die neuen Bundesländer, heißt es weiter.

Ferner macht der Ausschuss auf verschiedene Rehabilitierungsgesetze
aufmerksam, die das Ziel verfolgten, die Opfer der SED-Diktatur zu
würdigen, sie zu rehabilitieren und zu entschädigen. "Die Gesetze
stellen sicher, dass alle Personen rehabilitiert werden können, die
Opfer einer politisch motivierten Strafverfolgungsmaßnahme oder einer
sonstigen rechtsstaatswidrigen Entscheidung in der DDR beziehungsweise
zuvor in der sowjetischen Besatzungszone (SBZ) waren", schreiben die
Abgeordneten. Die Betroffenen erhielten dadurch die Möglichkeit, "sich
vom Makel persönlicher Diffamierung zu befreien". Der Gesetzgeber habe
in die Rehabilitierungsgesetze Regelungen über angemessene
Entschädigungsleistungen aufgenommen.

Was die von der Petentin geforderte bessere Beratung für Opfer von
SED-Unrecht angeht, so weist der Ausschuss daraufhin, dass es
verschiedene Anlaufstellen für Unterstützung und Beratung gebe.
Außerdem verweisen die Abgeordneten auf eine durch den Bundestag am
26. September 2019 angenommene Entschließung. Darin werde, ebenso wie
in Anträgen der Fraktionen von CDU/CSU und SPD (19/10613) sowie der
FDP-Fraktion (19/10614), die am 7. November 2019 beraten wurden, die
Transformation des Amtes des Bundesbeauftragten für die
Stasi-Unterlagen in das Amt eines Bundesbeauftragten für die Opfer der
SED-Diktatur, gefordert.

Angesichts der Tatsache, dass noch immer viele Menschen unter den
Folgen von Willkür, Repression, Haft und Verfolgung in der DDR leiden
würden, begrüße der Petitionsausschusses dieses Vorhaben, heißt es in
der Beschlussvorlage. Mit einem weisungsunabhängigen
Bundesbeauftragten könne den Opfern der SED-Diktatur ein starkes Gehör
verschafft werden.

 * 

2. AfD-Antrag zu Schwellenländern abgelehnt

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung hat am Mittwochmorgen einen Antrag (19/8986) der
AfD-Fraktion abgelehnt, in dem diese fordert, aufstrebenden
Wirtschaftsmächten wie Indien, Indonesien, Pakistan und Südafrika den
Status als Entwicklungsland zu entziehen und sie im Rahmen der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit und des Außenhandels für
Schwellenländer nicht mehr zu fördern.

Es sei nicht vermittelbar, dass systemische Wettbewerber immer noch
Entwicklungsleistungen und Zollpräferenzen erhielten, betonte ein
Vertreter der Fraktion. Beispielhaft nannte er die Nuklearmacht
Indien, die sogar ein eigenes Raumfahrtprogramm betreibe.

Die anderen Fraktionen wiesen diese Argumentation zurück. Zwar sei es
richtig, über Ausstiegswege aus der Entwicklungszusammenarbeit
nachzudenken, sagte ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion. Voraussetzung
dafür sei aber eine sich selbst tragende Entwicklung, die in den von
der AfD genannten Ländern noch lange nicht erreicht sei.

Die SPD nannte es wichtig, dass sich die deutsche
Entwicklungszusammenarbeit beispielsweise in Ländern wie Indonesien
weiterhin für Armutsbekämpfung und die Schaffung von Arbeitsplätzen
sowie eine nachhaltige Waldnutzung engagiere. Nur so könne sie etwa
der Abholzung der Primärwälder zum Zwecke der Umwandlung in
Ölplantagen etwas entgegensetzen, die für Indonesien zweifellos ein
wichtiges wirtschaftliches Potenzial darstelle.

Dass es im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit auch darum gehe,
globale Probleme wie den Klimawandel zu lösen, stellte auch ein
Vertreter der FDP klar. Vor diesem Hintergrund nannte er die Forderung
der AfD "absurd".

Die Linksfraktion betonte, in Schwellenländern seien die Probleme
nicht zwangsläufig geringer als in Entwicklungsländern. So habe sich
der Ausschuss auf seiner jüngsten Reise nach Indien gerade selbst ein
Bild von der massiven Armut dort machen können. Das Land sei nach wie
vor auf Unterstützung angewiesen.

Ein Vertreter der Grünen warf der AfD vor, sich überhaupt nicht mit
dem Regularien der Länderauswahl befasst zu haben und stattdessen rein
populistisch zu argumentieren.

Die AfD scheiterte im Ausschuss auch mit zwei weiteren Initiativen. In
einem Antrag (19/9238) spricht sie sich dafür aus, den Europäischen
Entwicklungsfonds (EEF) nicht zu verlängern oder neu auflegen, da die
ehemals geografisch und thematisch begrenzten Zielvorgaben im Verlauf
der Zeit "immer unpräziseren und allumfassenderen Zielen gewichen"
seien. In einer weiteren Initiative (19/14972) verlangt die Fraktion,
die deutsche Entwicklungspolitik "transparent, einheitlich und
vollständig an einer zentralen Stelle zu dokumentieren" und dabei
einen Schwerpunkt auf die messbaren Auswirkungen zu legen. Beide
Anträge wurden mit den Stimmen der übrigen Fraktionen abgelehnt.

 * 

3. FDP fordert Ausrüstung mit Kampfdrohnen

Verteidigung/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Bundeswehr soll nach dem Willen der FDP-Fraktion
mit Kampfdrohnen ausgerüstet werden. In einem entsprechenden Antrag
(19/15675) fordert sie die Bundesregierung auf, "schnellstmöglich"
eine Beschaffung oder ein Leasing von bewaffneten, unbemannten
Flugkörpern im Rahmen der vorhandenen Haushaltsmitteln einzuleiten.
Diese sollen die Kampf- und Aufklärungsflugzeuge der Bundeswehr
ergänzen. Zudem soll die Entwicklung der Eurodrohne für Aufklärungs-
und Kampfeinsätze im Rahmen der Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit der Europäischen Union "mit Nachdruck" verfolgt werden.
Auch die Erprobung und Beschaffung von maritimen und landgestützten
Drohnensystem soll vorangetrieben werden.

Die Liberalen fordern zudem, dass umgehend der gesetzliche Rahmen für
die technische Zulassung von Drohnen und ihre Zulassung für den
europäischen Luftraum erarbeitet wird. Im Rahmen der Mandatierung der
Auslandseinsätze der Bundeswehr sollen unter Beachtung aller
rechtsstaatlichen und völkerrechtlichen Vorgaben umfassend die Regeln
und Vorgaben zum Einsatz von Drohnen formuliert werden. Grundsätzlich
müsse gelten, dass jeglicher Einsatz unbemannter System menschlicher
Kontrolle unterliegt und das sogenannte "gezielte Tötungen" nicht mit
dem Grundgesetz vereinbar sind und nicht durchgeführt werden.

Nach Ansicht der FDP-Fraktion wird die Beschaffung von bewaffneten
Drohnen seit Jahren durch die Regierungsfraktionen von CDU/CSU und SPD
verzögert. Dies führe zu einer nicht mehr hinnehmbaren Situation, die
Soldaten müssten auf eine Schutzfähigkeit verzichten, obwohl sie seit
Jahren verfügbar sei.

 * 

4. Realisierung des Cyber Innovation Hub

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Realisierung des Cyber Innovation Hub ist laut
Aussage der Bundesregierung "deutlich vorangeschritten". Dies geht aus
ihrer Antwort (19/14837) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14310) hervor. Mit Beginn des Jahres 2017 sei ein dreijähriges
Pilotprojekt initiiert, evaluiert und einer
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unterzogen worden. Auf dieser Basis
habe das Verteidigungsministerium im Juli 2019 die Verstetigung des
Cyber Innovation Hub als Abteilung der BWI GmbH ab 2020 gebilligt. Der
Cyber Innovation Hub dient als Schnittstelle zwischen Startup-Szene
und Bundeswehr, um digitale Innovationen innerhalb der Streitkräfte
voranzutreiben.

 * 

5. FDP fragt nach Beratungsleistungen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die Vergabe
von externen Beratungs- und Unterstützungsleistungen durch das
Verteidigungsministerium. In einer Kleinen Anfrage (19/15691) will sie
unter anderem wissen, wie viele ehemalige Bundesbedienstete und
Pensionäre des Bundes seit 2013 Zahlungen in welcher Höhe aus dem
Verteidigungshaushalt für Beratungs- und Unterstützungsleistungen
erhalten haben. Zudem möchte die Fraktion erfahren, ob das
Verteidigungsministerium vor dem Abschluss von Beraterverträgen prüft,
ob dadurch ehemalige Bedienstete oder Pensionäre des Bundes Zahlungen
erhalten werden.

 * 

6. Linke fragt nach Reduktionszielen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über die 
CO2-Emissionen der Bundeswehr beziehungsweise deren Reduzierung. In einer
Kleinen Anfrage (19/15666) will sie unter anderem wissen, ob es
Bestrebungen im Verteidigungsministerium gibt, Ziele zum Klimaschutz
mittels Reduzierung der CO2-Emissionen auszuarbeiten und dabei an
frühere strategische Überlegungen wie die Peak-Oil-Studie des
damaligen Zentrums für Transformation der Bundeswehr anzuknüpfen.
Zudem möchte sie erfahren, ob innerhalb der Nato ein Gremium
existiert, das sich um eine koordinierte Darstellung von
CO2-Emissionen und mögliche Reduktionsziele bemüht.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1964: Regierungspressekonferenz vom 11. Dezember 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 11. Dezember 2019

Regierungspressekonferenz vom 11. Dezember 2019

Themen: Personalie, Kabinettssitzung (Bericht zur Anerkennung
ausländischer Berufsqualifikationen, Vertrag über die Einrichtung einer
jüdischen Militärseelsorge, Verbraucherentschädigung im Zusammenhang mit
der Thomas-Cook-Insolvenz), türkisch-libysches Seeabkommen, Lage in Libyen,
Treffen im Normandie-Format in Paris, Belegausgabepflicht,
Finanztransaktionssteuer, Klage des Bundesamtes für Risikobewertung gegen
die Plattform FragDenStaat, Untersuchung von foodwatch zur personellen
Ausstattung und zur Zahl von Kontrollbesuchen im Rahmen der
Lebensmittelkontrolle, Rüstungslieferungen nach Israel, Blockade der
Nachbesetzung von Berufungsrichterposten in Schlichtungsverfahren der WTO
durch die USA, Nord Stream 2, Kohleausstieg


Sprecher: StS Seibert, Fähnrich (BMVg), Zimmermann (BMJV), Adebahr
(AA), Baron (BMWi), Wogatzki (BMF), Schneider (BMAS), Bürgelt (BMEL),
Zimmermann (BMJV)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Fähnrich: Nach knapp vier Jahren, die ich im Pressestab des
Verteidigungsministeriums zugebracht habe, werde ich dieses verlassen. Ich
sage auch gleich, wohin. Aber bevor ich das sage, möchte ich noch die
Gelegenheit nutzen und ein paar Worte an Sie richten.

Bevor wir als Sprecher in diesem Amt hier fungieren, sind wir nicht
unbedingt Medienprofis. Auch diejenigen, die nach mir kommen, sind
wahrscheinlich keine Medienprofis. Meine Zusammenarbeit mit den Medien als
Kommandant eines Schiffes hat sich darauf begrenzt, beim Nachhausekommen
nach monatelangen Fahrten in strahlende Kinderaugen zu schauen und schöne
Bilder hinsichtlich des Wiedersehens zu haben. Das hat sich hier geändert.
Die Themen, die ich hier in den letzten viereinhalb Jahren zu bearbeiten
hatte und die wahrscheinlich auch noch zu bearbeiten sind, waren sehr
vielfältig und manchmal auch herausfordernd, weil die Berichterstattung
meistens in die Richtung ging, dass irgendetwas nicht fliegt, schwimmt oder
fährt.

Ich bedanke mich bei Ihnen für die loyalen und vor allen Dingen fairen
Fragen sowie für das Vertrauen in unsere Antworten. Ich bedanke mich aber
auch bei all denjenigen, die auf dieser Bank hier gesessen haben und noch
immer sitzen, für den kollegialen Umgang. Es ist eine Herausforderung -
mein Respekt dafür! -, hier zu sitzen und dreimal in der Woche Antworten zu
geben. Auch danke ich all denjenigen, die "zu Hause" sitzen, diese
werbefreie Sendung genießen dürfen, immer dann helfen, wenn wir nicht
weiterkommen, und versuchen, schnell Antworten nachzureichen.

Der Bundespressekonferenz wünsche ich viel Glück und Erfolg. Auf der Seite
ist ja zu lesen, dass die Bundespressekonferenz, wie sie vor 70 Jahren
gegründet wurde, etwas Besonderes ist. Ich glaube, sie sollte erhalten
bleiben und sich gegenüber den in- und auch ausländischen Journalisten
genau das bewahren. - Vielen Dank.

Vorsitzender Feldhoff: Vielen Dank, Herr Fähnrich. - Wir geben Ihnen unsere
besten Wünsche mit. Erzählen Sie überall auf der Welt, wohin man Sie auch
versetzt, von unseren guten Taten.

Fähnrich: Das habe ich vergessen. Es geht in die USA, nach Norfolk. Dort
ist ein großes Hauptquartier der Nato. Man kann dann einmal schauen, ob die
Begriffe "hirntot" und "obsolet" auf der taktischen Ebene stimmen.

Vorsitzender Feldhoff: Seien Sie uns trotzdem immer wieder herzlich
willkommen.

StS Seibert: Ich habe Ihnen über drei Themen aus dem Kabinett zu berichten.

Das eine ist, dass die Bundesbildungsministerin dem Kabinett den Bericht
der Bundesregierung zum Anerkennungsgesetz vorgelegt hat. Zur Erinnerung:
Die Bundesregierung hat das Anerkennungsgesetz 2012 beschlossen. Das Ziel
ist, dass Menschen, die berufliche Qualifikationen oder Abschlüsse im
Ausland erlangt haben, sie hier in Deutschland mit einem Prüfverfahren
womöglich als gleichwertig anerkennen lassen können.

Heute, sieben Jahre später, können wir sagen - das ist der Inhalt dieses
Berichts -: Das hat in diesen sieben Jahren eine sehr positive Wirkung
gehabt. Die Berufsanerkennung in Deutschland wird sehr stark nachgefragt.
Von 2012 bis 2018 sind fast 280 000 Anträge eingereicht worden. Die hohe
Gesamtzahl und die steigende Nachfrage - sie steigt weiterhin - zeigen,
dass dieses etablierte Prüfverfahren von großer Bedeutung für die
Fachkräftesicherung in Deutschland ist. Besonders bei den Berufen im
Gesundheits-, Kranken- und Pflegebereich ist die Antragszahl 2018 gegenüber
dem Vorjahr sehr stark angestiegen, nämlich um mehr als 30 Prozent auf fast
11 500 Anträge. Dies zeigt: Gerade auch in diesem Bereich, in dem unser
Fachkräftebedarf erheblich ist, trägt die berufliche Anerkennung von
Abschlüssen und Qualifikationen aus dem Ausland erheblich dazu bei, den
Fachkräftebedarf zu decken.

Ein weiterer Punkt: Anträge für Berufsabschlüsse aus Drittstaaten, also aus
Staaten, die nicht der Europäischen Union angehören, stellen jetzt mit 70
Prozent der Anträge den größten Anteil dar. Das war in den ersten Jahren
dieses Gesetzes durchaus anders. Damals standen noch die Anträge aus 
EU-Staaten im Mittelpunkt. Eine Berufsanerkennung mittels dieses
Prüfverfahrens wird immer häufiger auch aus Drittstaaten als Türöffner für
eine gezielte Fachkräftezuwanderung benutzt. Das sehen Sie auch daran: Die
häufigsten Herkunftsländer sind Bosnien-Herzegowina, Serbien und die
Philippinen.

Interessant ist, dass in 52 Prozent der Verfahren in den bundesrechtlich
geregelten Berufen die volle Gleichwertigkeit mit einem deutschen
Berufsabschluss festgestellt werden konnte.

Wir als Bundesregierung arbeiten daran, dieses Berufsanerkennungsverfahren
noch transparenter, schneller und bekannter zu machen. Die Gleichwertigkeit
ausländischer Qualifikationen wird mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz,
das im März kommenden Jahres in Gang gesetzt wird, noch einmal an Bedeutung
gewinnen. Das Gesetz sieht vor, dass eine zentrale Servicestelle für
Fachkräfte aus dem Ausland, die an einer Zuwanderung nach Deutschland
interessiert sind, eingerichtet wird. Außerdem wollen wir im Rahmen des
Nationalen Aktionsplans Integration verstärkt zum Beispiel
Migrantenorganisationen in die Umsetzung dieses Anerkennungsgesetzes
einbeziehen.

Der zweite Punkt, mit dem sich das Kabinett befasst hat, ist von der
Verteidigungsministerin vorgetragen und dann von allen gebilligt worden. Es
geht um die Unterzeichnung eines Vertrags über die Einrichtung einer
jüdischen Militärseelsorge. Das ist ein starkes Zeichen für jüdisches Leben
hier in Deutschland und für dessen Verankerung in der Bundeswehr. Die
jüdische Militärseelsorge soll das Grundrecht der jüdischen Soldatinnen und
Soldaten auf ihre freie Religionsausübung gewährleisten. Bisher gibt es für
die Soldatinnen und Soldaten in der Bundeswehr eine evangelische und eine
katholische Militärseelsorge. Mit dem Staatsvertrag, der unterzeichnet
werden soll, wird das um eine jüdische Militärseelsorge erweitert.

In einem nächsten Schritt - das kann ich Ihnen schon sagen - wird daran
gearbeitet, auch für die Muslime in der Bundeswehr eine geistliche
Betreuung zu schaffen. Wie die ausgestaltet werden könnte, ist noch
Gegenstand laufender Beratungen.

Zu guter Letzt kann ich Ihnen berichten, dass die Bundesjustizministerin
dem Bundeskabinett ihren Vorschlag, abgestimmt mit mehreren anderen
Ministerien, vorgetragen hat, wie die Bundesregierung zugunsten der von der
Thomas-Cook-Insolvenz betroffenen Menschen in Deutschland vorgehen will.
Sie selbst hat sich gerade vor der Presse dazu geäußert. Wir haben eine
Pressemitteilung herausgegeben. Dies erspare ich Ihnen jetzt im Detail.
Aber mit Sicherheit können Nachfragen beantwortet werden.

So weit aus dem Kabinett.

Frage: Ich habe eine Frage an das Justizministerium: Können Sie uns
womöglich inzwischen eine Gesamtschadenssumme zur Thomas-Cook-Insolvenz
nennen?

Zimmermann: Die Ministerin hatte sich dazu geäußert. Aus zwei Gründen
können wir im Moment keine Gesamtschadenssumme nennen: Der eine Grund ist,
weil eine Reihe von rechtlichen Fragen derzeit noch ungeklärt ist. Der
zweite Grund ist, weil die Meldung der Betroffenen noch nicht abgeschlossen
ist.

Frage: Ich habe mir die EU-Richtlinie für die Entschädigungsregelung
herausgesucht, die verabschiedet wurde. Darin heißt es: Die Mitgliedstaaten
sollen gewährleisten, dass Reisende im Falle einer Insolvenz in vollem
Umfang geschützt werden. - Da würde mich interessieren: Wie konnte es denn
passieren, dass die Limitierung auf 110 Millionen Euro in die deutsche
Umsetzung dieser EU-Richtlinie hineinrutschen konnte?

Zimmermann: Die Richtlinie ist natürlich in ihrer Gesamtheit zu sehen und
nicht nur in einzelnen Regelungsteilen. Es gibt verschiedene Vorgaben, wie
diese Insolvenzabsicherung auszusehen hat. Die damalige Bundesregierung hat
in ihrer Begründung zu dem Gesetzentwurf ausführlich und auch
nachvollziehbar dargelegt, warum sie diese in Einklang mit der damaligen
Richtlinie gesehen hat. Auch die Ministerin hat sich dazu geäußert. Das
deutsche Reiserecht hat sich dabei insbesondere an den zuvor bekannten
Insolvenzen im Reiserecht orientiert. Die bis dahin größte Schadenssumme
hat bei 30 Millionen Euro gelegen. Darüber ist die Insolvenz von Thomas
Cook deutlich hinausgegangen. Ein solches Schadensereignis in dieser
Dimension war nicht vorhersehbar.

Zusatzfrage: Gab es Druck aus der Reisebranche während des
Gesetzgebungsverfahrens, diese Limitierung in Deutschland in das Gesetz
einzufügen, um zum Beispiel das Ganze aus Sicht der Reisebranche bezahlbar
zu lassen?

Zimmermann: Die Richtlinie ist im normalen Gesetzgebungsverfahren umgesetzt
worden. Dazu sind natürlich auch die beteiligten Wirtschaftskreise angehört
worden. Das ist innerhalb der Bundesregierung abgestimmt worden. Im Übrigen
geben wir, wie üblich, zu internen Abstimmungsprozessen keine Auskunft.

Frage: Herr Zimmermann, können Sie schon etwas Näheres zum Verfahren
erläutern? Wird es beispielsweise analog der Musterfeststellungsklage beim
Bundesamt für Justiz eine Webseite geben, mit der die Abtretung von
Ansprüchen an das Ministerium oder an die Bundesrepublik vollzogen wird?
Welcher Zeithorizont steht dahinter?

Zimmermann: Für die Abwicklung und Auszahlung an die Kunden soll ein
möglichst einfaches und kostenloses Verfahren bereitgestellt werden. Im
Moment müssen die Kunden nicht selbst aktiv werden. Die Bundesregierung
wird Anfang 2020 über die weiteren Schritte zur Abwicklung informieren.

Zusatzfrage: Können Sie schon irgendetwas sagen, wann die betroffenen
Kunden mit einer Zahlung rechnen könnten? Ist das im kommenden Jahr, oder
wird das länger dauern?

Zimmermann: Die konkreten Schritte zur Umsetzung werden gegenwärtig
vorbereitet. Im Moment müssen die Kunden nicht tätig werden. Genauere
Informationen erfolgen dann Anfang 2020.

Frage: Herr Zimmermann, ich habe eine kurze Nachfrage zu der Schadenssumme
und zu dem Fonds, den man eingerichtet hat. Auf die Frage nach den 110
Millionen Euro haben Sie gesagt, weil bis dahin die größte Schadenssumme 30
Millionen Euro betragen hat. Jetzt wissen wir, dass die Schäden sehr viel
höher liegen als 110 Millionen Euro. Werden die Bundesregierung und Ihr
Ministerium jetzt daran arbeiten, dass man diese Auffangsumme ab jetzt
erhöht und, wenn ja, auf welchen Betrag?

Zimmermann: Zur Weiterentwicklung der Insolvenzabsicherung im Reiserecht
finden schon seit einiger Zeit Gespräche und Beratungen statt. Wir arbeiten
mit Hochdruck an einer neuen Lösung. Da werden verschiedene Modelle
diskutiert, nicht nur eine Erhöhung der Haftungsgrenze, sondern auch
Fondslösungen. Da sind verschiedene Möglichkeiten im Gespräch. Im Moment
wird mit Hochdruck an einer Lösung gearbeitet.

Zusatzfrage: Können Sie uns vielleicht eine Größenordnung nennen, die Ihrer
Ministerin dabei vorschwebt?

Zimmermann: Die Ministerin hat sich auch dazu heute geäußert. Eine konkrete
Summe hat sie nicht genannt. Sie hat aber gesagt, dass sie bis zum Frühjahr
mit konkreten Ergebnissen rechnet.

Frage: Mich würde interessieren, aus welchem Topf das jetzt finanziert
wird. Das ist ja de facto erst einmal ein Blankoscheck, weil man die genaue
Schadenssumme nicht kennt. Ist das aus dem Etat Ihres Ministeriums, Herr
Zimmermann, oder woher stammt das Geld?

Zimmermann: Auch dazu hat sich die Ministerin geäußert. Darauf möchte ich
gerne verweisen. Sie hat gesagt, dass die Erstattung der Gelder
haushaltsrechtlich sichergestellt wird. Die konkreten Schritte zur
Umsetzung sind gegenwärtig in Arbeit.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Adebahr: Wie kommentiert die
Bundesregierung das Seegrenzen-Abkommen zwischen Ankara und Libyen?

Herr Seibert, der griechische Premierminister will dieses Thema morgen beim
EU-Gipfel auf die Tagesordnung setzen und Solidarität von der EU fordern.

Adebahr: Ich kann Ihnen dazu gern sagen, dass wir die solidarische Haltung
des Europäischen Auswärtigen Dienstes mit Griechenland und Zypern
ausdrücklich teilen. Wir rufen die Türkei und Libyen auf, die Souveränität
und die souveränen Rechte aller EU-Mitgliedstaaten zu respektieren und
Seegebietsabgrenzungen im Einklang mit geltendem Völkerrecht zu verfolgen.
Unser Standpunkt ist klar: Abgrenzungen von Seegebieten müssen - das gilt
natürlich auch für das Mittelmeer - nach geltendem Seevölkerrecht und
insbesondere auch unter Beteiligung aller betroffenen Konfliktparteien oder
Küstenstaaten - das ist das richtige Wort - erfolgen.

StS Seibert: Zusätzlich zu dem, was Frau Adebahr gesagt hat, was die
Haltung der Bundesregierung ist, kann ich Ihnen, was den morgigen
Europäischen Rat betrifft, nichts sagen. Die Tagesordnung des Europäischen
Rates wird vom Präsidenten des Rates - das ist seit wenigen Tagen Charles
Michel - bestimmt. Deswegen kann ich Ihnen nicht sagen, ob es dazu kommt,
dass der griechische Premierminister das anspricht. Wenn es Thema wäre,
dann wäre das die Haltung der Bundesregierung.

Frage: Ich hätte gern sowohl von Herrn Seibert als auch vom Auswärtigen Amt
eine Positionierung dazu: Wie stuft eigentlich die Bundesregierung diesen
Schritt der Türkei ein?

Adebahr: Ich glaube, unsere Haltung zu diesem Thema haben wir gerade sehr
deutlich gemacht. Das ist unsere Aussage dazu, wie wir diesen Vorgang
bewerten.

Zusatzfrage: Ja, die Haltung ist klar. Aber ist dieses Abkommen ungültig?
Ist dieses Abkommen rechtswidrig? Wie sieht das die Bundesregierung?

Adebahr: Jetzt sehe ich, wohin Ihre Frage zielt. - Wir kennen das Abkommen
aus presseöffentlichen Äußerungen. Deshalb habe ich auf allgemeine
völkerrechtliche Prinzipien verwiesen, die sich grundsätzlich auch für
diesen Sachverhalt im Mittelmeer und mit den betroffenen Küstenstaaten
widerspiegeln. Wir können von hier aus keine Prüfung eines Abkommens
vornehmen, an dem wir nicht beteiligt sind und das wir nicht kennen.

StS Seibert: Ich kann noch etwas ganz kurz hinzufügen, weil ich nach der
Tagesordnung gefragt wurde. Ein Punkt auf der Tagesordnung heißt:
Arbeitsabendessen zu den Außenbeziehungen der Europäischen Union. - Nun
kann ich Ihnen das nicht aufdröseln. Aber denkbar ist, dass auch die Türkei
in der sehr facettenreichen Beziehung, die sie zur Europäischen Union hat,
ein Thema ist.

Frage: Frau Adebahr, gestern fand ein Treffen zum Thema Libyen hier in
Berlin statt. Wie bewertet die Bundesregierung dieses Treffen? Wie ist
jetzt der Fahrplan für die Libyen-Gespräche in Zukunft Richtung
Gipfeltreffen?

Adebahr: Ich kann Ihnen von dieser Bank aus "unter eins" bestätigen, dass
es gestern hier in Berlin ein Treffen auf hoher Beamtenebene im Rahmen des
Berliner Prozesses gegeben hat. Das war das fünfte Treffen. Die
Bundesregierung ist bei diesem Treffen in ihrem Verhandlungsprozess ein
gutes Stück vorangekommen. Wir wollen weiter konstruktiv daran arbeiten,
geeignete Rahmenbedingungen für die Unterstützung des UN-Sondergesandten
Salamé und auch für das Vorankommen in einem innerlibyschen Prozess zu
schaffen.

Was wir brauchen oder fordern - das haben Sie auch an den Äußerungen des
Bundesaußenministers in den letzten Monaten gehört - und wozu sich ein
Konsens etabliert hat, ist, dass es keine militärische Lösung dieses
Konflikts geben soll, dass es eine Waffenruhe braucht und dass wir dringend
Schritte auch dahin gehend brauchen, dass die Konfliktparteien in Libyen
miteinander sprechen. In diesem Geiste fand das gestrige Treffen statt.

Wenn es nächste Schritte anzukündigen gibt, dann werden wir Sie rechtzeitig
informieren.

Zusatzfrage: Es gibt verschiedene Medienmeldungen, dass im Februar ein
Gipfeltreffen stattfinden soll. Können Sie das bestätigen?

Adebahr: Nein, das kann ich nicht. Ich kann Ihnen für ein etwaiges
Gipfeltreffen hier heute keinen Termin nennen.

Frage: Zurück zu dem Vertrag zwischen der Türkei und Libyen. Es gibt 
EU-Staaten, die mehr für die eine Fraktion sind, und andere, die für die
Regierung, die sich in Libyen so nennt, sind und sie für legitim halten.
Deshalb meine Frage: Wie legitimiert ist international die, nennen wir sie,
libysche Regierung in Tripolis, völkerrechtliche Verträge verbindlich
abzuschließen?

Adebahr: Ich kann Ihnen hier kein Grundlagenseminar über einzelne Fragen
der Völkerrechtsfähigkeit geben; das tut mir leid. Was ich Ihnen sagen
kann, ist, dass die Regierung Sarradsch in Libyen ein anerkannter Partner
für uns und auch für die Vereinten Nationen ist. Das widerspiegelt sich zum
Beispiel auch in den Gesprächen, die der Sondergesandte der Vereinten
Nationen dort in Libyen führt, und in seinem Versuch, mit der Regierung
diesen innerlibyschen Dialog aufs Gleis zu setzen.

Zusatzfrage: Das war jetzt keine Antwort auf meine Frage, zumindest keine
befriedigende, denn Frankreich hat ja eine andere Haltung, was die libysche
Regierung betrifft. Meldungen nach soll es morgen in der Abschlusserklärung
in der EU aber eine Verurteilung dieses Vertrages geben. Wenn das denn nun
passiert, was heißt das dann für die Europäische Union? Erkennt sie diese
Aufteilung, die im Mittelmeer zwischen der Türkei und Libyen stattgefunden
hat, dann einfach nicht an?

Adebahr: Wenn ich noch einmal auf Ihren ersten Halbsatz zurückkommen darf:
Die Frage, ob bestimmte Mitgliedstaaten bestimmte Parteien irgendwie
politisch stärker unterstützen oder auch nicht, ist, glaube ich, doch zu
trennen von der Frage, die Sie vorher gestellt hatten, nämlich der Frage
nach der Völkerrechtsfähigkeit von bestimmten Verträgen, die wir zum
Beispiel nicht kennen.

Die bisherige Position der EU zu diesem Thema ist klar; es gab auch schon
ein Statement der Sprecherin des EAD dazu. Man kann dem morgigen
Abschlussdokument jetzt aber schlecht vorgreifen.

StS Seibert: Ganz schlecht.

Zusatzfrage: Entschuldigen Sie, aber das war jetzt keine Antwort. Meine
Frage war: Wenn das verurteilt wird und die EU das sowieso verurteilt, was
für eine Legitimität hat dieser Vertrag dann? Können diese Staaten sich auf
diesen Vertrag berufen, wenn ein anderer Staat zum Beispiel Ölbohrungen in
diesem Gebiet macht? Das sind doch ganz konkrete Fragen.

StS Seibert: Der Europäische Rat findet morgen und übermorgen statt. Wenn
wir uns jetzt angewöhnen, Schlussfolgerungen, die kommen oder nicht kommen
mögen, vorwegzunehmen, dann brauchen die Staats- und Regierungschefs nicht
mehr zusammenzukommen. Der Europäische Rat findet also morgen und
übermorgen statt, und über alles, was die 28 Mitgliedstaaten gemeinsam
beschließen und schriftlich festhalten, kann und wird dann mit Sicherheit
auch berichtet und nachgefragt werden.

Frage: Es geht ja um einen Vertrag zwischen der Türkei und Libyen, der die
Hoheitsrechte zweier EU-Mitglieder verletzt - so sehen das mindestens zwei
EU-Mitglieder. Die Frage ist nun, ob die Bundesregierung anlässlich der
Spannungen, die dadurch entstehen, besorgt ist beziehungsweise wie sie die
Situation jetzt einschätzt.

Adebahr: Ich glaube, wie wir diese Situation im Moment bewerten, haben wir
gesagt.

Frage: Frau Adebahr, wie ist es möglich, dass Sie dieses Abkommen nicht
kennen beziehungsweise nur aus der Presse kennen? Die Türkei hat das vor
einer Woche bekanntgemacht; vorgestern hat Herr Erdogan im türkischen
Fernsehen zwei Stunden lang über dieses Abkommen gesprochen. Sie haben
darüber keine Informationen von der Botschaft in Ankara? Wie ist es
möglich, dass Sie das nicht kennen?

Adebahr: Das ist ja erst einmal kein Abkommen, das uns betrifft. Ich könnte
noch einmal nachfragen, ob wir spezifischere Informationen haben. Die
Äußerungen, die dazu aus der Türkei verlautbart sind, haben wir natürlich
gesehen. Dennoch ist es nicht an mir, hier heute über dieses Abkommen eine
völkerrechtliche Prüfung kundzutun. Vielmehr verweise ich - und darin liegt
ja auch eine Aussage - auf die Prinzipien, die aus unserer Sicht in diesem
Bereich gelten, nämlich dass man Abkommen über Seegebiete nach geltendem
Seevölkerrecht und unter Beteiligung aller betroffenen Küstenstaaten zu
beschließen hat.

Zusatzfrage: Wie kommentieren Sie die letzten Tage? Gibt es mehr
Spannungen? Italien schickt eine Fregatte in die Region und sagt "Wir
möchten unsere nationalen Interessen verteidigen"; auch eine französische
Fregatte patrouilliert zwischen Zypern und der Türkei. Wie kommentieren Sie
all das?

Adebahr: Ich kann noch sagen - das habe ich gerade als Nachlieferung
bekommen -, dass der Bundesregierung keine offizielle Version von dem
Abkommen vorliegt.

Ich glaube, welche Auswirkungen dieses Abkommen eventuell hat oder wie die
EU-Staaten das in ihrer Gesamtheit oder als Union bewerten, muss man
abwarten. Eventuell ergibt sich auf dem Rat ja die Möglichkeit, das zu
diskutieren. Danach kann man sich dann anschauen, welche Diskussion dort
stattgefunden hat.

Frage: An Herrn Seibert oder Frau Adebahr: Könnte die Eskalation in
Tripolis eine konkrete Bedrohung für die Konferenz in Berlin sein?

StS Seibert: Eine Bedrohung für den Verlauf des Berliner Prozesses in
Sachen Libyen?

Zusatz: Genau.

StS Seibert: Der Berliner Prozess geht ja genau von der Überzeugung aus,
dass es keine militärische Lösung für den Konflikt in Libyen geben kann,
der auch einen nachhaltigen Frieden brächte. Genau deswegen wollen wir ja
mit Hilfe von zahlreichen Staaten, die daran auch beteiligt sind,
Bedingungen schaffen, in denen eben eine politische Lösung möglich wird.
Sie können also davon ausgehen, dass jede militärische Eskalation von uns
und den anderen Teilnehmern dieses Berliner Prozesses mit Sorge gesehen
wird.

Zusatzfrage: Könnte dieser Prozess wegen der Eskalationen auch angehalten
beziehungsweise behindert werden?

StS Seibert: Es gab gestern ein Arbeitstreffen; das ist erst einmal gut.
Viel mehr als das, was Frau Adebahr darüber gerade gesagt hat, kann ich
Ihnen heute auch nicht berichten.

Frage: Ich bin mir nicht ganz sicher, an wen ich meine Frage stellen muss -
entweder an das Auswärtige Amt oder an das Justizministerium. Es geht um
das Treffen in Paris im Normandie-Format, bei dem Russlands Präsident Putin
zu dem Fall des in Berlin getöteten Georgiers gesagt hatte, Deutschland
habe auf die Auslieferungsersuchen Russlands nicht reagiert. Meine Frage
ist: Gab es von russischer Seite ein Auslieferungsersuchen im Falle des
getöteten Georgiers?

Zimmermann: Ich kann Ihnen dazu zunächst sagen, dass auch die Hintergründe
zum Tatopfer durchaus Gegenstand der laufenden Ermittlungen der
Bundesanwaltschaft sind. Zu Ihrer konkreten Frage kann ich sagen, dass der
Bundesregierung keine Auslieferungsersuchen Russlands zu dem Tatopfer
bekannt sind.

Zusatzfrage: Wie ist denn üblicherweise das Prozedere, wenn ein Drittstaat,
also ein Nicht-EU-Staat, ein Auslieferungsersuchen an Deutschland stellt?
Welche Behörde wendet sich da konkret an welche Behörde?

Zimmermann: Das hängt davon ab, in welchen Staat die Auslieferung erfolgen
soll; da gibt es jeweils unterschiedliche Rechtsgrundlagen. Die
Rechtsgrundlage, die für Russland gilt, müsste ich, ehrlich gesagt,
nachreichen; ich habe die hier nicht dabei.

Frage: Zur Klärung: Das, was von der russischen Seite in Paris gesagt
wurde, stimmt also nicht? Ein Auslieferungsersuchen im Hinblick auf das
Tatopfer, dem nicht entsprochen wurde, gab es nicht?

Zimmermann: Ein Auslieferungsersuchen Russlands zu dem Tatopfer ist der
Bundesregierung nicht bekannt.

Zusatzfrage: Dann hätte ich eine Frage an Frau Adebahr: Der russische
Botschafter hat nun offenbar zumindest Mängel in der Aufklärungskooperation
eingeräumt und gesagt, das könne und müsse verbessert werden. Wie bewertet
die Bundesregierung dieses teilweise Eingeständnis/Angebot? Hat das
Auswirkungen auf die beiden Personae non gratae, oder bleibt es dabei, dass
die vor dem Hintergrund mangelnder Kooperationswilligkeit ausgewiesen
werden?

Adebahr: Wir freuen uns über jedes Zeichen der Kooperation und auch des
Deutlichmachens aus Russland, dass man zur Kooperation bereit ist. Dafür
braucht es ganz konkrete Schritte und ganz konkrete Zusammenarbeit. An
unserer Haltung und an bisherigen Entscheidungen ändert sich im Moment
nichts.

Zusatzfrage: Russland hat angekündigt, dass im Gegenzug nun auch deutsche
Diplomaten ausgewiesen würden oder zu Personae non gratae erklärt werden
würden. Ist das schon erfolgt?

Adebahr: Nein.

Frage: Herr Seibert, Herr Zimmermann hat ja dargelegt, dass es kein
Auslieferungsersuchen gegeben habe. Nun hat der russische Präsident an der
Seite der Kanzlerin in der Pressekonferenz genau das behauptet. Wie
reagiert die Bundesregierung darauf, dass der russische Präsident in dieser
Angelegenheit Unwahrheiten verbreitet?

StS Seibert: Zunächst einmal sind wir diesen Äußerungen natürlich
nachgegangen, und das Ergebnis haben Sie gerade vom Sprecher des
Justizministeriums gehört: Es liegen uns keine Erkenntnisse über ein
solches Auslieferungsersuchen vor. Unsere Haltung ist klar und von der
Bundeskanzlerin in Paris auch in ihrem bilateralen Treffen mit dem
russischen Präsidenten sowie auch in der dann folgenden Pressekonferenz
noch einmal klar gemacht worden: Wir fordern die russische Seite auf, zu
kooperieren und die Informationen, die ihr zur Verfügung stehen, auch uns
zur Verfügung zu stellen. So hat die Kanzlerin es gesagt, intern wie
öffentlich, und das gilt. Es wurden ja gerade auch die Äußerungen des
Botschafters Netschajew angesprochen. Diese Äußerungen haben wir zur
Kenntnis genommen, und nun erwarten wir natürlich, dass sich die
Kooperationsbereitschaft, die man aus diesen Äußerungen herauslesen kann,
nun auch tatsächlich dadurch ausdrückt, dass Informationen zur Verfügung
gestellt werden.

Zusatzfrage: Wenn das in absehbarer Zeit nicht geschehen sollte, was wären
dann die weiteren Schritte?

StS Seibert: Ich möchte hier jetzt nicht über den weiteren Verlauf
spekulieren. Wir haben unsere Erwartungen auf verschiedenen Ebenen klar
gemacht und wollen nun sehen, ob das bei der russischen Seite auch zu
tatsächlicher Kooperation führt.

Frage: Herr Zimmermann, da Sie nun sehr klar gesagt haben, der deutschen
Seite seien keinerlei Auslieferungsbegehren, das sozusagen formalen
Charakter erfüllt, bekannt: Manchmal werden solche Wünsche oder Anregungen
ja eher informell herangetragen. Ist so etwas möglich, wird dem
nachgegangen?

Da nun, wie eben auch noch einmal gehört, Herr Putin selbst das gesagt hat -
 ich weiß nicht, ob Herr Seibert oder Frau Adebahr das beantworten kann -:
Versuchen Sie, die russische Seite um Aufklärung zu ersuchen? Wenn Putin
sagt, es habe ein Auslieferungsersuchen gegeben und dem sei nicht
stattgegeben worden: Versuchen Sie herauszubekommen, was er damit
tatsächlich gemeint haben kann? Sonst steht ja der Vorwurf der Lüge im
Raum.

Zimmermann: Ich kann zunächst nur noch einmal bekräftigen, dass die
Hintergründe zum Tatopfer Gegenstand der laufenden Ermittlungen sind. Ich
würde Sie bitten, entsprechende Nachfragen zu Details an den
Generalbundesanwalt zu richten, der dazu gegebenenfalls Auskunft geben
kann.

Adebahr: Dem habe ich zu Ihrem ersten Fragekomplex eigentlich nichts
hinzuzufügen. Auslieferungen richten sich nach den gesetzlichen Grundlagen,
die es dafür gibt. Darüber, dass wir mit der russischen Seite seit August
mehrere Gespräche geführt haben, haben wir hier ausführlich gesprochen,
denke ich.

Zusatzfrage: Aber wäre es nicht angesichts der Sachlage, dass Putin, der
Präsident selbst, das gesagt hat, naheliegend, mindestens beim russischen
Botschafter nachzufragen, was Putin substanziell gemeint hat? Das ist doch
naheliegend. Machen Sie das nicht?

Adebahr: Zu möglichen vertraulichen Gesprächen kann ich hier keine Auskunft
geben. Es ist jetzt so gewesen, dass Sie gehört haben - Herr Seibert hat es
gesagt -, dass wir im Laufe des gestrigen Tages Erkundigungen eingezogen
haben und zu dem Ergebnis gekommen sind, dass der Bundesregierung kein
solches Auslieferungsersuchen der russischen Seite vorliegt. Das ist heute
Mittag der Stand.

Zimmermann: Ich kann die Rechtsgrundlage zum Auslieferungsverkehr mit der
Russischen Föderation nachtragen: Und zwar findet der nach dem europäischen
Auslieferungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 statt. Zu Ihrer Nachfrage,
welche Stellen da konkret beteiligt sind: Auslieferungsersuchen werden
zwischen dem Bundesamt für Justiz auf der einen Seite und der
Generalstaatsanwaltschaft der Russischen Föderation auf der anderen Seite
übermittelt.

Frage: An das Wirtschaftsministerium zum Thema Kassenbonpflicht, die ab
Januar gelten soll: Herr Altmaier ist offenbar dabei, das noch einmal
infrage zu stellen. Können Sie mich da bitte noch einmal auf den aktuellen
Stand bringen?

Baron: Ja, das ist richtig, das ist ein älteres Gesetz, das sich schon aus
dem Jahre 2016 ergibt, dessen Regelungen dann in Kraft treten. Wir haben
das Thema jetzt noch einmal aufgenommen und sind dazu im Austausch mit den
anderen Ressorts, auch mit dem Finanzministerium; denn für uns sind hier
zwei Aspekte zu berücksichtigen, und zwar zum einen die Umweltaspekte -
Papierverschwendung - und zum anderen natürlich die Bürokratiekosten.
Deshalb haben wir das Thema noch einmal aufgenommen und setzen uns dafür
ein, die Bonpflicht, die in jedem Fall gelten soll, zurückzunehmen.

Zusatzfrage: Hat sich die Sachlage geändert, oder warum greifen Sie diese
Argumente jetzt auf und werden noch einmal aktiv?

Baron: Jetzt steht sozusagen das Inkrafttreten dieser Regelung bevor, und
da gab es auch noch einmal Hinweise und Kritik von den betroffenen
Akteuren. In der Tat ist das ein Thema, das für uns zum einen aus
Umweltschutzgründen und zum anderen aus Gründen der Bürokratiekosten noch
einmal auf die Agenda gekommen ist, und wir setzen uns dafür ein, uns dazu
zwischen den Ressorts noch einmal auszutauschen.

Zusatzfrage: Dann würde ich abschließend gerne das Finanzministerium
fragen. Kommen Sie dem Wirtschaftsministerium da entgegen, oder was Sie
sind die Pläne bei Ihnen?

Wogatzki: Ich kann an dieser Stelle noch nicht von irgendwelchen
Ergebnissen von Gesprächen berichten, die intern innerhalb der
Bundesregierung geführt werden. Für uns ist klar, dass die
Belegausgabepflicht ein Bestandteil der Gesetzgebung zur Kassensicherung
ist. Sie dient der kurzfristigen Kassennachschau. Eine Änderung, also ein
Absehen von der Belegausgabepflicht beziehungsweise weitere mögliche
Ausnahmeregelungen, bedürften einer Änderung der Abgabenordnung. Das ist
das, was ich hier dazu sagen kann. Das ist also im Moment, soweit ich weiß,
nicht angedacht.

Frage: Eine Frage an das Finanzministerium zum Thema
Finanztransaktionssteuer und den Vorschlägen des Ministers dazu: Es hat ja
breite Kritik an dem Vorhaben gegeben. Können Sie vielleicht noch einmal
erklären, warum man das nur auf Aktien beschränken will? Die Kritik
zumindest aus der Union bezieht sich ja darauf, dass die Ursprungsabsicht
war, dass man die Risiken im Finanzhandelssystem insgesamt bekämpfen will.
Ist jetzt schon absehbar, dass es dann auch im parlamentarischen Verfahren
Nachbesserung gibt und man die Besteuerung über Aktien hinaus auf Derivate
ausweitet?

Wogatzki: Sie nehmen Bezug auf einen Vorschlag, den Bundesfinanzminister
Scholz gestern vorgelegt hat. Das ist ein Richtlinientext zur Einführung
einer Finanztransaktionssteuer, und dieser Vorschlag wird jetzt erst einmal
die Grundlage für die Verhandlungen auf EU-Ebene darstellen.

Zusatzfrage: Auch auf EU-Ebene gab es ja Kritik. Was ist Ihr letzter Stand,
wie viele Länder würden bei einer solchen Besteuerung noch mitmachen? Sie
brauchen ja mindestens neun, wenn ich das richtig verstehe.

Wogatzki: Sie beziehen sich auf die Gruppe der Länder, die diesen Vorschlag
im Sinne der engeren Zusammenarbeit gemeinsam erarbeitet hat
beziehungsweise diskutiert. Der Vorschlag des Ministers basiert auf den
Arbeiten der zehn Länder, die das gemeinsam voranbringen wollen.

Zusatzfrage: Heißt das - nur, um das zu verstehen -, Sie gehen davon aus,
dass diese zehn Länder auch noch dabei sind?

Wogatzki: Der Vorschlag wurde gestern so vorgelegt, und wir gehen davon
aus, dass der Vorschlag nun zügig vorangebracht wird.

Frage: Wie ist denn da der weitere Zeitplan? Die Union hatte doch gesagt,
erst dann, wenn es diese Steuer gebe, könne auch die Grundrente kommen.
Können Sie einmal sagen, wie realistisch es ist, dass das rechtzeitig
klappt? Steht dieses Junktim immer noch?

Wogatzki: Der Zeitplan ist so, wie der Minister gestern gesagt hat. Wir
befinden uns auf der Zielgeraden und in der europäischen Abstimmung, und
das wird jetzt weiter vorangetrieben.

Zusatzfrage: Wann wird das Ziel erreicht werden? "Zielgerade" ist ja kein
Zeitplan.

Wogatzki: Mehr als der Minister gestern dazu gesagt hat, kann ich jetzt
nicht dazu sagen.

Zusatzfrage: Ist es weiterhin so, dass die Grundrente erst dann kommen
kann, wenn die Einnahmen aus dieser Steuer gesichert sind?

Wogatzki: Wahrscheinlich ist da das BMAS auskunftsfähig, aber dieses
Junktim wurde jedenfalls bisher hergestellt.

Vorsitzender Feldhoff: Will das BMAS noch etwas dazu sagen?

Schneider: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Vorsitzender Feldhoff: Keine weiteren Erklärungen des BMAS dazu.

Frage: Ich habe eine Frage an das Justiz- und an das
Landwirtschaftsministerium. Es geht um die Forderung der Plattform
FragDenStaat, die auch von Journalistenverbänden unterstützt wird, die vom
Bundesamt für Risikobewertung verklagt wurde, weil sie Behördendokumente
des Bundesamtes auf ihrer Plattform veröffentlicht hat. Das Bundesamt
beruft sich auf das Urheberrecht.

Dazu meine Frage an das BMEL: Wie stehen Sie zu der Klage Ihrer
nachgeordneten Behörde? Unterliegen solche Dokumente auch in Ihren Augen
dem Urheberrecht und dürfen nicht öffentlich gemacht werden?

Die Verbände wenden sich mit der Forderung an die Justizministerin, das
entsprechend gesetzlich klarzustellen. Sieht die Ministerin da einen
Handlungsbedarf?

Bürgelt: Ehrlicherweise ist mir das Thema bekannt. Das läuft ja schon seit
einigen Wochen und Monaten. Ich war nun heute nicht darauf vorbereitet und
müsste Ihnen zu Ihrer konkreten Frage einfach etwas nachliefern.

Zimmermann: Ich kann vielleicht ganz allgemein und erst einmal unabhängig
von diesem konkreten Fall sagen, dass das Urheberrecht nicht nur
Verwertungsinteressen schützt, sondern dem Rechteinhaber eben auch die
Kontrolle darüber gibt, ob und wie ein Werk veröffentlicht werden soll. Die
Entscheidung steht dem Rechteinhaber aber frei. Die Entscheidung darüber,
ob man davon Gebrauch macht oder nicht, liegt dann also tatsächlich in
erster Linie beim BMEL oder der nachgeordneten Behörde.

Es gab zuletzt verschiedene Fälle, in denen das Spannungsverhältnis
zwischen dieser Kontrolle auf der einen Seite und dem Interesse der
Öffentlichkeit an Informationen auf der anderen Seite zutage getreten ist.
Ich kann im Moment nur sagen, dass wir diese Fälle aufmerksam beobachten
und verfolgen.

Zusatzfrage: Bei dem einen Fall geht es um ein Papier zu Glyphosat, das
über das Informationsfreiheitsgesetz vom Bundesamt herausgegeben wurde. Das
heißt, wenn man über das Informationsfreiheitsgesetz Informationen
verlangt, heißt das noch lange nicht, dass man die auch veröffentlichen
darf. Verstehe ich das richtig?

Zimmermann: Na ja, Ihrer Frage lässt sich entnehmen, dass dabei nicht nur
Fragen des Urheberrechts betroffen sind, sondern eben auch die Frage,
inwieweit trotz des Bestehens eines Urheberrechts möglicherweise
Auskunftsansprüche der Öffentlichkeit bestehen könnten, etwa nach dem
Informationsfreiheitsgesetz, wofür (Husten; akustisch unverständlich).
Davon sind also, wie Sie sehen, verschiedene Fragen betroffen, und das
lässt sich nicht alleine urheberrechtlich klären.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundeslandwirtschaftsministerium. Es gibt
ja heute neue Zahlen zu Lebensmittelkontrollen von foodwatch. Angeblich
fällt jede dritte Lebensmittelkontrolle aufgrund von Personalmangel aus.
Ich würde gerne wissen, wie Sie diese Zahlen bewerten und ob die sich mit
eigenen Erkenntnissen decken, die möglicherweise in Ihrem Haus vorliegen.

Bürgelt: Ganz grundsätzlich gilt, und das hat die Bundesministerin Julia
Klöckner auch bereits Ende Oktober gegenüber den Ländern deutlich gemacht,
dass es nicht hinnehmbar ist, dass die Länder offensichtlichen
Personalmangel nicht abstellen. Denn wenn es um die Gesundheit der Menschen
geht, darf nicht gespart werden. Das hat sie, wie gesagt, auch schon im
Rahmen des Wilke-Skandals Ende Oktober gegenüber den Ländern deutlich
gemacht.

Klarzumachen ist an dieser Stelle noch einmal, dass die
Überwachungsbehörden in der Zuständigkeit der Bundesländer und allein in
der Zuständigkeit der Bundesländer liegen, worauf die Länder wiederum auch
sehr großen Wert legen. Das heißt im Umkehrschluss, dass die Bundesländer
in eigener Hoheit über die organisatorische Struktur für die Wahrnehmung
dieser Kontrollaufgaben entscheiden.

Uns ist bekannt, dass laut dem Bundesverband der Kontrolleure bundesweit
etwa 1500 Kontrolleure fehlen.

Zusatzfrage: Der Bundesrechnungshof hat in einem Bericht von 2012 im
Prinzip schon das kritisiert, was offensichtlich heute immer noch ein
Problem zu sein scheint, also gerade die von Ihnen angesprochenen
Zuständigkeitsebenen von Bund und Ländern. Die damalige Ministerin, Frau
Aigner, hatte angekündigt, dass das auf neue Füße gestellt werden werde,
aber offensichtlich scheint da ja nichts passiert zu sein. Ist das nach
sieben Jahren, in denen sich offensichtlich immer noch nichts geändert hat,
nicht ein ziemlich übler Befund?

Bürgelt: Das kann ich so nicht bestätigen. Es gibt eine Überarbeitung einer
sogenannten Allgemeinen Verwaltungsvereinfachung Rahmen-Überwachung,
abgekürzt AVV RÜb. Das ist aber eine Begrifflichkeit, die über zwei Zeilen
geht. Deswegen nenne ich sie kurz Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
Rahmen-Überwachung. Diese wird derzeit überarbeitet.

In dem Rahmen wird auch immer wieder - derzeit auch von Medien -
aufgegriffen, dass geplant sei, die Lebensmittelkontrollen zu verringern.
Dem müssen wir hier eindeutig widersprechen. Das ist falsch. Richtig ist
nämlich, dass es darum geht, zu identifizieren, welche Betriebe ein höheres
Risiko darstellen, diese eben entsprechend intensiver zu beobachten und
häufiger zu kontrollieren. Das wird also in der Regel zu einer Verdoppelung
der sonst üblichen Kontrollfrequenzen führen. In der Tat war man hier also
nicht untätig, wie es heißt.

Frage: Zu dieser Verwaltungsrichtlinie, die in Arbeit ist, hätte ich auch
eine Frage: Betrifft es dann alle Unternehmen, dass sie häufiger
kontrolliert werden, oder eben nur die, bei denen es möglicherweise
Verdachtsmomente gibt? Inwieweit wollen Sie damit sicherstellen, dass
schwarze Schafe eher entdeckt werden und Missstände abgestellt werden?

Bürgelt: Grundsätzlich ist vielleicht auch noch einmal zu sagen, dass es
ganz grundsätzlich Aufgabe der Lebensmittelunternehmen selbst ist, sichere
Produkte auf den Markt zu bringen. Darüber hinaus ist es Aufgabe der
Lebensmittelüberwachung, die Lebensmittelunternehmen grundsätzlich
risikoorientiert zu überprüfen.

Bei der Überarbeitung dieser AVV RÜb, wie sie abgekürzt heißt, geht es um
vier Hauptmerkmale, die als Kriterien herangezogen werden. Das sind die
Betriebsart, das Verhalten des Unternehmens, die Verlässlichkeit der
Eigenkontrollen und das Hygienemanagement. In Abhängigkeit von diesen vier
Kriterien sollen dann eben risikoorientiert bestimmte Betriebe, die
auffällig sind, häufiger kontrolliert werden.

Zusatz: Das heißt also, das bezieht sich nicht auf alle Unternehmen. Sie
können also nicht sagen, ob es dann insgesamt mehr Kontrollen geben wird.

Bürgelt: Wie gesagt: Die Lebensmittelüberwachung erfolgt grundsätzlich
risikoorientiert, und entsprechend soll dann bei auffälligen Unternehmen
häufiger kontrolliert werden.

Frage: Herr Fähnrich, am Montag waren hier in der Bundespressekonferenz 
U-Boot-Lieferungen an Israel ein Thema. Dabei ging es vor allem um die Frage,
ob sich in dem unterschriebenen Vertrag eine Korruptionsklärungsklausel
befindet. Da sollte etwas nachgeliefert werden. Nun hat das BMWi heute
gesagt, federführend in dieser Causa sei das Verteidigungsministerium.
Können Sie uns Auskunft geben?

Fähnrich: Was ich dazu sagen ist, ist, dass dieses Thema zum einen nicht
erstmalig am Montag besprochen wurde, sondern dass es auch schon im März
dieses Jahres oder auch im Jahr 2017 besprochen wurde. Da komme ich genau
auf das Datum. Ende Oktober wurde ja der Vertrag geschlossen, und zwar die
sogenannte Regierungsvereinbarung zwischen Deutschland und Israel. Diese
Vereinbarung betrifft den deutschen Finanzierungsbeitrag zur Beschaffung
von drei U-Booten, und zwar für die israelische Marine ab dem Jahr 2027.
Einzelheiten dieser Verträge - das wissen Sie - unterliegen einer
Vertraulichkeit. Die haben wir vereinbart, und die gilt auch noch.

Was ich bestätigen kann, ist: Es gibt entsprechende Vereinbarungen in
diesem Vertrag, die erfüllt sein müssen, um diesen Vertrag auch in Kraft
treten zu lassen, und diese sind bis jetzt noch nicht erfüllt.

Zusatzfrage: Das wäre die Nachfrage gewesen. Der Anlass am Montag war ja
gewesen, dass es neue Korruptionsvorwürfe gegen Herrn Netanjahu gab. Ich
verstehe Sie so, dass der Vertrag deutscherseits nicht realisiert werden
kann, ehe diese Vorwürfe nicht ausgeräumt sind. Ist das richtig?

Fähnrich: Zu den vermeintlichen Korruptionsvorwürfen, die im Raum stehen:
Die nehmen wir hier zur Kenntnis. Das sind auch rein interne
Angelegenheiten des Staates Israel.

Ich habe Ihnen gesagt, dass es entsprechende Bedingungen in diesem Vertrag
gibt, die auch einer entsprechenden Vertraulichkeit unterliegen.

Zusatz: Aber sie sind noch nicht erfüllt. Das haben Sie auch gesagt!

Fähnrich: Ich habe gesagt: Es sind noch nicht alle erfüllt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Es geht um die
WTO und die ausgelaufene Frist für die Besetzung des
Streitschlichtungsgremiums. Was genau sind die Folgen der Tatsache, dass
die Amerikaner weiterhin den Nominierungsprozess blockieren? Was gedenkt
die Bundesregierung zu tun, damit die WTO arbeitsfähig bleibt?

Baron: Vielen Dank! - Wir bedauern, dass dieses Gremium weiterhin vonseiten
der USA blockiert wird, denn die WTO ist für uns nach wie vor ein zentrales
und das zentrale Gremium im Welthandel und steht für regelbasierten
Welthandel und die Einhaltung dieser Bestimmung. Das Gremium ist konkret
unter anderem für Schlichtungsverfahren zuständig. Wir stehen im Austausch
mit der Europäischen Union. Wir hatten ja auch Vorschläge für eine Reform
dieses Schlichtungsverfahrens gemacht, um auch Punkte aufzugreifen, die die
USA angeregt hatten. Bislang konnte darüber mit den USA keine Verständigung
erzielt werden. Wir drängen aber weiter darauf, dass das geschieht, und
hoffen, dass eben Reformvorschläge greifen und auch umgesetzt werden
können, damit dieser Mechanismus wieder funktionieren kann und die Richter
wieder benannt und ernannt werden können. Aktuell ist es leider so, dass
dieses Gremium mit dem Abzug von Richtern leider nicht funktionsfähig ist,
und das haben wir mit großem Bedauern zur Kenntnis genommen.

Adebahr: Ich kann vielleicht noch etwas anfügen. Ich kann mich dem
anschließen. Was wir jetzt tun werden, ist zum Beispiel, uns gemeinsam mit
der EU - eben auch im Rahmen der Vorschläge, die es dort gibt - für
zeitlich befristete Übergangslösungen in einem bilateralen Rahmen
einzusetzen und einfach weiter mit Staaten zu sprechen, die ebenso wie wir
ein Interesse an einer funktionsfähigen zweiten Instanz haben und die so
wie wir die Notwendigkeit einer umfassenden WTO-Reform sehen. Wenn die WTO
blockiert ist, dann ist das ja auch eine ganz starke Schwächung dieser
wichtigen multilateralen Organisation, und deshalb wollen wir da jetzt
nicht die Hände in den Schoß legen, sondern weiterarbeiten und die 
EU-Kommission unterstützen.

Wo geht es hin? Es geht zum Beispiel in Richtung Juni 2020. Dann wird in
Kasachstan die zwölfte Ministerkonferenz der WTO stattfinden. Das ist so
eine Zielmarke oder so ein Datum, auf das wir jetzt hinarbeiten. Bis dahin
wollen wir auch mit Nachdruck weiter dafür arbeiten, dass sich eine Lösung
für dieses Schiedsgerichtsbarkeitsproblem ergibt. Die Ministerkonferenz,
die dort stattfinden wird, ist das oberste Entscheidungsgremium der WTO,
und das ist dann auch ein Ort, an dem man noch einmal über diese ganzen
Fragen zu diskutieren haben wird.

Zusatzfrage: Darf ich ganz kurz eine konkrete Nachfrage an das
Wirtschaftsministerium stellen? Die Frage ist: Betrifft das auch einen
aktuellen Streit, den es zwischen Airbus und Boeing gibt? Es sind ja
Strafen gegen Airbus verhängt worden. Die für Boeing waren danach erwartet
worden. Können die jetzt noch durch die WTO verhängt werden?

Baron: Im Fall Airbus ist die Entscheidung ja getroffen worden. Im Fall
Boeing erwarten wir noch eine Entscheidung. Das müssen wir uns jetzt
anschauen, weil der konkrete Fall ja den Appellate Body als
Berufungsinstanz betrifft, nicht die erste Instanz. Aber das müssen wir uns
noch einmal genau anschauen. Ich müsste gegebenenfalls auch noch einmal
etwas dazu nachreichen, ob diese konkreten Fälle davon betroffen sind.

Frage: Die USA wollen nun anscheinend doch die Firmen sanktionieren, die an
dem Bau der Pipeline Nord Stream 2 beteiligt sind. Wie ist die Haltung der
Bundesregierung dazu?

Baron: Ich kann dazu kurz Stellung nehmen. Wir beobachten natürlich die
Situation in den USA und die Debatten, die dort im Parlament geführt
werden.

Unsere grundsätzliche Haltung zu extraterritorialen Sanktionen ist klar:
Wir lehnen diese ab. Wir müssen jetzt aber erst einmal abwarten, welche
Beschlüsse vor Ort im Parlament konkret getroffen werden. Aktuell gibt es
zur Stunde noch keine Entscheidung darüber, aber wir verfolgen genau, wie
die Beschlussfassungen dort weitergehen.

Frage: Zum Stand der Verhandlungen beim Kohleausstieg: Es gibt Berichte,
dass geplant sei, in Ostdeutschland einige Kraftwerke schon vor 2030 zu
schließen. In Rede steht etwa das Kraftwerk Schkopau. Wie ist da der Stand
der Dinge und die Position des Wirtschaftsministeriums? Wie begründen Sie
diesen Schritt?

Baron: Nein, das kann ich so nicht bestätigen. Es müssen zwei Dinge
voneinander getrennt werden: Das eine ist das Kohleausstiegsgesetz. Das
befindet sich weiterhin in der Ressortabstimmung. Es geht dabei natürlich
darum, die Regelungen zum Steinkohleausstieg voranzubringen und wichtige
Beschlüsse der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"
umzusetzen. Diese Prozesse laufen auf Ebene der Ressorts. Wir arbeiten mit
Hochdruck an einer Finalisierung dieses Gesetzentwurfs.

Daneben stehen die Verhandlungen mit den Braunkohlebetreibern. Das ist
davon zu trennen. Diese Gespräche laufen. Es lohnt sich auch nicht, hier
über Zwischenstände zu spekulieren, sondern das sind laufende Gespräche,
die eben andauern. Wenn diese Gespräche beendet sein werden, können wir
auch entsprechend darüber informieren, aber ich bitte um Verständnis dafür,
dass, solange diese Gespräche laufen, es sich nicht lohnt, über
Zwischenstände zu spekulieren.

Mittwoch, 11. Dezember 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 11. Dezember 2019
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AGRAR/081: Landwirte brauchen endlich wieder Planungssicherheit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Dezember 2019

HOCKER: Landwirte brauchen endlich wieder Planungssicherheit



Zur wirtschaftlichen Jahresbilanz des Bauernverbandes erklärt der
landwirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Neben den ungünstigen Wetterbedingungen der letzten Jahre hat die
Politik der Großen Koalition einen entscheidenden Anteil an der
schwierigen Lage der deutschen Landwirtschaft. Daher dürfen keine
weiteren Maßnahmen wie das Agrarpaket und die Düngeverordnung
verabschiedet werden, bevor der ergebnisoffene Dialog mit den
Landwirten beendet ist. Deutsche Landwirte brauchen endlich wieder
Planungssicherheit, um ihre Betriebe für die Zukunft zu rüsten. Statt
verlässlicher Rahmenbedingungen schafft die Große Koalition hingegen
mehr Bürokratie und Auflagen. Die Landwirte sind es jedoch leid,
solche für Fachleute nicht nachvollziehbaren Anforderungen zu
erfüllen. Die deutsche Landwirtschaft darf zudem nicht gegenüber
ausländischen Konkurrenten weiter ins Hintertreffen geraten. Vielmehr
muss die Bundesregierung endlich eine eigenverantwortliche
Risikovorsorge und fairen Wettbewerb innerhalb der EU umsetzen. Dann
können Landwirte ihre Existenz auch bei Extremwetterereignissen
eigenständig sichern und sind nicht darauf angewiesen, ob die Politik
den Daumen hebt oder senkt."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1655: Green Deal muss Europa zum Innovationsmotor machen


FDP-Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

FDP-DELEGATION IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT: 

Green Deal muss Europa zum Innovationsmotor machen



Zur Rede von Kommissionspräsidentin von der Leyen zum "European Green
Deal" erklären die Freien Demokraten im Europäischen Parlament:

"Wir sehen den Green Deal als Chance, mit europäischer
Innovationskraft den Klimaschutz voranzubringen. Dafür müssen wir
Marktmechanismen wie den Emissionshandel nutzen und auf Startups und
den Mittelstand setzen. Hierfür sind die bisherigen Vorschläge leider
nicht konkret genug. Gerade nach den vollmundigen Ankündigungen der
vergangenen Wochen, was der Green Deal alles umfassen und leisten
soll, hätten wir uns heute genauere Antworten gewünscht, wie die
Kommission die gesetzten Ziele erreichen möchte. Zwar gab es die
generellen Ankündigungen eines 100 Milliarden Euro schweren
Anpassungsfonds (Just Transition Fond), eines
CO2-Grenzausgleichssystems (Carbon border adjustment mechanism) und
eines Europäischen Klimaschutzgesetzes, gerade aber deren konkrete
Ausgestaltung blieb offen.

Doch gerade diese Ausgestaltung wird entscheidend dafür sein, ob der
Green Deal mit den Bürgern oder gegen die Bürger, ob er mit der
Wirtschaft oder gegen die Wirtschaft von der Kommissionspräsidentin
gestaltet werden wird. Für uns Freie Demokraten steht fest, dass wir
die Zukunft nur gemeinsam mit allen Bürgern und unseren Unternehmen
nachhaltiger machen können. Denn Nachhaltigkeit hat eine ökologische,
eine soziale und eine finanzielle Dimension.

Wir Freie Demokraten stehen zum Ziel der Klimaneutralität bis 2050,
wollen dieses aber nicht mit Verboten oder Steuern erreichen, sondern
mit Innovationen und Anreizen. Dafür setzen wir auf
Technologieoffenheit und ein schlüssiges, realistisches
Finanzierungskonzept. Dies stärkt die Wirtschaft und schafft
Arbeitsplätze. Ein Zeitplan allein für Legislativvorschläge, ist zu
wenig. Wir Freie Demokraten wollen, dass Europa Vorreiter bei neuen
Technologien und Innovationen wird, damit der Green Deal auch
wirklich eine Wachstumsstrategie ist."

 * 

Quelle:
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RECHT/936: Paragraf 219a muss endlich komplett abgeschafft werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Dezember 2019

THOMAE: Paragraf 219a muss endlich komplett abgeschafft werden



Zum erneuten Prozess gegen die Ärztin Hänel erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Es ist unerträglich, dass Frau Hänel immer noch vor Gericht steht,
weil die Große Koalition den Paragrafen 219a stümperhaft neu geregelt
hat. Die Aufhebung des Urteils ist noch lange kein Freispruch. Der
Paragraf 219a muss nun endlich komplett abgeschafft werden. Wir
müssen Ärzten, die seriös informieren und damit nur ihrer Arbeit
nachgehen, solche Prozesse ersparen. Es ist ein Unding, Ärzte in
einer solchen Weise zu kriminalisieren und betroffenen Frauen den
Zugang zu wichtigen Informationen über Schwangerschaftsabbrüche so zu
erschweren. Nach wie vor kommt es zu Prozessen gegen Ärzte, die
lediglich sachlich informieren. Die Bundesregierung muss jetzt
endlich Rechtssicherheit schaffen. Deshalb sollte die SPD ihr
Schweigen brechen und die Abschaffung des Paragrafen 219a wieder auf
die Tagesordnung setzen."

 * 
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Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





WIRTSCHAFT/3092: Betriebe müssen von Belegausgabepflicht befreit werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Dezember 2019

DÜRR: Betriebe müssen von Belegausgabepflicht befreit werden



Zur Debatte über die Bon-Pflicht erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"SPD-Chef Walter-Borjans stellt alle Betriebe, in denen ehrlich
gearbeitet wird, unter Generalverdacht. Die Bon-Pflicht ist
bürokratisch, teuer und wird vielen kleinen Bäckereien und
Metzgereien erheblich schaden. Das Handeln der Großen Koalition ist
völlig realitätsfern: Statt in Zeiten des wirtschaftlichen Abschwungs
für spürbare Entlastungen zu sorgen, werden Betriebe in Zukunft mit
noch mehr Bürokratie und Papierwust belastet. Die FDP-Fraktion will
den vielen betroffenen Einzelhändlern Vertrauen entgegenbringen und
einen Ausweg aus dem absurden Regulierungswahn aufzeigen. Daher
schlagen wir vor: Alle Betriebe, die technische
Sicherheitsvorkehrungen treffen, müssen von der Belegausgabepflicht
befreit werden. Einen Gesetzentwurf dazu haben wir in den Bundestag
eingebracht. Union und SPD müssen nur zustimmen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4977: Armutsbericht - Gespaltene Stadt Hamburg (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2019

Armutsbericht: Gespaltene Stadt Hamburg



Hamburg ist das am stärksten von Ungleichheit geprägte Bundesland
Deutschlands. Zu diesem Ergebnis kommt der heute veröffentlichte
Armutsbericht des Paritätischen Gesamtverbandes.

"Hamburg ist eine gespaltene Stadt. Fast jede_r zehnte Hamburger_in
hat mehr als das Doppelte des mittleren Einkommens zur Verfügung.
Gleichzeitig wissen viele nicht, wie sie über die Runden kommen
sollen, denn Hamburg ist mindestens bei den Mieten und HVV-Preisen
eine der teuersten Städte", kommentiert Cansu Özdemir,
sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft.

Hamburg liegt mit einer Armutsquote von 15,3 Prozent etwa auf dem
Niveau des Bundesdurchschnitts. Bezieht man allerdings die hohen
Lebenshaltungskosten in der Stadt mit ein, sind 18,4 Prozent aller
Hamburger_innen von Armut bedroht. Damit weist Hamburg die höchste
Armutsquote aller Länder auf. Hinzu kommt, dass Hamburg mit 9,6
Prozent auch die höchste Reichtumsquote verzeichnet.

"Das Thema muss endlich Priorität auf der Agenda des rot-grünen Senats
haben", ergänzt Sabine Boeddinghaus, familienpolitische Sprecherin der
Fraktion, "wir brauchen eine behördenübergreifende
Anti-Armutsstrategie, um die soziale Spaltung der Stadt gezielt zu
bekämpfen und eine gleichberechtigte Teilhabe aller Hamburger_innen zu
erreichen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4976: Ja zu Volksinitiativen gegen Mietenwahnsinn (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2019

Ja zu Volksinitiativen gegen Mietenwahnsinn



Heute hat ein Bündnis aus verschiedenen Organisationen - darunter der
Mieterverein zu Hamburg und Mieter helfen Mietern - und
Einzelpersonen den Start zweier Volksinitiativen bekannt gegeben.
Diese richten sich gegen den Verkauf öffentlicher Grundstücke und
fordern den Bau dauerhaft preiswerter Wohnungen.

"Ein wesentlicher Kostenfaktor im Wohnungsbau ist der
Grundstückspreis. Mit dem Verkauf öffentlicher Grundstücke verliert
Hamburg nicht nur die Verfügungsgewalt, sondern trägt auch zu
steigenden Bodenpreisen bei. Deshalb kann und muss die Volksinitiative
unterstützt werden", kommentiert Heike Sudmann, wohnungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

Auch die neue Bodenpolitik des Senats stoppe nicht den Ausverkauf
öffentlicher Grundstücke. Das Erbbaurecht solle nämlich nur vermehrt,
aber nicht verpflichtend und erst nach Einzelfallprüfung angewandt
werden. Die zweite Volksinitiative könne bei der riesigen
Versorgungslücke mit preiswertem Wohnraum dazu beitragen, dass mehr
Menschen leistbare Wohnungen finden. "Der Senat kann in Hamburg
wesentlich mehr gegen den Mietenwahnsinn tun. Da er es nicht
freiwillig tut, sind die beiden Volksinitiativen die richtige
Maßnahme, um den Senat unter Druck zu setzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4975: Hamburg-Takt - Mehr ÖPNV nur mit weniger Autoverkehr und 365-Euro-Jahresticket (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Dezember 2019

Hamburg-Takt: Mehr ÖPNV nur mit weniger Autoverkehr und 365-Euro-Jahresticket!



Bürgermeister Tschentscher hat heute langfristige Pläne für den Ausbau
des ÖPNV vorgestellt. Das "Hamburg-Takt" genannte Paket soll
sicherstellen, dass innerhalb von 5 Minuten eine ÖPNV-Haltestelle
erreicht werden kann. Ein 5-Minuten-Takt für Busse und Bahnen ist
damit nicht verbunden.

"Es ist zu begrüßen, dass die SPD sich zu einem Ausbau des ÖPNV
bekennt - auch wenn die Frage bleibt, weshalb das erst jetzt drei
Monate vor der Wahl kommt. Allerdings: Die SPD lehnt es weiterhin ab,
Platz für einen reibungslosen Busverkehr oder gar die Stadtbahn zu
schaffen. Ohne einen Ausbau des noch sehr löchrigen Busspurennetzes
werden die Busse im Stau stecken bleiben", kritisiert Heike Sudmann,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Tschentscher gehe von zwei Fehlannahmen
aus. Seit Jahren sei in der Verkehrswissenschaft bekannt, dass
Autofahrer_innen verbal immer bereit sind, ihr Auto stehen zu lassen.
Real würden sie aber so lange weiterfahren, wie es keine
Einschränkungen für sie gebe. Der zweite Fehler sei die Behauptung, in
Hamburg gebe es keinen Platz für die Stadtbahn. Die Strecken des alten
Stadtbahnnetzes seien vielfach noch vorhanden, nur führen statt
Stadtbahnen jetzt Autos darauf.

Aufgrund der Kosten für den ÖPNV-Ausbau will Tschentscher nicht auf
die Fahrgeldeinnahmen verzichten, weshalb er auch gegen ein
365-Euro-Jahresticket oder eine kostenfreie Nutzung ist. "Das ist echt
absurd. Die Nutzer_innen der umweltfreundlichen Busse und Bahnen
sollen dafür zahlen, dass sie nicht Auto fahren. Gleichzeitig müssen
sie aber wie alle anderen Steuerzahler_innen auch die erheblichen
externen Folgekosten des Autoverkehrs mitfinanzieren", so Sudmann. DIE
LINKE fordert das 365-Euro-Jahresticket sofort und bis 2025 die
kostenfreie Nutzung des HVV.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3445: Menschen im Land müssen vom Bundesteilhabegesetz profitieren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Dezember 2019

Menschen im Land müssen vom Bundesteilhabegesetz profitieren



Zur heutigen abschließenden Beratung zum Gesetz zur Umsetzung des
Bundesteilhabegesetzes erklärt der sozialpolitische Sprecher der SPD-
Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Das Bundesteilhabegesetz sieht viele Verbesserungen für Menschen mit
Behinderungen vor. Die Eingliederungshilfe wird zu einem modernen,
personenzentrierten Teilhabesystem weiterentwickelt. Der oder die
einzelne Hilfebedürftige steht zukünftig mit seinen jeweiligen
Bedürfnissen im Mittelpunkt. Das Bundesteilhabegesetz ist ein
sozialpolitischer Meilenstein. Und davon sollen auch die Menschen mit
Behinderungen sowie die Leistungserbringer in Mecklenburg-Vorpommern
profitieren. Deswegen muss das Bundesteilhabegesetz auch ohne
Verzögerung kommen.

Einzig und allein ist die noch Konnexitätsfrage zwischen dem Land und
den Kommunen strittig. Das Land hat sehr nachvollziehbar einen
Konnexitätsausgleich im Gesetz formuliert. Mecklenburg-Vorpommern geht
damit noch über die Empfehlung des Bundesgesetzgebers hinaus. Die
Kommunen sind dennoch der Auffassung, dass das nicht reicht.

Dieser Streit darf aber nicht dazu führen, dass das Gesetz gestoppt
wird und am Ende Menschen mit Behinderungen das Nachsehen hätten. Wir
sind sehr für eine einvernehmliche Lösung der finanziellen Fragen
zwischen dem Land und den Kommunen. Das darf aber nicht dazu führen,
dass das Gesetz nicht rechtzeitig in Kraft tritt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3444: Anti-Nord-Stream-Gesetz ist durchschaubares Manöver (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Dezember 2019

Anti-Nord-Stream-Gesetz ist durchschaubares Manöver



Der US-Kongress hat ein Gesetz beschlossen, das Sanktionen gegen
Unternehmen ermöglicht, die sich am Bau der Gaspipeline Nord Stream 2
beteiligen. Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion
Thomas Krüger:

"Interessengeleitete US-Politiker versuchen den Eindruck zu erwecken,
Deutschland müsse vor sich selbst geschützt werden, damit russischer
Einfluss nicht zu große werde. Das ist Unsinn und soll die wahren
Motive verschleiern. Der gescheiterte Präsidentschaftsanwärter Cruz
vertritt ausschließlich das US-amerikanische Interesse, Fracking-Gas
nach Europa zu liefern. Das Flüssiggas aus fragwürdiger,
umweltbelastender Produktion würde zum Ladenhüter, wenn Nord Stream 2
wie geplant an den Start geht. Die amerikanischen Warnungen vor der
angeblich übergroßen Abhängigkeit von Russland entpuppen sich als
Popanz: Russland hat selbst zu Zeiten des Kalten Krieges seine
Gaslieferungen nie als politisches Druckmittel gegen Deutschland
genutzt, sondern sich als verlässlicher Partner gezeigt. Druck auf
diesem Gebiet kommt derzeit allein von konservativen US-Politikern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3443: Gesundheit ist keine Ware (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Dezember 2019

Gesundheit ist keine Ware



Der Asklepios-Konzern hat laut Medienberichten angekündigt, den
Versorgungsauftrag für die stationäre Pädiatrie am Krankenhausstandort
Parchim zurückzugeben. Dazu erklärt der Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Inzwischen hat sich bei vielen die Erkenntnis durchgesetzt, dass die
Privatisierung von Krankenhäusern ein Fehler war. Der Gewinnerzielung
wurden die Interessen von Belegschaften und Patienten gnadenlos
untergeordnet. Stationen werden geschlossen wenn sie nicht profitabel
sind, ohne Rücksicht auf die Versorgungslage oder die Interessen der
Menschen in der Region. Allein die Aktionäre haben über die Beiträge
der Solidargemeinschaft der Versicherten fette Renditen
erwirtschaftet. Die Arroganz der Betreiber und ihrer Anteilseigner ist
nicht mehr hinnehmbar. Deswegen ist es gut, wenn nun die
Landesregierung überlegt, ob Land und Landkreise Krankenhäuser wieder
in die öffentliche Hand zurücknehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3442: Doppelhaushalt ermöglicht Zukunft aus eigener Kraft (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 11. Dezember 2019

Doppelhaushalt ermöglicht Zukunft aus eigener Kraft



Der Landtag hat sich in einer intensiven Debatte mit dem
Doppelhaushalt für die Jahre 2020/21 beschäftigt. Dazu erklärt der
Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Mit dem neuen Haushalt beschließen wir heute erstmals einen Haushalt,
der ganz ohne Solidarpaktmittel auskommt, der trotzdem mit über Neun
Milliarden Euro so stark ist, wie noch nie und trotzdem werden wir
ohne neue Schulden auskommen.

Dieser Haushalt mit seinen Rekordinvestitionen in unsere Kinder, in
unsere Familien, in unsere Kommunen, in unsere Infrastruktur, in
unsere Sicherheit und in unser Bildungssystem ist in Zahlen gegossene
Zukunft aus eigener Kraft.

Mit diesem Haushalt setzen wir für viele Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern faktisch die größte Lohnsteigerung in der Landesgeschichte
um. Wer ein Kind in der Krippe, der Kita, der Kindertagespflege oder
dem Hort betreuen lässt, muss hierfür ab dem 1. Januar nicht mehr
bezahlen. Zehntausende Familien haben zukünftig jeden Monat hunderte
Euro mehr zur Verfügung.

Mit diesem Haushalt investieren wir auch massiv in unsere
Infrastruktur, in unsere Straßen, unsere Häfen und in unsere
Datennetze.

Wir stellen in den nächsten beiden Jahren 375 Millionen Euro für die
IT und Digitalisierung zur Verfügung.

Hinzu kommen zusätzlich die 1,3 Milliarden Euro aus Bundes- und
Landesmitteln für den Breitbandausbau. Das ist das größte
Investitionsprogramm in der Geschichte des Landes.

Wir wollen, dass es überall in Mecklenburg-Vorpommern schnelles
Internet gibt.

In jedem Ort, in jedem Dorf, an jeder Milchkanne sollen unsere
Bürgerinnen und Bürger stabile Telefonverbindungen und ein schnelles
Netz haben.

Wir stärken auch die Sicherheit in Mecklenburg-Vorpommern, für mehr
Polizei auf unseren Straßen. Wir sorgen dafür, dass unsere
Polizistinnen und Polizisten eine bessere Ausrüstung bekommen. Wir
erhöhen die Schichtzulage für die Kolleginnen und Kollegen der
Landespolizei, die Tag für Tag und Nacht für Nacht auf der Straße
sind, die bei Kälte und Hitze für unsere Bürgerinnen und Bürger da
sind.

Darüber hinaus werden wir mit dem neuen Finanzausgleichsgesetz 350
Mio. Euro zusätzlich an unsere Gemeinden, Städte und Landkreise geben.
Damit versetzen wir die Gemeinden in die Lage, eigenständig mehr zu
investieren: In die Schulen, in die Kitas, in die Feuerwehren, in die
Straßen, in die Gemeindehäuser, in die Sportstätten, in die
Infrastruktur, in die Kulturangebote. Eben in genau die Schwerpunkte,
die die Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker zusammen mit den
Bürgerinnen und Bürgern vor Ort setzen wollen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3441: Doppelhaushalt bringt mehr als 1 Milliarde Euro für Schule (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 11. Dezember 2019

Doppelhaushalt bringt mehr als 1 Milliarde Euro für Schule



Der Doppelhaushalt 20/21 für Mecklenburg-Vorpommern war heute
Gegenstand der Landtagsdebatte. Dazu erklärt der schulpolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Andreas Butzki:

"2011 lagen die Bildungsausgaben in Mecklenburg-Vorpommern noch bei
750 Mio. Euro. Ab heute überschreiten sie die Marke von 1 Milliarde
Euro jährlich. Hinzu kommen 200 Mio. Euro für das Schulpaket in den
nächsten vier Jahren. Dadurch wird es möglich, dass
Grundschullehrerinnen- und lehrer genauso viel Geld bekommen wie
Lehrkräfte in anderen Schulformen. Das steigert die Attraktivität des
Berufes. Seiteneinsteiger, die wir dringend benötigen, werden besser
auf ihren Beruf vorbereitet, auch Referendare und schon im Beruf
stehende Lehrkräfte können weiter qualifiziert werden. Berufliche
Schulen werden ebenfalls von dem Schulpaket profitieren. Diese
Maßnahmen sind gut überlegt und solide finanziert. Das kann man von
den bildungspolitischen Wolkenschlössern der Linken nicht behaupten.
Die hätten mit ihren Anträgen im Bildungsausschuss gerne weitere 150
Mio. Euro pro Jahr ausgegeben und dafür auf den Sparstrumpf des Landes
zurückgegriffen. Dass die Kosten jedoch fortlaufend, die Rücklagen
dagegen endlich sind, interessierte die Antragstelle offensichtlich
nicht. Oder sie wissen, dass das keine solide Politik ist. Vielleicht
erklärt das ja auch die Abwesenheit der Fraktionsvorsitzenden und
bildungspolitischen Sprecherin der Linken. Erst kündigt sie einen
"Bildungsaufstand" an, bleibt dann aber der wichtigsten Debatte des
Jahres fern. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5315: Kommunen erhalten 30 Millionen Euro zusätzlich für Flüchtlinge (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
11.12.2019

Kommunen erhalten 30 Millionen Euro zusätzlich für Flüchtlinge

Sippel: "Ein guter Tag für die Kommunen"



Der rheinland-pfälzische Landtag hat heute eine Änderung des
Landesfinanzausgleichgesetzes beschlossen. Der SPD-Abgeordnete Heiko
Sippel sagte hierzu im Plenum:

"Die Gesetzesänderung ist erforderlich, um die Mittelverteilung
zwischen Land und den Kommunen zum Ausgleich der Integrations- und
Asylbewerberkosten sowie für die Qualitätsverbesserung im Bereich der
Kindertagesbetreuung neu zu regeln. Unter anderem wird dafür gesorgt,
dass die Bundesmittel aus dem Gute-Kita-Gesetz vollumfänglich in den
Kita-Bereich fließen. Auch bezüglich der Mittelerstattung im Bereich
der Aufnahme, Unterbringung und Versorgung von Geflüchteten ist heute
ein guter Tag für die Kommunen in Rheinland-Pfalz: Die Landkreise und
kreisfreien Städte erhalten noch in diesem Jahr einen zusätzlichen
pauschalen Erstattungsbetrag in Höhe von 30 Millionen Euro. Die
regierungstragenden Fraktionen haben diesen Änderungsantrag nun
eingebracht; es ist sehr erfreulich, dass die Landesregierung
einvernehmlich zu der Einigung mit den Kommunen gekommen ist und somit
bis Ende des Jahres 2021 Rechtssicherheit besteht. Dieser Einmalbetrag
wird zusätzlich zu der jährlichen Integrationspauschale von jährlich
35 Millionen Euro gezahlt."

Sippel hielt heute seine letzte Rede als Landtagsabgeordneter, da er
zum 1. Januar 2020 neuer Landrat des Kreises Alzey-Worms wird. Zum
Abschied sagte er: "11 Jahre im Landtag wirken zu dürfen, war ein
großes Privileg. Es war eine Zeit, die ich nie vergessen werde. Den
Kolleginnen und Kollegen, insbesondere des Rechtsausschusses,
Ministerpräsidentin Malu Dreyer und der gesamten Landesregierung und
Landtagsverwaltung möchte ich ganz herzlich für die kollegiale
Zusammenarbeit danken. Auf mein neues Amt als Landrat freue ich mich
auch, weil ich weiß, dass die Verbindung zum Land nicht abreißen
wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5314: Landtag verabschiedet Änderungen am Bestattungsgesetz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
11.12.2019

Landtag verabschiedet Änderungen am Bestattungsgesetz

Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit wird ermöglicht



Der rheinland-pfälzische Landtag hat heute wichtige Änderungen am
Bestattungsgesetz des Landes beschlossen. Hierzu erklärt der
sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Sven Teuber:

"Das neue Gesetz ermöglicht, der Verwendung von Grabsteinen aus
Kinderarbeit einen Riegel vorzuschieben. Denn die überwiegende
Mehrheit unserer Grabsteine wird in asiatischen Steinbrüchen gewonnen,
in denen Kinderarbeit immer noch an der Tagesordnung ist. Auch vor dem
Hintergrund des gestrigen Tags der Menschenrechte und der
Bundesdebatte zu einem Lieferkettengesetz setzen wir hiermit ein
Zeichen. Kommunen und Kirchen als Träger der Friedhöfe erhalten nun
die Möglichkeit, die Verwendung von Grabsteinen aus Kinderarbeit auf
Friedhöfen zu verbieten. Durch Änderungen in den jeweiligen
Friedhofssatzungen können sie sicherstellen, dass einzig Natursteine
verwendet werden, die nachweislich ohne Kinderarbeit hergestellt
wurden. Mit diesem Schritt setzt Rheinland-Pfalz ein eindeutiges
Zeichen im Kampf gegen ausbeuterische Kinderarbeit und setzt sich für
eine Trauerkultur ohne Kinderleid ein."

Teuber sagt weiter: "Mit dem Gesetz wird die Bestattungsfrist von
sieben auf zehn Tage verlängert, womit wir als Ampel-Koalition auf
gesellschaftliche Veränderungen reagieren. Familienangehörige und
Hinterbliebene leben oftmals weit entfernt, so dass sie große
Distanzen zurückgelegen müssen, um zur Beerdigung oder Trauerfeier zu
kommen. Durch die Änderung erhalten die Betroffenen überhaupt die
Möglichkeit anzureisen und mehr Zeit, um würdevoll von den
Verstorbenen Abschied zu nehmen. Zudem wird mit der Verlängerung den
Notwendigkeiten von Pfarreien Rechnung getragen; Pfarrer stoßen oft an
ihre Belastungsgrenze, da sie sich um immer größere Gemeinden kümmern
müssen."

Teuber betont: "Zur heutigen zweiten Lesung des Gesetzentwurfs haben
die Regierungsfraktionen auch eine Änderung eingebracht, um
Bestattungen früher durchführen zu können, wenn dies aus kulturellen
oder religiösen Gründen gewünscht ist. Bisher ist eine Bestattung
innerhalb von 48 Stunden nach dem Tod nur in sehr wenigen
Ausnahmefällen erlaubt. Mit dem nun vorgesehen früher möglichen
Bestattungszeitpunkt entsprechen die Regierungsfraktionen vor allem
den Wunsch von jüdischen und muslimischen Mitbürgerinnen und
Mitbürgern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5313: Kinderrechte-Index - Rheinland-Pfalz erreicht Spitzenplatz (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 11.12.2019

Kinderrechte-Index: Rheinland-Pfalz erreicht Spitzenplatz



Auf Initiative der GRÜNEN Fraktion diskutierte das Landtagsplenum
heute den Stand der Umsetzung der Kinderrechte in Rheinland-Pfalz. Der
kürzlich veröffentlichte "Kinderrechte-Index" des Deutschen
Kinderhilfswerks, der die Realisierung der UN-Kinderrechtskonvention
abbildet, attestiert Rheinland-Pfalz eine gute Umsetzung der
Kinderrechte. Daniel Köbler, Sprecher der GRÜNEN Fraktion für
Kinderpolitik, erklärt:

"Politik muss immer auch von den Rechten, Bedarfen und Interessen der
Kinder und Jugendlichen aus gedacht werden. Die Ergebnisse des
Kinderrechte-Index zeigen, dass Rheinland-Pfalz hier bereits gute
Arbeit leistet. In drei der fünf Themenfelder - Gesundheit, Freizeit
und Bildung - sind wir sogar Spitzenreiter in Deutschland.

In puncto Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gibt es allerdings
noch viel zu tun. Kinder und Jugendliche müssen in Zukunft maßgeblich
an Entscheidungen mitwirken können. Die Ergebnisse des Deutschen
Kinderhilfswerks zeigen leider: Die meisten befragten Kinder haben
über alle Bundesländer hinweg den Eindruck, dass sie in ihrer Stadt
oder Gemeinde kaum mitbestimmen dürfen. Auch deswegen fordern wir
GRÜNEN mit Nachdruck das Absenken des Wahlalters auf 16 Jahre. Für die
Kommunal- und Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz könnte das der Landtag
mit den Stimmen der Regierungsfraktionen und der CDU jederzeit
beschließen. Wir warten weiterhin darauf, dass sich die CDU hier
endlich bewegt.

Der Kinderrechte-Index ist aber auch eine Mahnung an die
Bundesregierung. Erst wenn die Grundprinzipien der
UN-Kinderrechtskonvention in das Grundgesetz aufgenommen werden, ist
eine umfassende Umsetzung der Kinderrechte rechtlich garantiert. Der
Vorschlag der Bundesjustizministerin greift hier viel zu kurz!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5312: Ein Gesetz für mehr Frauen in der Politik? (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Demokratie-Reihe

Ein Gesetz für mehr Frauen in der Politik?



Wie schaffen wir es, dass zukünftig mehr Frauen in unseren Parlamenten
vertreten sind? Welche Rolle spielen die Rahmenbedingungen und braucht
es eine gesetzliche Regelung? Mit diesen Fragen beschäftigte sich eine
Veranstaltung des rheinland-pfälzischen Landtags im Rahmen der Reihe
"Zukunft der parlamentarischen Demokratie" am vergangenen Donnerstag.
Die ehemalige Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth und
Landtagspräsident Hendrik Hering plädierten für die Einführung eines
Paritätsgesetzes.

Der derzeitige Frauenanteil im rheinland-pfälzischen Landtag liege bei
ungefähr 33 Prozent, in den Kommunalparlamenten betrage er im Schnitt
unter 20 Prozent, erklärte Landtagspräsident Hendrik Hering beim
einführenden Interview mit SWR-Moderatorin Ulrike Nehrbass. "100 Jahre
nach Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland müssen wir leider
feststellen, dass Frauen noch immer in Parlamenten deutlich
unterrepräsentiert sind". Dabei sei die gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen am politischen Prozess eine grundlegende Voraussetzung für eine
funktionierende Demokratie.


Nicht Frauen-, sondern Gesellschaftsthema

Auch Rita Süssmuth hob in ihrem Impulsvortrag die Bedeutung des Themas
für die parlamentarische Demokratie hervor. Es gehe hier nicht um ein
"Frauenthema", sondern um ein "Gesellschaftsthema", das alle angeht,
sowohl lokal, national wie auch global. Die Historie zeige, dass
Frauen über Jahrhunderte im öffentlichen Leben unerwünscht gewesen
seien. Fortschritte wie das Wahlrecht mussten erkämpft werden. Um
heute mehr Frauen für politische Mandate und Ämter zu gewinnen,
müssten die Rahmenbedingungen angepasst werden und ein verbindlicher
paritätischer Anteil eingeführt werden. Die Erfahrung zeige, dass
durch Freiwilligkeit allein, ohne Folgen bei Verstößen, Parität nicht
erreicht worden sei. Man müsse "weg von den Trippelschritten", so Rita
Süssmuth. In zehn europäischen Staaten gebe es bereits erfolgreich ein
Paritätsgesetz.

Mit Möglichkeiten mehr Frauen für die Politik begeistern zu können
befassten sich im Vorfeld der Abendveranstaltung verschiedene
Workshops. Sie thematisierten die Fragen: "Was ist eigentlich
politisches Engagement?", "Brauchen wir ein Paritätsgesetz?",
"Frauenfeindliche Kultur im (partei-) politischen Tagesgeschäft?"
sowie "Welche Rahmenbedingungen müssen sich ändern, damit sich mehr
Frauen politisch engagieren?" Der in einem dieser Workshops
thematisierte Vorschlag, ein zeitlich befristetes Paritätsgesetz für
eine Übergangsphase einzuführen, fand bei weiten Teilen der
Diskutanten großen Anklang.


Pro und Contra Quote

Auch bei den Fachpolitikerinnen, die sich anschließend in einer
"Blitzlichtrunde" äußerten. Die SPD-Abgeordnete Katrin Rehak-Nitsche
sagte, sie habe keine Angst davor, die "Quotenfrau" zu sein. Wichtig
sei, dass sie die Möglichkeit habe, gute Arbeit zu leisten. Sie
ärgerte sich darüber, dass immer nur bei Frauen über Fragen der
Kinderbetreuung gesprochen werde. Für die CDU erläuterte Ellen Demuth,
in den Parteien müssten Frauen und Männer gleichermaßen wählbar sein.
Denn junge Frauen - das zeigten Umfragen - wollten Frauen wählen und
von ihnen repräsentiert werden. Dies sei vor allem bei den großen
Parteien noch viel zu wenig der Fall. Von einer Quote wolle sie nicht
sprechen. Sylvia Groß, Abgeordnete der AfD-Fraktion, lehnte eine Quote
entschieden ab. Es müssten alle die gleichen Chancen zur Teilhabe
besitzen und am Ende sollten Eignung und Leistung den Ausschlag geben.
Helga Lerch von der FDP sagte, Politik gehe alle an. Das von einem
Workshop-Team geäußerte Stipendium für Frauen, die sich politisch
betätigen wollten, sei ein reizvolles Konzept, worüber es sich
nachzudenken lohne. Jutta Blatzheim-Roegler, Bündnis 90/Die Grünen
erklärte, dass ihre Partei mit quotierten Listen gleiche Chancen
schaffe. Auch sie plädierte für ein Paritätsgesetz.

In der abschließenden Podiumsdiskussion diskutierten neben Rita
Süssmuth und Hendrik Hering auch Tatiana Herda Muñoz, Ortsvorsteherin
von Mainz-Hechtsheim und Sarah Bast vom Mainzer Frauenzentrum. Ein
Poetry Slam-Beitrag von Eva Schweibert mit der Zusammenfassung der
Ergebnisse beschloss den Abend.

Die Veranstaltung fand in Kooperation mit dem Frauenbündnis und dem
Landesfrauenbeirat statt.

 * 
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SOZIALES/2809: Viele Menschen nehmen die Grundsicherung im Alter nicht in Anspruch


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Viele Menschen nehmen die Grundsicherung im Alter nicht in Anspruch



Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) hat in einem
Bericht die Nichtinanspruchnahme von Leistungen der Grundsicherung im
Alter beziffert: Demnach liege der Anteil bei erschreckenden
60 Prozent beziehungsweise bei etwa 625.000 Privathaushalten. Die
Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung ist daher mehr als notwendig.

"Mehr als jeder zweite Anspruchsberechtigte auf Leistungen der
Grundsicherung im Alter nimmt diese nicht wahr. Das hat vielfältige
Gründe: Unwissenheit, geringe Ansprüche, Stigmatisierung und
Komplexität. Das betreffe vor allem Haushalte mit niedrigen
Ansprüchen, ältere Menschen und Menschen mit Wohneigentum. Ohne diesen
Verzicht auf Leistungen könnte das jeweilige Einkommen um rund
30 Prozent höher sein.

Das bestätigt unseren Ansatz, eine Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung - wie wir sie aus der Sozialhilfe
beziehungsweise der Grundsicherung kennen - einzuführen. Denn durch
die Hürde einer Prüfung, werden viele Menschen davon abgehalten, ihren
Anspruch auf Leistungen auch wahrzunehmen.

Wir gehen mit unserem sozialdemokratischen Sozialstaatspapier den
richtigen Weg: Wir wollen, dass die Leistungsberechtigten sich nicht
als Bittstellerinnen und Bittsteller verstehen, sondern den
Sozialstaat als Partner wahrnehmen. Nur so können wir einen Großteil
der Menschen wieder erreichen, die sich jetzt - so wie es der Bericht
vermuten lässt - vom Staat im Stich gelassen fühlen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2882: Wichtiges Signal für das Handwerk - Meisterpflicht wird ausgeweitet


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Wichtiges Signal für das Handwerk: Meisterpflicht wird ausgeweitet



Sören Bartol, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Sabine Poschmann, Beauftragte für Mittelstand und Handwerk:

Heute hat der Deutsche Bundestag die 4. Novelle der Handwerksordnung
beschlossen. Wir führen damit die Meisterplicht in zwölf Gewerken
wieder ein und setzen so ein wichtiges Signal für das Handwerk.

"Vor knapp einem Jahr hatte die Koalitionsarbeitsgruppe 'Meisterbrief'
ihre Arbeit aufgenommen und die Wiedereinführung der Meisterpflicht in
einigen Gewerken geprüft. In diesem Zusammenhang wurden die einzelnen
Gewerke, Gewerkschaften und Verbände in einem breiten
Beteiligungsverfahren eingebunden. Das Engagement hat sich gelohnt.
Mit der Wiedereinführung stärken wir das Handwerk.

Der Meisterbrief steht nach wie vor für Qualität und
Verbraucherschutz. Gutachten haben gezeigt, dass Meisterbetriebe
länger am Markt bestehen. Das gibt den Kunden Sicherheit. Zudem
investieren die Betriebe häufiger in Ausbildung sowie Innovationen und
sorgen so für gute Arbeitsqualität.

Aus diesen Gründen wird die Meisterpflicht unter Einhaltung der
Vorgaben des deutschen Verfassungsrechts und des Europarechts
ausgeweitet. Entscheidende Kriterien dafür sind Gefahrengeneigtheit
und Kulturgüterschutz. So kann die falsche Ausübung einer Tätigkeit
die Gesundheit Dritter gefährden. Diese Gefahr besteht beispielsweise
bei Estrichlegern oder Lichtreklameherstellern. Durch eine umfassende
und hochwertige Ausbildung wird dieses Risiko bei gefahrgeneigten
Gewerken reduziert. Beim Kulturgüterschutz geht es darum, den
Wissenstransfer in zukünftige Generationen zu sichern. Dies betrifft
Gewerke, die mit Kulturgütern arbeiten und kaum noch ausgeübt werden.
Davon betroffen sind zum Beispiel Böttcher oder Drechsler.

Für die Handwerker, die aktuell keinen Meister haben, wird es einen
Bestandsschutz geben.

Neben der Rückführung muss es allerdings weitere Reformen geben. Es
ist daher gut, dass der Bundeswirtschaftsminister, Zentralverband des
deutschen Handwerks und Deutscher Gewerkschaftsbund zugesagt haben,
den in der vergangenen Wahlperiode begonnenen Branchendialog wieder
aufzunehmen. Gemeinsames Ziel muss es sein, die Tarifbindung im
Handwerk zu stärken. Nur so bekommen wir Fachkräfte tatsächlich ins
Handwerk."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/338: Basisdemokratische Hochschulgewerkschaft lädt zum dritten Jahreskongress (unter_bau)


Alternative Hochschulgewerkschaft unter_bau - 11. Dezember 2019

Ein aufregendes Gewerkschaftsjahr 2019 - Die basisdemokratische
Hochschulgewerkschaft unter_bau lädt zum dritten Jahreskongress und blickt
zurück



Drei Jahre sind vergangen, seit sich in einem feierlichen Festakt die
basisdemokratische Hochschulgewerkschaft unter_bau gegründet hat. In dieser
Zeit hat sich einiges getan. Am kommenden Samstag, den 14.12.2019, findet
nun der dritte Jahreskongress der Gewerkschaft statt, bei dem ihre
Mitglieder und Sekretär_innen auf das vergangene Jahr zurückblicken und in
die Planungen für ein weiteres Gewerkschaftsjahr starten.

"Das vergangene Jahr stand ganz im Zeichen der inneren Stärkung der
Gewerkschaft", sagt Anna Wunderlich, Pressesprecherin von unter_bau, und
ergänzt: "Wer erfolgreich kämpfen will, braucht eine stabile Basis, eine
gewisse Routine in alltäglichen Abläufen und gut ausgebildete,
selbstbewusste Mitglieder. All das wurde im vergangenen Jahr mit großer
Ernsthaftigkeit und Geduld verfolgt".

Das Jahr begann mit einem starken und erfolgreichen Wahlkampf der
Studierenden und Hilfskräfte im unter_bau, die mit einer eigenen Liste zu
den Senatswahlen antraten und aus dem Stand 18% der Stimmen erhielten.
Wunderlich erklärt rückblickend: "Auch wenn die Studierenden und
Hilfskräfte im unter_bau den Einzug in den Senat knapp verpassten, zeigte
das Ergebnis, dass es in der Studierendenschaft ein starkes Interesse an
gewerkschaftlicher Organisation gibt". Die Gründung von Basisgruppen an
verschiedenen Orten der Universität im weiteren Verlauf des Jahres
verstärkten diesen Eindruck: "Immer wieder bekommen wir Anfragen von
kleineren Institutszusammenschlüssen, die sich mit ihren Kolleg_innen
organisieren und dafür das gewerkschaftliche Wissen von unter_bau nutzen
wollen", so Wunderlich. Neben der Stärkung der Basis im eigenen Betrieb
Goethe-Universität setzte sich unter_bau für die bundesweite Vernetzung von
Hochschulinitiativen ein. Innerhalb Hessens gelang es, gemeinsam mit der
GEW und Hilfskraftinitiativen anderer hessischer Hochschulen ein Netzwerk
aufzubauen, um gemeinsam politischen Druck ausüben zu können. International
steht unter_bau derzeit vor allem mit Gewerkschaften und sozialen
Bewegungen in Frankreich, Hongkong und Rojava in Kontakt.

Ein weiterer Schwerpunkt im vergangenen Jahr lag auf der Bildungsarbeit:
"Der Aufbau einer Gewerkschaft anderen Typs erfordert von den Mitgliedern
viel Wissen und Können im rechtlichen, theoretischen und strategischen
Bereich, aber auch was die interne Kommunikation und Arbeitsorganisation
angeht. Demokratie und Selbstverwaltung wollen gelernt sein!", erklärt
Michael Pollok, Pressesprecher von unter_bau. Neben methodischen und
technischen Workshops wurden in öffentlichen Veranstaltungen unter anderem
das Verhältnis von gewerkschaftlichen und feministischen Ansätzen,
Problematiken im deutschen Gewerkschaftsrecht und globale Vorbilder
selbstverwalteter Betriebe diskutiert und für die gewerkschaftliche Arbeit
an der Universität fruchtbar gemacht.

Zuletzt war das vergangene Jahr bei unter_bau von einem lebhaften Austausch
über gewerkschaftliche und politische Forderungen geprägt: "Die Interessen
und Forderungen von Menschen aus unterschiedlichen Statusgruppen und
Fachbereichen zusammenzubringen ist eine große Herausforderung. Aber genau
dieser Herausforderung stellt sich unter_bau als Gewerkschaft, die das
ständische System an der Hochschule überwinden will, seit dem ersten Tag",
sagt Pollok und ergänzt: "Auch hier ist die Rückkopplung an die Basis
unabdingbar". In diesem Zusammenhang startete unter_bau im vergangenen
Monat eine breit angelegte Beschäftigtenbefragung, die die Einstellungen
der Beschäftigten zu ihren Arbeitsbedingungen an der Universität, aber auch
ihre Meinungen zum vorläufigen Forderungskatalog von unter_bau erfragen
soll.

Beim Jahreskongress am kommenden Samstag dürfen die Mitglieder von
unter_bau ihre kontinuierliche und professionelle Arbeit an der Basis, das
Weiterwachsen ihrer nun dreijährigen Gewerkschaft und ihren inneren
Zusammenhalt feiern. Auf dem Programm stehen Workshops, Anträge und
Debatten zu inhaltlichen und strategischen Fragen sowie die Wahlen der
Sekretariate. Das Ganze wird von gutem Essen begleitet; auch eine
Kinderbetreuung wird angeboten. Am Abend singt in "alter" Tradition der
Rote-Stern-Chor, bevor im Anschluss die große unter_bau-Party dazu einlädt
bei guter Musik die Nacht durchzutanzen. Ein aufregendes Gewerkschaftsjahr
geht zu Ende - die Mitglieder und Unterstützer_innen von unter_bau freuen
sich auf ein kämpferisches Jahr 2020!



Das Programm zum 3. Jahreskongress von unter_bau ist unter folgendem Link
zu finden: 

www.unterbau.org/3-jahreskongress

Die Links zur Beschäftigtenbefragung finden sich hier:

www.unterbau.org/umfragen

 * 
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FORSCHUNG/1247: Pflanzenforscher untersuchen Brot-Aroma - Moderne und alte Weizensorten schmecken gleich gut (idw)


Gemeinsame Pressemitteilung der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 
und der Universität Hohenheim vom 11.12.2019

Pflanzenforscher untersuchen Brot-Aroma: Moderne und alte Weizensorten
schmecken gleich gut

Veröffentlichung in Food Research International



Moderne Weizensorten liefern grundsätzlich ähnlich aromatische Brote wie
die alten Sorten. Unterschiede bestehen zwischen einzelnen Sorten - und
den Anbaugebieten. Das fand ein Team aus deutschen und Schweizer Forschern
unter Federführung der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) und der
Universität Hohenheim in Stuttgart heraus.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verglichen Geschmack und
Geruch von Broten, die in enger Kooperation mit je einem handwerklichen
Bäcker und Müller mit Mehl aus alten und aus modernen Weizensorten
gebacken wurden. Außerdem beschreibt das Forschungsteam nun im Journal
Food Research International, wie es den Geschmack und andere
Broteigenschaften molekularbiologisch vorhersagen kann.

Weizen gehört zu den für die Ernährung der Weltbevölkerung wichtigsten
Nahrungspflanzen. In den letzten Jahrzehnten züchtete man neue Sorten, die
nicht nur deutlich ertragreicher sind als alte Sorten, sondern auch
unempfindlicher gegen Schädlinge und sich ändernde klimatische
Gegebenheiten. Darüber hinaus konnten auch die Backeigenschaften
verbessert werden.

Bei der Züchtung, aber auch beim Anbau und Handel von Weizen, stand bisher
nicht das Aroma des aus dem Weizenmehl gebackenen Brotes - sein Geruch und
Geschmack - im Vordergrund. Dies liegt unter anderem auch daran, dass es
sehr aufwändig ist, das Aroma zu erfassen. Eine umfassende Studie hat nun
das Aromapotenzial verschiedener alter (Sortenzulassung vor 2000) und
moderner Weizensorten in den Blick genommen und für die Aromavorhersage
molekularbiologische Methoden eingesetzt.

Die Studie zeigt, wie Wissenschaft entlang der Wertschöpfungskette
gelingt: Beteiligt waren neben verschiedenen Instituten der HHU und der
Universität Hohenheim auch die Zürcher Hochschule für Angewandte
Wissenschaften, das Max-Planck-Institut (MPI) für Molekulare
Pflanzenphysiologie in Golm sowie die Bäckerei Beck in Römerstein, die
Stelzenmühle in Bad Wurzach und das Kreislandwirtschaftsamt in Münsingen.

80 Brote für die Wissenschaft

Um die Aromen zu vergleichen, stellte das Forschungsteam mit den Mehlen
aus insgesamt 40 Sorten nach gleichem Rezept Teige her und backte daraus
Brote. Um festzustellen, ob mögliche Aromaunterschiede auf die Weizensorte
oder auf die Standorte, an denen der Weizen gewachsen ist, zurückzuführen
sind, wurde für jede Sorte zwei Brote gebacken: eines mit Weizen, der in
Gatersleben gewachsen ist, und eines mit Weizen aus Stuttgart-Hohenheim.

Die Teige und die Brote wurden zunächst nach äußeren Parametern verglichen
(Teigelastizität, Brotgröße). Anschließend beurteilten Testpersonen den
Geruch und den Geschmack der Brote nach einem festgelegten Schema.
Zunächst beschrieben die Tester generell, wie aromatisch - oder fade - ein
Brot schmeckt. Anschließend charakterisierten sie mit Hilfe des
sogenannten "Wäderswiler Aromarades" das Brotaroma genauer.

Aroma-Unterschiede je nach Sorte und Anbauort

"Mir wird oft gesagt, moderne Sorten würden doch fadere Brote liefern als
alte Sorten", erklärt apl. Prof. Dr. Friedrich Longin von der Universität
Hohenheim. "Das konnten wir widerlegen. Es gab sowohl bei den alten als
auch bei den modernen Sorten solche, die sehr wohlschmeckende Brote
lieferten. Es ist faszinierend, wie sich die Brote je nach Weizensorte
geschmacklich und im Geruch unterscheiden."

Der Bäckermeister Heiner Beck aus Römerstein hat alle Brote verbacken und
mitprobiert: "Ich habe schon viele Brote aus verschiedenen Weizensorten
hergestellt und getestet. Aber ich bin überrascht, wie sich die Brote aus
den verschiedenen Sorten in Form, Aroma und sogar Farbe unterscheiden."

Ein weiteres bemerkenswertes Ergebnis: Der Boden, auf dem der Weizen
wuchs, hat oft einen ähnlich großen Einfluss auf das Backergebnis und den
Brotgeschmack wie die Weizensorte. Hierin spiegeln sich die
unterschiedliche Bodenbeschaffenheit sowie Nähr- und Mineralstoffgehalte
der Standorte wider, die die Inhaltsstoffe in den Weizenkörnern
beeinflussen.

Molekularbiologische Verfahren ermöglichen Vorhersage der Brotqualität

"Ein wesentlicher Aspekt unserer Studie ist, dass wir Methoden gefunden
haben, mit denen man die Qualität des Brotes anhand einiger molekularer
Marker und des Stoffwechselprofils der Mehle vorhersagen kann", betont
Prof. Dr. Benjamin Stich vom HHU-Institut für Quantitative Genetik und
Genomik der Pflanzen. Die HHU-Forscher bestimmten gemeinsam mit dem MPI
die Stoffwechselprodukte, die sich im Mehl fanden, und führten die
statistische Analyse zur Vorhersage der Broteigenschaften durch.

Die neue Methode hat einen entscheidenden Vorteil für die
Pflanzenzüchtung: Um eine neue Weizensorte für den Markt zu züchten,
werden regelmäßig sehr große Zahlen von Pflanzen - mehrere Tausend pro
Jahr - erzeugt, die alle auf ihre Eigenschaften hin untersucht werden
müssen. "Es wäre viel zu aufwändig, aus dem Mehl all dieser Pflanzen Brote
zu backen und diese zu verkosten", so Stich. Mit dem neuen Verfahren kann
der Züchter zumindest sehr schnell solche Pflanzen erkennen, die Brote mit
besserer Qualität liefern. Solche Pflanzen kann er dann in die engere
Auswahl ziehen und im Testbacken final überprüfen.


Originalpublikation:

Friedrich Longin, Heiner Beck, Hermann Gütler, Wendelin Heilig, Michael
Kleinert, Matthias Rapp, Norman Philipp, Alexander Erban, Dominik
Brilhaus, Tabea Mettler-Altmann and Benjamin Stich,

Aroma and quality of breads baked from old and modern wheat varieties and
their prediction from genomic and flour-based metabolite profiles,

Food Research International, 9 December 2019, 108748

DOI: 10.1016/j.foodres.2019.108748

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ARMUT/279: Paritätischer Armutsbericht 2019 zeigt ein viergeteiltes Deutschland (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 12. Dezember
2019

Paritätischer Armutsbericht 2019 zeigt ein viergeteiltes Deutschland



30 Jahre nach Mauerfall ist Deutschland ein regional und sozial tief
zerklüftetes Land, so der Befund des aktuellen Armutsberichts des
Paritätischen Wohlfahrtsverbands. Trotz eines erfreulichen Rückgangs der
bundesweiten Armutsquote auf 15,5 Prozent (2018) zeichnen sich
besorgniserregende Entwicklungen und neue Problemregionen insbesondere in
Westdeutschland ab. Der Verband spricht von einer Vierteilung Deutschlands
und fordert einen Masterplan zur Armutsbeseitigung.

"Die Kluft zwischen Wohlstandsregionen auf der einen und Armutsregionen auf
der anderen Seite wächst stetig und deutlich und der Graben verläuft längst
nicht mehr nur zwischen Ost und West", so Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbandes. Bei genauerer
Betrachtung zeige sich Deutschland bei der Armut inzwischen viergeteilt.
Dem wohlhabenden Süden (Bayern und Baden-Württemberg mit einer Armutsquote
von zusammen 11,8 Prozent), stehen NRW mit einer Armutsquote von 18,1
Prozent und der Osten (17,5 %) gegenüber. Dazwischen liegen die weiteren
Regionen Westdeutschlands mit einer Armutsquote von zusammen 15,9 Prozent.
"Der Armutsbericht zeigt, dass auch der Westen Deutschlands tief gespalten
und weit entfernt ist von Einheitlichkeit oder gleichwertigen
Lebensbedingungen", so Schneider.

Der Verband untersucht in der vorliegenden Studie die Armutsentwicklung auf
Länder- und Regionalebene. In 35 von 95 Regionen ist die Armut laut Bericht
zwischen 2008 und 2018 gesunken, darunter überwiegend ostdeutsche Regionen.
In gut einem Viertel aller Regionen ist die Armut im gleichen Zeitraum um
mehr als 20 Prozent gestiegen. Insbesondere das Ruhrgebiet bleibe mit einer
Armutsquote von 21,1 Prozent bei 5,8 Millionen Einwohner*innen
Problemregion Nummer 1. Der Paritätische identifiziert darüber hinaus eine
Reihe neuer Problemregionen ("Die Abgestiegenen"), die, von guter
Ausgangslage in 2008 gestartet, inzwischen ebenfalls Armutsquoten
aufweisen, die über dem Bundesdurchschnitt liegen. Besonders schlecht
stellt sich die Entwicklung in Hessen dar: Gehörte das Bundesland vor zehn
Jahren noch zum wohlhabenden Süden, ist die Armut in Hessen seitdem um 24
Prozent gestiegen und damit so stark wie in keinem anderen Bundesland.

Der Paritätische weist schließlich auf die besondere Dynamik bei der
Entwicklung von Altersarmut und der Armut Erwerbstätiger hin: Die Armut von
Rentner*innen ist in den letzten zehn Jahren um 33 Prozent und damit so
stark wie bei keiner anderen Gruppe angestiegen. Von den erwachsenen Armen
seien 29 Prozent in Rente und 32 Prozent erwerbstätig. Jedes fünfte Kind
lebt in Armut.

Der Verband fordert in seinem Bericht einen dezidierten Masterplan zur
Armutsvermeidung, der die Politikfelder Arbeit, Wohnen, Alterssicherung,
Pflege, Gesundheit, Familie, Bildung und Teilhabe umfasst. Neben einem
armutsfesten Mindestlohn und einer deutlichen Erhöhung der Regelsätze in
Hartz IV seien insbesondere Reformen der Altersgrundsicherung und die
Einführung einer Kindergrundsicherung erforderlich, um Armut wirksam
vorzubeugen. Voraussetzung zur Realisierung sei dabei ein mutiges Umsteuern
in der Steuerpolitik.

Den Bericht, Infografiken und eine detaillierte Suchfunktion nach
Postleitzahlen finden Sie unter: 

www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/armutsbericht/

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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WOHNEN/169: Kampagne #einfachwohnen unterstützt Anliegen der Volksinitiativen der Mietervereine (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Kampagne #einfachwohnen: 

Zwei Volksinitiativen, die Menschen in Wohnungsnot helfen werden



Die Hamburger Mietervereine haben heute zwei Volksinitiativen unter dem
Titel "Keine Profite mit Boden und Miete" vorgestellt. Die
Kampagne #einfachwohnen unterstützt das Anliegen der Volksinitiativen.

"Städtischer Boden sollte nicht mehr verkauft, sondern für sozialen
Wohnungsbau bereitgestellt werden", sagt Landespastor und
Kampagnen-Sprecher Dirk Ahrens. Aktuell warten in Hamburg rund 12.000
Haushalte trotz Dringlichkeitsschein vergeblich auf eine Wohnung. Mit den
beiden jetzt gestarteten Volksinitiativen wollen die Mietervereine
erreichen, dass in Hamburg mehr Wohnungen für bedürftige Menschen gebaut
werden. "Wir kennen soziale Investoren, die sofort für Menschen in
Wohnungsnot bauen können", sagt Ahrens. "Wir verstehen nicht, warum die
Stadt dieses Angebot nicht längst schon aufgreift."

Über den Weg der Direktvergabe könnte die Stadt jetzt schon sicherstellen,
dass auf städtischem Boden gezielt Wohnungen für Menschen in Not entstehen.
Unterstützer der Kampagne #einfachwohnen wie die Behrens-Stiftung oder auch
Schlüsselbund eG erhalten aber bislang viel zu selten solche Flächen. Dabei
könnten sie ohne Probleme innerhalb kürzester Zeit gemeinsam mehr als 50
Wohnungen für vordringlich Wohnungsuchende bauen. Ein Erfolg der
Volksinitiativen dürfte daher auch Menschen in Wohnungsnot helfen, denn für
sie werden seit Jahren viel zu wenige Wohnungen gebaut.


Hintergrund:

Ende August starteten Diakonie, Caritas, Mieter helfen Mietern e.V. und
STATTBAU im "Hamburger Bündnis für eine neue soziale Wohnungspolitik"
gemeinsam die Kampagne #einfachwohnen. Bis zur Bürgerschaftswahl wird das
Bündnis mit Aktionen und Veranstaltungen auf die dramatische Situation der
Wohnungsnotfälle aufmerksam machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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WOHNEN/168: Bundesweite Statistik ist eine gute Grundlage, um Wohnungslosigkeit besser zu bekämpfen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Bundesweite Statistik ist eine gute Grundlage, um Wohnungslosigkeit
besser zu bekämpfen



Berlin - Der Deutsche Caritasverband (DCV) und seine Katholische
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (KAG W) begrüßen ausdrücklich
die Pläne der Bundesregierung, eine regelmäßige
Wohnungslosenberichterstattung in Deutschland einzuführen.

"Wohnungslosigkeit ist eine extreme Form sozialer Ausgrenzung. Der Verlust
einer Wohnung geht meist einher mit sozialer Isolation, Stigmatisierung,
häufig auch mit Gewalt im öffentlichen Raum, und viele wohnungslose
Menschen haben keinen Zugang zu medizinischer Versorgung", sagt 
Caritas-Präsident Peter Neher. "Wir begrüßen, dass die Bundesregierung dieses Thema
auf die Agenda setzt und mit einer bundesweiten Statistik endlich die
Grundlagen für eine zielgerichtete und effizientere Bekämpfung von
Wohnungslosigkeit schafft".

Der Bundestag berät am Freitag, den 13. Dezember den entsprechenden
Gesetzentwurf in erster Lesung. Gezählt werden laut Gesetzentwurf zunächst
nur wohnungslose Menschen, denen von den Kommunen oder der Freien Wohlfahrt
Räume oder Übernachtungsgelegenheiten zur Verfügung gestellt werden.
Erfasst werden soll auch, wie die Menschen untergebracht werden und welche
Strukturen regional vorhanden sind.

"Es ist überfällig , dass der Bund endlich Zahlen erhebt, um konkret
feststellen zu können wie viele Menschen in einzelnen Regionen von
Wohnungslosigkeit betroffen sind, wie alt sie sind, welchen Familienstand
sie haben und wo und wie sie untergebracht sind. Das ist ein wichtiger
Schritt für eine gute Sozialplanung. Gerade in Städten wie Berlin haben
einmal wohnungslos gewordene Personen kaum eine Chance auf dem
Wohnungsmarkt", betont Ulrike Kostka, Vorsitzende der KAG W und Direktorin
des Caritasverbandes für das Erzbistum Berlin. Nicht erfasst werden im
Moment Menschen, die auf der Straße leben oder bei Familie, Freunden und
Bekannten notfallmäßig untergekommen sind. Der DCV und seine KAG W erhoffen
sich langfristig eine komplette Erfassung aller wohnungslosen Personen.
Berlin führt in diesem Bereich im Januar 2020 eine erste Erfassung
Obdachloser auf der Straße durch.

Der Deutsche Caritasverband und seine KAG W fordern weitere
Forschungsanstrengungen, um perspektivisch ein umfassendes Bild von
Wohnungslosigkeit in Deutschland zu erhalten.


Mehr zum Thema: 

https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/11-18-2019-gesetz-zur-einfuehrung-einer-wohnungslosenberichterstattung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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AGRAR/1866: Landwirtschaftliche Unternehmensergebnisse 2018/19 (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Landwirtschaftliche Unternehmensergebnisse 2018/19

Rukwied: Wirtschaftliche Lage deutlich verschlechtert



Die deutsche Landwirtschaft verzeichnet für das zurückliegende
Wirtschaftsjahr 2018/19 schwache Ergebnisse. "Gestiegener Kostendruck,
die Folgen der Dürrejahre und niedrige Erzeugerpreise haben die
Unternehmensergebnisse im vergangenen Wirtschaftsjahr deutlich
verschlechtert. Das drückt sich auch in den zukünftigen Investitionen
unserer Betriebe aus. Nur 30 Prozent der Betriebe planen in den
nächsten Monaten zu investieren", sagt der Präsident des Deutschen
Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied.

Nach einer Erholung in den Wirtschaftsjahren 2016/17 und 2017/18 hat
sich die wirtschaftliche Situation der deutschen Landwirtschaft im
Wirtschaftsjahr 2018/19 wieder erheblich verschlechtert. Im
Durchschnitt der Haupterwerbsbetriebe lag das Unternehmensergebnis mit
54.900 Euro um fast ein Fünftel (18 Prozent) unter dem
Vorjahresergebnis von 67.200 Euro. Das entspricht 38.400 Euro je nicht
entlohnter Familien-Arbeitskraft.

Besonders groß waren die Einbußen bei den Milchvieh- und
Rindermastbetrieben, aber auch in den Veredlungsbetrieben. Bei den auf
Milchviehhaltung spezialisierten Betrieben sank das
Unternehmensergebnis je Familienarbeitskraft um 29 Prozent auf 44.000
Euro. Für die Ackerbaubetriebe errechnet sich gegenüber dem niedrigen
Vorjahreswert ein Plus von 10 Prozent bei sehr großen regionalen
Unterschieden. Je Familienarbeitskraft wurden 40.700 Euro erzielt. In
den von der Dürre 2018 besonders betroffenen ostdeutschen
Ackerbaubetrieben verschlechterten sich die Unternehmensergebnisse
trotz der von Bund und Ländern gewährten Dürrehilfen um 17 Prozent.

In der Schweinehaltung gingen die Ergebnisse nochmals deutlich zurück,
vor allem wegen schwacher Erzeugerpreise in der ersten Hälfte des
Wirtschaftsjahres und höherer Futtermittelaufwendungen. Das Ergebnis
je Familien-AK betrug 36.300 Euro, gegenüber dem Vorjahr minus 19
Prozent. Bei den Weinbaubetrieben waren die Unternehmensergebnisse mit
42.100 Euro/FAK stabil - gegenüber Vorjahr plus 1 Prozent.

Die Investitionstätigkeit der Betriebe war auch im Wirtschaftsjahr
2018/19 eher verhalten. Trotz wirtschaftlicher Schwächung blieben die
Bruttoinvestitionen der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe im
Wirtschaftsjahr 2018/19 mit 54.800 Euro in etwa auf dem
Vorjahresniveau (+ 1 Prozent). Während die Maschineninvestitionen
deutlich zunahmen, waren die Gebäudeinvestitionen rückläufig.
Offensichtlich führten Unsicherheiten über rechtliche
Rahmenbedingungen zur Investitionszurückhaltung bei der Errichtung von
neuen Wirtschaftsgebäuden und Ställen.

Für das laufende Wirtschaftsjahr 2019/20 ist mit Ausnahme der
Schweinehaltung nicht mit einer wesentlichen Verbesserung der
Unternehmensergebnisse zu rechnen. Jedoch birgt die näherkommende
Afrikanische Schweinepest (ASP) erhebliche Unsicherheiten für die
Veredlungsbetriebe. Grundlage der Berechnung sind 11.500
Buchführungsabschlüsse von landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben
mit durchschnittlich 94 Hektar.

Der aktuelle Situationsbericht ist online abrufbar unter:

www.situationsbericht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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GEWERKSCHAFT/1903: Beschäftigte von Kaufhof, Karstadt Sports und Karstadt Feinkost streiken (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. Dezember 2019

Beschäftigte von Kaufhof, Karstadt Sports und Karstadt Feinkost
streiken



Berlin - Die Beschäftigten von Kaufhof werden heute (12. Dezember 2019)
bundesweit in 68 Filialen die Arbeit niederlegen. Gestreikt wird auch
in 16 Filialen von Karstadt Sports sowie rund 8 Filialen von Karstadt
Feinkost. Mit den Arbeitsniederlegungen wird der Druck erhöht, um in
den anstehenden Tarifverhandlungen (am 12. und 13. Dezember 2019)
endlich zu einer Lösung zu kommen.

"Die Beschäftigten bei Kaufhof, aber auch Karstadt, sind sauer. Sie
verlangen, dass es endlich eine sichere tarifvertragliche Lösung für
die Zukunft des Warenhauses und ihre Arbeitsplätze gibt und dass die
kräftezehrende Hängepartie ein Ende hat", sagte Orhan Akman,
Verhandlungsführer der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di).

Mit den Streiks unterstreichen die Beschäftigten ihre Forderungen
nach einer verbindlichen Rückkehr in die Flächentarifverträge und
nach Sicherheit ihrer Arbeitsplätze. "Die Beschäftigten verlangen
eine verbindliche Rückkehr in den Flächentarifvertrag des
Einzelhandels. Einschnitte bei den monatlichen Entgelten lehnen sie
entschieden ab. Die Beschäftigten wollen zudem an der
Weiterentwicklung des Zukunftskonzepts Warenhaus beteiligt werden.
Und der Eigentümer muss Geld in die Hand nehmen, um in das Warenhaus
zu investieren", erklärte Akman. Wenn das Unternehmen von
Beschäftigten Verzicht einfordere, müssten leitende Angestellte und
das Management auch einen Beitrag zur Sanierung leisten. "Jetzt
müssen Management und Eigentümer liefern", so Akman.

Die Tarifverhandlungen am 12. und 13. Dezember werden für Kaufhof und
Karstadt Warenhaus sowie Karstadt Sports und Feinkost geführt. ver.di
fordert eine tarifvertragliche Lösung für alle vier
Unternehmenssparten mit verbindlicher Rückkehr in die
Flächentarifverträge des Einzelhandels.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.12.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MARKT/1594: Wer nutzt Amazon Prime in deutschen Großstädten? (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 11.12.2019

Wer nutzt Amazon Prime in deutschen Großstädten?

Repräsentative Onlinebefragung der Frankfurt UAS gibt Aufschluss über
Konsum von Amazon und Amazon Prime in deutschen Großstädten



Das Research Lab for Urban Transport (ReLUT) der Frankfurt University of
Applied Sciences (Frankfurt UAS) befragte im September 2019 in einer
repräsentativen Online-Umfrage 2.017 volljährige Bewohner/-innen deutscher
Großstädte dazu, ob sie bereits einmal bei Amazon Waren online bestellt
haben: 89,3% der Befragten sind bereits Amazon-Kunden; 39,8% nutzen Amazon
Prime. Amazon Prime wird häufiger in innerstädtischen Wohnlagen genutzt
(44%), in Wohngebieten außerhalb der Innenstadt nur zu 37%. Dies sei
angesichts der besseren Einkaufsmöglichen in City-Lagen bemerkenswert,
lasse sich jedoch durch die jüngere Bevölkerungsstruktur in den
Innenstädten erklären.

Die Nutzung von Amazon Prime nimmt mit zunehmendem Alter ab: Von 58% bei
18-29-Jährigen auf 24% bei über 60-Jährigen. Bei den unter 40-jährigen
Menschen in Großstädten nutzt schon mehr als jeder Zweite Prime. Zudem
nimmt die Nutzung mit zunehmenden Einkommen zu: Von 36% in der
Einkommensklasse unter 1.300 Euro monatlichem Nettohaushaltseinkommen bis
51% in der Einkommensklasse über 10.000 Euro.

Sendungen lassen sich grob in fünf Warengruppen-Cluster des
Bundesverbandes E-Commerce und Versandhandel Deutschland e.V. (bevh)
aufteilen: Unterhaltung, Bekleidung und Schuhe, Einrichtung, täglicher
Bedarf sowie Freizeit. Mit zunehmender Anzahl an Warengruppen, in denen
die Befragten online bestellen, nimmt die Prime-Nutzung zu. Wird nur in
einer Warengruppe bestellt, sind es 30%. Wird in fünf Warengruppen
bestellt, sind es 60% Prime-Kunden.

Prime-Nutzer/-innen bestellen darüber hinaus deutlich mehr online:
Prime-Kunden bestellen vier Warensendungen pro Monat mit einem Gesamtwert
von ca. 190 Euro. Amazon-Kunden ohne Prime-Nutzung bestellen monatlich zwei
Warensendungen mit einem Gesamtwert von fast 100 Euro.
Onlinebesteller/-innen, welche keine Amazon-Kunden sind, bestellen im
Mittel monatlich eine Warensendung online. Dies entspricht einem
durchschnittlichen Wert von ca. 50 Euro.

Befragt wurden Panelteilnehmer/-innen eines deutschen
Marktforschungsunternehmens. Die Umfrage ist repräsentativ in Bezug auf
die Bevölkerung in deutschen Großstädten.

Die Befragung ist Teil des Forschungsprojektes DeinDepot des ReLUT, das
vom Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen
gefördert wird. Ziel des Projektes ist die Erstellung einer umfassenden
Potenzialanalyse zur Umsetzung eines zentralen Depots mit einer
umweltfreundlichen und gebündelten Auslieferung von Paketen auf der
letzten Meile. Dabei stehen planerische, wirtschaftliche, aber auch
rechtliche Faktoren im Vordergrund. Die interdisziplinäre Potenzialanalyse
wird so aufgearbeitet, dass deren praktische Anwendung räumlich
übertragbar ist. Des Weiteren soll, in einem geplanten Anschlussprojekt,
die Umsetzung des Vorhabens anhand eines Beispielquartiers realisiert
werden.

Prof. Dr. Tobias Hagen, Professor für Volkswirtschaftslehre und
Quantitative Methoden an der Frankfurt UAS und Teil des ReLUT-Direktoriums
ordnet die Relevanz der Ergebnisse der Befragung für das Forschungsprojekt
folgendermaßen ein: "Für eine erfolgreiche Umsetzung eines
Mikrodepot-Konzeptes wie DeinDepot muss man die Amazon Kunden gewinnen".
"Prime-Kunden sind gewohnt, durch die Zahlung eines Pauschalbetrags bereits
die meisten Versandkosten abgegolten zu haben. Ob diese Personen bereit
sind, zusätzlichen Versandkosten für eine ökologischere letzte Meile zu
tragen, muss noch erforscht werden", ergänzt Dr. Sabine Scheel-Kopeinig,
wissenschaftliche Mitarbeiterin des ReLUT.


Weitere Informationen zum Research Lab for Urban Transport (ReLUT)
unter:

www.frankfurt-university.de/relut

Mehr zum Forschungsprojekt DeinDepot und zur Amazon-Erhebung:

https://www.frankfurt-university.de/de/hochschule/fachbereich-1-architektur-bauingenieurwesen-geomatik/forschungsinstitut-ffin/fachgruppen-des-ffin/fachgruppe-neue-mobilitat/relut-research-lab-for-urban-transport/forschungsprojekte-relut/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 11.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/1593: Maßnahmen gegen massenhafte Rücksendungen im Onlinehandel (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 11.12.2019

Maßnahmen gegen massenhafte Rücksendungen im Onlinehandel



Bamberger Ökonomen schlagen unter anderem eine intensive
Auseinandersetzung mit einer gesetzlich vorgeschriebenen Rücksendegebühr
vor.

Ein Kleidungsstück passt nicht, das Weihnachtsgeschenk hat dem Beschenkten
nicht gefallen: Es gibt viele Gründe, warum online bestellte Artikel an
Händler zurückgeschickt werden. Dass die Deutschen im Jahr 2018
schätzungsweise 490 Millionen Artikel im Onlinehandel retournierten, legte
die Forschungsgruppe Retourenmanagement der Universität Bamberg schon im
Frühjahr 2019 offen. Wegen des großen öffentlichen Interesses haben die
Wissenschaftler unter Leitung von Dr. Björn Asdecker, wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre, insbesondere
Produktion und Logistik, eine Folgestudie durchgeführt. Die Ergebnisse
weisen darauf hin, dass man die hohe Anzahl an Rücksendungen durch neue
Maßnahmen verringern könnte: "Ein großes Potenzial sehen die befragten
Teilnehmer künftig in einer funktionierenden Online-Größenberatung und
einheitlicheren Größenangaben der Hersteller", sagt Asdecker. "Darüber
hinaus legen die Studienergebnisse nahe, dass auch eine niedrige
gesetzlich verankerte Rücksendegebühr ein Instrument sein könnte, um die
Rücksendungen und deren Negativwirkungen in den Griff zu bekommen. Für
eine ganzheitliche Beurteilung einer solchen Maßnahme ist es noch zu früh,
aber aus unserer Sicht lohnt es sich, darüber nachzudenken."

Im August und September 2019 hat die Forschungsgruppe 139 deutsche Händler
befragt, die ihre Produkte über das Internet verkaufen. "Die Ergebnisse
zeigen, dass viele Versandhändler große Anstrengungen unternehmen, um die
artikelbezogenen Retourenquoten abzusenken", erklärt Asdecker. Trotzdem
habe sich das Kundenverhalten nicht merklich verändert. Weitestgehend
ausgeschöpft sei das Potenzial der klassischen vorbeugenden Maßnahmen, zum
Beispiel bessere Artikelbeschreibungen, Abbildungen und Rezensionen. Jetzt
seien neue Maßnahmen nötig.

Online-Größenberatung und verbindliche Größenangaben für Kleidung

Speziell die befragten Fashion-Händler versprechen sich viel von einer
funktionierenden Online-Größenberatung. Diese Einschätzung teilt Asdecker:
"Datenanalyse, Künstliche Intelligenz und bereits vorhandene
Alltagstechnologien wie Handykameras zur Körpervermessung ermöglichen
künftig signifikante Einsparpotenziale - sofern die Händler und Kunden die
Technologien auch einsetzen." Außerdem sei die Angabe der Kleidergröße
momentan wenig aussagekräftig, was zu erhöhten Retouren führe. "Hersteller
sollten verbindliche, genormte Größenangaben verwenden", so Asdecker. "Das
erfordert eine übergeordnete, gegebenenfalls politisch geführte
Koordinationsanstrengung, beispielsweise im Rahmen eines Siegels wie dem
'grünen Knopf'." Beide Maßnahmen würden die Rücksendungen von Kleidung
deutlich reduzieren: Die Forschungsgruppe schätzt, dass auf diese Weise
bis zu 25 Prozent der Retouren am Gesamtmarkt eingespart werden könnten,
etwa 120 Millionen Artikel.

Gesetzlich verankerte Rücksendegebühr

Als weitere Maßnahme könnte eine gesetzlich verankerte Rücksendegebühr
dienen. Die Befragten schätzen, dass durch eine Gebühr in Höhe von 2,95
pro Sendung etwa 16 Prozent aller Retouren vermieden werden könnten, das
betrifft rund 80 Millionen Artikel. "Die Mehrheit der kleinen und
mittelgroßen Händler würde gerne eine Rücksendegebühr erheben. Das lässt
allerdings der starke Wettbewerb nicht zu", sagt Asdecker. "Große Händler
verzichten aus strategischen Gründen bewusst auf eine Gebühr, um
Wettbewerbsvorteile aufzubauen. Für diese Unternehmen lohnt sich die
kostenlose Rücksendung." Durch eine gesetzliche Verpflichtung würden die
gleichen Spielregeln für alle gelten. Die erwarteten Umsatzrückgänge der
Händler fallen in einem solchen Szenario deutlich geringer und damit
verträglicher aus.

"Die Daten dieser Untersuchung liefern starke Hinweise, dass bereits
geringe Rücksendegebühren dazu beitragen können, die Anzahl der Retouren
merklich zu reduzieren", fasst Asdecker zusammen. Gebühren für
Rücksendungen würden außerdem niedrigere Produktpreise ermöglichen, denn
momentan seien die Kosten der Retouren im Preis einkalkuliert. Laut
Asdecker finanzieren im Modell der "kostenlosen Retoure"
Wenig-Retournierer das Verhalten von Viel-Retournierern über höhere Preise
mit: "Eine Rücksendegebühr etabliert demgegenüber das Verursacherprinzip,
was grundsätzlich gerechter ist." Basierend auf diesen Erkenntnissen möchte
die Forschungsgruppe Retourenmanagement als nächstes untersuchen, wie
Rücksendegebühren gestaltet sein könnten, damit Verbraucher sie
akzeptieren.


Weitere Informationen unter:

www.uni-bamberg.de/pul/forschung/forschungsgruppe-retourenmanagement

www.retourenforschung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 11.12.2019
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SOZIALRECHT/083: Umfahrung des Staus - Unfallversicherungsschutz kann entfallen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. Dezember 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Sozialrecht

Umfahrung des Staus: Unfallversicherungsschutz kann entfallen



Osnabrück/Berlin (DAV). Auch auf dem unmittelbaren Weg von und zu der
Arbeitsstelle kann man einen Arbeitsunfall - einen so genannten
Wegeunfall - haben. Voraussetzung ist, dass man sich auf dem direkten
Weg befindet. Umfährt man einen Stau weiträumiger als notwendig,
entfällt dieser Schutz. Darüber informiert die Arbeitsgemeinschaft
Sozialrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) und verweist auf eine
Entscheidung des Sozialgerichts Osnabrück vom 1. August 2019
(AZ: S 19 U 251/17).

Der Auszubildende fuhr mit seinem Motorrad von seiner
Ausbildungsstätte nach Hause. Einen Stau auf der Autobahn umfuhr er
weiträumig. Auf der Fahrt hatte er einen Unfall, weil ihm ein Auto die
Vorfahrt nahm. Er verletzte sich an beiden Füßen und am Handgelenk.
Der Unfallort lag bereits 1,4 Kilometer vom direkten und üblichen Weg
nach Hause entfernt. Die Berufsgenossenschaft lehnte eine Anerkennung
als Arbeitsunfall ab. Der Mann sei nicht auf dem direkten Weg
unterwegs gewesen. Auch sei nicht nachvollziehbar, warum er den Weg
verkehrsbedingt gewählt habe.

Vor Gericht gab der Mann noch an, dass er nicht den üblichen Umweg
gefahren sei, da sich auch dort ein erheblicher Rückstau gebildet
hätte. Daher sei er einen großen Bogen gefahren, um nach Hause zu
kommen.

Die Klage des Manns auf Anerkennung als Wegeunfall scheiterte. Es
liege kein direkter Weg vor. Zwar könne man einen Stau umfahren,
jedoch nicht mit einem so großen Umweg. Wäre er auf diesem Umweg
weitergefahren, hätte er eine Strecke zurückgelegt, die mehr als
achtmal so lang gewesen wäre wie der normale restliche Heimweg. Für
diesen längeren Weg bestehe kein Schutz der Wegeunfallversicherung.

Will man einen Stau umfahren, sollte man also die übliche Umleitung
nutzen, raten die DAV-Sozialrechtsanwälte.

Information: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung SozR 09/19 vom 11. Dezember 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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STELLUNGNAHME/088: Das "Zweite Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit infomationstechnischer Systeme" (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 10/2019

Demokratie in digitalen Zeiten

Wird der Bürger zum Risiko?

Das "Zweite Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit informationstechnischer
Systeme"

von Aleksandra Sowa



Beteiligungsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft beim Thema
IT-Sicherheit würden heute massiv davon abhängen, ob Gesetze im
Internet "durchgeleakt" werden, bemerkte Sven Herpig von der Stiftung
Neue Verantwortung in der öffentlichen Anhörung des
Bundestagsausschusses für Inneres und Heimat zum Thema
"IT-Sicherheit". Seine Kritik bezog sich u. a. auf den kurz vor der
Anhörung auf einer Onlineplattform veröffentlichten Entwurf des
IT-Sicherheitsgesetzes 2.0 (ITSiG 2.0) vom 27. März 2019 - wäre es
nämlich nach dem Wunsch des für das Gesetz zuständigen
Bundesinnenministeriums gegangen, wäre das ITSiG 2.0 erst nach der
Verabschiedung durch das Kabinett der Öffentlichkeit bekannt gegeben
worden.

Dabei ist das Gesetz nicht nur für die Wirtschaft und Politik, sondern
ja gerade für die Zivilgesellschaft von gravierender Bedeutung. Es
handelt von nichts Geringerem als von dem Schutz kritischer
Infrastrukturen (KRITIS) - also Infrastrukturen, die für die
Versorgung der Bevölkerung essenziell sind und deswegen besonderen
Auflagen bezüglich der Sicherheit und des Schutzes relevanter
KRITIS-Anlagen unterliegen. So lauten die Ziele des Gesetzes zur
Erhöhung der Sicherheit informationstechnischer Systeme
(IT-Sicherheitsgesetz, ITSiG): Verbesserung der Sicherheit von
Unternehmen, verstärkter Schutz der Bürgerinnen und Bürger im Internet
und Stärkung des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik
(BSI) sowie des Bundeskriminalamtes (BKA). Das ITSiG in seiner
ursprünglichen Fassung vom Juni 2018 wurde oft als das Gesetz
bezeichnet, das nicht gehalten hat, was der Name versprach:
Verbesserung der IT-Sicherheitslage in Deutschland bzw. Erhöhung der
IT-Sicherheit waren seine mittelbaren Ziele, während es unmittelbar um
kritische Infrastrukturen ging.

Kritische Infrastrukturen im Sinne des BSIG (aktuelle Fassung) sind
"Einrichtungen, Anlagen oder Teile davon, die 1. den Sektoren Energie,
Informationstechnik und Telekommunikation, Transport und Verkehr,
Gesundheit, Wasser, Ernährung sowie Finanz- und Versicherungswesen
angehören und 2. von hoher Bedeutung für das Funktionieren des
Gemeinwesens sind, weil durch ihren Ausfall oder ihre Beeinträchtigung
erhebliche Versorgungsengpässe oder Gefährdungen für die öffentliche
Sicherheit eintreten würden."

Die genannten sieben der insgesamt neun KRITIS-Sektoren (wobei Staat
und Verwaltung sowie Medien und Kultur nicht relevant sind) fallen
unter die KRITIS-Regelung. Unternehmen, die sich gemäß der BSI-KritisV
(Verordnung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem
BSI-Gesetz) als Betreiber kritischer Infrastrukturen
(KRITIS-Betreiber) identifiziert haben, sind dazu verpflichtet,
angemessene technische und organisatorische Vorkehrungen nach dem
Stand der Technik zur Vermeidung von Störungen der Schutzziele der
IT-Sicherheit zu treffen. Dies umfasst, dass Vorschläge für
branchenspezifische Sicherheitsstandards dem BSI unterbreitet werden
können, dass Nachweise über die Erfüllung der Anforderungen durch
Sicherheitsaudits, Prüfungen, Zertifizierungen etc. von
KRITIS-Betreibern erbracht werden sollten (das umfasst insbesondere
die Befugnis des BSI, von den Anbietern Sicherheitskonzepte
anzufordern, zu prüfen und die Beseitigung festgestellter Mängel zu
verlangen) sowie die Einführung der Meldepflichten.

Welche Einrichtungen, Anlagen oder Teile davon als KRITIS im Sinne des
ITSiG bzw. BSIG gelten, wird vom Bundesministerium des Innern durch
BSI-KritisV bestimmt. Die Methode zur Identifizierung kritischer
Infrastrukturen (MIKI) umfasst qualitative und quantitative Kriterien.
Der Schwellenwert liegt bei 500.000 (betroffenen) Personen. Konkrete
Schwellenwerte für die Betreiber der von ITSiG gemeinten Anlagen, also
welche Unternehmen von den besonderen Pflichten sowie Meldepflichten
betroffen sind und welche nicht, sowie die Berechnungsgrundlage für
diese Schwellenwerte können ebenfalls der KritisV entnommen werden.
Dieser enge Fokus dürfte mit dem neuen ITSiG 2.0 aufgebrochen werden.

Auferlegung von Pflichten

Der Referentenentwurf in seiner Fassung vom 27. März 2019 umfasst
Vorschläge zahlreicher Änderungen des BSIG und
Telekommunikationsgesetz (TKG) sowie weiterer relevanter Gesetze. Die
für KRITIS-Betreiber bereits bestehenden Meldepflichten und
Verpflichtung zur Einhaltung von Sicherheitsmindeststandards sollten
nun auf "weitere Teile der Wirtschaft ausgeweitet" werden. Die
klassischen KRITIS-Sektoren werden um den Sektor (Abfall-)Entsorgung
ergänzt.

Neue und/oder erweiterte Pflichten können aufgrund der Verpflichtung
zum Einsatz von Systemen zur Angriffserkennung sowie durch die
Möglichkeit zur Auferlegung von Pflichten auf Unternehmen außerhalb
des bisherigen Wirkungskreises des IT-Sicherheitsgesetzes, gemäß der
Bewertung von sogenannter "Cyberkritikalität" durch das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) entstehen. Das BSI könnte
im Einzelfall den Betreibern zusätzliche Pflichten (beispielsweise
auch Meldepflichten) auferlegen, wenn sich die Anlage oder Teile
dieser einem KRITIS-Sektor oder Bereich zuordnen lassen oder wenn
IT-Störungen "wegen des hohen Grades an Vernetzung der eingesetzten
Informationstechnik zu einem Ausfall oder zu einer erheblichen
Beeinträchtigung der Erbringung der betroffenen Dienstleistung
insgesamt führen würden (Cyberkritikalität)". Eine Auferlegung der
Pflichten kann auch bei einer "tatsächlichen und hinreichend schweren
Gefährdung für ein Grundinteresse der Gesellschaft" erfolgen.

KRITIS-Betreiber sollen zudem verpflichtet werden, als Teil der
angemessenen organisatorischen und technischen Vorkehrungen, Systeme
zur Angriffserkennung einzusetzen, inklusive der Erlaubnis, "die
hierzu erforderlichen Daten" zu verarbeiten. Insofern die Daten nicht
zur Prävention benötigt werden, sind sie umgehend zu löschen. Künftig
dürfen KRITIS-Betreiber auch nur Komponenten von Herstellern nutzen,
die eine Vertrauenswürdigkeitserklärung gegenüber dem Betreiber
abgegeben haben. So müssen künftig Hersteller von IT-Produkten, die
sie KRITIS-Betreibern zuliefern, Störungen in ihren IT-Produkten
umgehend dem BSI melden, wenn "Störungen der Verfügbarkeit,
Integrität, Authentizität und Vertraulichkeit der Software auftreten".

Das BSI bleibt auch nach dem neuen IT-Sicherheitsgesetz als zentrale
Meldestelle bestehen, auch die Pflichten für die KRITIS-Betreiber wie
die Erbringung von Nachweisen, das Benennen einer Kontaktstelle und
die unverzügliche Meldung von Störungen bleiben erhalten. Neu ist die
Pflicht zur Registrierung der im Sinne der BSI-Kritisverordnung
(KritisV) relevanten kritischen Infrastrukturen, der Meldepflicht für
Anbieter von Telekommunikationsdiensten und Betreibern öffentlicher
Telekommunikationsnetze nachempfunden. Das BSI kann die Registrierung
auch selbst vornehmen und/oder die erforderliche Dokumentation zur
Bewertung der kritischen Infrastruktur nach KritisV beim Betreiber
anfordern, falls dieser seiner Pflicht zur Registrierung nicht
nachkommt.

ITSiG 2.0 war notwendig

"Mit diesem Gesetz sind wir europaweit Vorreiter und Vorbild", lobte
der damalige Bundesinnenminister Thomas de Maizière das
IT-Sicherheitsgesetz anlässlich seiner erstmaligen Vorstellung. Das
ITSiG 2.0 war notwendig, um das ITSiG nachträglich an die sogenannte
NIS-Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates
anzupassen.

Mit dieser Richtlinie hat sich die Union zum Ziel gesetzt,
EU-übergreifend ein höheres Niveau an Netz- und Informationssicherheit
zu schaffen und so die Nutzer und Unternehmen besser vor den Risiken
durch Cyberattacken, Computerspionage oder Cyberkriminalität zu
schützen. Danach ergaben sich für ITSiG, neben den novellierten
Anforderungen an die KRITIS-Betreiber, zusätzliche Anforderungen für
Betreiber von digitalen Diensten sowie in Bezug auf die Aufsicht.

Mit dem ITSiG 2.0 sollte der "mit dem IT-Sicherheitsgesetz geschaffene
Ordnungsrahmen" noch erweitert werden. Die im Gesetz enthaltenen
erweiterten Maßnahmen zielen - neben dem Schutz der Bürger und
Stärkung des Staates - auf "eine resiliente Wirtschaft" ab, liest man
im Referentenentwurf.

Dies geht damit einher, dass gleich neue Bußgeldvorschriften
eingeführt werden sollten. Verstöße gegen wesentliche Bestimmungen des
ITSiG 2.0 sollten mit Geldbußen von bis zu 20 Millionen Euro oder von
bis zu 4 % des gesamten weltweit erzielten jährlichen
Unternehmensumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs, je nachdem,
welcher der Beträge höher ist, geahndet werden können.

Im Fall der Anbieter digitaler Dienste "wird die Ordnungswidrigkeit
nur geahndet, wenn" er "seine Hauptniederlassung nicht in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union hat", oder, falls ja,
dort einen Vertreter genannt und dieselben digitalen Dienste anbietet.

Wesentliche Kritikpunkte an dem, bisher nur in der durchgeleakten
Version bekannten, Referentenentwurf des ITSiG 2.0 betreffen die
Stärkung sowie Ausweitung der Kompetenzen des BSI und BKA, wobei die
vordringliche Herauslösung des BSI aus dem Bundesinnenministerium (wie
zuvor die Herauslösung des BSI aus dem BND) nach wie vor ausbleibt.

Auch die generelle Erlaubnis, im Rahmen des Einsatzes von Systemen zur
Angriffserkennung "die hierzu erforderlichen Daten" zu verarbeiten,
stößt auf - nicht nur datenschutzrechtlich relevante - Bedenken.
Kombiniert mit den erweiterten Kompetenzen der Behörden birgt sie die
Gefahr des Einsatzes solcher Daten zur Überwachung der Bürger und
individuelle Freiheiten einschränkender Verarbeitung mit der alles
andere überschattenden Zielsetzung der nationalen Sicherheit. Es
bestehen Zweifel, ob die von ITSiG 2.0 geplanten Maßnahmen und
Pflichten dem "Grundinteresse der Gesellschaft" und dem verstärkten
"Schutz von Bürgerinnen und Bürger im Internet" tatsächlich dienlich
sind. Sicherheitsdispositive würden heute nicht der Vorbeugung dienen,
man nütze sie zur Kontrolle und zur Lenkung von Phänomenen, warnte der
Philosoph Giorgio Agamben. "Zu lange hat die Bundesregierung die im
Mittelpunkt stehenden Fragen der IT-Sicherheit der Selbstregulierung
der Wirtschaft überlassen und eine Politik verfolgt, die die
Interessen von Sicherheitsbehörden vor den effektiven Schutz von
Grundrechten und sichere digitale Angebote stellt", kritisierte die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in ihrem Antrag "IT-Sicherheit stärken,
Freiheit erhalten, Frieden sichern". Thomas Meyer warnte 2013 in
dieser Zeitschrift davor, die tatsächlichen absoluten Grundrechte wie
die Freiheit mit Rechten von instrumentellem Wert, wie etwa
Sicherheit, zu verwechseln: "Der relative Wert der Sicherheit verkehrt
sich in eine substanzielle Gefahr, sobald er den Rang der wirklichen
Grundrechte usurpiert oder gar diese übertreffen soll."

Der Bundestag wird hier eine grundsätzliche Entscheidung treffen
müssen: Möchte man weiterhin Technologien und Strategien fördern, die
Überwachung, Lebens- und Arbeitskontrolle stärken - oder möchte man in
Technologien investieren, die neue Lebens- und Arbeitsentwürfe
ermöglichen, Freiheit und Demokratie stärken - und so seine
Schutzfunktion gegenüber den Bürgern ausfüllen.

Der Gesetzgeber wird dafür verantwortlich sein, wo Deutschland in den
nächsten Jahren bei den wichtigen Themen Digitalisierung, Industrie
4.0 oder künstlicher Intelligenz stehen wird, und auch dafür, wie sich
Deutschland zu dem Thema IT-Sicherheit positioniert.


Aleksandra Sowa

ist IT-Compliance Managerin, Datenschutzbeauftragte und -auditorin.
2017 erschien: Digital Politics: So verändert das Netz die
Demokratie. Sie ist Sachverständige zur IT-Sicherheit im
Innenausschuss des Bundestages.
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FRAGEN/008: Wie Religion Menschen trennt und verbindet (idw)


Universität Leipzig - 11.12.2019

Wie Religion Menschen trennt und verbindet



Die Themen Religion und religiöse Identität haben in der öffentlichen
Debatte an Sichtbarkeit gewonnen, trotz der Säkularisierung. Über den
Umgang mit religiösen Zugehörigkeiten, insbesondere mit dem Islam,
herrscht vielerorts Verunsicherung. Ein deutsch-schweizerisches
Forschungsprojekt unter Führung der Universitäten Leipzig und Luzern hat
eine Bevölkerungsumfrage durchgeführt, um der Frage nachzugehen, ob
Religion für die eigene Identität wichtig ist und ob sie Menschen trennt
oder miteinander verbindet. Ihre religiöse Identität ist demnach einer
Mehrzahl der Deutschen und der Hälfte der Schweizer wichtig. Sie kann eine
große gesellschaftliche und gesellschaftspolitische Bedeutung haben.

"Zum einen bringt eine starke religiöse Identität in dogmatischen
religiösen Gruppen Abgrenzungsprozesse und Konfliktpotentiale hervor, zum
anderen wirkt sie brückenbildend und stärkt den gesellschaftlichen
Zusammenhalt", sagt Prof. Dr. Gert Pickel, Religionssoziologe an der
Universität Leipzig (siehe auch das Interview mit ihm weiter unten).
Zusammen mit dem Politikwissenschaftler Prof. Dr. Antonius Liedhegener von
der Universität Luzern leitet Pickel das Projekt "Konfigurationen
individueller und kollektiver religiöser Identitäten und ihre
zivilgesellschaftlichen Potenziale", kurz KONID.

Der Forschungsbericht "Wie Religion 'uns' trennt - und verbindet" stellt
die ersten Ergebnisse des KONID-Projektes vor. Die beteiligten
Wissenschaftler haben 21 mögliche soziale Identitäten betrachtet, unter
denen die religiöse eine beachtliche Bedeutung besitzt: 57 Prozent der
Deutschen und 50 Prozent der Schweizer ist ihre Religionszugehörigkeit
(eher bis äußerst) wichtig. Zugleich sprechen sich 66 Prozent
(Deutschland) beziehungsweise 60 Prozent (Schweiz) derer, die eine
ausgeprägte religiöse Identität zeigen, für einen interreligiösen Dialog
aus. Generell ähneln sich die Ergebnisse in Deutschland und der Schweiz
bei den meisten Antworten.

Speziell für Mitglieder von Freikirchen und für Muslime spielt Religion
eine große Rolle. Sie berichten aber auch am häufigsten über
Diskriminierungserfahrungen, die laut Bericht insgesamt moderat ausgeprägt
sind. Ein weiteres Ergebnis für diese Gruppen: Positionen, nach denen "im
Konfliktfall" der Religion der Vorrang gegenüber der Verfassung eingeräumt
werden sollte, sind in Deutschland bei Angehörigen von Freikirchen (30
Prozent) und bei Muslimen (25 Prozent) deutlicher ausgeprägt als in
anderen Bevölkerungsgruppen. Als problematisch erachten die Forscher
weniger die Religionszugehörigkeit, als religiös-dogmatische und
autoritäre Einstellungsmuster, die die Haltung zur eigenen und anderen
Religionen prägen.

Zudem stellen die Wissenschaftler fest: Religiosität und Engagement
bestärken sich wechselseitig. "Wer in Deutschland seine religiöse
Identität als äußerst wichtig ansieht, ist wesentlich häufiger
gesellschaftlich engagiert (59 Prozent) als jemand, dem diese soziale
Identität völlig unwichtig ist (48 Prozent)", heißt es im
Forschungsbericht.

Der "KONID Survey 2019" ist eine repräsentative Bevölkerungsumfrage in
Deutschland und der Schweiz. In ihr wurden jeweils über 3.000 Personen
über 16 Jahre zu Zivilgesellschaft, sozialen Identitäten, religiöser
Identität und Religiosität mit teils neu entwickelten Instrumenten zur
Messung kollektiver Identitäten befragt. Autoren des dazu veröffentlichten
Berichts sind neben den beiden Projektleitern die Theologin Yvonne
Jaeckel, der Soziologe Dr. Alexander Yendell (beide Universität Leipzig)
sowie der Religionswissenschaftler Anastas Odermatt (Universität Luzern).
Das von der Deutschen Forschungsgemeinschaft und dem Schweizer
Nationalfonds geförderte KONID-Projekt ist der quantitative Teil des
interdisziplinären Forschungsverbundes "Soziale Gruppen und religiöse
Identitäten in ziviler Gesellschaft (RESIC)".

 * 


Interview mit Prof. Dr. Gert Pickel


Sie haben ein neues Befragungsinstrument zum Thema soziale 
Identitäten entwickelt. Was kann man sich darunter vorstellen?

Bislang wird zum Beispiel zum Thema Religiosität gefragt: Wie religiös
sind Sie? Oder: Glauben Sie an Gott? Was eher nicht gefragt wird: Wie
wichtig ist Ihnen Ihr Glaube? Und wie wichtig die Zugehörigkeit zu Ihrer
religiösen Gruppe? Um das zu erfassen, haben wir ein recht komplexes
Instrument entwickelt, in dem es zunächst einmal um die Eigeneinschätzung
der Wichtigkeit religiöser Identität geht. Zweitens geht es um die
Wahrnehmung, die das eigene soziale Umfeld auf die eigene religiöse
Identität besitzt, drittens darum, ob man aufgrund der
Religionszugehörigkeit die Erfahrung macht, diskriminiert zu werden. Ein
vierter Punkt ist, wie man sich selbst ins Verhältnis zu anderen setzt.
Hier haben wir zum Beispiel die Frage gestellt, wie gut man es fände, wenn
das eigene Kind jemanden mit einer anderen Religionszugehörigkeit
heiratet.

Sie nehmen vor allem die religiöse Identität in den Blick. Warum?

Insgesamt sprechen wir für jeden Menschen von einer multiplen Identität.
In diesem Mix scheint aber die religiöse Identität eine wichtigere Rolle
zu spielen als in heutigen, weitgehend als säkular angesehenen,
Gesellschaften gedacht. So hat Religion in den öffentlichen Debatten eine
starke Bedeutung erlangt, häufig als Abgrenzungs- und Problemmerkmal. Dies
gilt gerade in Verbindung mit Migration. Dabei wird sie selten
differenziert betrachtet, und meist konzentriert man sich heute auf stark
individualisierte Formen persönlicher Religiosität. Religion hat aber viel
mit Identität und mit Gruppenzugehörigkeit zu tun. Entsprechend ist es
äußerst spannend, dazu intensiv zu forschen.

Kommen wir zu den heute publizierten Ergebnissen. Wie bedeutsam ist die
religiöse Identität?

Die Zahlen zeigen, dass sie in der deutschen wie in der Schweizer
Gesellschaft eine beachtliche Bedeutung hat, ich würde sagen eine deutlich
höhere als viele denken. Natürlich gibt es andere soziale Identitäten wie
Familie oder Freundeskreis, die den Menschen noch wichtiger sind. Aber es
gibt auch schwächer eingestufte Aspekte der Identität, unter anderem die
Schichtzugehörigkeit oder die Wohnregion.

Sie haben es bereits angesprochen: Religion und Religionszugehörigkeit
gelten oft als Ausgangspunkt für Spannungen und Konflikte. Was sagen Ihre
Umfrageergebnisse dazu aus? Und welche positiven Effekte einer starken
religiösen Identität können Sie benennen?

Unsere Ergebnisse zeigen: Zum einen bringt eine starke religiöse Identität
in dogmatischen religiösen Gruppen Abgrenzungsprozesse und
Konfliktpotentiale hervor, zum anderen wirkt sie aber auch brückenbildend
und stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Spannungen entstehen vor
allem dann, wenn religiöse Gruppen eher auf eine Abgrenzung, manchmal
sogar Abwertung anderer religiöser Gruppen aus sind.

Soziale Identitäten sind ja immer auch Gruppenidentitäten, da geht es
nicht nur um den Einzelnen, sondern um die Gemeinschaft. Da kann es
zuweilen auch zu pauschalisierenden Gruppenzuschreibungen kommen. Wir
reden also von "den Christen" und "den Muslimen", obwohl beide Gruppen in
sich stark heterogen sind. Natürlich kann man dem entgegenwirken. Die
positiven Effekte von Religion sehe ich daher vor allem im sozialen
Kapital. Es gibt Kontaktangebote, es gibt Initiativen, um wechselseitiges
Verständnis zu fördern und Bedrohungsszenarien zu hinterfragen.
Interreligiöser Dialog ist das Stichwort. Den wünschen sich in Deutschland
66 Prozent derer, die eine ausgeprägte religiöse Identität zeigen.

Also Anlass für Optimismus?

Ja, durchaus. Aber ein anderes Ergebnis gibt zu denken. Die Frage, ob die
Regeln und Werte der eigenen Religion "im Konfliktfall", wie wir das
formuliert haben, Vorrang vor der Verfassung haben sollen, bejahen in
Deutschland 30 Prozent der Angehörigen von Freikirchen und 25 Prozent der
Muslime, hingegen nur 10 Prozent der evangelischen und katholischen
Christen. Es gilt zu betonen: Die große Mehrheit sieht das in allen
Gruppen nicht so, auch muss es einen "Konfliktfall" erstmal geben. Dennoch
sind die Zahlen beachtenswert.

Wie kommt es zu den höheren Werten?

Dazu bedarf es natürlich weiterer Untersuchungen. Vielleicht so viel: Bei
den Menschen islamischen Glaubens könnte die Herkunft und auch eine
andere, teils konservativere Sozialisation, eine Bedeutung spielen. Wenn
ich zum Beispiel aus einem Land komme, in dem Religion eine sehr starke
Rolle spielt, vielleicht Staatsreligion ist, dann bringe ich diese
Erfahrung mit nach Deutschland. Daneben gibt es das, was oft einhergeht
mit der Formulierung "in der Diaspora leben". Wenn ich zu einer religiösen
Gruppe gehöre, die eine Minderheit und nicht vollständig in eine
Gesellschaft integriert ist, bekomme ich das Gefühl, für meinen Selbstwert
auf gerade diese religiöse Identität angewiesen zu sein. Ich ziehe mich
also in einen scheinbar sicheren Bereich zurück. Gerade auch
Diskriminierungserfahrungen könnten sich hier massiv bestärkend für eine
Abschottung auswirken.

Sie haben repräsentative Befragungen durchgeführt. Sind sie auch
repräsentativ im Hinblick auf Muslime in Deutschland?

Wir haben für die Muslime in Deutschland keine belastbare Grundgesamtheit,
das muss man klar so sagen. Das liegt vor allem an der Gemeindestruktur.
Dadurch fehlt uns - wie auch anderen derzeit vorliegenden Studien - der
Abgleich mit Strukturdaten. Aber wir haben viel dafür getan, hier ziemlich
repräsentative Aussagen machen zu können. Wir haben zum Beispiel nicht nur
die deutschsprachigen Muslime gefragt, sondern die Fragen auch ins
Türkische, Arabische und weitere Sprachen übersetzt.

Was erforschen Sie als nächstes?

Wir wollen uns einige Faktoren noch genauer ansehen, zum Beispiel die
Wirkungen des persönlichen Umfelds und die Einflüsse der eigenen
Persönlichkeitsmerkmale. Zudem wollen wir die einzelnen Religionen noch
differenzierter betrachten.


Originalpublikation:

Liedhegener, Antonius / Pickel, Gert / Odermatt, Anastas / Yendell,
Alexander / Jaeckel, Yvonne:

Wie Religion "uns" trennt - und verbindet. Befunde einer
Repräsentativbefragung zur gesellschaftlichen Rolle von religiösen und
sozialen Identitäten in Deutschland und der Schweiz 2019
(Forschungsbericht). Luzern / Leipzig 2019.

DOI: 10.5281/zenodo.3560792 (CH) / 10.36730/rtv.2019 (DE)

https://resic.info/wp-content/uploads/2019/12/KONID-Bericht-2019_Religion-trennt-verbindet.pdf

Weitere Informationen unter:

https://resic.info/religious-social-identity-in-civil-society/the-quantitative-project/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 11.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/414: Bolivien - Nach dem Massaker in Senkata (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien

Nach dem Massaker in Senkata
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In der Kirche des Heiligen Franz von Assisi, in Senkata liegen Leichen
auf den Bänken, mit Zetteln mit den Namen und den Geburtsdaten der
Toten.

Foto: Privat



(La Paz, 8. Dezember 2019, npl) - In der Kirche des Heiligen Franz von
Assisi im Stadtteil Senkata der bolivianischen Großstadt El Alto sind
auf den Bänken mehrere Leichen zu sehen, eingewickelt in Decken.
Darauf liegen Zettel mit den Namen und den Geburtsdaten der Toten.
Dazwischen sitzen Angehörige, manche mit einem stieren Blick, andere
weinen leise. In einer Ecke neben dem einfachen Altar der Kirche ist
eine Pritsche aufgestellt, darauf ein Leichnam mit zwei Einschüssen,
einer in der oberen linken Brust und einer im Gesichtsbereich. Vier
Forensiker untersuchen die Leiche. Es ist Mittwoch der 20. November,
ein Tag nach dem Massaker im Stadtteil Senkata von El Alto. "Nicht
alle haben ihre Toten in die Kirche gebracht", meint Carlos, dessen
Bruder am Vortag erschossen wurde, "sie trauen den Forensikern nicht.
Wir haben beschlossen, uns nicht zu verstecken."


De-facto-Präsidentin: "Operation friedlich verlaufen!"

Die De-facto-Regierung hat in kürzester Zeit ein Klima der Angst
geschaffen, das dazu geführt hat, dass viele Menschen eingeschüchtert
sind. In der öffentlichen Debatte, die auch die meisten großen Medien
in Bolivien mittragen, wurden die Bewohner*innen El Altos pauschal als
"MAS-Horden" und "Terroristen" abgestempelt. Kaum ein*e Journalist*in
aus La Paz hat sich die Mühe gemacht, vor Ort zu recherchieren und zu
berichten. Einfacher war es, die Verlautbarungen der
De-facto-Regierung zu übernehmen. Der Verteidigungsminister behauptete
noch am selben Tag, die Operation sei friedlich verlaufen, es sei kein
einziger Schuss abgefeuert worden. Das wiederholte auch
De-facto-Präsidentin Jeanine Añez in der ersten Dezemberwoche in einem
Interview: "Soweit ich weiß, ist alles friedlich verlaufen!". Dabei
verdichten sich die Hinweise, dass die Militärs geschossen haben, wie
Nachbar*innen es von Anfang an ausgesagt haben. Laut dem
Sicherheitsexperten Samuel Montaño "hat das Militär geschossen", er
hat Fotos von den Tatorten in Sacaba/Cochabamba und Senkata/El Alto
ausgewertet. Es gebe mindestens zwei Fälle, so der Experte, bei dem
Soldaten geschossen hätten. David Inca, Repräsentant der permanenten
Menschenrechtsversammlung Boliviens, weist darauf hin, dass
"Familienangehörige Patronenhülsen des Kalibers 7,62, sowie andere
Hülsen kleineren Kalibers gezeigt haben".


"Das Militär hat geschossen"

Die daraufhin gestellte Anfrage der Tageszeitung La Razón, einer der
wenigen Medien, die in Bolivien noch kritisch berichten, beantwortete
das Verteidigungsministerium mit dem Hinweis auf die Pressekonferenz
vom 19. November: "Es ist alles friedlich verlaufen, kein einziger
Schuss ist vom Militär abgefeuert worden." Gleichzeitig wird von der
Regierung in den Raum gestellt, es wäre darum gegangen, einen
terroristischen Anschlag zu verhindern. In der regierungsnahen
Tageszeitung Página Siete wird behauptet, "Anhänger von Evo Morales
wollten das Treibstofflager in Brand setzen", Dynamit sei dabei im
Spiel gewesen, heißt es aus anderen Quellen. Bisher wird diese
Behauptung jedoch nicht mit stichhaltigen Beweisen untermauert.
Augenzeugen*innen vor Ort berichten, dass niemand mit Dynamit hantiert
hat, "nicht einmal Knallfrösche hatten wir, als Polizei und Militär
auf uns schoss", meint eine Nachbarin.


Zeug*innen werden von der Polizei bedroht

Wie die Nachbarin wollen die meisten inzwischen anonym bleiben. Es
wird von Polizeibesuchen berichtet, wo den Betroffenen nahegelegt
wird, besser keine Aussagen zu machen, auch anonyme Drohanrufe gibt
es. Das bestätigen auch Mitglieder der permanenten
Menschenrechtsversammlung, "Es ist sehr schwer im Moment, als
Menschenrechtsverteidiger zu arbeiten. Das Misstrauen der Leute ist
sehr groß; außerdem erhalten wir Drohungen von der Regierung", erzählt
ein Mitarbeiter.
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Soldaten auf den Straßen von El Alto.

Foto: Privat



Daher bleibt bisher auch im Dunkeln, wie viele Menschen genau beim
Massaker in Senkata umgekommen sind. Es wird berichtet, dass es neben
den zehn offiziellen Toten sechs weitere gibt, deren Familien sich
geweigert haben, die Todesfälle offiziell registrieren zu lassen.
Zudem gibt es Berichte über mindestens zehn gewaltsam verschwundene
Personen, von denen man nicht weiß, ob sie tot sind oder was mit ihnen
passiert ist. Darunter soll nach Zeugenberichten auch ein
zwölfjähriges Mädchen sein, das zwei Einschusslöcher aufwies und von
Polizisten weggeschafft wurde.


Krankenhäuser behandeln Verletzte wie Terroristen

Für die bolivianische Öffentlichkeit spielen diese "Details" kaum eine
Rolle. Die Version eines "terroristischen Anschlags" und eines
"friedlichen Polizei- und Militäreinsatzes" stehen im Vordergrund. Das
berichten auch Unterstützer*innen der Verletzten. 45 Verletzte wurden
von Hilfsorganisationen in El Alto registriert, es wird jedoch von bis
zu 100 Verletzten ausgegangen. "Von den Registrierten haben alle
Schussverletzungen", meint Danuta Orea, die sich um die Verletzten
kümmert, "In vielen Krankenhäusern der Stadt wurden die Verletzten wie
Terroristen behandelt. In der Holländischen Klinik ist niemand in den
normalen Krankenzimmern untergebracht worden, sondern alle wurden im
Hof abgestellt".


De-facto-Regierung behindert Aufklärung

Die De-facto-Regierung setzt die Stimmen, die eine unabhängige
Untersuchung fordern, unter Druck. Als der Interamerikanische
Menschenrechtshof die Ereignisse untersuchen wollte, wurde von
Anhänger*innen der Regierung der Eingang zum Tagungsort blockiert,
Zeugen*innen sollten an der Aussage gehindert werden. Lokale
Menschenrechtsorganisationen wie die Ombudsfrau für Menschenrechte
Nadja Cruz oder die permanente Versammlung der Menschenrechte
Boliviens erhalten ebenfalls Drohungen. Als eine Delegation aus
Argentinien unter der Leitung von Juan Grabois Ende November das Land
besuchte, warnte Ministerpräsident Arturo Murillo, man werde es nicht
zulassen, dass "Ausländer aufrührerisch im Land tätig werden", und man
werde die Delegation "sehr genau beobachten".
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Tage des Aufruhrs: El Alto Ende November.

Foto: Privat



Dass die Regierung mehr Interesse an Verschleierung als an Aufklärung
hat, zeigt auch das Angebot, das sie den Familien der Toten gemacht
hat. Jede Familie soll rund 6.500 Euro Entschädigung erhalten, wenn
sie darauf verzichtet, den Fall vor ein internationales Gericht zu
bringen. Dies soll im Rahmen der "Befriedung des Landes" geschehen. In
Rahmen der Befriedung wurde auch das Militär in die Kasernen
zurückgeschickt und das Dekret, das für die Soldaten*innen
Straffreiheit vorsah, wieder zurückgenommen. Eine Maßnahme, die auf
internationalen Druck zustande kam und der Tatsache geschuldet ist,
dass während der zehntägigen Blockade in El Alto der Regierungssitz
bereits mit Engpässen bei Lebensmitteln und Benzin zu kämpfen hatte.

Während die Regierung aufgrund des Drucks teilweise auf die
Gegner*innen zugeht, versucht sie auf der anderen Seite, soweit es
geht, Fakten zu schaffen und viele politische Gegner*innen verfolgen
zu lassen. Neben mindestens 34 Toten und 700 Verletzten sind unzählige
MAS-Mitglieder, Mitarbeiter*innen der Wahlbehörde und andere
Funktionäre verhaftet worden. Auch in wirtschaftlichen Fragen werden
Fakten geschaffen. So verabschiedete die Regionalregierung Ende
November im Beni ein neues Agrargesetz, das in Zukunft fast die Hälfte
der Fläche des Departements als Agrarfläche ausweist. Die indigene
Bevölkerung wurde dazu nicht konsultiert.

Auch kritische Stimmen in der Presse werden massiv bedroht und
angefeindet. Der bekannte Karikaturist Al-Azar hat aufgrund von
massiven Drohungen gegen seine Familie aufgehört, in der Tageszeitung
La Razón zu veröffentlichen. Hinter den Drohungen stecken immer
häufiger paramilitärisch organisierte Gruppen, die den Comités Cívicos
nahe stehen, wie die Resistencia Juvenil Cochala aus Cochabamba.


MAS-Wahlantritt soll verhindert werden

Teile der neuen Machthaber*innen und ihre Unterstützer*innen versuchen
zu verhindern, dass die MAS bei Neuwahlen antritt. Sie müssen
befürchten, dass die Partei Morales' bei einem erneuten Urnengang als
Siegerin hervor geht. Der Politologe Fernando Mayorga sieht in der
Bewegung zum Sozialismus, der MAS, die einzige Kraft, die im ganzen
Land eine Basis hat, während die übrigen Akteure*innen, wie zum
Beispiel Präsidentschaftskandidat Carlos Mesa, nur im Departement La
Paz wirklich Rückhalt bekommt.

Die Stimmen, die sich für den Entzug der Zulassung der MAS als
politische Partei aussprechen, sehen sich durch den Abschlussbericht
der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) bestätigt und sprechen
von einem "gigantischen Wahlbetrug". Von "Wahlbetrug" berichtet das
Abschlussdokument zwar nicht, weist jedoch auf schwerwiegenden
Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen im Oktober hin. So gab es eine nicht
vorhergesehene Änderung bei der elektronischen Erfassung der Stimmen,
bei dem ein Server zugeschaltet wurde, der vorher nicht im System
vorgesehen war. Das wertet die OAS als "vorsätzliche Manipulation".
Auch bei den Stichproben der Niederschriften der Wahlergebnisse in den
einzelnen Wahllokalen gibt es bei etwa fünf Prozent der
Niederschriften Unregelmäßigkeiten. Zudem stellt der Abschlussbericht
fest, dass eine Überprüfung des Wahlergebnisses unmöglich ist, da ein
Teil der Wahlunterlagen von Gegner*innen der MAS verbrannt wurden. Im
Zuge der Unruhen nach den Wahlen gingen in den Departements Potosí und
Chuquisaca 100 Prozent der Wahlunterlagen, in Santa Cruz immerhin 75
Prozent verloren. Am Montag nach der Wahl steckten Gegner*innen von
Morales die lokalen Wahlbehörden in mehreren Departements in Brand.

Inzwischen nehmen die Spannungen unter den Bürgerkomitees zu. Luis
Fernando Camacho, bisher Vorsitzender des Bürgerkomitees in Santa
Cruz, hat sich im Alleingang zum Präsidentschaftskandidaten erklärt
und damit Marco Pumari, den Vorsitzenden des Comité Cívico in Potosí,
vor den Kopf gestoßen. Eigentlich wollten beide gemeinsam kandidieren.
Neben Camacho haben auch Carlos Mesa und der evangelikale Prediger Chi
Hyun Chung bereits ihren Hut in den Ring geworfen. Die Bewegung zum
Sozialismus hält an diesem Wochenende eine Konferenz ab, um ebenfalls
eine Kandidatin oder einen Kandidaten für die Wahlen im kommenden Jahr
zu suchen, die voraussichtlich im März stattfinden sollen.


Zu diesem Artikel gibt es einen Audiobeitrag:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/was-geschah-in-senkata/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/nach-dem-massaker-in-senkata/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07117: Inmitten törichter Nichtigkeiten (SB)


Mit Stefan Kindermann hat das deutsche Schach seit Jahren schon in den
eigenen Reihen einen verläßlichen Kämpfer auf den Olympiaden. Sein
Stil ist stürmisch, er liebt das Verwegene. Positionsgeschiebe
vermeidet er, wo er kann. Im Taktischen fühlt er sich zu Hause, und
zweifelsohne hätte er viel Gefallen an den Versen des Arabers Abu'l-
Hasan ibn Abu'l-Baghal al-Katib gefunden: "Der gute Spieler setzt
seine Figuren so, daß er Folgen erkennt, die der Unwissende niemals
bemerkt. Mit der Gelassenheit des Weisen erkennt er inmitten törichter
Nichtigkeiten die Überraschungen der Zukunft und dient so dem Sultan,
weil er zeigt, wie man Unheil voraussieht, denn der erfahrene Mann
verfährt mit der gleichen Strategie auf dem Schachbrett wie auf dem
Schlachtfeld." Auch im heutigen Rätsel der Sphinx ist der Feldherr,
nicht der planende Strategie gefragt. Kindermann, der die weißen
Streitkräfte führte, entdeckte nun rasch die Lücke in der Stellung des
Rumänen Foisor, Wanderer.
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Kindermann - Foisor

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1...Lf5-d7 verstopfte das eine Mattloch, ließ das andere jedoch
unbewacht, und nach 2.Dh4-f6! schlüpfte die Maus doch zur gegnerischen
Majestät durch. Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 22. November 2006

12. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1208: Mönchengladbach - Rückenfitness am Abend, ab 14.01.2020


Stadt Mönchengladbach

Rückenfitness am Abend in Eicken



Nach einem kurzen Aufwärmtraining erfolgt eine gezielte Kräftigung der
Rumpfmuskulatur. Ob als Bestandteil eines Therapieplans oder zur
Vorbeugung von Beschwerden - hier werden die Teilnehmenden selber
aktiv. Der VHS-Kurs startet am Dienstag, 14. Januar, 20 bis 21 Uhr, in
der Mehrzweckhalle Eicken, Eickener Straße 165.

Entgelt: 69,50 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.12.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/115: Hamburg - "Die Kunststoffwellen", 31.1.-2.2.2020


LICHTHOF Theater

"Die Kunststoffwellen" 

Von und mit: Konstantin Bessonov und Maria Isabel Hagen

Premiere Fr, 31.01., 20:15 Uhr / Sa 1.02. 20:15 Uhr / So 2.02. 18:00
Uhr



Herzlich Willkommen im Paradies aus Kunststoff! In der Oase aus
Schaumstoff! Am feinkörnigen Strand aus Mikroplastik! Zwei
Performer*innen laden zu einer Auseinandersetzung mit der Endlichkeit
des menschlichen Lebens und der Unvergänglichkeit von Plastik ein.
Maria Isabel Hagen und Konstantin Bessonov gehen im Rahmen einer
Lecture Performance der Entstehungsgeschichte des Kunststoffs nach.
Hierbei stellen sie die menschliche Sterblichkeit dem, in der Natur
nicht abbaubaren, Material Kunststoff gegenüber. Mit synthetischen
Sounds und live auf Kunststoffteilen erzeugten Geräuschen, verwebt der
Klangkünstler Konstantin Bessonov Plastikknirschen und Meeresrauschen
zu einem wechselseitigen Konzert. Es entstehen zwei Ebenen der
Reflektion über die eigene Vergänglichkeit, die Macht der Natur, die
Unendlichkeit von künstlichen Stoffen und die eigene Existenz zwischen
diesen beiden Polen.

Virginia Woolf lieferte mit ihrem Roman "Die Wellen" die Inspiration
für eine atmosphärische Auseinandersetzung mit endlicher und
unendlicher Existenz.

Reservix-Hotline 01806 700733

und an allen gängigen VV-Stellen

Eintrittspreise 18 € / 12 € / 8 €

Sonderveranstaltungen können abweichende Preise haben.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/950: Hamburg - "Humanistische Matinee" zum Thema "Schmerz", 26.1.2020


LICHTHOF Theater

"Humanistische Matinee" zum Thema "Schmerz"

Von und mit: Silke Rudolph und der weltbeste Zahnarzt

Outside Eye: Niels Peter Rudolph

Premiere So, 26.1., 11:00



Allein die Vorstellung vom Zahnarztbesuch macht Angst - wir kennen sie
wahrscheinlich alle. Aber auch der Zahnarzt hat Gefühle: Wut,
Ohnmacht, aber auch Schmerzen. Zuerst haben sich - als
Lifestyleproduktevermarkter getarnt - Konkurrent*innen im Stockwerk
über ihm einen Mietvertrag erschlichen, jetzt schließen seine
Patient*innen dort auch noch Behandlungsverträge ab. Dabei haben die
Konkurrent*innen von oben fachlich gar nichts zu bieten, weder neue
Techniken, Erfahrung noch Know how. Aber gegen ihre Geräte (es sind
die modernsten), gegen ihre Werbestrategien (es sind die
ausgefuchstesten), gegen ihre Präsenz (sie ist allgegenwärtig) kommt
der weltbeste Zahnarzt nicht an. Als Einzelner steht er vor ihnen wie
der Tante Emma Laden vor dem Supermarkt.

Am Beispiel von "Dr. Lächeln auf englisch smile" gibt Richmute einen
Ausblick auf die zukünftige Art der Gesundheitsversorgung im Gewand
der Dienstleistung. Aber Richmute gesteht auch ihre Schuld ein, denn
auch sie ist "Dr. Lächeln auf englisch smile" auf den Leim gegangen,
sonst wüsste sie ja nicht, wovon sie spricht. Als Experte wird der
weltbeste Zahnarzt zu hören sein, der über die Schmerzen spricht, die
feindliche Übernahmen bewirken.

Reservix-Hotline 01806 700733

und an allen gängigen VV-Stellen

Eintrittspreise 18 € / 12 € / 8 €

Sonderveranstaltungen können abweichende Preise haben.

Gefördert durch: Bezirksamt Altona im Rahmen der Stadtteilkulturförderung

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/824: Kassel - IDOMENEO, RE DI CRETA, von W. A. Mozart, 12.01.20


documenta-Stadt Kassel

"IDOMENEO, RE DI CRETA, ein Drama in drei Akten von Wolfgang
Amadeus Mozart"

Theaterbesuch für Senioren



"IDOMENEO, RE DI CRETA", ein Drama in drei Akten von Wolfgang Amadeus
Mozart im Opernhaus des Staatstheaters Kassel steht auf dem Programm
des städtischen Referates für Altenhilfe. Die Vorführung findet am
Sonntag, 12. Januar, 16 Uhr, statt.

Ermäßigte Eintrittskarten (für 12,75 Euro, 18 Euro oder 22,50 Euro)
für Seniorinnen und Senioren sind im Vorverkauf ab sofort beim
Staatstheater erhältlich. Der Vorverkauf an der Theaterkasse ist
montags bis freitags von 10 bis 18 Uhr sowie samstags von 10 bis 15
Uhr. Eine telefonische Reservierung ist nicht möglich.

Informationen unter der Telefonnummer (05 61) 10 94-2 22.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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SCHAUSPIEL/1318: Lübeck - "Zur schönen Aussicht" von Ödön von Horváth, 27.1.-13.2.2020


THEATER LÜBECK

Zur schönen Aussicht

von Ödön von Horváth

Inszenierung: F. Harmstorf 

Bühne: L. O. Nguyen 

Kostüme: S. Wallum 

Musik: C. Bigge

Mit R. Behringer, G. Völsch; R. Brandt, J. Byl, M. Fuchs, M. Hermann,
S. Simon

Kostprobe: 27.01.2020, 18.30 Uhr, Kammerspiele (Eintritt frei)

Premiere 31.01.2020, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Weitere Termine 02.02.2020, 18.30 Uhr (Theatertag, 11 Euro),
07.02.2020, 13.02.2020, jeweils 20.00 Uhr, u.a.



In seinem Frühwerk - 1926 in einer kurzen Phase der wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Stabilität zwischen den beiden Weltkriegen
geschrieben - ahnt Ödön von Horváth schon den kommenden Untergang
voraus. Er beschreibt eine dekadente Welt am Rande des Abgrunds, eine
morbide Gesellschaft, in der Reichtum mehr zählt als jegliche
moralischen Werte. Schon in seiner ersten Szenenanweisung verweist
Horváth auf einen größeren gesellschaftlichen Zusammenhang: »Eine
mächtige alte Karte von Europa hängt an der Wand. Alles ist verstaubt
und verwahrlost.«

Wie in einem Panoptikum lässt Ödön von Horváth in seiner bitterbösen
Komödie »Zur schönen Aussicht« sieben Personen in einem
heruntergekommenen Hotel gleichen Namens aufeinanderprallen. Doch
Nomen ist hier nicht Omen, die Aussichten sind alles andere als rosig.
Das vom Pleitegeier bedrohte Etablissement wird nur durch einen
einzigen zahlenden Gast über Wasser gehalten: Ada Freifrau von
Stetten. Hoteldirektor Strasser kämpft mit Servilität und
Körpereinsatz um die Gunst der reichen Dame. Die schon etwas in die
Jahre gekommene Adelige genießt den Tanz ums Goldene Kalb, den die
Hotelangestellten um sie herum veranstalten. Gern nimmt sie auch
sexuelle Dienstleistungen entgegen. Neben Strasser umschwärmen sie
auch der kleinkriminelle Kellner Max und der windige Chauffeur Karl.
Doch niemand sagt, was er wirklich denkt. Mit leeren Phrasen und
Verlogenheit versucht jeder, einen ökonomischen Vorteil zu erringen.
Als die junge Christine überraschend im Hotel auftaucht und Direktor
Strasser mit seiner Vaterschaft konfrontiert, droht das Konstrukt der
finanziellen Abhängigkeiten zusammenzubrechen. Christine stört die
Mechanik der eingeübten Hotelabläufe - sie muss weg! Und die Männer
schmieden einen perfiden Plan ...

In seinem Stück mit dem ironischen Titel »Zur schönen Aussicht«
entlarvt Ödön von Horváth Dummheit, Selbstsucht und Gefühlskälte einer
finanziell wie moralisch bankrotten Gesellschaft. Mit eisigem Zynismus
seziert Horváth die menschlichen und seelischen Abgründe einer von der
Jagd nach dem Mammon zerfressenen Gemeinschaft.

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Dezember 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/374: Unna - "Alles über Liebe", 17.01.2020


Kreisstadt Unna

Theater in der Stadthalle: "Alles über Liebe"



Kreisstadt Unna. Kaum ein zwischenmenschliches Problem bleibt
unerwähnt, und so manches Paar wird sich hier wiedererkennen: Vor
Jahren noch stürmisch verliebt, sitzt man ruckzuck mit zwei Kindern in
einem Reihenhaus. Aber muss es denn immer so sein, dass der Alltag die
Liebe auffrisst? Zwischen den Zeilen des schnellen und pointenreichen
Schlagabtauschs des Paares offenbart sich, mal auf urkomische, mal auf
sehr anrührende Weise, schließlich doch noch das Band, das Anna und
Carlos zusammenhält: Die Liebe!

Eine ebenso freche wie bitterböse Komödie über das romantisierte
Ehebild und eine hemmungslose Reflexion (un-)möglicher Alternativen.
Die actionreiche Komödie von Stephan Eckel mit Renan Demirkan, Tanja
Schumann und Giovanni Arvaneh ist in der Inszenierung von Regisseur
Jürg Schlachter am Freitag, 17. Januar 2020 in der Stadthalle Unna zu
erleben.

Karten für die Aufführung sind im i-Punkt des Zentrums für Information
und Bildung zu VVK-Preisen zwischen 13 Euro (Galerie) und 21 Euro (2.
Preisklasse) erhältlich.

Informationen gibt es im Bereich Kultur unter Telefon: 02303/103-722

Termin: Freitag | 17. Januar 2020| 20 Uhr

Ort: Erich Göpfert Stadthalle | Parkstraße 44 | 59425 Unna

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.12.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





KLIMA/553: Costa Rica - Verwundbares Zentralamerika. Forum zur Klimapolitik (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica

Verwundbares Zentralamerika - Forum zur Klimapolitik

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 27. November 2019, npl) - Vom 2. bis zum 13. Dezember
2019 findet in Madrid die 25. Weltklimakonferenz COP 25 statt. Im
Vorfeld dieser Konferenz haben sich Anfang Oktober Vertreter*innen
zentralamerikanischer NGOs in Costa Rica zum "X. Forum Verwundbares
Zentralamerika" [1] getroffen. Ein erklärtes Ziel des Forums war es,
bereits für die PreCOP eine einheitliche Position zum Klimawandel und
der Problematik in der Region Mittelamerika auszuarbeiten. Dieser Text
wurde im Auftrag der Stiftung Brot für die Welt [2] geschrieben.

Schon im Auto zum Veranstaltungsort ist der Klimawandel Thema. Laut
Minor García, dem Taxifahrer, hat es Anfang Oktober immer die
heftigsten Regenfälle des Jahres in Costa Ricas Hauptstadt San José
gegeben. "Aber seit zehn Jahren hat die Niederschlagsmenge immer mehr
abgenommen." Der Blick auf die saftiggrünen Bergketten rund um die
Hauptstadt, die regengeschwängerte Luft und die Güsse, die in den
kommenden Stunden noch vom Himmel kommen werden, lassen das kaum
glauben. Doch wiederholt wird Garcías Aussage in diesen Tagen auf dem
Forum Verwundbares Zentralamerika (Centroamérica Vulnerable)
bestätigt. Der Niederschlag in San José ist nicht nur weniger
geworden. Er kommt auch erheblich unregelmäßiger. Früher prasselte er
in der Regenzeit immer ganz zuverlässig in den Nachmittagsstunden aus
den Wolken. Das ist vorbei. Ähnliche Veränderungen werden in den
kommenden zwei Tagen die Delegationen aus den anderen
zentralamerikanischen Staaten berichten.


"Geeint für das Leben!"

"Geeint für das Leben!" Unter diesem Motto trafen sich am 5. und 6.
Oktober 2019 etwa 250 Personen aus ganz Zentralamerika zum X. Forum
"Verwundbares Zentralamerika" in Costa Rica. Die Veranstaltung ist
wegen der politischen Spannungen in Nicaragua relativ kurzfristig nach
Costa Rica verlegt worden.

Die Teilnehmer*innen repräsentieren mehr als 100 Organisationen und
Initiativen der Zivilgesellschaft aus Guatemala, Honduras, Nicaragua,
El Salvador und Costa Rica. Erstmals nehmen auch eine kleine
Delegation aus Panama sowie eingeladene Gäste aus Peru und Chile teil.
Darunter befinden sich auch das Centro Humboldt aus Nicaragua, das
Salvadorianische Umweltteam UNES (Unidad Ecológica Salvadoreña) und
die Vereinigung von Nicht-Regierungsorganisationen ASONOG (Asociación
de Organismos No Gubernamentales) aus Honduras.


Der trockene Korridor

Verwundbares Zentralamerika. Im Laufe der zwei Tage auf dem Campus
wird die ganze Bandbreite dessen deutlich, was Verwundbarkeit für die
Region und die Mehrheit seiner Bewohner*innen bedeutet. Auf der einen
Seite wird sie durch die direkten Auswirkungen des Klimawandels
ausgedrückt. Da ist der sogenannte trockene Korridor. Auf einer Länge
von etwa 1600 Kilometern und einer Breite zwischen 100 und 400
Kilometern durchzieht er ganz Zentralamerika von Panama bis hinauf in
den mexikanischen Bundesstaat Chiapas. In seinem Einzugsbereich leben
90 Prozent der zentralamerikanischen Bevölkerung. Dies schließt die
meisten der größeren Städte ein. In den vergangenen Jahren haben sich
die Trocken- und Dürrezeiten in diesem breiten Korridor verlängert.
Das macht die Zeiten für die Aussaat und die Ernten unsicher.
Betroffen sind vor allem Guatemala, El Salvador, Honduras und
Nicaragua. Trockener Korridor heißt andererseits nicht, dass es dort
keinen Regen gibt. Aber wenn er fällt, dann oftmals viel extremer als
früher. Wo die Monate zuvor die Trockenheit das Problem war, sind es
dann auf einmal die Überschwemmungen, die den Bewohner*innen das Leben
schwer machen.

Die extremen Wetterphänomene in der Region nehmen seit Jahrzehnten zu.
Wissenschaftliche Daten zeigen eindeutig: Zentralamerika ist nur für
0,5 Prozent der weltweiten Emissionen verantwortlich. Doch der
Klima-Risiko-Index weist Guatemala, Honduras, El Salvador und
Nicaragua für die vergangenen zwei Dekaden unter den 20
risikogefährdetsten Ländern weltweit aus. "Der Klimawandel ist bei uns
schon längst angekommen", heißt es immer wieder auf dem Forum. Viele
der Teilnehmer*innen des Forums kommen aus ländlichen Gebieten, sind
Mitglieder kleinbäuerlicher und indigener Familien. Sie wissen aus
eigener bitterer Erfahrung, was der Klimawandel für ihr oft von
Subsistenzwirtschaft geprägtes Leben bedeutet. Die meisten sprechen
daher von Klimakrise. Dieser Begriff wird am Ende auch im
Positionspapier des Forums bevorzugt werden.


Wasser, Menschenrechte und ein wertloses Abkommen

Das Thema Wasser fehlt auf dem Forum so gut wie nie: Wasser, das
ausbleibt. Wasser, das auf einmal zu stark vom Himmel kommt,
Zerstörung und Überschwemmung mit sich bringt. Wasser, das den
Menschen "abgegraben" wird, weil es für Staudämme, Bergbauprojekte
oder bei der industriell betriebenen Plantagenwirtschaft für
Zuckerrohr, Ölpalmen oder Ananas verwendet wird. Wasser, das dem Wald
fehlt. Jetzt schon ist Wasser der Grund für zahlreiche Konflikte in
ganz Zentralamerika. Es ist absehbar, wie diese Konflikte sich in der
nahen Zukunft weiter verschärfen und zunehmen werden.

Wenn von Konflikten die Rede ist, bekommt das Wort Verwundbarkeit auf
dem Forum noch eine ganz andere Bedeutung. Über weite Phasen könnte
ein verirrter Besucher beim ersten Eindruck glauben, er sei auf ein
reines Menschenrechtsforum geraten. Dann treten Klimawandel und
Klimakrise in den Hintergrund. Ins Zentrum rücken dafür die Personen
und Dorfgemeinden, die ihre Lebensräume, das heißt, ihr Land und ihr
Territorium und dessen natürliche Güter schützen wollen. Dafür müssen
sie um ihr Leben fürchten.


Mord und Waldverlust in Costa Rica

Beispiel Costa Rica. Das Land genießt immer noch den Ruf, die Schweiz
Zentralamerikas zu sein. Tatsächlich sind Unsicherheit und Gewalt dort
nach wie vor weniger ausgeprägt als in den Nachbarstaaten. Die Armut
ist ebenfalls nicht so prononciert wie in Guatemala, El Salvador,
Honduras und Nicaragua. Doch schon zu Anfang des Forums räumt Mariana
Delgado mit der Illusion des friedlichen Costa Ricas auf. Delgado
gehört der Ethnie der Bribri [3] an. Sie berichtet von den Vorgängen
auf dem Indigenen Territorium Salitre. Immer wieder gebe es Versuche,
den Bribri Teile ihres Lebensraumes zu entreißen. Die Agroindustrie
sucht nach Expansionsmöglichkeiten für ihre Monokulturen. Illegaler
Holzschlag auf dem indigenem Territorium soll den Weg dafür frei
machen. Der Umweltaktivist Sergio Rojas Ortiz [4], selber ein Bribri,
bezahlte seinen Einsatz gegen dieses Vorgehen am 18. März 2019 mit dem
Leben. Er wurde in seinem Haus erschossen. Zuvor war er drei
Mordanschlägen entkommen. Obwohl die Interamerikanische
Menschenrechtskommission CIDH bereits 2015 staatliche Schutzmaßnahmen
für ihn angeordnet hatte, schützte ihn am Ende niemand. Unterdessen
hat der Waldverlust laut Mariana Delgado bereits zu Konsequenzen für
die Bribri geführt. Die Temperaturen in Salitre sind angestiegen. Die
Bribri verzeichnen Saatgutverluste. Mit den Rodungen verlieren sie
Wald als wichtigen Wasserspeicher.


Frauen: Verwundbar innerhalb der Verwundbarkeit

Zu Beginn des Forums hängen Teilnehmer*innen eine ausgedruckte
Landkarte Zentralamerikas mit der Überschrift "Unsere Märtyrer*innen"
an eine Wand des Auditoriums. Das Blatt füllt sich schnell mit Namen
von ermordeten Umweltschützer*innen. Im Falle Guatemalas gehören die
Namen von vier der sieben Opfer Frauen. Nicht umsonst spricht die
Abgeordnete Paola Vega, Vorsitzende der Umweltkommission des
costa-ricanischen Parlamentes, bezüglich der Frauen von der
"Verwundbarkeit innerhalb der Verwundbarkeit". Später weist die
salvadorianische Feministin Maydheé Recinos vom Regionalen Pakt für
Risikomanagement (CRGR) auf einen wenig beachteten Aspekt hin: Frauen
bekämen in ihrer klassischen Rolle als Versorgerinnen und Hüterinnen
des Haushalts nicht nur als erste die Folgen von Wasser- und
Nahrungsmittelmangel zu spüren. "Sie werden oft auch noch dafür
verantwortlich gemacht und erleiden aus diesem Grund häusliche
Gewalt."

Die Vertreter*innen aller mittelamerikanischen Länder berichten auf
dem Forum von einer zunehmenden Kriminalisierung der
Umweltaktivist*innen. Häufig werde ihnen zudem der Informationszugang
verweigert. Kein einziges Mal fällt jedoch der Name "Escazú-Abkommen".
Escazú ist eine Stadt in Costa Rica, die zum Großraum San José gehört.
Dort wurde am 4. März 2018 das damals als historisch bezeichnete
regionale Abkommen über den Zugang zu Information, öffentlicher
Beteiligung und Gerechtigkeit in Umweltangelegenheiten in
Lateinamerika und der Karibik unterzeichnet. Das Abkommen stellt die
Umweltrechte faktisch den Menschenrechten gleich. Artikel 9 befasst
sich explizit mit dem Schutz von Menschenrechtler*innen, die sich
Umweltangelegenheiten widmen. Bis auf El Salvador und Honduras haben
die zentralamerikanischen Staaten zwar ihre Unterschrift unter das
Abkommen gesetzt, doch keiner dieser Staaten hat es bisher
ratifiziert. Angesichts dieser Realität scheint niemand auf dem Forum
Hoffnung auf das Escazú-Abkommen zu setzen.


National festgelegte Beiträge bisher zahnlos

Ähnlich ist es mit den "national festgelegten Beiträgen" NDC (national
determined contributions). Sie sind ein Ergebnis des Pariser
Klimagipfels von 2015, der COP 21. Die Vertragsstaaten sollen
nationale Klimaschutzziele ausarbeiten, der internationalen
Öffentlichkeit mitteilen und regelmäßig überarbeiten. Die fehlende
völkerrechtliche Bindung der Klimaziele sowie die mangelnde Umsetzung
durch konkrete Maßnahmen macht die NDC bisher in vielen Ländern
ziemlich zahnlos. Das Forum Verwundbares Zentralamerika widmet den
national festgelegten Beiträgen trotzdem einen eigenen kleinen Block.
Karla Maas, regionale Campaignerin des Climate Action Networks, fragt
zu Beginn ihres Beitrages in das Plenum: "Wem von euch sagt die
Abkürzung NDC etwas?" Mehrere Sekunden Stille später heben sich einige
zaghafte Hände. Zögerlich folgen ein paar mehr. Insgesamt dürften die
national festgelegten Beiträge höchstens einem Drittel des Plenums
etwas sagen. Es bleibt Alejandro Alemán vom Centro Humboldt
vorbehalten, ein bisschen näher auf die NDC in den einzelnen
zentralamerikanischen Staaten einzugehen.

Seine Bilanz ist ernüchternd. Auf dem Papier gebe es für die
Klimaschutzziele eine Menge von Anpassungs- und Vermeidungsmaßnahmen.
"Von Umsetzungswillen und Einbeziehung der Bevölkerung ist aber wenig
zu sehen." Alemán ist zudem überzeugt, dass die Maßnahmen jetzt schon
zu kurz greifen. Die letzte Chance zur Kurskorrektur sei 2020. Dann
sollen die NDC überarbeitet werden. Nach wie vor ist nicht klar, woher
in Zentralamerika das Geld für ihre Finanzierung kommen soll. Selbst
wenn entsprechende internationale Mittel fließen werden: Redner*innen
äußern auf dem Forum wiederholt die Sorge, das Geld werde nie bei
Projekten ankommen, die tatsächlich den betroffenen Gemeinden dienten.
Alejandro Alemán analysiert das Verhältnis der NDC in den
zentralamerikanischen Ländern zu den Nachhaltigen Entwicklungszielen
(SDG) der Vereinten Nationen. In keinem Fall gehe es um die
Verringerung der internen Ungleichheiten (Ziel 10). Die Regierungen
setzten durchweg auf das Funktionieren einer neoliberalen
Wachstumspolitik. Wenn überhaupt, würden Sickereffekte für die armen
Bevölkerungsschichten erwartet werden. Letztendlich sei dies auch in
seinem Land Nicaragua mit einer formal linken Regierung nicht anders.


Differenziertes Bild von Klimagerechtigkeit und falsche
Lösungen

Der wenig überzeugende Einsatz ihrer eigenen Regierungen gegen die
Klimakrise und für die eigenen Bevölkerungen beeinflusst die
Diskussion der Teilnehmer*innen zum Thema Klimagerechtigkeit und
Zahlungen für bereits entstandene Schäden und Verluste. "Die lokalen
Regierungen haben durchaus eine eigene Schuld und Verantwortung" meint
beispielsweise Magdalena Cortez vom CRGR. Trotzdem gibt es auf dem
Forum einen klaren Konsens: Die reichen Industriestaaten, die den
Klimawandel und seine negativen Auswirkungen auf viele Länder des
Südens im Wesentlichen verursacht haben, müssen für die Schäden und
Verluste aufkommen. Doch der Schwerpunkt der Debatte liegt woanders.
Die Industrieländer werden kritisiert, Finanzmittel aus dem Norden
nach wie vor in viele Großprojekte fließen zu lassen. Davon profitiere
die einfache Bevölkerung nicht. Oft würden diese Projekte
Landvertreibung und Ressourcenentzug bedeuten. Eine Änderung dieser
Politik ist für die meisten der Redner*innen wichtiger als
Entschädigungszahlungen, die im Zweifel gar nicht bei der betroffenen
Bevölkerung ankommen.

Im Gespräch macht Ramiro Lara von der ASONOG aus Honduras zu diesem
Punkt deutlich: "Viele unserer indigenen und kleinbäuerlichen
Gemeinden wollen überhaupt nicht den heutigen Konsumstandard der
Industrieländer erreichen. Sie wollen in Frieden ihr Land bebauen
dürfen, die Kontrolle der natürlichen Güter wie Wasser und Wald auf
ihren Territorien behalten, Bodentitel, die respektiert werden."
Investitionen müssten sich an den realen Bedürfnissen der Bevölkerung
ausrichten. Was der Norden mit seinen Finanzmitteln unterstütze, seien
vielfach "falsche Lösungen" heißt es immer wieder. Mit
Klimagerechtigkeit habe das wenig zu tun.

Um falsche Lösungen zu vermeiden, gibt es auf dem Forum
unterschiedliche Ansätze. Der Wirtschaftsdozent Mariano Marozzi,
gleichtzeitig Mitglied der costa-ricanischen Organisation Ditsö [5],
übt eine radikale Kapitalismuskritik. Solange dessen
Akkumulationsmodell nicht überwunden werde, seien kaum wirksame
Klimaschutzmaßnahmen zu erwarten. "Wir können an einen Punkt gelangen,
von dem aus keine Umkehr mehr möglich sein wird." Andere erwähnen zwar
die notwendige radikale Transformation von Konsum- und
Produktionsmustern. Sie schließen aber nicht aus, dies "innerhalb des
Systems" zu erreichen.


Vorsicht mit Großprojekten für erneuerbare Energien

Auch Projekte, die auf erneuerbare Energien setzen, können falsche
Lösungen im Kampf gegen die Klimakrise sein. Das ist das Fazit, das
Javier Mejía vom Centro Humboldt und Diego Osorno von der
niederländischen Hilfsorganisation HIVOS auf dem Forum ziehen. Sie
nennen riesige Wasserkraftwerke, Solarzellenanlagen und Windparks als
Paradebeispiele. Auch diese könnten de facto Land- und Ressourcenraub
bedeuten, indem sie ansässige Bevölkerungen verdrängten. Zudem: Bei
vielen Vorhaben würden beispielsweise indigene Gemeinde nicht
konsultiert, obwohl die Konvention 169 der Internationalen
Arbeitsorganisation (OIT) dies vorschreibt.

In Zentralamerika wird vor allem auf Wasserkraftwerke für die
Stromproduktion gesetzt. Doch, so Osorio: "Bei zu erwartenden
abnehmenden Niederschlagsmengen werden auch diese Projekte immer
schwieriger durchführbar". Sowohl Mejía wie Osorio sprechen sich für
kleinteilige Lösungen bei den erneuerbaren Energien aus. Sie hätten
das Potential, den lokalen Gegebenheiten besser gerecht zu werden und
die Bevölkerung stärker einzubeziehen. Beratungs- und
Finanzeinrichtungen müssten darauf mehr Rücksicht nehmen. Osorio
erwähnt unter solchen Institutionen auch die deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und die Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW). Die gutgemeinten Vorschläge, so wird aus dem
Plenum eingewandt, stoßen einmal mehr mit der Realität in
Zentralamerika zusammen. Die Chancen für dezentrale und lokale
Energieprojekte sind gering. Ebenso wie der Reichtum sich in wenigen
Händen konzentriere, seien auch an den Großvorhaben oft dieselben
Gruppen beteiligt.


Migration und Klimaflüchtlinge

Ein zentralamerikanisches Forum ist kaum denkbar ohne das Thema
Migration. Produzieren die extremen Wetterphänomene in der Region
Klimaflüchtlinge? Erhellend und spannend sind hier die beiden Studien,
die Marcos Navarrete für das Regionalbüro der Heinrich Böll Stiftung
[6] in El Salvador und Iván Aguilar von OXFAM auf dem Forum
vorstellen. Migration, so stimmen sie beide überein, speist sich so
gut wie immer aus mehreren Faktoren: Armut, Gewalt, zerstörte soziale
Kohäsion, sinkende Sozialausgaben, öffentliche (Nicht-)Politik oder
Repression, Überschwemmungen, Dürren, generell Naturkatastrophen.
Allerdings könne ein Faktor, darunter auch das Klima, in einem
bestimmten Moment der auslösende Faktor für die Migration sein. Zumal,
wenn die Bevölkerung durch die anderen Faktoren bereits stark
verwundbar ist.

Iván Aguilar macht dies am Beispiel Guatemala deutlich. Seit Beginn
des Jahrtausends erleide das Land im Durchschnitt fast jedes Jahr eine
mehr oder weniger starke Umweltkatastrophe. Die Katastrophenvorsorge
sei praktisch inexistent. Nach dem Ausbruch des Vulkans El Fuego am 3.
Juni 2018 hätten 30 Prozent der betroffenen guatemaltekischen
Bevölkerung die einzige Lösung in der Migration gesehen. Dabei hätten
die ganz Armen allenfalls die Möglichkeit der Binnenmigration. Wer
dagegen auf Hilfszahlungen von Familienangehörigen aus den USA rechnen
könne, sei wesentlich mobiler und etwas weniger verwundbar. Beide
Vorträge veranschaulichen ein weiteres Mal: Klimakrise und
gesellschaftlicher Kontext können nicht losgelöst voneinander
betrachtet werden. Navarrete zeichnet ein besonders düsteres
Zukunftsbild für Guatemala, El Salvador und Honduras: Mit den
aktuellen konservativen Regierungen sei ein generelles Rollback zu
befürchten. Die politische Lage in Nicaragua gibt ebensowenig Anlass
zu Hoffnung. Auf bis zu 70.000 Menschen ist die nicaraguanische
Exilgemeinde in Costa Rica inzwischen angewachsen. Darunter auch
Umweltschützer*innen, deren Dissidenz vom Ortega-Regime nicht geduldet
wurde. Wenn auf dem Forum Verwundbares Zentralamerika unterschiedliche
Meinungen zum Thema Nicaragua existieren, so wird dies nicht
öffentlich ausgetragen. Wiederholt ist in der nicaraguanischen
Delegation aber Bitterkeit zu spüren, welchen Weg die sandinistische
Revolution genommen hat.

Zwei Tage lang war das Forum geprägt vom Willen der Zusammenarbeit und
vom Zuhören. Lokale Erfahrungen der Gemeinden ergänzten sich mit den
Informationen der eher auf Lobbyarbeit ausgerichteten Organisationen.
Die Organisator*innen des Forums Verwundbares Zentralamerika wissen:
Die Forderungen und Anliegen werden über Allianzen eine bessere Chance
haben, zur Geltung zu kommen. "Wir als Zentralamerika sind zu klein,
um richtig sichtbar zu sein", meint Alejandro Alemán. Das vom Plenum
verabschiedete Positionspapier [7] fasst die Beiträge und Forderungen
des Forums noch einmal gut zusammen. Das Engagement gegen die
Klimakrise wird als Bestandteil des Einsatzes für die Lebensräume und
Gemeingüter der zentralamerikanischen Bevölkerung eingeordnet. "Wir
sind überzeugt, dass der Kampf gegen die Klimakrise erfolglos sein
wird, solange die Staaten ... die Menschenrechte nicht respektieren
und den Dialog verhindern, um Lösungen für die ökologische, soziale,
kulturelle und wirtschaftliche Zivilisationskrise verhindern, in der
wir uns befinden", heißt es weiter. Das Forum zeigt eines auf:
Ausgearbeitete Klimastrategien sind eine Sache. Ohne Erdung an die
politischen Realitäten drohen sie ins Leere zu laufen.


Anmerkungen:

[1] https://humboldt.org.ni/x-encuentro-centroamerica-vulnerable-que-nos-espera/

[2] https://info.brot-fuer-die-welt.de/blog/klimapolitik-muss-geerdet-sein

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Bribri

[4] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/indigener-aktivist-in-costa-rica-erschossen/

[5] https://www.facebook.com/ditsoCR/

[6] https://sv.boell.org/sites/default/files/politicas_de_estado_desplazamiento_y_migracion_tnca_hbs_2019.pdf

[7] https://humboldt.org.ni/decimo-encuentro-regional-primer-encuentro-latinoamericano-fro-centroamerica-vulnerable/
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Wenn das Wasser kommt - Klimawandel in Honduras

Von Markus Plate
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Juan José Reyes auf Ortsbesuch. Der mollige Mittfünfziger ist Chef des
Frühwarnsystems der honduranischen Zivilschutzkommission COPECO.

Foto: © Markus Plate



(Mexiko-Stadt, 2. Dezember 2019, npl) - Vor wenigen Wochen erst hat
Chile die Ausrichtung der diesjährigen Klimakonferenz abgesagt - wegen
der wochenlangen sozialen und politischen Proteste im Land. Der
Klimagipfel findet stattdessen in Madrid statt. Dabei gehört
Lateinamerika zu den vom Klimawandel am stärksten betroffenen Regionen
der Welt. Bis zum Jahr 2050 könnte er jährliche Schäden verursachen,
die in Zentralamerika zwei bis vier Prozent der Wirtschaftsleistung
betragen. El Salvador und Honduras sind wegen ihrer Lage zwischen
Pazifik und Karibik besonders gefährdet.

Wer am Golf von Fonseca von El Salvador nach Honduras einreist, ist
erst einmal überrascht: Weites, grünes Land, stabile, geräumige
Bauernhäuser aus kühlenden Lehmwänden und Dachziegeln, gepflegte
Gärten und viel Vieh, bewaldete Hügel. Das sieht pittoresk aus und
fast wohlhabend. Die honduranische Provinz del Valle liegt tief,
eingeklemmt zwischen dem Hochland mit der Hauptstadt Tegucigalpa und
der Chismuyo-Bucht am Golf von Fonseca.

Juan José Reyes macht Gemeindebesuche. Mit einem klimatisierten,
geländegängigen Pickup rumpelt der mollige Mitfünfziger über die mit
Schlaglöchern übersäten und oft schlammigen Pisten abseits der
wenigen, gut ausgebauten Überlandstraßen von del Valle. Reyes ist Chef
des Frühwarnsystems der honduranischen Zivilschutzkommission COPECO.

In Playa Grande, einem Dorf im Mündungsgebiet des wasserreichen
Nacaome-Flusses in den Golf und den Pazifik, trifft Reyes auf
Mitglieder des lokalen Zivilschutzkomitees, die er über Jahre geschult
und begleitet hat: "Das wichtigste unserer Arbeit ist es, die
Gemeindestrukturen zu stärken. Die lokalen Zivilschutzkomitees müssen
in der Lage sein, zur Not auch ohne Koordinierung mit uns
Entscheidungen zu treffen. Wenn zum Beispiel die Computer ausfallen,
oder die Mobilkommunikation."


Alle zwei Jahre eine Überschwemmung

Alle zwei Jahre eine Überschwemmung, das ist hier nichts Besonderes.
Schon öfter haben die Bewohner*innen ihre Dörfer verlassen, tagelang
auf den Dächern ihrer Häuser ausharren, das Vieh auf die etwas höher
gelegene Landstraße treiben müssen. Steigt der Meeresspiegel und nimmt
die Stärke von Wolkenbrüchen zu, wird auch das Wasser höher und länger
in Playa Grande stehen, das Vieh wäre in diesem Fall verloren.




[image: Foto: © Markus Plate]

Schule in Playa Grande Honduras. Die Kinder lernen, wie sie sich im
Notfall zu verhalten haben. 

Foto: © Markus Plate



Schon in den Grundschulen der Gegend sind Hochwasser und
Verhaltensregeln spätestens seit Hurricane Mitch vor 21 Jahren
Unterrichtsstoff. Kinder sollen mit ihren Eltern regelmäßig die
Wetternachrichten im Fernsehen und Radio einschalten, auch damit sie
für die Gefahren sensibilisiert werden. Die Kinder lernen, wie sie
sich im Notfall zu verhalten haben. Wenn eine katastrophale
Überschwemmung droht, sollen die Kinder zügig, aber ruhig nach Hause
gehen und dann mit ihren Familien in den nächsten Ort, wo es eine
sichere Notunterkunft gibt.


"Wir spüren den Klimawandel deutlich"

Der Leiter der Grund- und Mittelschule von Playa Grande, Isabel
Ferrufino Reyes, weiß: "Der Klimawandel betrifft uns alle. Wir als
armes Land, unsere Region, die von Land und Meer lebt, spüren den
Klimawandel deutlich, beim Mais, beim Vieh, beim Fischfang. Unsere
Regierung müsste viel mehr tun! Wir bräuchten Programme für die Armen.
Saatgut, das gegen Hitze und Trockenheit resistent ist. Die Regierung
aber tut nichts."

Der Minister gibt die Ehre, er ist nach Playa Grande gekommen. Gabriel
Rudi verantwortet auf Regierungsebene den Katastrophenschutz in
Honduras und schätzt ebenso unterhaltsame wie dramatische Auftritte.
Das Treffen mit der Landbevölkerung war ihm auch wichtig, weil
internationale Geldgeber*innen anwesend sind, um sich von
Projektfortschritten im Hochwasserschutz zu überzeugen.


Minister: Der Norden ist schuld

Del Valle sei die meist gefährdete Gegend in Honduras und Honduras das
zweitgefährdetste Land der Welt. Man sei hier also quasi in der
gefährdetsten Region der Erde. Die Zuhörer staunen ob dieses
zweifelhaften Weltrekords. Die Schuld am Klimawandel trügen aber die
Länder des Nordens, liest er den Deutschen, über den anwesenden
Projektpartner Arbeiter-Samariter-Bund die Leviten. Die eigene Arbeit
sei dagegen vorbildhaft, ein dickes Lob für Juan José Reyes und seine
kleine Behörde.

Und dann ist der Minister auch schon wieder weg, zurück in die
Hauptstadt Tegucigalpa. Schuldirektor Reyes kann bei solchen
Auftritten seine Wut kaum im Zaum halten: "Die Mittel der
internationalen Geldgeber verschwinden in der Hauptstadt. All diese
Korruptionsskandale, die Verstrickung mit den Drogenkartellen, die
Vetternwirtschaft, der Zusammenbruch des Gesundheitssystems. Die leben
in ihrer eigenen Welt. Und wir? Wir leiden unter Dürren,
Überschwemmungen, sogar Hunger."


Aufgebrachte Bürger*innen blockieren die Straßen

Juan José Reyes kennt die Wut der Menschen. Kein Wunder: Seine Reisen
in die Gemeinden muss er gut planen, regelmäßig blockieren
aufgebrachte Bürger*innen die Landstraßen, um Geld, vor allem aber den
Rücktritt der skandalumwitterten Regierung von Präsident Juan Orlando
Hernández zu fordern.

Honduras muss mehr tun, will es für den Klimawandel gerüstet sein, das
weiß auch Juan José Reyes: Regenwasser müsse in Zukunft gespeichert
werden, um bei Starkregen das Wasser auffangen und zurückhalten zu
können und in Dürrezeiten noch Wasser zu haben. Die Landwirtschaft
müsse wieder nachhaltiger werden, um Feuchtigkeit speichern zu können,
es brauche effektive Bewässerungssysteme und Ökosysteme müssten
wiederhergestellt werden, auch weil sie eine natürliche
Ausgleichswirkung bei Wetterextremen haben.


Klimaschutz geht nur in einem funktionierenden Staat

Dazu aber bräuchte es ein klares Bekenntnis des Staates, gesetzliche
Grundlagen, professionelle Planung, effiziente Durchführung, die
Einbindung der betroffenen Gemeinden - all das mutet fast illusorisch
an in einem Staat, in dem jährlich Tausende Menschen ermordet werden,
die Mörder meist straflos bleiben, die Justiz nicht funktioniert, die
Korruption grassiert und das Gesundheitssystem seit Jahren vor dem
Kollaps steht.

Die Proteste in Chile, in Honduras und anderswo, die sich gegen
steigende Ungleichheit, Korruption, Entdemokratisierung und ein
Wirtschaftssystem richten, das gefühlt nur einer Minderheit nützt, sie
zeigen, dass für Klimaschutz und Klimafolgenanpassung erheblich mehr
nötig sein wird, als globale Abkommen, technische Lösungen und ein
umweltfreundlicheres Konsumverhalten.


poonal-Artikel zum Klimawandel in El Salvador:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/wenn-das-wasser-kommt-klimawandel-in-el-salvador/

Podcast zum Klimawandel in El Salvador und Honduras:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/klimawandel-el-salvador-und-honduras-besonders-gefaehrdet/
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Forscher warnen davor, daß Hitzewellen zeitgleich in mehreren
wichtigen landwirtschaftlichen Anbaugebieten auftreten können. Das
könnte die Nahrungsmittelpreise steigen lassen, einen Getreidemangel
erzeugen und soziale Unruhen auslösen. Der Klimawandel würde die
Gefahr noch verstärken, da er stabile Hochdrucklagen erzeugt, die
sich über den "Brotkörben" der Welt wie den USA und Rußland
wochenlang festsetzen.

Wenn im Kontext klimawandelbedingter Veränderungen von der Gefahr
eines Nahrungsmittelmangels gesprochen wird, wird dabei häufig
unterschlagen, daß bereits heute weltweit rund 850 Mio. Menschen
nicht genügend zu essen haben und weitere zwei Milliarden Menschen
mangelernährt sind. Vor diesem Hintergrund der verbreiteten Not von
der Gefahr zu sprechen, daß gleichzeitig ablaufende Hitzewellen die
Ernten von Weizen, Mais oder Soja beeinträchtigen könnten, bedeutet,
daß auch die klimatisch und geographisch bevorzugten Weltregionen wie
Nordamerika oder Westeuropa bedroht sind. Ohne günstige klimatische
Voraussetzungen wären die erwähnten "Brotkörbe" gar nicht erst
entstanden.

Das Wetter in Westeuropa wird wesentlich von der Westwindströmung
bestimmt, die Bestandteil eines Jetstreams ist, einer kräftigen und
breiten Windströmung, die sich in den mittleren Breiten um die Erde
schlängelt. Die Bögen jenes Jetstreams (es gibt noch andere) können
weit nach Norden und Süden auslenken. Manchmal kommt es zu einer
Blockade der Strömung. Eine typische Folge davon kennt man auch in
Deutschland: ein stabiles Hochdruckgebiet setzt sich tage- oder sogar
wochenlang über Westeuropa fest. Im Winter schleust es womöglich
sibirische Ostwinde herbei, die für Tiefsttemperaturen sorgen, im
Sommer kann es Trockenheit und Hitze verursachen. Ein konkretes
Beispiel ist der Sommer 2018, in dem es in Deutschland und anderen
europäischen Ländern monatelang kaum geregnet hatte.

Die Forschergruppe um Kai Kornhuber, Atmosphärenwissenschaftler der
Columbia Universität und des Potsdam-Instituts für
Klimawandelforschung (PIK), schreibt nun im Journal "Nature Climate
Change", daß sich unter bestimmten Blockadebedingungen des Jetstreams
das Risiko gleichzeitig ablaufender Hitzewellen in den
landwirtschaftlichen Hauptanbaugebieten um den Faktor 20 erhöht. Den
Berechnungen nach könnte die Ernte in einer der von einer Hitzewelle
betroffenen Regionen um bis zu elf Prozent oder, wenn man den
Durchschnitt auch anderer von einer Blockade betroffener Gebiete
hinzunimmt, um vier Prozent reduziert werden. Bezogen auf die globale
Nahrungsmittelversorgung sind das relevante Größen. In normalen
Jahren kann eine regional mangelhafte Ernte durch Handel mit anderen
Weltregionen kompensiert werden. Wohingegen die spezifische
Jetstream-Blockade mehrere Dürren auslöst und damit eine globale
Mangellage entstehen läßt.

Der Klimawandel wird extreme Wetterlagen verstärken, ob es sich um
Dürren, Hitzewellen, Überschwemmungen oder Schneefall handelt.
Außerdem wird der Jetstream stärker ausschlagen und voraussichtlich
häufiger einer Blockadesituation unterliegen. Das haben frühere
Forschungsarbeiten ergeben.

Das Hauptanliegen der "Nature"-Studie besteht in der Darstellung der
Berechnung gleichzeitiger Dürren in den landwirtschaftlichen
Hauptanbaugebieten der Erde. Daß ein solches Ereignis
gesellschaftliche Konsequenzen nach sich zieht, wird benannt, aber
nicht ausgearbeitet. Insofern ist die Warnung vor Lebensmittelmangel,
steigenden Preisen und sozialen Unruhen noch harmlos formuliert.
Treffender wäre es wohl zu sagen, daß dann nicht mehr allein im
Globalen Süden Hunger weit verbreitet sein wird, sondern dieser auch
im Globalen Norden Einzug hält und in Zukunft möglicherweise Kriege
zur Nahrungssicherung geführt werden.

Für Menschen, die von Einnahmen nahe des Existenzminiums leben
müssen, erweist sich jede Lebensmittelverteuerung und jeder -mangel
sehr schnell als lebensbedrohlich. Allerdings würde vermutlich auch
der Mittelstand, der sich in vielen Ländern des Globalen Südens erst
langsam entwickelt, den Mangel spüren. Bei der globalen
Hungerkatastrophe 2007, 2008 kam es jedenfalls in mehreren Dutzend
Staaten zu Unruhen oder Aufständen. Regierungen wurden gestürzt oder
gerieten in starke Bedrängnis Es hatten sich damals nicht nur die
Menschen erhoben, die wie in Ägypten gegen eine Verteuerung der
Brotpreise demonstrierten, sondern auch die Mittelständler, die sich
plötzlich statt drei Mahlzeiten pro Tag nur noch zwei oder eine
Mahlzeit leisten konnten.

Nicht von der hungernden Landbevölkerung, sondern vom urbanen
Prekariat gemeinsam mit dem Mittelstand geht für Regierungen die
größte Gefahr aus, sollten wieder einmal Mißernten, steigende
Benzinpreise, Spekulationsgeschäfte des Finanzkapitals und eine
restriktive Handelspolitik eine Mangelsituation wie im vergangenen
Jahrzehnt erzeugen, als die Lebensmittelpreise weltweit
emporgeschnellt waren und nach Angaben der FAO, der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, mehr als eine
Milliarde Menschen gehungert haben.

Die Sorge der Regierungen bestand nicht prioritär darin, die
hungernden Menschen mit Nahrungsmitteln zu versorgen, sondern darin,
die gesellschaftliche Ordnung und damit ihre privilegierte Position
aufrechtzuerhalten. Mal wurde zu repressiven Mitteln gegriffen, um
die Aufständischen in Schach zu halten, mal wurden - zum gleichen
Zweck - staatliche Versorgungsprogramme aufgelegt.

Der Klimawandel wird die vorhandenen sozialen Spannungen verstärken.
Hitzewellen, die möglicherweise zeitgleich ablaufen, sind nur einer
von mehreren Streßfaktoren, die das gesellschaftliche Gefüge nicht
etwa zu zerrütten drohen, sondern offenbaren, daß der sogenannte
gesellschaftliche Zusammenhalt schon immer eine Fiktion war.


Fußnote:

[1] nature.com/articles/s41558-019-0637-z.epdf

12. Dezember 2019
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